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Gewalt wirtschaftlich übennächtiger und politisch gefährlicher, dazu 
grossen Teils ausländischer Privatgesellschaften, welche das ihnen 
anvertraute lilisenbahnmonopol auf Kosten unseres Volkes lange genug 
ausgebeutet haben. Statt wie bisher in erster Linie den finanziellen 
Privatinteressen einzelner Individuen uud erst weit nachher den Be- 
dürfnissen des Volkes sollen endlich die Eisenbahnen ausschliesslich 
dieseni unvergleichlich ausgedehntem und berechtigtem Interessenkreis 
der Allgemeinheit dienstbar gemacht werden, das ist der einleuchtende 
Gedanke, der heute das Schweizervolk in ungezählten Volksversamm- 
lungen immer eindringlicher nach Verstaatlichung, Nationalisierung 
seiner Eisenbahnen rufen l&sst und der allen antietatistischen Wirt- 
schaftstheorien und politischen Centrifugalkräften zum Trotz auch 
dann siegen müsste, wenn die Schweiz eine geschlossene, isolierte 
und unabhängige volkswirtschaftliche Einheit darstellen würde. 



Zum Schlu^se der Einleitung bleibt mir die angenehme Pflicht 
zu erfüllen, Herrn Marti, Nationalrat und Baudirektor des Kantons 
Bern, da er mir mit wohlwollendster Bereitwilligkeit seine aus|<edehnte 
Eisenbahnbibliothek zur beliebigen Veriugung stellte, meinen herz- 
liebsten Dank auszusprechen. 



Entwicklung der Eisenbahnen auf der Erde. 



Schon in den ältesten Zeiten verfiel man auf den naheliegenden 
Gedanken, die Fortbewegung der Fahrzeuge durch feste, glatte Unter- 
lagen zu erleichtern. Die Inder und Aegypter benutzten zum Transport 
ihres Baumaterials Steinbahnen mit vertieften Gleisen, und auch die 
alten Griechen und Römer bauten dergleichen Bahnen und Gleise, 
die sie jedoch nur selten und nur auf kurzen Strecken bei vielbe- 
fahrenen Strassen zur Anwendung brachten. 

In der zweiten Hälfte des XVI. Jahrhunderts wurden Spurbahnen 
aus Holz*) gebaut; sie dienten unter der Bezeichnung „Gestänge" in 
den alten deutschen Bergbauen in Meissen, am Harz und in Tirol zur 
Beförderung der Erze und Steine. Zur Zeit der Königin Elisabeth 
wurden die hölzernen Spurbahnen von deutschen Bergleuten nach 
England gebracht und schon 1630 in den Steinkohlengruben von 
Newcastle und 1676 zwischen diesen und dem Hafen von Tyne mit 
Vorteil angewendet. 2) Im Jahr 1767 machte Beynold, ein Mitbesitzer 
der Eisenwerke zu Colebrokdale, den Vorschlag, die damals unver- 
käuflichen Eisengänzen in der Form von oben konkaven Platten giessen 
und einstweilen eine der hölzernen Spurbahnen damit belegen zu lassen. 
Diese Schienenplatten erwiesen sich schon in kurzer Zeit als äusserst 
vorteilhaft, so dass sie bald, durch Aufrichtung des Spurrandes ver- 
bessert^), in der Umgegend fast überall in Gebrauch kamen. 1797 
wurden dann die Holzunterlagen durch Steinwürfel ersetzt und zwei 
Jahre später zum erstenmale fischbauchförmige Schienen angewendet. 
In der Folge aber verliess man das Gusseisen und wandte die Auf- 
merksamkeit dem zähern und widerstandsfähigem Schmiedeisen zu, 
das jedoch erst im Jahr 1820 für die Gleiskonstruktion zu grösserer 
Bedeutung kam, da es gelungen war, lange profilierte Schienen zu 

*) Auch Holzriegelbahnen, Hundeläufe genannt. Vgl. Borght, das Verkehrs- 
wesen, Hand- und Lehrbuch der Staatswissenschaften, S. 280. 

'^) Vgl. Borght S. 280 a8, wonach die Spurbahneu erst im 17. Jahrhundert nach 
England gebracht worden sein soften. Borght selbst glaubt aber, dass 
dies schon in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts geschehen sei. 

»} 1776 durch Benjamin Curr, Vgl. Borght 1. c. S. 281. 
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walzen*). So weit war die Eisenbahn gediehen; es wurde durch sie 
an Zugkraft zwar viel erspart, an Zeit aber nur wenig, weil die Fort- 
bewegung der Fahrzeuge noch immer auf die Muskelkraft der Men- 
schen und Tiere angewiesen war, und nur dort, wo diese bei grossen 
Steigungen nicht hinreichte, Hess man auf einer doppelgleisigen Bahn 
mittels Ketten- oder Seilzügen durch die herabrollenden vollen Wagen 
auf der einen Seite die leeren auf der andern Seite bergauf ziehen, 
wobei die leeren Wagen gegenüber den vollen gleichzeitig als Bremse 
wirkten. Schon früh kamen auch stehende Dampfmaschinen zu diesem 
Zwecke in Gebrauch. Mittlerweile war aber das Bestreben entstanden, 
die Dampfmaschine auch durch die Eigenschaft der eigenen Ortsvei- 
änderung dem Landtransport unter Ersetzung der tierischen Kraft 
dienstbar zu machen. Dieses Problem beschäftigte zu Anfang des 
Jahrhunderts eine Reihe der hervorragendsten Köpfe. Besonders sind 
hier zu nennen der Engländer Savary, auch James Watt, der Franzose 
Cugnot, der Amerikaner Evans, der Schotte Symington, die Eng- 
länder Murdock, Allen, Trevithik, Vivian, Blenkinshop, Chapmann, 
Brunton und Blakett^). 1814 schuf der einfache Maschinenmeister 
Oeorg Stephenson mit Zuhilfenahme des Blasrohrs^) diejenige 
Lokomotive, welche vollen Anspruch auf Weiterbau hatte ujid in ver- 
besserter Form im Oktober 1829 bei Rainhill nächst Liverpool aus 
einem Wettkampf als Siegerin hervorging*). 

Nun trat die Eisenbahn ihren Siegeszug durch die Welt an, den 
sie in einem Menschenalter vollendete. 

Wie rasch das Wachstum des Eisenbahnnetzes der Welt vorge- 
schritten ist, zeigt die umstehende Tabelle. 

*) Dies gelang zuerst John Beckinshaic in Diirham. Vgl. Horght S. 281. 

2) Vgl. Haarmann^ die Eisenbahngeleise. Borght 281 ff. 

^) In der Regel wird Henry Booth als Erfinder des Röhrenkessels betrachtet, 
Francis nennt ihn deshalb auch „the founder of modern locomotion". 
Borght, S. 288. 

*) Die erste Lokomotivhahn wurde in Nordamerika /dm 28. Dezember 1829 
eröffnet, also kurz nach dem Siege von Stephenson's „Rocket" -Lokomo- 
tive bei Rainhill. In England wurde die erste Lokomotivbahn — Liverpool- 
Manchester — am 15. September 1830 eröffnet. Die erste Lokomotivbahn 
des europäischen Kontinents war die 1885 eröffnete Staatsbahn zwischen 
Brüssel und Mecheln, bald darauf am 17. Dezember 1885 wurde als erste 
Lokomotivbahn Deutschlands die Eisenbahn zwischen Nürnberg und 
Fürth eröffnet. In vielen Ländern bestanden schon in den 1820er Jahren 
mehr oder minder lange Pferdeeisenbahnen, so in Oesterreich, Frankreich, 
Deutschland, England und Nordamerika. (Vgl. die einzelnen Länder und 
Borght 285 a3 & 286) 
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Es betr 


ug in Kilometern 








der Zuwachs 


Ende 


Eisenbahnlänge 


im Ganzen 


durchschnittlich 
pro Jahr 


1830 


381 




— 


1835 


2419 


2038 


408 


1840 


8640 


6221 


1244 


1845 


15918 


7278 


1455 


1850 


38443 


22525 


4505 


1855 


67134 


28691 


5738 


1860 


107935 


40801 


• 8160 


1865 


145485 


37550 


7710 


1870 


207923 


62438 


12487 


1875 


294238 


86315 


17263 


1880 


367020 


72782 


14556 


1885 


487343 


120323 


24065 



Die Verteilung der betriebenen Eisenbahnen auf die verschiedenen 
Weltteile und Länder in den fünf Jahrzehnten von 1835 — 1885 ist in 
nachstehender Tabelle, der Stand und die Verteilung der Eisenbahnen 
am Ende der Jahre 1889, 1890, 1891, 1892, 1893 und 1894 in der 
folgenden verzeichnet. 
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1835 


1845 


1855 


1865 


1875 


1885 


Europa. 


i 


1 
in Kil 


om e t 


ern 




Deutsches Reich 


6 


2315 


8352 


14762 


28087 


37572 


Österreich-Ungarn, einschliessl. 
Bosnien u. Herzegowina 




728 


2145 


5858 


16860 


22789 


Grossbritannien u. Irland 


471 


3277 


13411 


21382 


26803 


30843 


Frankreich 


176 


883 


5535 


13562 


21547 


32491 


Italien 


— 


157 


1211 


4374 


7709 


loiai 


Niederlande 


— 


153 


314 


694 


1132 


2438 


Luxemburg . . . . 


— 






171 


275 


362 


Schweiz .... 


— 


9 


210 


1322 


1986 


28j4 


Belgien ... 


20 


576 


1349 


2254 


3499 


4409 


Russland mit Finnland 


— 


144 


1048 


3940 


19584 


26847 


Schweden .... 


— 


— 


— 


1285 


3681 


6892 


Norwegen .... 


— 


— 


68 


270 


549 


1562 


Dänemark . 


— 




30 


419 


1266 


1942 


Spanien ... 


— 


— 


475 


4823 


6134 


8933 


Portugal .... 






37 


700 


919 


1529 


Rumänien . 


— 


— 


— 




1217 


1682 


Serbien ... 




— 






— 


385 


Griechenland 


. 




— 






323 


Türkei, Bulgarien, Rumelien 


— 


— 




66 


1234 


1394 


Malta, Jersey, Man. . 


1 


— 


— 


— 




ia2 


Europa 


L 673 


8235 


34185 


75882 


142494 


195833 
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1835 


1845 


1855 

1 


1865 


1875 


1885 






in Kilometern 




Amerika 














Vereinigte Staaten von Amerika 


1282 


7454 


29566 


56452 


119220 


207508 


Britisch-Nordamerika . 




35 


1960 


3590 


7153 


16330 


Mexiko 






16 


142 


526 


5600 


Neufundland .... 








— 


— 


145 


Mittelamerika (Guatemala, Salva- 
dor, Costarica, Nicaragua, 
Honduras) .... 










111 


618 


Vereinigte Staaten v. Columbien 






77 


77 


105 


265 


Venezuela 






— 




90 


153 


Brasilien 


• 1 




— 


60 


600 


1660 


7062 


Argentinische Republik 




— 






289 


1887 


5484 


Paraguay 




— 


— 


— 


72 


72 


72 


Uruguay 






— 






317 


500 


Chile ... * 




— 


— 


81 


543 


991 


2100 


Peru .... 




— 


— 


13 


90 


1136 


1309 


Bolivia 




— 






— 


56 


70 


Ecuador 




— 


- 






60 


69 


Britisch-Guyana . 




— 






35 


35 


35 


Cuba, Jamaika, Barbados, Trinidad 
Martinique, Haiti (östl. Teil), 
Portoriko .... 




194 


644 


644 


679 


1926 


Amerika 


1282 


7683 


32417 


62534 


134098 


249246 


Asien 














Britisch - Indien .... 






350 


5412 


10489 


19308 


Ceylon 


— 




— 




146 


289 


Eleinasien 


— 






77 


372 


372 


Russland (transkaspisches Gebiet) 


— 




"^ 






5W 


Niederländisch - Indien 


— 








261 


1150 


Japan 


— 


— 






64 


559 


Malayische - Staaten 












IH 


China 


— 


— 








11 


Cochinchina, Pondich^ry . 












83 


Persien 


— 











— 


Asien 






350 


5489 


JI332 


22285 
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Afrika 

Aegypten 

Algier und Tunis 

Ka)»kolonie . 

Natal .... 

Südafrikanische Republik 

Maurilus, Reunion, Senegal 

Afrika 



Australien 



Neu -Süd -Wales 

Victoria 

Süd -Australien 

Queensland . 

West - Australien 

Tasmanien 

Neu -Seeland 



Australien 



Rekapitulation 

Europa 

Amerika 

Asien 

Afrika 

Australien 

Zusammen auf der Erde 



1835 



1845 



1855 



1865 



1875 



in Kilometern 



673 
1282 



1955 



8285 
7683 



15918 



144 



144 



38 



38 



34185 

32417 

350 

144 

38 



67134 



477 

50 

103 

3 



122 
755 



278 

380 

76 

65 



26 



825 



1494 
606 
284 
120 



122 



2576 



703 
994 
440 
427 
61 
241 
872 



3738 



75882 142494 



62534 

5489 

755 

825 



145485 



134098 

11332 

2576 

8738 



294238 



1885 



1500 

2061 

2793 

186 



492 
7032 



2860 
2697 
1711 
2308 
296 
413 
2662 

12947 



195833 
249246 

22285 
7032 

12947 

487343 
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Übersicht der Entwicklung des Eisenbahnnetzes der Erde vom 
und das Verhältnis der Eisenbahnlänge zur Flächen- 



• 

a 
«2 


Länder 

1 


1 Länge der im Betriebe befindlichen 
Eisenbahnen am Ende des Jahres 


SS 
OS 

•-3 


■ 1889 

1 


1890 1 1891 


1892 


1893 


1. 


I. Europa. 

Deutschland : 2) 
Preussen 

Bayern .... 
Sachsen .... 
Württemberg . . . j 

Baden 

Elsass-Lothringen 
Uebrige d. Staaten 

Zusammen Deutschland 


-24968 
.0421 
2380 
j 1500 
14:V2 
1472 
4()20 


55464 
5568 
2488 
1517 
1562 
1507 
4763 


Kilometer 

25801 26187 
56591 5787 
249!) 2549 
1532! 1557 
1583 1609 
1570 1618 
4780 4870 


26505 
5883 
2618 
1581 
1678 
1623 
4954 




41793 


42869 


43424 


44177 


44842 


9 


Oesterreich - Ungarn einschliessl. 
Bosnien u. s. w. . 


26587 


27015 


28066 


28425 


29160 


3. 


Grossbritannien und Irland 


32088 


32297 


32487 


32703 


.33219 


4. 


Frankreichs) .... 


36370 


36672 


37723 


38423 


39357 


5. 


Russland incl. Finnland 


30159 


30957 


31071 


31645 


33478 


6. 


Italien 


12760 


12855 


13139 


13673 


14184 


7. 


Belgien 


5088 


5263 


5307 


5348 


5473 


8. 


Niederlande, incl. Luxemburg . 


3014 


3061 


3079 


3079 


3096 


9. 


Schweiz 


8104 


3199 


3279 


3350 


3415 


10. 


Spanien 


9774 


9878 Ja255 


10874 


11435 


11. 


Portugal 


2060 


2125 2293 


2293 


2340 


12. 


Dänemark 


J969 


1986 


2008 


2087 


2195 


13. 


Norwegen 


1562 


1562 


1562 


1562 


1611 


14. 


Schweden*) 


7888 


8018 


8279 


sm 


8782 


15. 


Serbien 


537 


540 


540 


540 


540 


16. 


Rumänien 


2493 


2493 


2489 


2557 


2573 


17. 


Griechenland .... 


706 


776 


915 


915 


915 


18. 


Europäische Türkei, Bulgarien, 
Rumelien .... 


1690 


1765 


1769 


1818 


1818 


19. 


Malta, Jersey, Man. 

Zusammen Kuropa 


HO 


110 


HO 


HO 


HO 




219752 


223441 


227795 


232035 


238543 



1) Archiv für Eisenbahnwesen. Herausgeg. im K. Preuss. Minist, der 
1 engl. Meile — 1,609 Km. und 1 Werst - 1,067 Km. angenommen. 

'-') Die Angaben für Deutschland beziehen sich auf die Eigentumslängen 

*) Ohne Industriebahnen. 

4) Für 1893 und 1894 ohne Gallivarabahn (211 Km.). 
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Schlüsse des Jahres 1889 bis zum Schlüsse des Jahres 1894 
grosse und Bevölkerungszahl der einzelnen Länder. ^) 



) 


; Der einzelnen 
Länder 


Es triflft Ende 

1894 Bahnlänge 

auf je 


Ti ü n il p T* 




1 Flächen- 
1 grosse 
qkm. 


Bevölke- 
rungszahl 


100 
qkm. 


10000 
Ein- 
wohner 


J-i U 11 U C 1 

• 


1894 






(abgerim( 


i. Zahlen) 


Kilometer 




26858 
5979 
2627 
1595 
1713 
1623 
5067 


34a400 
75900 
15000 
19500 
15100 
14500 
52100 


31230000 
5744000 
3724000 
2060001 
1695000 
1620000 
5297000 


7,7 

7,9 
17,5 

8,2 
11,3 
11,2 

9,7 


8,6 

10,4 

7,1 

J0,1 

10,0 

9.6 


Deutschland : 
Preussen. 
Bayern. 
Sachsen. 
Württemberg. 
Baden. 

Elsass-Lothringen. 
Uebrige deutsche Staaten. 


45462 


540500 


51370000 


8,4 


8,9 


Zusammen Deutschland. 


30038 


(>76700 


43456000 


4,4 


6,9 


Oesterreich-Üngarn einschl. 
Bosnien u. s. w. 


33641 


314600 


39134000 


10,7 


>^,^ 


Grossbritannien und Irland. 


39979 


536400 


38343000 


7,5 


10,4 


Frankreich. 


35560 


5390000 


100239000 


0,7 


3,5 


Russland incl. Finnland. 


14626 


286600 


31234000 


5,1 


4,7 


Italien. 


5545 


29500 


6342000 


18,8 


8,8 


Belgien. 


3102 


35600 


5008000 


8,7 


6,2 


Niederlande, einschl. Luxemburg. 


3477 


41400 


2974000 


8,4 


11,7 


Schweiz. 


12147 


514000 


17674000 


2,4 


6,9 


Spanien 


2340 


92600 


5102000 


2,5 


4,6 


Portugal. 


2267 


39400 


2300000 


5,8 


9,8 


Dänemark. 


1726 


322300 


2000000 


0,5 


8,6 


Norwegen. 


9234 


450600 


4873000 


2,1 


19,0 


Schweden. 


540 


48600 


2283000 

j 


1,1 


2,4 


Serbien. 


2581 


131000 


5406000 


2,0 


4,8 


Rumänien. 


915 


65100 


2187000 


1,4 


4,2 


Griechenland. 


2010 


2725a) 


9000000 ! 


t 

0,7 


9 


Europäische Türkei, Bulgarien, 
Rumelien. 


110 


1100 


325000 ; 


■ 
1 




Malta, Jersey, Man. 


2-15300 


1 9788500 

1 


369250000 


! '2,5 

1 


6,6 


Zusammen Europa. 

1 



öffentl. Arbeiten, 1895 S. 446 ff., 1896 S. 416 ff. Für die Umrechnung sind 



(mit Schmalspurbahnen) für die einzelnen Betriebsjahre. 
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1 

1 


1 

, Läng 


e der im Betriebe befindlichen 


na 


1 

T J 


Eisenbahnen am Ende des Jahres 


a 


Lander 












«2 


1 














i 1889 

1 


1890 


1891 


1892 


1893 1 






1 


J 


Kilometer 






11. Amerika. ^ 












20. 


Vereinigte Staaten von Amerika 


259687 


268409 


274551 


281228 


286183 


21. 


Britisch Nordamerika*) 


! 21439 


21329 


22540 


23472 


24650 


22. 


Neufundland .... 


179 


180 


180 


386 


475 


23. 


Mexiko 


8455 


9718 


10515 


11081 


11057 


24. 


Mittelamerika .... 


900 


1000 


1000 


lOOO 


1000 


25. 


Vergte. Staaten von Columbien 


371 


380 


388 


420 


420 


26. 


Cuba 


1700 


1731 


1731 


1731 


1731 


27. 


Venezuela 


709 


800 


800 


8)0 


950 


28. 


Dominikanische Republik 


115 


115 


115 


115 


115 


2f). 


Vereinigte Staaten von Brasilien 


9300 


9500 


10281 


11477 


12000 


3). 


Argentinische Republik . 


8255 


10244 


12353 


12994 


13450 


31. 


Paraguay 


203 


240 


253 


253 


253 


32. 


Uruguay 


757 


1127 


1595 


1700 


1800 


33. 


Chile 


3100 


3100 


3100 


3100 


3100, 


34. 


Peru 


1600 


1667 


1667 


1667 


1667! 


35. 


Bolivia 


171 


209 


400 


920 


955 


36. 


Ecuador 


269 


300 


300 


300 


300 

1 


37. 


Britisch Guyana 


35 


35 


35 


35 


35' 


38. 


Jamaika, Barbados, Trinidad, 














Martinique, Portorico u. a. . 
Zusammen Amerika 


492 


492 


526 


535 


736 




317737 


330576 


342330 


353214 


360842 




III. Asien. 










r 


39. 


Britisch Indien ») 


25488 


26299 


27713 


28494 


29606 


40. 


Ceylon 


291 


308 


308 


308 


308 


41 


Kleinasien .... 


720 


853 


978 


1591 


1667 


12. 


Russ. transkaspisches Gebiet . 


1433 


1433 


1433 


1433 


1433 


43. 


Sibirien .... 










108! 


44. 


Persien ..... 


18 


30 


54 


54 


54' 


45. 


Niederländisch Indien 


1270 


1361 


1541 


1720 


1863 


46. 


Japan . 


1952 


2333 


2773 


3020 


3247 


47. 


Portugiesisch Indien . ; 


54 


54 


82 


82 


82 


48. 


Malayische Staaten 


80 


101) 


140 


140 


140 


49. 


China | 


200 


200 


200 


200 


200 


50. 


Siam 








— 


26 


51. 


Cochinchina, Pondichery, Ma- 














lakka, Tonkin u. a. 

Zusammen Asien 


201 


201 


219 


229 


261 




31707 


33172 


35441 


37271 


38995 



1) Die Angaben für Mittel- und Südamerika sind zum Teil geschätzt. 
21 Die Angaben beziehen sich auf das Rechnungsjahr (Fiscal year') 
3) Ohne Portugiesisch-Indien und Pondichery (95 km ). 
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Der einzelnen 
Länder 


Es trifft' Ende 

1894 Bahnlänge 

auf je 


Länder 




Plächen- 


Bevölke- 
rungszahl 


100 
qkm 


10000 


1894 


grösse 
qkm. 


Ein- 
wohner ' 


1 

1 




(abgerund. Zahlen) 


Kilometer 




288460 


7752800 


68275000 


3,7 


42,3 


Vereinigte Staaten von Amerika. 


25371 


8952000 


4942000 


0,3 


51,4 


Britisch Nordamerika. 


595 


108800 


207000 


0,6 


28,7 


Neufundland. 


11249 


1946300 


11643000 


0,6 


9,7 


Mexiko. 


1000 


449600 


3248000 


0,2 


3,1 


Mittelamerika. 


452 


1203100 


3920000 


0,0 


1,2 


Vergte. Staaten von Columbien. 


4732 


118800 


1632000 


1,5 


10,6 


Cuba. 


1020 


1043900 


2324000 


0,1 


4,4 


Venezuela. 


113 


48600 


504000 


0,2 


2,3 


Dominikanische Republik. 


12064 


8361400 


14602000 


0,1 


8,3 


Vereinigte Staaten von Brasilien. 


13961 


2894300 


4531000 


0,5 


30,8 


Argentinische Republik. 


1 253 


253100 


460000 


0,1 


5,5 


Paraguay. 


1800 


178700 


748000 


1,0 


24,1 


Uruguay. 


3166 


776000 


3414000 


0,4 


9,3 


Chile. 


1 1667 


1137000 


2980000 


0,1 


5,6 


Peru. 


1000 


1334200 


2443000 


0,1 


4,1 


Bolivia. 


300 


299600 


150500U 


0,1 


2.0 


Ecuador. 


35 


229600 


271000 




1,3 


Britisch Guyana. 

Jamaika , Barbados , Trinidad, 


736 


— 








Martinique, Portorico u. a. 


364975 


— 






i 


1 

j Zusammen in Amerika. 


30220 


3143100 


290593000 


0,6 


1 
1,0 


1 
; 

Britisch Indien. 


436 


65700 


3175000 


0,7 


1,4 


Ceylon. 


1770 


1778200 


15478000 


0,1 


1,1 


Kleinasien. 


1433 


554900 


7i)00no 


0,3 


20,5 


Russ. transkaspisches Gebiet. 


1618 


12518500 


4783000 


— 


3,4 


Sibirien. 


54 


1 645000 


9000000; 







Persien. 


1950 


599000 


27172000 

1 


0,3 


0,7 


Niederländisch Indien. 


3600 


382400 


41388000, 


0,9 


0,9 


Japan. 


8? 


3700 


572000 


2,2 


1,4 


Portugiesisch Indien. 


140 


86200 


719000 


0'^ 


■>,o 


: Malayische Staaten. 


20fi 


11115600 


360250000 


— 


1 


; China. 


144 


633000 


5000000, 


1 
1 


1 


Siam. 
1 Cochinchina, Pondichery, Ma- 


323 




1 


1 





' lakka, Toukin u. a. 


41970 

1 




1 


1 , 

1 


1 

1 
1 


Zusammen Asien. 



wo sichere statistische Zahlen nicht vorliegen 
(30. Juni). 
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• 


Tj Ä n d p r 


Länge der im Betriebe befindlichen 
Eisenbahnen am Ende des Jahres 
















S 


1889 


1890 j 


1891 ! 

1 


1892 

1 


1893 




IV- AMka. 






Kilometer 




52 J 


Egypten 


1541 


1547 


1547 


1617 


1739 


53. 


Algier und Tunis 


3094 


3105 


3149 


3193 


3193 


54. 


Kapkolonie 1 


2873 


3326 


3326 


3926 


3927 


35, 


Natal 


417 

81 


546 
120 


550 
201 


643 
312 


643 

677 


56. 


Südafrikanische Republik . 


57, 


Gran je Freistaat ...... 


1 


237 


759 


900 


1000 


58. 


Mauritius, Reunion, Senegalge- 
biet, Angola, Mozambique, 
Kongo u. a. 

Zusammen Afrika 


i 
860j 


910 


964 


10801 


1200 




8866 


9791 


10496 


11671 


12379 




V. Australien. 


1 










59. 


Neuseeland 


3076 


3147 


3232 


3232 


3381 


60. 


Victoria 


3682 


4325 
3641 


4501 
3641 


4699 
3862 


4787 


61. 


Neu-Sttd-Wales 


3624 


4097 1 


62. 


Süd- Australien ... 


2827 


2854 


2928 


2933 


2933 


63. 


Queensland 


3320 


3446 


3706 


3786 


3828 


64. 


Tasmanien 


603 


643 


683 


752 


752 


65. 


West- Australien 


800 


810 


1048 


1048 


1 1331 


66. 


Hawaii ... . . . 

Zusammen Australien 


90 


90 


90 


90 


90 
21 199 




18022 


18947 


1!)829 


20402 




Wiederholung. 








1 




I 


Europa 


219752 


223441 


227795 


232035 


2385 13 


11. 


Amerika 


317737 


330576 


342330 


3532 14 


360842 


III. 


Asien 


31707 


33172 


35441 


37271 


38995 


IV. 


Afrika 


8866 


9791 


10496 


11671 


12379 


V. 


Australien 

Zusammen auf der Erde 

• 


18022 


18947 


19829 


20402 


' 21199 




596084 


615927 


635891 


65-ir)93 


671958 



(Das Gesamtanlagekapital dieser Ende 1894 in Betrieb gewesenen Eisen- 
für 1 km. rund 209900 Mark.) 
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Der einzelnen 
Länder 


Es trifft Ende 

1894 Bahnlänge 

auf je 


Länder 


1894 


Klächen- 

grösse 

qkm. 


Bevölke- 
rungszahl 


100 
qkm. 


lOüOO 
Ein- 
wohner 


1 


(abgerund. Zahlen) 


Kilometer 


' 


; 2027 


994300 


6848 '00 


0,2 


3,0 


Egypten. 


i 3266 


1 897400 


5675000 


0,4 


5,8 


1 Algier und Tunis. 


i 3927 


583400 


1711000 


0,7 


22,9 


i Kapkolonie. 


643 

1 


42900 


544000 


1,5 


11,8 


Natal. 


990 

1 


308600 


773000 


0,3 


12,7 


Südafrikanische Republik, 


1000 


131100 


208000 


0,8 


48,1 


Oranje Freistaat, 


1250 


— 








Mauritius, Reunion, Senegalge- 
biet, Angola, Mozambique, 
Kongo u, a. 


13103 


— 




— 




Zusammen Afrika. 


3478 


270600 


686000 


1,3 


50,7 


Neuseeland 


4943 


227600 


1179000 


Vi 


41,9 


Victoria. 


4200 


80570 ' 


1251000 


0,5 


33,6 


Neu-Süd-Wales. 


3026 


234060- » 


352000 


0,1 


86;() 


Süd-Austalien. 


3828 


1731400 


445000 


0,2 


86,0 


Queensland. 


763 


67900 


158000 


1,1 


48,3 


Tasmanien. 


1850 


745400 


82000 


0,1 


225,6 


West-Australien. 


114 


16900 


28000 


0,7 


1 ,6 


Hawaii. 


22202 


8206100 


4251000 


0,3 


52/2 


Zusammen Australien. 
1 

Wiederholuug. 


245300 


9788500 


369250000 


2,5 


6,6 


Europa. 


364975 


— 


— 







Amerika. 


41970 


— 







— 


Asien 


13103 


— 


— 





— 


Afrika. 


22202 


8206100 


4251000 


0,3 


5'> > 


Australien. 


687530 


— 






-- 


Zusammen auf der Erde. 



bahnen der Erde stellt sich auf rund 147 Milliarden Mark (durchschnittlich 



■' 



N. 



Die EisenbaliDsysteinsfrage in den verschiedeDeQ Ländern. 



A. Europa- 

I. Grossbritannien'). Die englische Eisenbahngesetzgebung steht 
nach Inhalt und Form in engem Zusammenhang mit der überlieferten 
Wegegesetzgebung des Landes. Seit der Mitte des 17. Jahrhunderts 
zeigte sich das Selfgovernment im Wegebau den grössern Ansprüchen 
dos Verkehrs nicht mehr gewachsen; die auf die Schultern der An- 
wohner gelegte Last zur Erhaltung der öiFentlichen Landstrassen wurde, 
je mehr diese aufhörten, einem blos lokalen Bedürfnis zu dienen und 
je mehr sie Mittel eines grössern durchgehenden Verkehrs wurden, 
jenen Schultern zu schwer. Statt für diese wachsenden Bedürftiisse 
entsprechend grössere Verbände an Stelle der veralteten Kirchspiels- 
Verbände zu bilden oder — nach festländischer Weise — die über 
die Kräfte des vorhandenen Selfgovernment hinausgehenden Pflichten 
durch die zentrale Staatsgewalt zu erfüllen, liess man in England das 
gemeinwirtschaftliche Element im Wegebau verfallen und übergab 
diese öffentliche Aufgabe der privatwirtschaftlichen Besorgung, basiert 
auf Zahlung von Wegegeldern.^) Indessen nur in stufenweiser Ent- 
wicklung. An die Stelle der öffentlichen Highways trat, wo es der 
grössere Verkehr erforderte, zunächst ein Mittelding zwischen der 
altenglischen Wegeerhaltung und der modernen Spekulation, nämlich 

1) Grundlaffe dieses Aufsatzes bildeten namentlich die ausgezeichneten Arbeiten 
von Professor Gustav Cohn, dem Geschichtsschreiber der englischen Kisen- 
bahnpolitik: Untersuchungen über die englische Eisenbahnpolitik. 2 Bde., 
die engl. Eisenbahnpol. der letzten 10 Jahre im Archiv 1883 S 1 ff., 91 IT.; 
209 ff., 345 ff., 435 ff. Vergleiche ferner Roll, Encyklopädie des Eisen- 
bahnwesens, o, unter Grossbritannieti. Siehe endlich Archiv 1880: S. 400; 
1881: 100, 17S, 325, 407; 1884: 26, 28, 135, 206, 421, öOo; 1885: 58r»; 
1886: 430, 637, 793 ff'.; 1887: 107, 281, 413. 542; 1888: 1 ff, 389, 520, 691, 
894; 1889: 1 ff., 875; 1890: 479 ff'.; 1893: 442; 1894: 1051 u. v. a. 

2) Der Sericht eines auf Antrag von Hume 1834 niedergesetzten Commitee's 
beklagte sich darüber, dass man sogar Leuchttürme der Privatimiustrie über- 
lassen habe. »Nur in England kann es geschehen, dass Private ein Recht 
haben, Zölle von Handel und Schifffahrt im Lande zu erheben. Eine 
Summe von nahezu einer Viert^lsmillion Pfund St. wird jährlich auf diesem 
Wege eingetrieben, obwohl die V^erwaltungskosten dieser 134 Lichter nicht 
mehr als 74,832 Pfd. SL betragen, neb^t 22,135 Pfd. St. an Erhebungskosten, 
eine Summe, die allein schon um das doppelte die Kosten aller französischen 
Leachl türme übersteigt«. 
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Public Trusts oder Kommissionen, welche im öffentlichen Auftrage 
gebildet wurden, um für die Herstellung und Erhaltung des Weges 
einerseits verzinsliche Anleihen aufzunehmen, anderseits Wegezölle 
fordern zu dürfen. Die Public Trusts wurden ebensowohl auf Flüsse 
als namentlich auf Landstrassen angewendet; diesen gab das Dreh- 
kreuz zur Erhebung des Wegegeldes den Namen der Turnpike-Koads. 
Spekulativ wurden diese Turnpike - Trusts nicht, solchen Charakter 
nahm erst eine weitere Stufe der englischen Wegeentwicklung, der 
Kanalbau, an. Dem spekulativen, rein privat wirtschaftlichen Charakter 
dieser Unternehmungen suchte eine entsprechend aufmerksamere 
Kontrolle des Parlaments entgegen zu treten. 

Andere Gegenstände der Private Bills Gesetzgebung, die neben 
dem Wegewesen ebenfalls der Spekulation überlassen und von dieser 
mit Lebhaftigkeit ergriffen wurden, bildeten die Gasbeleuchtung, 
ferner Wasserwerke, Telegraphen und ähnliches, alles Unternehmungen, 
welche wegen ihres Bezuges auf die Öffentlichkeit einer obrigkeitlichen 
Erlaubnis bedurften und der Verfügung des souveränen Parlamentes 
vorbehalten waren. 

Die Kanal- und die Gas - Gesetzgebung des zweiten Jahrzehnts 
dieses Jahrhunderts führen uns an die Schwelle der Eisenbahngesetz- 
gebung, welche mit der Acte für die Bahn von Liverpool nacli Man- 
chester im Jahre 1826 ihren epochemachenden Anfang nahm. Doch 
waren schon vorher zahlreiche Pferdeeisenbahnen, kleine Kailways 
oder Tramways'), vom Parlamente sanktioniert worden; die früheste 
hieher gehörige Acte war für den Bau einer Bahn von Wandsworth 
nach Croyden 1801 erlassen „zum Vorteile des Transports von Kohlen, 
Korn, sowie allen Gütern und Waren nach und von der Hauptstadt 
und andern Orten". Es wurde durch diese Acte eine Gesellschaft 
inkorporiert mit einem Kapital von 35,000 Pfd. St. in Anteilen zu 
100 Pfd. St. und mit der Vollmacht, ein ferneres Kapital auf Obli- 
gationen bis zur Höhe von 15,000 Pfd. St. aufzunehmen. Der Tarif 
für den Gebrauch der Bahn wurde durch Maxima begrenzt. Alle 
Personen erhielten das Recht, die Bahn zu den vorgeschriebenen 
Taxen mit Pferden und Wagen zu benutzen, vorbehaltlich derjenigen 

1) Erst nach 1825 hat der Sprachgebrauch die beiden ßezeiclmunjien derart 
geschieden, dass man unter Railway, d. 1. Schienen we«iC} reiiclniässiii: eine 
mit Dampfwagen befahrene, unter Tramway eine mit Pfordewageii befahrene 
Eisenbahn versteht. 

Haarmann (das Eisenbahngeleise, Bd. I, S. 10) leitet das Wort Tramway 
ab von (Jer deutschen Bezeichnung der Spurbahnen »Gleis der Trömon«. 
Andere leiten es vom Namen eines englischen Ingenieurs (Outram, um 1800) 
ab. Vgl. Borght, 281 a2. 
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Vorschriften, welche die Gesellschaft über Konstruktion der Wageö 
und angemessene Benutzung der Bahn zu machen für gut halten 
werde. Auch wurde die Gesellschaft zum Erwerb des nötigen Landes 
mit Expropriationsrechten versehen. Im Jahre 1821 ging eine Acte 
durch die beiden Häuser, welche den Bau einer Bahn von bestimmten 
Kohlengruben bei Darlington nach dem Hafen von Stockton-on-Tees 
genehmigte; jener kleinen Bahn, auf welcher zuerst entscheidende 
Versuche mit Dampfmaschinen und mit Beförderung von Personen 
gemacht wurden und welche dadurch Mutter der modernen Eisenbahn 
geworden ist.') 

Im Jahre 1825 dann war es, wo sich speziell veranlasst durch 
die Unzulänglichkeit, Schwierigkeit und die hohen Frachtsätze der 
Wasserkommunikation zwischen Liverpool und Manchester eine Ge- 
sellschaft ans Parlament wandte, um die Genehmigung für eine Eisen- 
bahn zur Verbindung jener beiden Plätze zu erlangen. Der Erfolg 
mit der Lokomotive Georg Stephenson's auf der Bahn von Darlington 
nach Stockton hatte Aufsehen erregt und Impuls zur Nacheiferung 
gegeben; eine günstige Disposition für neue Spekulationen traf im 
Jahr 1825, einer Epoche lebhaftester Unternehmungslust, damit zu- 
sammen, wie uns eine in verschiedener Beziehung interessante Stimme 
jener Zeit*-*) bezeugt: „Es kommt gar nicht darauf an, was die Grund- 
lage des neuen Projektes ist oder ob dieses überhaupt eine Grundlage 
hat; es ist nur nötig, einen schlauen, zuversichtlichen und Lärm 
machenden Faiseur zu finden, meist in der Person eines Advokaten, 
welcher einen Vorsitzenden des Verwaltungsrats (wo möglich von Rang) 
nebst einem dutzend Namen von einigem KJange, darunter möglichst 
viele Parlamentsmitglieder, als Verwaltungsräte zusammenbringt ; dann 
einen Banquier, welcher nicht schwer zu finden ist, und einen Ingenieur, 
welcher wie ein Arzt oder Advokat bereit ist, jeden Fall in die Hand 
zu nehmen, wie hoffnungslos er auch sei, wenn er nur seinen Gewinn 
dabei macht. Sobald diese Personen des Dramas oder richtiger der 
Posse beschafft und aufgestellt sind und der Vorhang in die Höhe 
geht, dann drängt sich begierig der Haufe ins Haus, alle dürstend, 
einen Anteil an dem neuen Abenteuer zu haben, zufrieden indess mit 
der ßoUe stummer Zuschauer, ja blosser Puppen, deren Bewegungen 

1} Stephenson's Versuch war nicht der erste: Bereits 1759 (nach Cumming:, 
Origin and Progress of Rail- and Tram - Roads, Derby 1824) war der Vor- 
schlag gemacht und 1804 in Merthur Tydvil praktischer Gebrauch von einer 
Dampfmaschine auf der Eisenbahn gemacht worden. 

2) Quartcrly Keview 182ö vol. 31 pag. 350, 356 ff. 
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von denen bestimmt werden, welche die Drähte ziehen. Dergleichen 
mag für die Zuschauer belustigend genug sein, aber im nüchternen 
Ernst ist es ja traurig genug, die herrschende Manie für unsinnige 
Spekulation mitanzusehen 

„Wir, die wir gewohnt sind, unsere feste, glatte Landstrasse ent- 
lang zu fahren, 8 — 9 miles die Stunde, können uns kaum eine Vor- 
stellung von den Unbequemlichkeiten machen, welche unsere Urgross- 
väter zu überwinden hatten, wenn sie eine Eeise machen mussten 
durch unwegsame Pfade und Pfützen; dies änderte sich erst, als die 
zahlreichen Turnpike-Acts eine allmählige und höchst günstige Ver- 
besserung im Zustande der Strassen hervorbrachten; so sehr ihre 
Ausbesserung vernachlässigt wurde, waren sie doch ein grosser Port- 
schritt gegen frühere Zeiten. Indessen für die Beförderung von 
schweren Waren blieb die Beförderung durch Wagen langsam und 
beschränkt; diesen Mängeln wurde auf die Länge abgeholfen durch 
die Eröffiiung der Kanäle, ein Fortschritt, welcher den Turnpikestrassen 
gegenüber dasselbe bedeutete, wie diese gegenüber den alten kunst- 
losen Landwegen und Packpferden, und so häufig wurden die Speku- 
lationen für Kanalbau, dass in einigen Jahren die ganze Oberfläche 
des Landes von diesen neuen, schiffbaren Gewässern durchschnitten 
war, oft sogar noch in Teilen der Insel, wo es sehr wenig oder gar 
keinen Verkehr gab; die Folge war, dass ein grosser Teil von ihnen 
kaum einen Ertrag von einem Prozent für ein Jahr, viele sogar über- 
haupt keinen Ertl-ag gaben. Jetzt aber hat es sogar den Anschein, 
dass diese kostbaren Unternehmungen der alten Erfindung der Eisen- 
bahn weichen sollen; man hört gegenwärtig von nichts anderm, als 
von Eisenbahnen; die Zeitungen sind voll von Anzeigen neuer Linien 
in jeder Richtung des Landes." — 

Gegen diese Projekte zum Baue von grösseren Eisenbahnen erhob 
sich das Interesse der Kanalbesitzer ; diese beriefen sich auf die durch 
das Parlament ihnen verliehenen und verbrieften Rechte und behaup- 
teten, der Bau von Eisenbahnen sei ein frevelhafter Einbruch in den 
heiligen Hain ihres Eigentums. Es lag nahe, warum die Kanalbe- 
sitzer so warme Beredtsamkeit für wohlerworbene Rechte entwickel- 
ten — und solches nicht ohne Erfolg: Das Parlament, das immer 
ein Hort der verbrieften Rechte gewesen, entzog sich jener Beredt- 
samkeit keineswegs und blieb jahrelang spröde gegen die neuen Eisen- 
bahnprojekte. Indessen fehlte es doch nicht an unparteiischen Stimmen, 
welche auf die Unvernunft solcher Haltung hinwiesen ; und das leitende 



— 22 — 



Organ der konservativen Partei war es^), welches hervorhob, die 
übliche Opposition gegen Massregeln von allgemeinem Nutzen stütze 
sich leider gar zu oft auf den Grund der verbrieften Kechte, einen 
Grund, der immer plausibel, bisweilen berechtigt, aber sehr oft doch 
voll Täuschung sei ; den Kaualeigentümern gegenüber könne man sehr 
berechtigterweise anführen, dass es unter air den tausend künstlichen 
Wasserstrassen des Landes kaum eine gebe, welche nicht, da sie 
gebaut wurde, einen Einbruch in verbriefte Kechte und in geheiligtes 
Privateigentum mit sich geführt habe. Wenn vollends nachgewiesen 
worden, dass die Beförderung von Gütern auf Schienenwegen durch 
Pferdekraft oder Dampfkraft in einer schnellern, sicherern und wohl- 
feilem Weise bewerkstelligt werden könne, so sei der Einwand der 
verbrieften Rechte der Kanalbesitzer hinfallig gegen die Kechte der 
Nation, und wie zu seiner Zeit die Eigentümer von Saumtieren durch 
die Turnpikestrassen und die Frachtfuhrleute der letztern durch die 
Kanäle in ihrem Interesse geschädigt worden seien, so müsse auch 
das Sonderinteresse der Kanaleigentümer vor der Aufnahme der Eiseu- 
bahnen oder irgend eines andern Verkehrsfortschrittes weichen, von 
welchem nachgewiesen sei, dass er dem Lande Vorteil bringe. 

Doch vermochten die alten Interessen eine Zeit lang die neuen 
darnieder zu halten. Jene schon genannte Gesellschaft, welche im 
Jahre 1825 vom Parlamente die Konzession für eine Eisenbahn von 
Liverpool nach Manchester verlangte, wurde von der Volksvertretung 
infolge der Agitation der Kanalbesitzer abgewiesen. Die Konzessions- 
bill ging erst 1826, nachdem es gelungen war, den Besitzer des 
Bridgewater Kanals zum Aufgeben seines Widerspruches und zur 
Beteiligung an dem Eisenbahnunternehmen zu bewegen, bei der dritten 
Lesung mit 47 gegen 41 Stimmen durch. Die Klauseln dieser Acte, 
welche 111 Folioseiten bedecken, schliessen sich im wesentlichen dem 
überkommenen verwaltungsrechtlichen Inhalte der Kanalacts an, nur 
dass unter dem Drucke des Widerstandes im Parlament stärkere 
Konzessionen an den gemeinen Nutzen gemacht wurden. Die Acte 
enthält unter anderm die Vollmacht, die Bahn zu bauen, das nötige 
Land zu erwerben, sie bestimmt die Bedingungen des Landerwerbs, 
beschäftigt sich mit technischen Vorschriften im Interesse der Ver- 
kehrssicherheit, regelt das Verhältnis der Aktionäre zur Gesellschaft 
und bestimmt die Tarifmaxima. Bei der Debatte im Parlamente hatte 
das Kanalinteresse nochmals seine ganze Kraft zum Widerstand auf- 

1) QuarterJy Review 1825, vol. 31, pag. 359 ff 
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geboten. Ja es wurde behauptet, der vorliegende Plan sei eine der 
flagrantesten Betrügereien, die je dagewesen ; worauf Huskisson, der 
energische Abgeordnete für Liverpool, antwortete, eine Wegnahme 
von Privateigentum finde bei allen Strassen statt, ob es nun Chausseen 
oder Kanäle oder Eisenbahnen seien, der Hauptgrund aber für die 
neue Bahn sei, dass sie wesentlich wohlfeiler befördern werde als die 
vorhandenen beiden Kanäle und dass sie deren enormes Monopol 
brechen solle. Hiezu bemerkte dann Captain Bradshaw, der Ver- 
walter des Bridgewater Kanals, in prophetischen Worten: „Auch 
diese Eisenbahn wird ein Monopol ihrer Eigentümer werden!^ 

Diese denkwürdige und entscheidende Acte von 1825, sowie auch 
die nächstfolgenden Acte halten noch an der Annahme fest, dass die 
Eisenbahn eine freie Strasse fflr verschiedene Frachtführer sein soll, 
frei wie die Landstrasse und wie der Kanal, gegen Zahlung bestimmter 
Wegegelder an die Eisenbahngesellschaft. „Alle Personen sollen volle 
Freiheit haben')," heisst es in der Acte, „alle Wege und sonstigen 
Strassen der Gesellschaft mit Maschinen und Wagen zu benutzen 
zum Zwecke der Beförderung von Gütern, Passagieren oder Vieh.*' 
Damit das möglich sei, sollen die Wagen der Frachtführer solchen 
Vorschriften entsprechen, wie sie die Eisenbahngesellschaft für gut 
halten und auf jeder Station öffentlich bekannt machen werde. 

Im Jahre 1829 wurde von der Gesellschaft dieser Bahn ein Wett- 
bewerb für die Ei-findung einer Lokomotive ausgeschrieben, um nach 
dem Ergebnis über die beste zu wählende Maschine Entscheidung zu 
treffen. Der Wettbewerb endete bekanntlich mit dem glänzenden 
Sieg der Lokomotive „Rocket" von Stephenson, welche einen Personen- 
zug mit einer Geschwindigkeit von stellenweise 20 und sogar 30 eng- 
lischen Meilen pro Stunde zog. Am 15. September 1830 fand die 
Eröffnung der Bahn statt, deren Kosten sich allerdings gegenüber 
dem Voranschlag nochmals so hoch stellten. 

Unter dem Einfluss dieser Bahn-Eröffnung gelang es, allerdings 
nicht ohne nochmaligen Widerstand, im Parlament grössere Bahn- 
projekte durchzubringen. Die nächstfolgenden Eisenbahn-Acts schliessen 
sich in allen wesentlichen Hauptzügen der ersten Eisenbahnacte an, 
aber der Geist dieser Acts, welcher unzweideutig die Unterwerfung 
der Spekulation unter den gemeinen Nutzen versuchte, der entwich 
im Laufe der Entwickelung, zu gleicher Zeit, wo die Eisenbahnunter- 

^) cl. 165 : all persona shall have free liberty tu use with carriages all roads, 
ways and passages for the purpose of conveying goods or passengers or 
cattle. 
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nehmungen aus einer leidenden Stellung zu einer leitenden, aus einer 
Bittstellerin zu einer Macht im Parlamente heranwuchsen, welche 
nicht zuliess, dass im Geiste jener Anfänge die der erworbenen Er- 
fahrung gemässeu verbesserten Formen einer wirksamen Kontrolle 
der Gewinnlust zum Schutze der Volkswohlfahrt ins Leben geführt 
wurden. »Dieselbe Rolle**, schreibt Co/m, ^) „welche beim Aufkommen 
der ersten Eisenbahnen das aus den Schranken gesetzlicher Kontrolle 
herausentartete Kanalinteresse im Parlament gespielt, sollte am Ende 
das Railway Interesse, nur in unendlich grössern Verhältnissen und 
mit entsprechend grössern Konsequenzen, spielen." 

Im Jahre 1836 begann wieder eine Spekulationsperiode, welche 
eine grosse Zahl von Konzessionsgesetzen im Gefolge hatte. In dieser 
Zeit tauchten auch bereits einzelne Vorschläge auf zu systeinatischer 
Behandlung der Konzessionsgesetze, zur, Einsetzung einer technischen 
Eisenbahnbehörde, zur FeststBllung eines Bauprogramms für das ge- 
sq,mmte Land, welchem entsprechend die einzelnen Linien zuzulassen 
oder abzulehnen wären, dann zu strengerm staatlichem Eingreifen 
(periodische Tarifrevision: Morrison), (Rückfallsrecht: Lord Wharu- 
cliffiß). Aber die staatsmännischen Vorschläge prallten ab an der 
Machtstellung der Eisenbahngesellschaften. „Eine mahnende Stimme 
und einige gute Vorsätze — dann Aufregung im ganzen Laude über 
den gewaltsamen EingrifiF in die Heiligkeit des Eigentums — dann 
nichts oder nicht viel mehr als nichts: solches ist der pathologische 
Kreislauf, welchen wir von jetzt ab als stetigen Vorgang wiederholt 
finden werden in der Stellung des Parlamentes zu der Entwickelung 
der Eisenbahnen,** schreibt Herr Professor Cohn^). Sodann: „Und 
man muss zugestehen, es war schnell gegangen mit der Entwicklung 
der Eisenbahnen in England und der Entwicklung ihrer Macht im 
englischen Parlamente; noch wenige Jahre zuvor waren sie die ohn- 
mächtigen Bittsteller, heute waren sie die Herren, welche die Stimme 
des Unterhauses für sich beredt machten oder doch zum Schweigen 
brachten. Auch das Verhalten der Regierung in jenen Fällen war 
bezeichnend für das, was die Zukunft bringen sollte ; an dieser Frage 
sollte der Parlamentarismus, welcher reiner denn je zuvor seit den 
dreissiger Jahren sich uns in England darstellt, in seinen negativen 
Erfolgen klar werden." 

1) Vgl. Cohn S. 44 ff. 

2) 1. c. S. 38. 
») 1. c. S. 61. 
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Alle die Vorschläge, welche dem Staat zu Gunsten der Allgemein- 
heit einen grössern Einfluss auf die Eisenbahnen gewähren wollten, 
führten lediglich dazu, dass die Bedingungen festgestellt wurden, 
welchen künftighin die Projekte entsprechen mussten, wenn sie im 
Parlament in Erwägung gezogen werden sollten, dass ferner ein be- 
sonderer Ausschuss eingesetzt wurde, der ausschliesslich die Aufgabe 
hatte, jede an das Haus kommende Bill zunächst hinsichtlich ihrer 
Übereinstimmung mit den bestehenden Vorschriften (Standing Orders) 
zu prüfen. r 

Erst im Jahre 1838 kam die erste Generalacte für Eisenbahnen 
zu Stande. Es war das Gesetz vom 14. August 1838, „act to provide 
for the conveyance of the mails by railways", ein Eisenbahngesetz, 
welches die Gesellschaften zur Beförderung der Briefpostsendimgen 
gegen eine reasonable remuneration verpflichtete. 

Aber mit den Portschritten, die der Individualismus im englischen 
Eisenbahnwesen machte, begann als Gegenwirkung der Zweifel an der 
Gemeinnützigkeit eines Privatbahnsystems überhaupt sich zu regen. 
So äusserten sich im Beginn des Jahres 1839 Stimmen, welche unter 
Hinweis auf das Werk des Königs Leopold in Belgien rückhaltlos 
ein Staafsbahnsystem als das Beste erklärten. In der Statistischen 
Gesellschaft hielt E, W: Rawson einen Vortrag*), worin er das 
belgische Eisenbahnsystem mit dem englischen verglich und sich be- 
stimmt zu Gunsten des belgischen Staatsbahnsystems aussprach. Auch 
schrieb gleichzeitig die Edinburgh Review vom April 1839, anknüpfend 
an die wegen der Eisenbahnen Irlands^) erfolgte Niedersetzung einer 
Kommission, u. a. folgendes: Bereits seien die gewinnbringendsten 
Verkehrslinien von dem Privatkapital in Beschlag genommen, und die 
unheilvolle Folge davon sei, dass Grossbritannien der unberechenbaren 
Vorteile eines einheitlichen Systems öffentlicher Kommunikationen 
beraubt sei. Aus einem Vergleich der in England bestehenden Fahr- 
gelder für die niedrigste Klasse der Reisenden mit belgischen Bahnen 
ergebe sich, dass die englischen drei bis vier mal höher seien. Und 
so zeige sich in jeder andern Hinsicht die Überlegenheit der belgischen 
Bahnen über die einheimischen. Unzweifelhaft beweise denn die Theorie 
wie die praktische Erfahrung den Satz, dass der Staat den Eisen- 

1) Journal of the Statist. Society vol. II (1889) pag. 62. 

^) Die Umstände, unter welchen sich die irischen Eisenhahnen entwickelt hahen, 
sind infolge der andersartigen VerhältniBse Irlands gänzlich verschieden von 
den englischen. Siehe unter Irland. 
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bahnbau in die Hand nehmen und dass die Beförderung der Ge- 
samtwohlfahrt, nicht aber die Yergrösserung einer Anzahl Einzelner 
der vorgesetzte Zweck sein sollte.') 

Auch im Parlamente regte sich das allgemeine Volksinteresse 
allmählig etwas lebhafter. Am 20. Februar 1839 erklärte sich im 
Unterhause der Präsident des Handelsamts, Poulett Thomson, ange- 
sichts der neuerdings gemachten Erfahrungen für die Niedersetzung 
eines Untersuchungsausschusses, der die Angemessenheit von Yor- 
schriften bg-aten sollte, durch welche die Eisenbahngesellschaften für 
die durch Nachlässigkeit ihrer Bediensteten herbeigeführten Unfälle 
verantwortlich gemacht würden. Zu gleicher Zeit machte der Minister 
das Zugeständnis, dass es gut sei, wenn das Haus solche Massregeln, 
als allgemeine für alle Acts, in die Hand nehme und nicht den ver- 
schiedenen Committees überlasse, bei der Behandlung der einzelnen 
Private-Bills derartige Bedingungen hineinzubringen, da diese Com- 
mittees gar zu sehr mit den von ihnen vertretenen Privatinteressen 
beschäftigt seien und die öflfentlichen Interessen zu sehr vernach- 
lässigten. Am 27. März reichte Lord Somerset eine Petition ein von 
vielen Geschäftsleuten aus London, Manchester und andern Plätzen, 
welche sich über die London-Birminghamer Bahn beklagte und Ab- 
hülfe erbat: Mehrere der Bittsteller hätten sich nämlich an die ge- 
nannte Gesellschaft gewendet, um ihre Güter befördert zu bekommen ; 
darauf hätten sie die Antwort erhalten, die Gesellschaft habe keine 
Transportmittel, ihre Güter zu befördern, während zu gleicher Zeit 
für andere Geschäftsleute, ihre Konkurrenten und gleich ihnen Spedi- 
teure, die Güter befördert worden seien; dies aber sei eine Unge- 
rechtigkeit und eine ungleiche Ausübung des Monopols, welches die 
Gesellschaft besitze. Im April darauf wurde ein Ausschuss „zur 
Untersuchung des Zustandes der Eisenbahnkommunikation'' im Hause 

der Gemeinen eingesetzt, der in einem Berichte u. a. sagte : es 

sei offenbar nicht die Absicht des Parlaments gewesen, einer Eisen- 
bahngesellschaft das complete Monopol der Beförderungsmittel auf 
ihrer Linie zu geben; im Gegenteil sei in allen oder den meisten 
Acts Vorsorge getroffen, dass andere Personen ausser der Gesellschaft 
befähigt seien, auf der Eisenbahn mit eigenen Maschinen und Wagen 
zu fahren, gegen Zahlung gewisser Fahrgelder an die Gesellschaft. 
Diese Absicht des Parlaments könne indessen, wie die Erfahrung ge- 
lehrt, nicht verwirklicht werden; denn es sei klar, dass die blosse 

1) Edinburgh Review 1839, vol. 69, pag 179. 
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Bezahlung der vorgeschriebenen Wegegelder nur einen sehr kleinen 
Teil derjenigen Vorkehrungen bilde, welche zur Freistellung der 
Eisenbahngeleise an die öffentliche Konkurrenz nötig seien; mit der 
blossen Ermächtigung, seine Lokomotiven und seine Wagen auf die 
Schienen zu stellen und darauf zu fahren, habe noch niemand die 
Möglichkeit, seine Maschine mit Wasser zu besorgen oder Passagiere 
an einer passenden Station aufzunehmen und abzusetzen; alle ver- 
suchte Konkurrenz würde unmöglich gemacht werden. Aber, noch 
vielmehr, die Sicherheit erfordere es, dass auf jeder Eisenbahn eine 
einzige und ausschliessliche Verwaltung herrsche, unter einer alleinigen 
und entscheidenden Kontrolle, obschon dadurch der Eisenbahngesell- 
schaft ein vollständiges Monopol der Beförderungsmittel in die 
Hand gegeben werde. Wenn aber diese ausgedehnte Machtvollkommen- 
heit den Privatgesellschaften gegeben werden solle, so sei es von 
höchster Wichtigkeit, dass man sie einer Kontrolle unterwerfe, welche 
das Publikum vor jedem Missbrauch ihrer unverantwortlichen Gewalt 

sichere ; zwar hätten einige Zeugen ausgesagt, die Interessen 

der Eisenbahngesellschaften und des Publikums könnten nicht im 
Widerspruch mit einander stehen, indessen habe eine genauere Unter- 
suchung gezeigt, dass diese Annahme keineswegs ohne Ausnahme sei. 
Der Hauptzweck der Direktoren eioer Eisenbahngesellschaft sei, einen 
guten Ertrag zu erzielen, während es das oberste Interesse des Publi- 
kums sei, dass der Verkehr mit grösster Sicherheit, Schnelligkeit, 
Billigkeit, Kegelmässigkeit bewerkstelligt werde ; praktische Fälle seien 
bereits vorgekommen, wo die beiderseitigen Interessen der Gesellschaft 
und des Publikums einander entgegengesetzt gewesen; auch spreche 
die Wahrscheinlichkeit dafür, dass, je mehr das neue* System die 
ältere Art des ßeisens beseitige, andere unzuträgliche Folgen sich 
herausstellen würden, sofern nicht eine Autorität geschaffen werde, 
welche für das Interesse des Publikums wachsam sei. Zum Beweise 
seiner Behauptung führte der Bericht zwei Linien an, von denen eine 
die Fahrpreise erhöht und dadurch den Personenverkehr um 12,000 
vermindert, ihren Reingewinn aber um 1300 Pfd. St. vergrössert hat. 
Der Bericht endete mit dem Vorschlag, eine mit dem Board of Trade 
verbundene Aufsichtsbehörde zu schaflFen. 

Ein weiterer Ausschuss kam in der Session von 1840 auf diesen 
Antrag zurück. Die Frucht war das Gesetz vom 10. August 1840 
(an Act for the regulation of railways, 3 & 4 Vict., cap. 97), welches 
dem Board of Trade eine gewisse Beaufsichtigung des baulichen 
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Zustandes der Eisenbahnen übertrug und das Becht einräumte, von 
den Bahnen die Vorlage statistischer Ausweise über Personen- und 
Güterverkehr, Unfälle und Tarife zu verlangen, ferner Inspektoren auf 
jede Eisenbahn zur Besichtigung ihres Zustandes zu entsenden, die 
von den Bahnen erlassenen Bahopolizeireglements zu überprüfen und 
bei wahrgenommener Verletzung eines allgemeinen Gesetzes oder der 
Kommunikationsbestimmungen durch eine Eisenbahnverwaltung richter- 
liche Hilfe anzurufen, endlich bei gewissen Streitigkeiten als Schieds- 
richter zu entscheiden. Ausserdem enthielt das Gesetz einige straf- 
polizeiliche Vorschriften. Das Gesetz gab also nur das Mindeste 
von dem, was man überhaupt von einer Bahn verlangen kann, insofern 
es fiir eine möglichst grosse Betriebssicherheit zu sorgen sich bestrebte. 
In andern Beziehungen, z. B. im Tarifwesen, die Interessen der Allge- 
meinheit wahrzunehmen, daran dachte man nicht. Aber kaum sollte 
ein halbes Jahr vergehen, als das Gesetz von 1840, dessen Entstehung 
wesentlich durch EisenbahnunfäUe hervorgerufen und dessen haupt- 
sächliche Bestimmungen zum Schutze der Lebenssicherheit von Passa- 
gieren getroffen wurden, bereits unzureichend erschien und ein neues 
Bedürfnis nach Gesetzgebung infolge neuer Eisenbahnunfälle sich auf- 
drängte. So dauerhaft erwies sich die Arbeit des Parlaments! Es 
ging aber zwei Jahre, bis etwas — und doch nichts — geschah. 

Die „Acts for the better regulation of railways, and for the 
conveyance of troops* vom 30. Juli 1842 verpflichtete die Gesell- 
schaften, vor Eröffnung einer zum Personenverkehr bestimmten Linie 
Anzeige an das Board of Trade zu erstatten, das die Linie durch In- 
spektoren untersuchen sollte und die Eröffnung einen Monat hinauszu- 
schieben ermächtigt wurde unter Androhung einer durch Klage vor 
dem Zivilrichter einzutreibenden Geldstrafe von 20 Pfd. St. pro Tag für 
den Fall früherer Eröffnung. Weiter traf das Gesetz u. a. Bestimm- 
ungen über obligatorische Vorlage von Unfallberichten, über die Ver- 
pflichtung der Bahnen zur Beförderung voii Militär mit Gepäck, 
Waffen u. s. w. zu solchen Sätzen, als der Kriegsminister mit den 
Eisenbahngesellschaften kontraktlich abmachen werde. Beim Schluss 
der Debatte über die ganze Bill fühlte sich Oladstone gedrungen, 
nochmals zu versichern, das Handelsamt solle nur die Vollmacht zu 
Eatschlägen erhalten und er würde es tief beklagen, wenn ihm irgend 
eine weiter gehende Gewalt anvertraut werden soUle. 

Die nächste Session beschäftigte sich mit den Eisenbahnen gar 
nicht; inzwischen sammelte sich der Stoff für das darauf folgende 



— 29 — 

Jahr, welches die grössten und erregtesien Debatten über diese Dinge 
bringen sollte. Die bereits vor einigen* Jahren laut gewordenen 
Regungen zu Gunsten von Staätsbahnen traten jetzt deutlicher und 
entschlossener hervor. Pamphlets erschienen, welche Aufsehen Und 
Sympathie erregten. Das eine (ßailways, their üses and Mg,nagement, 
London, Pelham ßichardson 1842) sprach das Bedauern aus, dass 
man es versäumt habe, auf Staatskosten gegen dreiprozentige Anleihen 
ein einheitliches Eisenbahnsystem zu bauen, wodurch man für das 
Gemeinwohl besser gesorgt und zugleich einen grossen Gewinn erzielt 
hätte; jetzt nachdem 1860 englische Meilen fertig gestellt seien, für 
ein Kapital von mehr als 58 Millionen Pfd. St., sei es zu spät und 
komme es wesentlich darauf mehr an, ein nationales System bei der 
Konzession neuer Linien im Auge zu behalten. Das andere Pamphlet 
dagegen, ebenfalls anonym, aber wie bekannt wurde von Wm. Galt, 
ging bestimmter und leidenschaftlicher auf das Ziel los. Es bot ein 
fertiges Projekt, die sämtlichen Bahnen für den Staat anzukaufen 
und in gemeinnütziger Weise zu verwalten. William Galt, welchem 
Rowland Hill in seinem Separatbericht als Mitglied der königlichen 
Kommission von 1867 das Verdienst nachrühmt, als der erste die 
Übernahme der Privatbahnen auf den Staat angeraten zu haben, 
William Galt suchte in seiner Plugschrift nachzuweisen, dass nur 
das Staatsbahnsystem eine Besserung und Heilung im Eisenbahnwesen 
Grossbritanniens hflrbeizuführen vermöge, dass die Übel und Miss- 
bräuche des^gegenwärtigen Systeme den Privatbahnen inhaerent seien, 
dass die Tarifsätze . im Vergleich zu den Produktionskosten enorm 
stehen, dass die Anvertrauung des Eisenbahnmonopols an Aktiengesell- 
schaften, welche einen andern Zweck als möglichst hohen Gewinn 
weder haben, noch auch nur sich anheischig machen zu haben, im 
höchsten Grade schädlich für die besten Interessen der Nation sei. 

Im Jahre 1844, nach einer mehrjährigen Eisenbahnkrise, lagen 
dem Hause 66 Konzessionsgesetze vor ; sie bezogen sich teils auf neue 
Linien, teils auf Ausdehnung der bestehenden, vielerorts handelte es 
sich um blosse Spokulatit)nslinien, welchen die Konkurreuztheorie zum 
Vorwand diente; anderseits kamen auch bereits Gesuche vor, welche 
eine Verschmelzung kleiner Linien zum Gegenstande hatten. Gleich 
bei Beginn der neuen Session, am 5. Februar 1844, trat Gladstone, 
nun Präsident des Handelsamtes, vor das Unterhaus und beantragte, 
einen Ausschuss niederzusetzen mit dem Auftrage, in Erwägung zu 
ziehen und zu berichten, ob und welche neuen Bestimmungen in die 
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jetzt und künftig vor das Haus kommenden Eisenbahnbills zu setzen 
seien im Interesse des öffentlichen Nutzens und der Verbesserung des 
Eisenbahnsystems, und welche Veränderungen in den „Standing Orders** 
für die Eisenbahn Bills vorgenommen werden sollten. Der Ausschuss 
wurde niedergesetzt und erhielt zugleich die Vollmacht, alle dem 
öffentlichen Nutzen forderlichen Vorschriften auch im Hinblick auf 
die bestehenden Bahnen in Betracht zu ziehen. 

Auch im Oberhause fing es sich unterdessen wieder etwas zu 
regen an. Earl Fitzwilliam, ein entschlossener Freihändler und Gegner 
der Korngesetze, der aber schon früher als Anwalt staatlicher Mass- 
regeln gegen die Eisenbahnen aufgetreten war, bemerkte am 15. März 
gelegentlich einer Petition, die er überreichte, er könne nicht umhin, 
seinen dringenden Wunsch zu äussern, dass die Regierung die ganze 
Frage des Eisenbahnsystems in ernstliche Erwägung ziehen möge; 
auch jetzt noch, nachdem eine so grosse Zahl von Eisenbahnen bereits 
gebaut sei, könne die Regierung noch sehr viel für eine zweckmässige 
Anlage der fernem Eisenbahnen thun. Sie solle eine Kommission 
niedersetzen, welche auf Grund technischer Untersuchungen festzu- 
stellen habe, was für Punkte durch Eisenbahnen zu verbinden und 
danach der Ausführung durch Privatgesellschaften zu überlassen seien; 
es sei nicht gerade zu wünschen, dass der Staat die Eisenbahnen 
selbst baue, aber eine enorme Menge Kosten und sehr viel' böses Blut 
hätte man erspart, wenn man in solcher Weise von Anfang an ver- 
fahren wäre. „Wie viele Bahnen wären dann überflüssig gewesen, wie 
viel bereitwilliger hätten die Grundeigentümer ihr Land hergegeben, 
wenn es geheissen hätte : der Staat braucht das Land im öffentlichen 
Interesse, als da, wo es hiess: ein Spekulant will es haben, um in 
Aktien zu spielen!" 

Oladstones üntersuchungsausschuss hatte sich unterdessen rüstig 
an die Arbeit gemacht. Der durch einen grossen Teil des gesammel- 
ten Materials hindurchgehende Gedanke ist das Aufgeben des Kon- 
kurrenzprinzips im Eisenbahnwesen- Zunächst wurde im Bericht 
festgestellt, dass das dem Publikum durch jede Eisenbahnbill zuge- 
sicherte Recht, seine eigenen Wagen und Lokomotiven auf der Eisen- 
bahn fahren zu lassen, praktisch ein toter Buchstabe sei, denn kaum 
jemals gestatte es die Sicherheit, konkurrierende Züge auf derselben 
Bahn fahren zu lassen; sodann seien in den Acts keine Vorsichts- 
massregeln getroffen, um unabhängigen Zügen und Maschinen Zugang 
zu den Stationen, Wasserschuppen u. dgl. zu verschaffen und endlich 
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sei das Fahrgeldraaximum, welches vom Parlament in die Acts hinein- 
gesetzt worden, fast immer so hoch, dass es für Dritte unmöglich 
wäre, mit einem Vorteil dabei zu fahren, selbst ohne die andern 
Hindernisse. Auch von dem Nutzen der Konkurrenz einzelner Bahnen 
untereinander sei man abgekommen. Konkurrierende Bahnen haben 
bisher stets und allein in Koalition geendet, so dass ein Monopol am 
Ende wie am Anfang dagewesen. Viel wirksamer als diese KonkuiTenz, 
die bald keine Konkurrenz mehr sei, würde eine Regierungsbehörde 
mit der Vollmacht sein, für Bequemlichkeit und Sicherheit zu sorgen 
und Revisionen der Fahrsätze und Frachttarife vorzunehmen; dies 
würde namentlich auch den unnützen Aufwand neuen Kapitals sparen, 
welches bei einer neuen Konkurrenzlinie ohne objektiven volkswirt- 
schaftlichen Zweck vergeudet werde. Aus all' den Zeugenaussagen 
der Ausschussmitglieder ging deutlich und bestimmt hervor: Keine 
verlässliche Konkurrenz im Eisenbahnwesen ist möglich, das Monopol 
ist auf die Dauer notwendig, ist volkswirtschaftlich auch allein rationell, 
da jede bloss um der Konkurrenz willen unternommene Konkurrenz 
neuer Bahnen eine Kapitalverschwendung ist. „Als Monopolien räume 
man den Eisenbahnunternebmungen ein, was notwendig ist, aber ver- 
lange dafür von ihnen, was das öffentliche Wohl erheischt. Man 
gestatte ihnen die unvermeidliche Verschmelzung untereinander, die 
Verschmelzung mit Dampfschiffen und Kanälen, dies kann man doch 
nicht hindern, es liegt in ihrer Natur. Aber, nachdem die unvermeid- 
liche Tendenz zur wachsenden Grösse des Monopols einmal anerkannt ist, 
ergreife man Massregeln zur Kontrolle des Monopols ; die Eisenbahn- 
gesellschaften selbst müssen diese wünschen, um die öffentliche Mein- 
ung zu beruhigen ; denn wenn die öffentliche Meinung erst sehr arg- 
wöhnisch und böse gegen sie wird, dann sind die Eisenbahngesell- 
schaften am Ende diejenigen, welche am meisten Schaden haben.'' 

Was die Reformvorschläge anbetrifft, welche vor dem Ausschusse 
gemacht wurden, so gingen sämtliche von der Anerkennung des Mono- 
pols aus und sprachen sich fast durchwegs für Staatsbahnen aus. 
Olyn meinte: Wenn jetzt die Frage ein weisser Bogen Papier wäre, 
so würde ich sagen: Lasst die Regierung die Sache in die Hand 
nehmen, weil das Volk so viel Recht auf die Strassen des Landes 
hat, als auf das Licht des Himmels. Indessen fasste Glyn, wie sich 
die Dinge nun einmal in England ent*vickelt hatten, einen Plan zum 
Ankaufe der Bahnen durch den Staat nicht ins Auge und begnügte 
sich mit KontroUmassregeln. Baxendale, Präsident der South Eastern, 
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war der Meinung, das Land würde den Ankauf der bestehenden Bahnen 
durch die Kegierung mit Jubel begrüssen, da es dann endlich von 
den Scherereien der Eisenbahngesellschaften befreit sein würde. B. 
wünschte für die besteheuden Zustände eine obrigkeitliche Aufsicht 
über die Befolgung der Gesetze durch die Piisenbahngesellschaften, 
da der Board of Trade von seiner ihm 1840 übertragenen Vollmacht 
nicht hätte Gebrauch machen können. Captain Latvs, Direktor der 
Manchester-Leeds-Bahn, war der Überzeugung, es sei mit Rücksicht- 
ntthme auf alle bestehenden Verhältnisse wünschenswert, dass die 
Begierung alle vorhandenen Bahnen ankaufe, der Kaufpreis solle aus 
dem Gewinn der drei letzten Jahre berechnet werden, mit Kontrolle 
darüber, dass die Gesellschaften im Hinblick darauf keine Raubwirt- 
schaft treiben. Drei Arten lassen sich denken, führte Laws dann aus, 
wie der Staat die Eisenbahnen in Hinsicht auf den Tarif handhabt: 
Erstens, etwas ähnliches wie das Penny - Porto - System, so dass die 
Sätze kaum mehr eintragen, als zur Kostendeckung ausreicht, was. 
den Verkehr bedeutend befordern würde ; zweitens, weiter wirtschaften 
in der Art der Aktiengesellschaften zur Erzielung höchst möglichen 
Gewinns, so dass ein sehr grosser Überschuss für die Staatskasse 
erzielt würde; drittens, eine Mittelstrasse zwischen beiden, nach 
Law's Ansicht das beste. Immer würde ein erheblicher Gewinn 
erzielt durch die Zinsdiflferenz, da der Staat zu S^/o oder nur wenig 
mehr borge, sowie durch die weit geringern Kosten einer zentralisierten 
Betriebsverwaltung. Die Regierung solle die Bahnen nach und nach 
ankaufen, um so allmählich in die Übung dieses Verwaltungszweiges 
hineinzukommen. Oalt, der Verfasser der Flugschriflb vom Jahr 1843, 
trat mit einem Reformprojekt auf, dessen Schwerpunkt die Herab- 
setzung der Fahrpreise für die grosse Masse der Reisenden war, das 
im übrigen aber einen etwas sanguinischen und phantastischen Charak- 
ter hatte. 

Das Ergebnis der Untersuchung war nach o Berichten an das 
Parlament und sehr interessanten Debatten das Gesetz vom 9. August 
1844 (Act, 7 & 8 Vict., cap. 85). Parturiunt montes, nascetur ridi- 
culus mus! Die Bill, wie sie endlich bei der dritten Lesung heraus- 
gekommen, war nach Oladstones eigenem Zugeständnis im Vergleich 
mit den Bills der früheren Lesungen „stark verändert zu Gunsten 
der Eisenbahngesellschaften ". Die Bill gewährte der Regierung ohne 
Rückwirkung auf die bestehenden Bahnen das Recht, eine neue Bahn 
nach 21 Jahren auf Grund der Durch schnittsreute der letzten drei 
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Jahre anzukaufen; wenn der Gewinn geringer als lOVo, so ist der Käuf- 
preis durch ein, Schiedsgericht zu bestinamon.. Das Gesetz gab ferner 
nach derselben Frist der Regierung das Becht, wenn das Unternehmen 
während der letzten drei Jahre mehr als 10 «/o abgeworfen, den Tarif, 
jedoch nur gegen Garantie eines lO^/oigen Erträgnisses, zu bestimmen. 
Die Tarifrevision sollte erst in 21 Jahren . erneuert werden dürfen 
und die Bürgschaft des Stasttes für die lOVoige Dividende bei dem 
revidierten Tarife die ganzen 21 Jahre dauern. Die Ausübung der 
dem Staate eingeräumten Befugnisse wurde nicht dem Board of Trade, 
sondern der Treasury übertragen. Weiterhin verpflichtete das Gesetz 
die Eisenbahnen zu täglich einem Zug mit bedeckten Wagen für 
Reisende III. Klasse zu einem Satz von höchstens 1 Penny pro Meile 
(parliamentary trains) und erhöhte unbedeutend die Verpflichtungen 
der Bahnen bezüglich der Post- und Truppenbeförderung. Bestimm- 
ungen über Abzug vom garantierten Gewinn für schlechte Verwaltung, 
über Verbot der Kapitalvermehrung während der Garantie ohne Zu- 
stimmung des Handelsamts, über Vorschriften des Handelsamts im 
Interesse des Verkehrs während der Garantie, über Abzug vom Kauf- 
preis für unzureichenden Zustand von Bahn- und Betriebs-Material — : 
welche Bestimmungen früher die Entwürfe enthalten hatten, wurden 
gestrichen. In der dritten Lesung wurde ferner der Bill die neue 
Bestimmung hinzugefügt, dass die Regierung nicht öffentliche Mittel 
anwenden dürfe, um eine ungebührliche Konkurrenz gegen selbstän«iige 
(d. h. Privat-) Gesellschaften zu entfalten. Damit hat sich die Regie- 
rung des Rechtes begeben, auf eine Eisenbahngesellschaft mit der 
Drohung einer konkurrierenden Staatsbahn einzuwirken, z. B. im Sinne 
einer Tarifermässigung; die Regierung hat auf das Prinzip der Kon- 
kurrenz verzichtet, wo sie dieses allenfalls noch im Interesse der Ge- 
samtheit hätte anwenden können. Ferner wurde durch die dritte 
Lesung die Bestimmung in die Bill hineingebracht, dass keine Revision 
des Tarifs und kein Kauf einer Bahn stattfinden dürfe, ohne ein 
nettes Gesetz, welches die Bürgschaft für die Dividende oder den 
Kauf autorisiert und zugleich bestimmt, in welcher Weise das ge- 
schehen soll. 

Aber auch die Bill der zweiten Lesung, schreibt CoÄn mit Recht*), 
wäre wirkungslos gewesen „wie irgend eine der mannigfachen Mass- 
regeln, welche das Parlament erlassen bat, um die öffentliche Meinung 
durch ein Trugbild zu befriedigeu'*. Denn einmal gab auch die ur- 

1) i. c. S. 166 ff. 
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sprüngliche Bill keine Vollmachten, mit den bis 1844 gebauten Eisen- 
bahnen zu verfahren, und man konnte sich doch, wollte man die 
Bahnen auf den Staat übernehmen, unmöglich auf die neuen beschrän- 
ken; sodann legte die Bedingung einer Frist von 15 Jahren*) der 
Kegierung die Notwendigkeit auf, immer nur mit einzelnen Bahnen, 
auch innerhalb der seit 1844 gebauten, vorzugehen, nahm also dieser 
Massregel die Einheit und Konsequenz; endlich wäre die Revision 
der Tarife für die Regierung wegen der Verjjflichtung, eine Dividende 
von 10^0 zu garantieren, eine so bedenkliche Sache gewesen, dass 
selbst eine mutigere Behörde, als das Board of Trade, sich dazu nicht 
leicht entschlossen hätte; alle Bedenken gegen staatliche Zinsen- 
garantien wären hier doppelt stark entgegengetreten und die Be- 
dingungen dieser Garantien (Abzug für schlechte Verwaltung, positive 
Vorschriften für den Verkehr) wären in der Hand dieser Behörde und 
gegen englische Eisenbahngesellschaften am wenigsten praktisch ge- 
worden. So war denn dem Wesen nach die Bill der zweiten Lesung 
schon nichts weiter als ein Memento, dass der Staat eine Art von 
Recht gegen das absolute Privateigentum der neuen Bahngesellschafben 
beanspruche; die Bill der dritten Lesung aber war praktisch, wie 
Cohn^) richtig betont, gar nichts weiter als die gnädige Erlaubnis, 
dass ein künftiges Parlament Gesetze machen dürfe. 

Unmittelbar vor den Debatten des Parlaments, aus welchen das 
Gesetz von 1844 hervorging, behandelte ein Aufsatz der Quarterly 
Review, anknüpfend an die Berichte des Untersuchungsausschusses, 
denselben Gegenstand. Der Verfasser des Aufsatzes war wo möglich 
noch weniger ein Gegner der Eisenbahngesellschaften und ihrer Ver- 
waltung, als Oladstone, Labouchere, Sir Robert Peel Er rühmte 
ihnen nach, dass durch ihre freie Entwicklung, und durch sie allein, 
ein Eisenbahnsystera geschaffen wurde, welches allen Bedürfnissen 
entspreche, obwohl sie nicht blos mit närrischen, ob auch ehrlichen, 
Vorurteilen, wie denen der gelehrten Herren von Oxford und Eton, 
sondern auch mit Habgier und deren hartnäckigem Widerstände zu 
kämpfen gehabt. Der Verfasser erklärte sich trotzdem auf das leb- 
hafteste im Sinne der Ausschussberichte und der Erfahrungen, auf 
welche diese gegründet worden, gegen die Konkurrenz neuer Linien. 
Die schlechteste Form des Monopols müsse durch diese Art von 
Konkurrenz hervorgebracht werden; „die Gesellschaften werden thun, 

1) In der dritten Lesung wurden daraus 21. 

2) S. 167 l c. 
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was die Besitzer der alten Diligenzen thaten : Diese fuhren mit nied- 
rigen Sätzen so lange in Konkurrenz miteinander, bis einer bankerott 
war ; dann übernahm der Sieger das Fuhrwerk des Geschlagenen mit 
und fulir jetzt allein zu desto höhern Sätzen, um den Schaden gut 
zu machen. Für alle derartige Konkurrenz wird es sich bewähren: 
Sechs Monate lang heftige Konkurrenz zu niedrigen Sätzen, dann 
Koalition, hohe Sätze und schlechte Beförderung. In dieser Weise 
werden die Eisenbahngesellschaften sich selbst helfen, wenn die Regie- 
rung ihnen keinen Schutz gewährt: das Publikum aber wird den 
grössten Schaden davon haben**. Gegenüber den Projekten Oalfs und 
einer Menge ähnlicher ßeforra-Flugschriften, welche Staatsbahnen mit 
niedrigen Fahrsätzen verlangten, äusserte sich die Quarterly geradezu 
wegwerfend, hielt es für eine Thorheit, die ärmern Klassen durch 
unverhältnismäs^ige Leichtigkeit des ßeisens zum Aufgeben der Sess- 
haftigkeit zu verleiten (!) und nahm die bisherigen Leistungen der Eisen- 
bahnverwaltuDgen so weit in Schutz, dass sie ihre Beschwerden über 
zu hohe Ansprüche für die Bequemlichkeit der dritten Klasse teilte, 
um so interessanter ist es, dass der gleiche Artikel erklärte : Niemand 
bezweifelt mehr das allgemeine Recht des Parlaments, in die Eisen- 
bahndinge durch Gesetze einzugreifen, nicht nur Kraft seiner souveränen 
Autorität, dafür zu sorgen, „ne quid detrimenti'', sondern auch, weil 
die Eisenbahngesellschaften die Geschöpfe des Parlamentes sind und 
laut der motivierenden Einleitung jeder ihrer Acts stets zum Nutzen des 
Publikums ins Leben gerufen wurden; daher hat das Parlament ein 
unmittelbares Recht einzugreifen, so oft die von ihm für das öffent- 
liche Wohl also geschaffene Vollmacht hinter ihrer öffentlichen Ver- 
pflichtung zurückbleiben sollte. So zufrieden wir mit dem 

gegenwärtigen Eisenbahnsystem sein dürfen, so kann man doch un- 
möglich übersehen, zu welcher Ausdehnung es sich entwickelt, ein- 
dringend in alle Enden des Landes, vernichtend alle andern Verkehrs- 
mittel, aflfizierend jedes öffentliche und private Interesse und wirkend 
wie die Arterien des ganzen Reiches, dass fast mit Bestimmtheit der 
Zeitpunkt vorausgesehen werden kann, wo dieses grosse Vertrauensamt 
nicht länger mehr in der Hand von Aktiengesellschaften gelassen 
werden kann. Die Gesellschaften haben für diese Notwendigkeit selbst 
Zeugnis abgelegt durch Annahme des Systems der Verschmelzungen, 
so dass es lediglich eine Frage der Zeit ist, wann der Augenblick 
gekommen, sie in eine einzige Haud zu bringen, und welches immer 
die Zwischenstufen, am Ende muss es die Staatsregierung sein, 
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welche diese Einheit in die Hand nimmt. Also die Quarterly Beview^, 
das leitende Organ der konservativen Partei. 

Die Systemlosigkeit der Einzelkonzessionen durch Parlaments- 
beschlüsse blieb fortbestehen, was um so folgenschwerer war, als sich 
die entfachte Spekulation zur höchsten Blüte entwickelte. Im Jahre 
1845 kamen 248 Konzessionsgesuche an das Parlament, 1846 schon 
815, hiervon wurden 1845 Linien in der Länge von 2746 Meilen, 1846 
solche in der Länge von 4o38 Meilen bewilligt, also zusammen mehr 
als das dreifache der 1844 betriebenen Länge (2198 Meilen). Das Eisen- 
bahnfieber brach mit verdoppelter Gewalt wieder aus, und es traten, 
was die Beteiligung des Publikums an der Spekulation, die Kurs- 
bewegung der Aktien und Suskriptionsscheine betrifft, dieselben Er- 
scheinungen wie 1836 zu Tage. Der Flut von Konzessionsgesuchen 
suchte man zunächst durch Einsetzung einer vorbegutachtenden Eisen- 
bahnabteilung (ßailway Board) im Board of Trade (August 1844) 
abzuhelfen, die jedoch schon im Jahre 1845 von der Regierung wieder 
aufgelassen wurde, weil die Parlamentsausschüsse sich an ihre Anträge 
nicht kehrten und auch infolge der Rachsucht verletzter Interessenten, 
denen die im Sinne der Eisenbahnuntersuchungen vom Jahr 1844 auf 
dem Prinzip der Nicht-Zulassung blosser Konklarrenzlinien beruhenden 
Gutachten des Eisenbahnamts sehr unwillkommen gewesen waren ; 
ausserdem strebte man thuulichste Vereinfachung des schwerfälligen 
und für die Parteien höchst kostspieligen Verfahrens der Parlaments- 
ausschüsse an und suchte endlich die Arbeit der letztern durch 
Zusammenfassung der in jeder einzelnen Acte wiederholten Bestimm- 
ungen allgemeiner Natur in generelle Gesetze zu vermindern; auf 
solche Art entstanden die Gesetze vom 8. Mai 1845, 8 Vict., das 
Gesetz über die Aktiengesellschaften (Companies clauses Act, cap. 16), 
das Expropriationsgesetz (genannt Land clauses Act, cap. 18) und das 
der Railway clauses Act (cap. 20). Das letztere Gesetz gestattete u. a. 
den Gesellschaften die Änderung der Tarife innerhalb der Maxima, 
jedoch unter Wahrung des Grundsatzes der Gleichbehandlung aller 
Interessenten, und sprach gegen Zahlung des Bahngeldes jedem die 
Berechtigung zu, die Eisenbahn mit Wagen und Maschinen zu benutzen. 

1) Es war in denselben Tagen, dass ein geistvoller Staatsmann, {B. Disraeli, 
Sybil or ihe two Nations. I, 5.) folgende Worte schrieb: »Wenn ein Geist 
unersättlicher Habgier die Sünde Englands seit den letzten anderthalb Jahr- 
hunderten gewesen isl, so hat seit der Reform- Bill der Altar Mammons in 
doppeltem Glänze gestrahlt : zu erwerben, anzuhäufen, einander zu plündern 
in christlichen und gelehrten Phrasen, das ist das atemlose Geschäft des 
mündig gemachten England während der letzten zwölf Jahre gewesen«. 



/ 
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Am Schluss derselben Session wurde auch die später sogen. Lord 
Campbell -Acte vom 18. März 1846 erlassen, welche zum erstenmal 
einen Anspruch auf Schadenersatz für Tötung durch Unfall festsetzte. 
Infolge der Krise vom Jahr 1846, die der Spekulationsperiode 
gefolgt war, musste eine Verlängerung der Bautermine zugestanden 
werden und überdies durch ein Gesetz vom 14. August 1850 die Auf- 
lösung von Eisenbahngesellschaften uad das Aufgeben bewilligter 
Linien erleichtert werden. Unter der Nachwirkung der Krise sank 
der Neubau von Linien nach dem ungeheuren Aufschwung auf ein 
Minimum hinab. Dagegen trat innerhalb der bestehenden Eisenbahnen • 
das Bestreben nach Zusammenfassung zu wenigen grossen Netzen 
immer bestimmter hervor. Im Jahre 1845 empfahl noch das Eisen- 
bahnamt in seinem Bericht die Nichtbewilligung solcher Verschmelz- 
ungen, welche auf Ausschliessung der Konkurrenz hinzielten, und das 
Parlament selbst glaubte, durch Erteilung der Erlaubnis an die Kanal- 
gesellschaften, ihre Tarife zu regeln, Betriebsverträge unter einander 
abzuschliessen und selbst als Frachtführer aufzutreten, die Konkurrenz- 
fähigkeit der Kanäle stärken zu können. Von den Bills des Jahres 
1846 betrafen 224 Verschmelzungen teils bestehender Linien unter- 
eiaander und mit neuen Linien, teils Verschmelzungen von Kanälen 
mit Eisenbahnen. Die Bedeutung und die Unaufhaltsamkeit dieser 
Entwicklung konnte nicht länger verkannt werden. Ein niedergesetzter 
Untersuchungsaubschuss verschloss sich auch der Thatsache und ihren 
Konsequenzen nicht, schlug jedoch blos Mittel vor, um die Konkurrenz- 
fähigkeit der Kanäle so weit als möglich zu erhalten und empfahl, 
bei der Fusionsbewilligung für bestehende Bahnen die Maximaltarife 
herabzusetzen. Zugleich wurde mit Hinblick auf die Schwierigkeit 
einer Beurteilung der einzelnen Fälle die Wiederaufnahme des Ver- 
suches mit einer vorberatenden Regierungsbehörde empfohlen. Diese 
Behörde wurde wirklich eiugesetzt und mit den bisherigen Vollmachten 
des Board of Trade ausgestattet, aber sie erlag schon 1851 dem 
Widerstand und den Angi'iflfen der Interessenten und des Parlaments. 
Inzwischen hatte die Zusammenlegung der zahlreichen, verschiedenen 
Eigentümern gehörigen kurzen Strecken zu einheitlichen Strecken ent- 
schieden Fortgang genommen. Die entstandenen grossen Linien be- 
rührten aber mit ihren Endpunkten dieselben Orte und nun entbrannte 
die Konkurrenz zwischen ihnen auf das heftigste. Als Frucht dieser 
Konkurrenz wurden durch die grossen Gesellschatten zahlreiche neue 

Linien zur Gewinnung vorteilhafter Endpunkte, zur Abkürzung des 

3 



Weges, zum Übergreifen in das Gebiet der Nachbarbahn u. s. w. 
gebaut. Auf diese Weise entstanden zwischen 1850 und 1858 jährlich 
etwa 400 Meilen neue Bahnen. Im Jahre 1853 wurde ein Komite 
zur Untersuchung über das Prinzip der Verschmelzung eingesetzt. 
Es handelte sich hiebei um die Massregeln, welche das Parlament 
zum- Schutz der öffentlichen Wohlfahrt gegen die überhandnehmenden 
Vereinigungen von grossen Bahnnetzen ergreifen könnte. Um den 
kleinern Gesellschaften die Unabhängigkeit gegenüber den grossen 
Gesellschaften zu sichern und der Gefahr einer Monopolisierung zu 
begegnen, wurde auch mehrseits, wie noch später bei der Untersuchung 
von 1872, empfohlen, einer Gesellschaft auf Grund des dunklen Be- 
griffs von der Freiheit der Bahn von Parlamenteswegen die erzwing- 
bare Befugnis zu erteilen, auf der Bahn einer andern Gesellschaft zu 
fahren ; man bezeichnete eine solche Befugnis mit dem gleichen Wort 
„running powers", unter dem zunächst die auf Grund freier Abmachung 
erworbene Befugnis zum Befahren der benachbarten Bahn verstanden 
wird, deren Ausübung dann notwendigerweise nach einheitlichem Plan 
gemeinsam mit der gewährenden Bahn stattfindet. Allein solche 
erzwingbare running powers wurden nicht nur aus Gründen der Sicher- 
heit und zweckmässigen Verwaltung auf das stärkste verurteilt, sondern 
auch deshalb, weil sie erfahrungsgemäss von der berechtigten Ge- 
sellschaft oft nur zur Erlangung eines Abstandsgeldes benutzt werden 
würden. 

Aus den Untersuchungen des Jahres 1853 und den Berichten des 
Untersuchungsausschusses ging die sogenannte Railway and Canal 
Traffic Act vom Jahr 1854 hervor; diese sollte die konkurrierenden 
Gesellschaften hindern, durch gegenseitige Befehdung das Publikum 
zu schädigen und machte ihnen deshalb die Gewährung jeder billigen 
Förderung des Transports und die Unterlassung jedes unbilligen Vor- 
zugs, insbesondere im Anschlussverkehr, zur Pflicht. 

Der Konkurrenzkampf aber dauerte fort und zwar bis gegen Ende 
der 50er Jahre. Von diesem Zeitpunkt an begann der vollständige 
Ausschluss der Linienkonkurrenz durch Abkommen und förmliche 
Fusion. Auf dem Wege der letztern ist so bis Anfang der 70er Jahre 
eine kleine Anzahl grosser Netze entstanden, so die London and North 
Western, die Great Western, die North Eastern, die Great Eastern, 
die London and South Western, die Midland and Great Northern. 

So war denn die Thatsache des wachsenden Monopols offenbar 
geworden. Professor Cohn schrieb über dessen Grösse im Jahr 1883: 



— 39 - 

,Die etwa noch vorkommenden, in andern Formen sich äussernden 
Reste der Konkurrenz sind nur eine Störung der Ordnung, deren Auf- 
hören man yon der Fortentwicklung des Eisenbahnsystems wünschen 
muss und erwarten darf. Oft haben die Eisenbahnfachmänner, wenn 
sie zugeben mussten, die Konkurrenz in Frachtsätzen sei zu Ende, 
das Argument geltend gemacht, dass die Konkurrenz in den Leistungen 
der Eisenbabngesellschaften (facilities) geblieben sei und fortdaure. 
Aus der Theorie des Preises heraus durfte man hiegegen längst be- 
merken, dass dieses ja nur die andere Hälfte des Preises sei, und 
unmöglich die Konkurrenz in der andern Hälfte Bestand haben könne, 
wenn sie in der einen Hälfte ein überwundener Standpunkt sei. Die 
Thatsachen bestätigen diese Voraussetzung: sie zeigen nicht blos den 
flüchtigen Charakter der Konkurrenz in den Leistungen, sondern sie 
drängen auch den Zweifel auf, ob ihre Wirksamkeit, sei diese nun 
von längerer oder kürzerer Dauer, wünschenswert und nützlich ist. 
Die Geschäftsleute klagten, dass sie von den Frachtagenten von zwei 
bis drei (oder mehr) Eisenbahngesellschaften überlaufen würden, welche 
sich um Zuwendung der Frachtgüter bemühen, die Gehülfen der 
Geschäftsleute bestechen, ohne dass irgend ein sonstiger Vorteil daraus 
erwächst, und statt durch Zudringlichkeit zu konkurrieren, sollten sie 
lieber in den Frachtsätzen konkurrieren ! Es ist eine ähnliche Er- 
scheinung, wie man sie heute bei den Sortimentsbuchhändlern, z. B. 
in Zürich, findet, welche über den Preisaufschlag eine Koalition 
schliessen, um dann in den Leistungen eine überflüssige Konkurrenz 
zu eröffnen, welche die Kundschaft belästigt. Doch die Entwicklung 
zur Zentralisation und damit zur Ordnung sorgt dafür, dass auch 
dieser Unordnung ein Ende bereitet wird. Die beiden grossen Eisen- 
bahngesellschaften, die London and North Western und die Lamashire 
und Yorkshire, haben diese Not der Konkurrenz schon hinter sich: 
sie teilen den Verkehr (they divide the traffic), 

„Wenn man nun in dem offenen Meer „den grossen freetrader'' 
sieht, der für das englische Eisenbahnsystem durch seine gewaltige 
Konkurrenz den Regulator zu bilden habe: so wissen wir von früher 
her, dass dieser Trost längst aufgehört hat, ein ungetrübter zu sein. 
Solche Wünsche wollen nicht, dass die Eisenbahngesellschaften Docks 
und Häfen besitzen : die Thatsache ist aber um nichts weniger da» 
und wird immer bedeutsamer. Daneben erstreckt sich das System 
der Koalitionen über das Meer: die Dampfer für China und Indien 
haben eine Koalition; es besteht für alle transatlantischen ßheder 
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eine Konferenz zur gemeinsamen Feststellung der Frachtsätze, gerade 
so wie bei den Eisenbahnen, damit sie nicht „einander den Hals ab- 
schneiden/ Es ist die grosse, immer imposanter und problematischer 
werdende Erscheinung, aufweiche ich früher mit Nachdruck hinge-- 
wiesen habe und welche neuerdings als das System der „Kartelle"* 
von anderer Seite beleuchtet worden ist/ (Archiv 1883.) 

Bis zu Ende der 50er Jahre war die Konkurrenz der Eisenbahnen 
untereinander der Hauptbeweggrund für den Bau neuer Linien. Später 
aber wurden durch Spekulanten sogen, „speculative lines'' gebaut. 
Linien von verhältnismässig geringem Nutzen für den Verkehr, die 
aber einer grossen Gesellschaft, in deren Bezirk sie drangen, gefähr- 
lich werden konnton, falls sie von einer andern Gesellschaft betrieben 
werden sollten. Diese Linien wurden zu dem Zwecke projektiert und 
gebaut, um an eine der grossen Gesellschaften verkauft zu werden. 
Welche Blüte der freien Konkurrenz! Wie viel Kapital ist da ver- 
schleudert worden! 

Seit Beginn der 70er Jahre näherte sich das englische Eisenbahn- 
wesen mehr und mehr einem gewissen Beharrungszustand. Dies ist 
auch leicht begreiflich, da für jede Verkehrsrichtung von einiger 
Wichtigkeit bereits zwei- bis mehrfache Eisenbahnlinien vorhanden 
waren, daher die Anlage durchgehender Linien nicht mehr in Frage 
kommen und es sich nur mehr um die Abkürzung vorhandener Linien, 
sowie den Ausbau der Bahnen in London und andern grossen Städten 
handeln konnte. 

Was die Eisenbahngesetzgebung anbelangt, so ist etwas grösseres 
nicht zu Stande gekommen. Es blieb immer beim Alten. Wenn die 
öffentliche Meinung gar zu vernehmlich nach einer Abhülfe verlanjte, 
dann griff man zu dem gewohnten Mittel: man setzte einen ünter- 
suchungsausschuss von Parlamentes- oder von Regierungswegen nieder. 
„Das hierin zu Tage geförderte Material — man möchte fast sagen 
interessanter für die Theorie als für die Praxis — " bemerkt Cohn, 
„verschwindet in seinen Hauptzügen bereits in dem abgeblassten Bilde 
der Ausschussberichte. Die absteigende Klimax zwischen Erkenntnis 
und Wollen zeigt sich öfters bereits in dem Abstände der Ausschuss- 
Vorschläge von der eigenen Darstellung der Sachlage. Abermals ab- 
wärts geht der Weg bis zum Parlamente selbst. Wie wir schon oft 
gesehen, die Rill, welche auf den Bericht der Kommission erfolgt, 
ist ein dürltiger Schatten von all' der hellen Wahrheit, welche die 
Untersuchung hervorgelockt hat. Was aber die Bill etwa an Kraft 
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enthält, das geht wohl in der Behandlung durch das Parlament ver- 
loren, und selten gelingt es, eine Mehrheit des Unterhauses für irgend 
eine Massregel zu gewinnen, welche Ernst macht mit der unentbehr- 
lichen Kontrolle.* 

Neben einigen unerheblichen Amendirungen der Lands and Com- 
panies clauses Act, neben den Railways construction facilities Acts 
vom Jahr 1864, neben dem Gesetz über Sequestration einer Bahn 
durch deren Gläubiger und die Arrangements mit diesen sind haupt- 
sächlich die der Regulation of railways gewidmeten Gesetze vom 
Jahr 1868 und 1871 bemerkenswert, von denen das erstere neben 
einigen andern Bestimmungen mehrere sicherheitspolizeiliche Vor- 
schriften traf, während das andere neuerdings dem Board of Trade 
das Recht zur Untersuchung des Zustandes jeder Bahn und stattge- 
habter UnföUe verlieh, sowie die Gesellschaft zur Vorlage von Unfall- 
Berichten und statistischen Jahr es- Aus weisen verpflichtete. Seit der 
Zeit datieren die jährlich veröffentlichten Berichte der Inspektoren 
über die Unfälle. 

Eine königliche Enquete - Kommission, eingesetzt im Jahr 1865 
zur Feststellung der ökonomischen Thatsachen als Grundlage künftiger 
Eisenbahngesetzgebung im Hinblick auf den Eintritt des im Gesetz 
von 1844 angesetzten Zeitpunktes des Rückkaufsrechts, und ein parla- 
mentarischer Untersuchungsausschuss, 1872 angeregt durch die damals 
gerade wieder in den grössten Dimensionen beabsichtigten Verschmelz- 
ungen, kamen beide zu dem Antrag, es erscheine unzweckmässig, die 
bisherige Politik umzustossen, welche den Bau und Betrieb der Eisen- 
bahnen der freien Unternehmung unter den für das Gemeinwohl not- 
wendigen Vorschriften überlassen habe. Hochinteressant ist von diesen 
Berichten besonders der des 1872er Ausschusses. Wie jeder dieser 
Berichte legte er die Mängel des herrschenden Eisenbahnsystems auf 
das klarste dar. Committees und Kommissionen hätten sich an eine 
Form der Konkurrenz nach der andern geklammert; nichts desto- 
weniger sei es mehr und mehr augenfällig geworden, dass die Kon- 
kurrenz verfehlen müsse, für die Eisenbahn dasjenige zu leisten, was 
sie für den gewöhnlichen Verkehr leiste. Trotz der Empfehlungen 
jener Ausschüsse seien Koalitionen und Verschmelzungen nach den 
Wünschen der Eisenbahngesellschaften ihren Weg weiter gegangen, 
ohne Hindernis und fast ohne jede Vorsichtsmassregel des Parlaments; 
es bestehen jetzt konzentrierte Systeme, welche durch ihre Grösse 
und durch ihren ausschliesslichen Besitz ganzer Distrikte des Landes 
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Monopole darstellen, denen von den frühern parlamentarischen und 
ausserparlamentarischen Autoritäten der stärkste Widerstand entgegen- 
gesetzt worden sei. Auch sei kein Grund anzunehmen, dass der Fort- 
schritt jener Vereinigungen aufgehört habe oder dass er aufhören 
werde, bis Grossbritannien geteilt sei zwischen einer kleinen Zahl 
grosser Aktiengesellschaften. Es sei daher von äusserster Wichtigkeit, 
dass die gegenwärtigen Thatsachen deutlich erkannt werden, damit 
das Publikum mit den wirklichen Alternativen, die vor ihm liegen, 
bekannt gemacht werde. Der Bericht setzte alsdann auseinander, dass 
man zur Sicherung einer angemessenen Bedienung und eines billigen 
Preises sich auf die Konkurrenz nicht verlassen könne. Weder auf 
die Konkurrenz der See-SchiflFfahrt mit den Eisenbahnen, da eine 
Eisenbahngesellschaft durch Erwerb eines Seehafens und der dazu 
führenden Eisenbahnen die Herrschaft über die Gesamtheit eines be- 
stimmten Verkehrszweiges zur See sowohl als zu Lande zu erlangen 
vermöge. Auch nicht auf die Konkurrenz der Kanäle mit den Eisen- 
bahnen, da gegenwärtig schon die Konkurrenz der Kanäle durch die 
Eisenbahngesellschaften in der Hauptsache vernichtet sei und auch 
von einem Ankauf der Kanäle durch den Staat behufs Behauptung 
der Kanalkonkurrenz fast nichts zu erwarten bleibe.*) Auch eine wirk- 
same Konkurrenz zwischen Eisenbahngesellschaften untereinander in 
Sachen der Fracht- und Fahrsätze gebe es schon jetzt in der Regel 
nicht mehr, wohl zwar noch in Sachen der Leistungen, der facilities. 
Aber auch diese Art von Konkurrenz verschwinde im direkten Ver- 
hältnis zu der Entwicklung der Koalition zwischen den Gesellschaften. 
Die erste Stufe dieser Verbindung sei die, bei welcher für gleiche 
Tarifsätze und mitunter für gleiche Fahrgeschwindigkeit Abkommen 
getroffen werden, eine vollkommenere Form sei diejenige, zufolge 
deren die Gesellschaften übereinkommen, ihre beiderseitigen Geleise 
gemeinsam zu benutzen, eine dritte Stufe sei es, wenn die verschiede- 
nen Gesellschaften eine „gemeinsame Kasse'* (Joint purse) zu führen 
sich einigen, die vierte und vollkommenste Art der Koalition sei die 
vollständige Verschmelzung. Nur eine Vorstufe zur Verschmelzung 
sei die Pacht kleinerer Linien durch grössere, nicht selten mit dem 
Erfolge für die kleinen Verpächter, dass die grossen Pächter durch 
zeitweiliges Xiedrighalten der Fahrsätze den Wert der gepachteten 
Strecken herabbringen, um sie dann desto billiger kaufen zu können. 

1) Aus Abneigung gej^'on Has Eingreifen des Staates will man die einen Ver- 
kehrswege verstaatlichen, um das Prinzip der Konkurrenz hei den andern 
retten zu können. Warum nicht gerade die Bahnen verstaatlichen? 
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Die einzelnen Stufen der losern Verbindung verschiedener Eisenbahn- 
gesellschaften seien nicht von Dauer, sondern regelmässig nur Vor- 
stufen der völligen Vereinigung. 

So kam der Ausschuss zu jenem Schlüsse, dass man sich auf 
die Konkurrenz niclit verlassen könne. Dann legte er sich die Frage 
vor: 1. Kann man sich auf das eigene Interesse der Eisenbahngesell- 
schaften verlassen? 2. Wenn nicht, was für Massregeln sind zu er- 
greifen ? 

Es sei ein Irrtum, führte der Bericht nun aus, anzunehmen, das 
Privatinteresse der Gesellschaft falle mit dem gemeinen Interesse 
zusammen. Zwar sei es ihr Interesse, einen neuen und versprechen- 
den Verkehr zu entwickeln, selbst wo der momentane Gewinn gering 
oder null sein möge, oder neue Strassen, neue Häfen zu entwickeln, 
die Konkurrenz entfernter Produktions- und Handelsplätze mit nähern 
emporzubringen und auf diese Weise die geographischen Entfernungen 
zu neutralisieren. Aber diese Koinzidenz der Interessen habe ihre 
Grenzen : es sei das Interesse der Eisenbahngesellschaften, einen mög- 
lichst grossen Gewinn mit möglichst kleinen Auslagen zu machen und 
daher lieber 1 Ton oder 1 Person für 1 Shilling zu befördern, als 
^wei Tons oder zwei Personen je zu einem halben Shilling — 
während doch das gemeine Interesse gerade das umgekehrte verlange. 
Ferner sei es das Interesse der Eisenbahngesellschaften, konkurrierende 
Wasserstrassen zuzuschliessen und das haben sie thatsächlich bereits 
in einer Anzahl von Fällen gethan. Drittens lehre die Erfahrung, 
dass es das Interesse einer Gesellschatt sein könne, Personen oder 
Güter nicht auf dem kürzesten oder bequemsten Weg zu befördern, 
sondern auf demjenigen Wege, welcher den grössten Gewinn abwirft, 
und diesem Interesse zu liebe werde oft der Anschlussverkehr von 
andern Eisenbahnen zur WeiterschalFung auf der nächsten Strecke 
nicht angenommen oder chikanös verhindert, um ihn dann auf dem 
Umwege der eigenen Bahn für eine so viel längere Strecke zuzuwenden. 
Viertens sei es das Interesse des Publikums, dass Zweigbahnen gebaut 
werden, aber das sei nicht das Interesse der Gesellschaft, es wäre 
denn der Ertrag daraus gut. 

Dann erörterte der Ausschuss verschiedene Mittel zur Beant- 
wortung der Frage: Was für Massregeln sind zur Unterwerfung der 
Eisenbahngesellschaften unter das gemeine Wohl zu ergreifen? Em- 
pfohlen wurde die Einführung der Clearinghouse-Classitikation für den 
Frachttarif, Veröffentlichung der gültigen Tarife, Bau von Zweigbahnen 
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gegen Zinsengarantie der Kommunalverbände, Erzwingung von Durch- 
gangssätzen und Durchgangsverkehr, Revision der Bestimmungen für 
Beförderung der Truppen und der Post im Sinne grösserer Erleichte- 
rung dieser Beförderung, ein neues Tribunal zur Entscheidung von 
Streitigkeiten, die aus dem Eisenbahnverkehr zwischen Gesellschaften 
untereinander oder mit Privaten sich ergeben. Ferner erörtert, aber 
abgelehnt wurden vom Ausschuss folgende Mittel : Gleiche Tarifsätze 
für jede Meile derselben Bahn, obrigkeitliche Peststellung und 
periodische Revision des Tarifs je nach den Kosten der verschiedenen 
Bahnen, Feststellung der Einlade- und Ausladekosten, Herabsetzung 
der Maxima gelegentlich der Sanktion von Verschmelzungen um so 
viel, als dem durch die Verschmelzung der neuen Gesellschaft zu- 
fliessenden Gewinn entspricht, absolute Begrenzung der Dividende. 
Eine Seite der Reformfrage, nämlich die Übernahme der Eisenbahnen 
auf den Staat, finden wir nur dürftig berührt. Der offizielle Bericht 
sagte darüber blos folgendes: 

„Eine grössere Frage, die während der Untersuchung angeregt 
worden ist, muss hier erwähnt werden, ob nämlich der Fortschritt 
der Verbindungen zwischen Eisenbahngesellschaften nicht allmählich 
zur SchaiFung von Körperschaften führen kann, die so konzentriert, 
so gross und so mächtig find, dass es schon aus politischen, wenn 
nicht' aus wirtschaftlichen Gründen geboten ist, eine fundamentale 
Veränderung in den Beziehungen zwischen den Eisenbahnen und dem 
Staate vorzunehmen. Hierauf antworten wir: dieser Zustand kann 
allerdings eintreten, und so weit die Zeugenaussagen Aufschluss geben, 
st das einzige Mittel dagegen die Erwerbung der Eisenbahnen 
durch die Regierung ; indessen scheint es uns nicht, dass gegenwärtig 
eine Notwendigkeit vorhanden sei, in die volle und ausführliche Unter- 
suchung einzutreten, welche eine so grosse und so schwierige Frage 
erheischt. ** 

Der Inhalt dieses Ausschussberichts enthält wie alle solchen Be- 
richte in vielen Punkten die vollste Wahrheit und Klarheit, er war 
eine ernste und eingehende Erörterung der englischen Eisenbahnfrage 
und gewährt einen vortrefflichen Überblick über den damaligen Zu- 
stand der englischen Eisenbahnpolitik. Aber wie enttäuschend ist für 
uns wieder der Abstand zwischen der Erkenntnis von thatsächlichen 
Übeln und den Heilungsvorschlägen! 

Die Vorschläge des 72er Ausschusses führten lediglich zur Ein- 
setzung einer Eisenbahnkommis^sion, welche die Befolgung der Normen 
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der Railway and Canal Traffic Act vom Jahr 1854 kontrollieren, dies- 
falls, sowie bei Streitigkeiten der Eisenbahnen und Kanalgesellschaften 
untereinander als fachliches Spezialtribunal fungiren und eine gewisse 
Überwachung der Bahnen ausüben sollte. Die Befugnisse dieser Be- 
hörde lassen sich daliin zusammenfassen: Eine Gesellschaft kann mit 
ihrer Vermittelung die Bestimmung angemessener Durchgangssätze, 
welche die Kommission festsetzt, über die Linien einer andern Gesell- 
schaft gegen deren Willen erzwingen; die Kommission wacht über 
die genaue Veröffentlichung der Tarifsätze in jeder Station und kann 
ziffernmässige Trennung der verschiedenen, in einem Satz enthaltenen 
Gebühren anordnen; sie kann die Höhe der Nebengebühren bestimmen; 
sie hat Betriebsabkommen der Eisenbahnen und Kanäle zu genehmigen. 

Natürlich waren diese Bestimmungen wirkungslos. Die alte Ge- 
schichte. Bezeichnend genug ist es, dass von einem Widerstand der 
Eisenbahngesellschaften gegen die Bill im Parlament wenig zu be- 
merken war. Die Presse äusserte sich geteilt über die Bill. Der 
„Economist**, das einflussreiche City -Wochenblatt, sprach spöttisch 
von einem „letzten Versuche" und erklärte es als die überwiegende 
Ansicht der City, wo man zu allem andern die arge Vergeudung und 
Korruption der Verwaltungsräte kenne, dass in nicht allzuferner Zeit 
die Eisenbahnen vom Staate angekauft werden müssten, wie denn der 
„Economist** seit einer Reihe von Jahren für Staatsba'men plaidiert 
hatte. 

Die „Times'' äusserte sich in einem Artikel, die neue Bill sei 
ein gutes Exemplar der Tendenzen und Notwendigkeiten der modernen 
Gesetzgebung, es sei eine Massregel ans einem Geiste, welchen die 
altmodischen Freunde der Erwerbsfreiheit oder mit andern Worten 
des Gehenlassens zu beklagen gewohnt seien, welcher aber zunehmen 
und mehr oder weniger jede Sphäre der merkantilen und industriellen 
Thätigkeit orgreifen werde. 

Wenn der Ausscliussbericht sich mit dem Ankaufe der Bahnen 
durch den Staat wenig beschäftigt hatte, beschäftigte die StaatsbaJm- 
idee um so lebhafter ansehnliche Kreise des Publikums. In der Unter- 
suchung se.bst hatte Captain Tylcr sich sehr bestimmt zu Gunsten 
eines Staatsbahnsystems ausgesprochen: „am Ende wird das Land in 
den Händen ei» iger weniger Gesellschafteu sein, welche ihrerseits sich 
wieder verbinden und so ein einziges grosses Eisenbahnmonopol für 
das ganze Land bilden werden, dann entsteht die Frage, ob der Staat 
die Eisenbahnen oder die Eisenbuhnen den Staat regieren sollen.'* 
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Ferner traten mehrere hervorragende Vertreter der Kaufmannschaft 
von Liverpool für die Staatsübernahme der Eisenbahnen ein; Charles 
Clark, der frühere Präsident der Liverpooler Handelskammer, sprach 
sich im Namen der Kaufmannschaft von Liverpool aus weit über- 
wiegend wirtschaftlichen Gründen zu Gunsten der Staatsverwaltung 
des ICiseubahnsystems aus, ob er schon politische Bedenken hegte; ein 
Mitglied des Staatsrates von Liverpool erklärte ferner iia Namen der 
von ihm vor dem Ausschusse vertretenen Behörde, dass aus wirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten die Stimmung in Liverpool allgemein zu 
Gunsten der Staatsbahn sei, wenn auch über die politische Seite der 
Massregel verschiedene Ansichten von Verschiedenen geäussert werden; 
Mr. Oraveny der konservative Vertreter für Liverpool im Parlament, 
hatte lebhaft und ohne Bedenken für Staatsbahnen sich ausgesprochen 
und gewirkt; ein anderer früherer Präsident der Liverpooler Handels- 
kammer, John Patterson, äusserte in einem Verhör seine tiefe Unzu- 
friedenheit mit der Allmacht der Eisenbahnpotentaten und hielt unbe- 
denklich ein Staatsbahnsystem durch Ankauf der Bahnen, selbst zu 
übermässig hohem Preise, für weit vorzüglicher als jedes Privatbahn- 
system. Ferner erklärte Sir William Wright, Präsident der Dock- 
Corapanie von HuU,: „Ich wünsche den Staat allein als Herrn der 
Eisenbahnen zu sehen, in derselben Weise, wie er Post und Telegraphen 
besitzt und leitet; gegen die politischen Bedenken bemerkte er, der 
Einfluss der gegenwärtigen Eisenbahnmacht im Parlamente sei 
nach seiner Überzeugung grösser als der befürchtete Einfluss U7iter 
dem neuen System je sein könnte. Der Vorsitzende der Handels- 
kammer von Plymouth, Thomas Pitts^ s^gte: „Die fJisenbahnen sind 
jetzt unsere grosse Landstrasse (Highway) und haben den Charakter 
von quasi öffentlichem Vermögen angenommen, darum sollten sie auch 
in einer ganz andern Weise behandelt werden als jedes Privatunter- 
nehmen." Dies alles waren commerzielle Grössen, an denen der Vorwurf 
der Eisenbahndirektoren, es seien „Agitatoren'*, abprallen musste. 

Die Litteratur in den periodischen Zeitschriften, in gelehrten 
Gesellschaften, in Pamphlets kleinern und grössern ümfangs hatte 
schon längst eine überwiegend den Staatsbahnen geneigte Kichtung 
angenommen. Die Thatsache der Bewegung der Geister in dieser 
Kichtung sei besonders betont. Im Jahr 1859 hielt Edward Chadwick 
in der statistischen Gesellschaft einen bemerkenswt^rten Vortrag, worin 
er an Stelle des englischen Eisenbahnsystems ein zentrales Staatssystem 

verlangte. 1862 brachte die Quarterly Review') einen Artikel „Railway 
») vol. 111, pag. 1— 4a 
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Contror, in welchem sie schrieb: „Diese Gesellschaften haben Pro- 
tektion, Geld, Verbindungen, alles was Macht verleiht, zur Verfügung 
in einer Ausdehnung, die unerhört ist in der Geschichte der Gesell- 
schaften; sie haben noble Lords und ehrenwerte Parlamentsmitglieder 
zu thätigen Agenten und schlauen Lenkern; vereint bilden sie eine 
starke Partei im Parlament; die Presse ist in ihrem Dienste, die 
hervorragendsten technischen Grössen stehen ihres Rufes gewärtig: 
Sie besitzen an allen Enden ein^n Einfluss, welcher eines Tages 
fürchterlich werden kann, wenn nicht bei Zeiten Vorsichtsmassregeln 
getroffen werden. Schon heute sind ihnen auf Gnade und Ungnade 
unsere 163 Millionen Reisenden als eine hülf lose Masse preisgegebeu/ 
Im Jahre 1865 trat der alte Oalt mit seinem phantastischen Ankaufs- 
projekte wieder hervor, ihm schloss sich die „Westminster Review" 
leidenschaftlich und voll Feuer an. Im Jahre 1868 veröffentlichte 
Raphael Brandon eine Flugschrift, worin er einen noch weiter als 
Galt gehenden Vorschlag der Staatsbahnverwaltung in die Wogen der 
öffentlichen Meinung hinauswarf. Die „Quarterly Review** wiederholte 
im Jahre 1868, anknüpfend an die Blaubücher der königlichen Kom- 
mission von 1865 — 1867, dass die Politik einer Kontrolle der Eisen- 
bahngesellschaften durch neue Konkurrenz völlig gescheitert sei und 
man es lediglich mit einem Monopole zu thun habe, das ohne Schranke 
herrsche. Über den Bericht der königlichen Kommission sagte der 
Verfasser, das stärkste in seinen Vorschlägen seien die grossen Buch- 
staben, in denen sie gedruckt sind, obwohl sie ihrer innern Stärke 
nach sehr wohl im kleinsten Non-pareille gedruckt sein könnten. 
(Und doch ging die grosse Mehrzahl jener Vorschläge noch weit über 
das hinaus, was das Parlament nachher in Vollzug brachte!) Wir 
würden überrascht sein, sagte zum Schlüsse die Quarterly, wenn die 
Ansichten, die in Rowland HilVs Bericht niedergelegt sind, zu Gunsten 
der Staatsbahnen, nicht die wachsende Zustimmung des Volkes finden 
sollten. 

Ein ferneres Pamphlet für Staatsbahnen erschien unter vielen 
andern auch im Jahr 1869 von A. J. Williams^ das eine konsequentere 
Durchführung des Staatsbahnprinzips gegenüber Rowland Hill und 
andern verlangte, welche nur Staatseigentum, aber nicht Staatsver- 
waltung als thunlich betrachteten. 1871 erschien in der „Quarterly 
Review** ein Artikel von Farrer, welcher zum Schlüsse gelangte: „Eö 
ist sehr schwer, die Folgerung zu vermeiden, dass es nur ein Heil- 
mittel gibt — Ankauf durch den Staat!" Wohl zum Teil Folge der 
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Untersuchung vom Jahre 1872 und des daraus hervorgegangenen 
Berichts war die Aufmerksamkeit, welche sich in der nächsten Zeit 
der ganzen Eisenbahnfrage mit besonderm Hinblick auf ein Staats- 
bahnsystem zuwendete. Die Staatsbahnen waren wieder der lebhafteste 
Gegenstand und Wunsch vieler Versammlungen und Schriftstücke. 
Doch legte das Parlament den Wünschen der öffentlichen Meinung 
Zügel an.*) 

Im Jahre 1881 wurde wieder eine grosse parlamentarische Kom- 
mission des Unterhauses eingesetzt, welche die Missstände im Tarif- 
wesen und die Wirksamkeit des 1873 eingesetzten Eisenbahntribunats 
untersuchen und über allfallige Verbesserungen der Gesetze Bericht 
erstatten sollte. Der Ausschuss tagte 1881 und 1882, sammelte ein 
ungemein reichhaltiges Material und veröffentlichte einen äusserst ein- 
gehenden Bericht über das Ergebnis seiner Erhebungen. Trotzdem 
diese Untersuchung eine Menge von Übelständen klargelegt und fest- 
gestellt hatte, dass die bisherigen gesetzlichen Bestimmungen, insbe- 
sondere auch die durch das Gesetz von 1873 eingesetzte Eisenbahn- 
kommission, gänzlich ungenügend seien, um wirksame Abhülfe zu 
schaffen, dauerte es doch bis zum Jahre 1888 (10. August), bis die 
neue „Railway and Canal Traffic BHl'' erlassen wurde. '^) Sie ist sehr 
umfangreich und zerfällt in vier Abschnitte. Der erste (§§ 1 — 23) 
betrifft die Bildung der Eisenbahn- und Kanalkommission, ihre Zu- 
ständigkeit und das Verfahren vor derselben.") Der zweite Abschnitt, 
betreffend den Verkehr, bestimmte in § 24, dass die Bahngesell:: chatten 
binnen sechs Monaten dem Handelsamt Vorschläge über eine neue 
Klassifikation und neue Höchstsätze der Frachten und Terminals 
machen sollten. Die §§ 25 und 26 betreffen das Einschreiten der 
Kommissäre zur Sicherung der Herstellung eines direkten und Durch- 
gangs-Verkehrs zwischen Eisenbahnen und Kanälen. Die §§ 27—31 
bestimmten in Ergänzung; des Gesetzes von 1854, dass, wenn eine 
Gesellschaft in der Behandlung von Verkehr sin teressenten einen Unter- 
schied mache, sie den Beweis zu führen habe, dass dies keine unge- 
bührliche Bevorzugung bedeute. Allen Interessenten und bestimmten 
Behörden wurde ein Beschwerderecht an das Handelsarat gegeben, 
wenn sie sich durch zu hohe oder unberechtigte Frachten oder drückende 

*) Das enij;Iische PHrlametil zählte 1876 ober 170 Ei.s(Mibahnvcrvvaltun]^(sniäiiner 
in seiner Mitte. 

2) Vgl. Archiv 1886, S. 430. Archiv 1889 S. i ff. 

8) Näheres siehe Artikel »Aufsichtsbehörden«, Moll 1, S. 168 ff. 



— 49 — 

und unbillige Behandlung seitens einer Eisenbahngesellschaft belastet 
glauben. Die §§ 33 und 34 regelten in Ergänzung der Bestimranngen 
des Gesetzes vom Jahr 1873 die Veröffentlichung der Tarife. 

Auf Grund des 1888er Gesetzes wurde 1891 dem Parlament ein 
Gesetzesentwnrf, betreffend Neuordnung des Gütertarifwesens der 
Eisenbahnen, vorgelegt.^) 

Was die Sicherheit des Betriebs anbetrifft, so stand ihre Erörte- 
rung unausgesetzt im Vordergrund des parlamentarischen Interesses. 
Namentlich beschäftigte sich 1874 — 1877 eine königliche Kommission 
mit den Unfällen. Die Kommission anerkannte, dass den Eisenbahnen 
trotz der Kenntnis ihrer Verantwortlichkeit manche Unterlassungs- 
sünden zur Last fallen und dass ihnen gewisse anerkannte Verbesse- 
rungen gesetzlich auferlegt werden sollten. Aber es blieb nichtsdesto- 
weniger noch Jahre lang bei dem alten Zustand, wonach die Regierung 
auf blosse Vorstellungen und Ratschläge bei den Gesellschaften ange- 
wiesen war. Erst das Gesetz vom 30. August 1889 brachte die nötige 
Abhülfe, indem es das Handelsamt ermächtigte, die Einführung des 
Blocksystems, selbstthätiger Bremsen und kombinierter Signal- und 
Wechsel- Vorrichtungen von den Bahnen zu verlangen. 

Überblickt man nun die Ergebnisse der englischen Eisenbahn- 
politik, welche stets von dem Grundsatz der Entwicklung des Eisen- 
bahnwesens bei freiem Wettbewerb und unter Ausschluss jeder 
staatlichen Unterstützung beherrscht war, so sind die Ergebnisse wenig 
befriedigend. Die Regierung vermochte gegenüber den übermächtigen 
Eisenbahiigesellschafteu, welche überall und vor allem im Parlament 
ihren Einfluss geltend machen, mit ihrem Aufsichtsrecht nur wenig 
auszurichten. Erst in den letzten Jahren lässt sich, wie die Gesetze 
vom 10. August 1888 und 30. August 1889 beweisen, eine gewisse, 
wenn auch äusserst schüchterne Hinneigung der öffentlichen Gewalten 
zu einer Regelung des Eisenbahnwesens nach dem Vorbild der kon- 
tinentalen Staaten bemerken. An entschiedenen Versuchen, der eng- 
lischen Eisenbahnpolitik eine andere Richtung zu geben, hat es nie 
gefehlt und unausgesetzt, in letzter Zeit z. B. 1888 im Hause der 
Gemeinen von Watt, wurde die Idee des Übergangs zum Staatsbahn- 
systeme angeregt, welches auch in den englischen Kolonien vorherrschend 
ist. (So in Australien, in der Kapkolonie, in Natal und Ostindien.) 
,Wie ich schon früher hervorgehoben habe," schreibt Cohn, „bleibt 
eben das Verlangen derer, welche vom Staate Hülfe gegenüber den 

1) Siehe Zeitung d. V. E. E.-V. 1891. S. 300. 
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Eisenbahnen erwarten, auch in England nicht bei der Mühsal der 
Kontrollmassregt'ln für die Aktienunternehmungen stehen. Diejenigen, 
welche den Staatsbahngedanken als etwas den Engländern fremdes 
und ternliegendea bezeichnen, wie es noch kürzlich wieder im preussi- 
schen Abgeordnetenhause geschehen ist, reden aus ihren Wahnvorstell- 
ungen von der englischen Volkswirtschaft, nicht aus Thatsachen. Ich 
habe in der frühern Schrift gezeigt, dass jener Gedanke von den An- 
fängen her in Parlament und parlamentarischen Untersuchungen, in 
den Kevuen der regierenden Parteien wie in gemeinnützigen Versamm- 
lungen eine sehr bemerkenswerte Rolle gespielt hat, dass derselbe 
trotz der unleugbaren grossen Hindernisse immer wieder hervorgetreten 
ist. So auch im letzten Jahrzehnt. Die „Statistische Gesellschaft", 
in deren Mitte sich bereits zu wiederholten Malen, und zwar im Jahr 
1873 auf überaus vernehmliche Weise, die Bestrebungen zu Gunsten 
eines englischen Staatsbahnsystems haben hören lassen, beschäftigte 
sich im Jahr 1876 mit einem Vortrage ihres Präsidenten Farr „über 
die Preisschätzung der Bisenbahn**, worin der Redner sich für den 
Staatsankauf der englischen Bahnen aussprach und die Worte äusserte: 
„Wir wissen, was Fürst Bismarck in Deutschland jetzt thut; wir 
wissen, was ein Chatham in England thun würde zur Rettung der 
Zukunft seines Vaterlandes. ** Wer nun aber den durchaus konservativen 
Charakter dieser statistischen Gesellschaft kenn% welche eine grosse 
Anzahl von leitenden Staatsmännern zu den ihrigen zählt, wird das 
Gewicht einer solchen Äusserung nicht unterschätzen." — — In der 
neuesten Untersuchung waren es neben den Stimmen einzelner Ge- 
schäftsmänner, ebenso wie vor 10 Jahren, wieder die Handelskammern 
des Reichs, welche für Staatsbahnen Propaganda machten. 

In einem interessanten „Rückblick"*) schreibt Herr Professor 
Cohn ferner u. a. : 

„Die Eisenbahnen haben die folgenreiche Eigentümlichkeit, dass 
die erhöhte Leistung auf der engen Verbindung von Fahrzeug und 
Strasse beruht. Dieses bedeutet in ökonomisch - technischem Sinne, 
dass jene Sicherstellung des öffentlichen Interesses sich gegen eine 
um so zontralisiertere Unternehmung zu richten hat. Während näm- 
lich in dem voraufgehenden Stadium der Wegetechnik, bei den Kanälen, 
nur gegen die Besitzer der Strasse die Vorsichtsmassregeln sich wenden 
und für jeden Frachtführer auf derselben ein billiges Interesse sichern, 
schliesst die Eisenbahn den freien Verkehr auf der Schiene aus und 

1) Archiv 1ÖÖ3, S. 4 ff. 
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verlegt den ausschliesslichen Betrieb in die Hand ihres Besitzers. Es 
ist das eine technische Notwendigkeit, wenn schon die Gesetzgebung 
sich in den Anföngen darüber täuscht. 

„Mit der Grösse dieser ökonomischen Konzentration wächst die 
Schwierigkeit der kontrollierenden Gesetzgebung. 

„Und hier greift nun ein eigentümliches Moment ein. In der Ver- 
legenheit, welche die Parlamentsdebatten schon in den dreissiger 
Jahren bekunden, wird die Vorstellung, dass in der freien Konkurrenz 
der privaten Interessen die Wahrung des öffentlichen Interesses liege, 
zur herrschenden Doktrin entwickelt, und je mehr die herkömmlichen 
Kontrollen versagen, desto stärker ist die Hoffnung auf die neue 
Panacee. 

„Doch diese Hoffnung wird vereitelt. Zwar werden im Vertrauen 
auf den Nutzen der Konkurrenz und im Widerspruche mit den An- 
forderungen eines einheitlichen Planes eine Menge von Eisenbahn- 
unternehmungen zugelassen, deren absolute oder wenigstens zeitweilige 
Unvernunft Summen der Vergeudung ergibt, die ihres Berechners 
noch harren: aber man kann nicht hindern, dass die technische Not- 
virendigkeit sich Bahn bricht durch alle anfängliche oder vermeintliche 
Konkurrenz, dass die Einheit, welche man a priori nicht gesetzt hat, 
sich a posteriori dennoch herstellt. Kompromisse, Koalitionen, Auf- 
kauf, Fusionen und dergl. sind nur die wechselnden Formen dieser 
einen Notwendigkeit. 

„Das Bewusstsein davon verbreitet sich bereits in der Mitte der 
vierziger Jahre. Es hindert nicht, dass die Sache ihren fernem Ver- 
lauf nimmt, nur theoretisch unterbrochen durch periodische Gewissens- 
bisse des Parlaments oder einer Minorität im Parlament. Erneute 
parlamentarische Untersuchungen in kürzeren oder längeren Zwischen- 
räumen und dann jedesmal die verlegene Frage: Was kann man thun? 

„So namentlich in der Untersuchung der Lords und der Commons 
über die Verschmelzungen im Jahre 1872, deren Ergebnis das Gesetz 
vom Jahre 1873 war, welches ein neues Elisenbahntribunal schuf. 

„Der springende Punkt war, ist und wird sein : das, was der Staat 
von sich aus herbeizuführen hätte, stellt sich, weil es das technisch 
Zweckgemässe ist, auf Umwegen und wider seinen Willen von selber 
her und ruft ihn zur Abwehr auf. Es ist ein Widerspruch, welcher 
die folgerichtige Strafe ist für das, was der Staat versäumt hat. Die 
Verschmelzungen, welche aus der Unordnung nur das nachholen, was 
der Staat als einheitliche Ordnung hätte schaffen sollen, beängstigen 
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ihn. In die Lücke der Staatsverwaltung haben sich gi-osse soziale 
Mächte gestellt, welche bis zu einem gewissen Grade ohne Zweifel 
die Ansprüche erfüllen und vorzüglich erfüllen, die das Publikum an 
ihre Leistungen macht, welche indessen mit so unverhältnismässiger 
Gewalt den Bedürfnissen des Einzelnen und des Ganzen gegenüber- 
stehen, dass man sich mehr und mehr überzeugt, es werden hier dem 
Interesse eines grossen Monopols wichtige entgegenstehende Interessen 
nutzlos preisgegeben. Am meisten zeigt sich dieses an solchen Punk- 
ten, wo der Eintiuss der Eisenbahnverwaltung am handgreiflichsten 
in die öffentlichen Aufgaben hinübergreift, wo das Schicksal ganzer 
Landesteile und Industriezweige vou dem Befinden dieser Verwaltung 
abhängt, wie bei der Normierung der Differentialtarife. 

„Die tröstliche Meinung, alle berechtigten Interessen der Einzelnen 
und des Ganzen seien schon dadurch gewahrt, dass die Gesellschaft 
der Eisenbahn-Unternehmer kein andersartiges Interesse habe als das 
Publikum, wird durch eine Fülle von Erfahrungen widerlegt. Der 
Trost hält um so weniger Stich, weil nach der gebrechlichen Natur 
dieser spekulativen Gesellschaften ihr eigenes Interesse wiederum sich 
nicht mit dem jeweiligen Interesse ihrer Verwalter deckt, die vielmehr 
mit mehr oder weniger Einsicht, mit mehr oder weniger gutem Willen, 
aus persönlicher Neigung oder Abneigung, aus Ehrgeiz, politischem 
Parteiinteresse u. dgl. mehr sich erheblich von dem Interesse der 
Gesellschaft entfernen mögen. 

„Vollends das Vertrauen zu der Kontrollgewalt der Staatsregierung, 
deren Aufgabe es ja wäre, die Linien des Verhaltens zu ziehen, welche 
diese privaten Unternehmungen gleich allen anderen in Einklang mit 
den öffentlichen Bedürfnissen setzen — jenes Vertrauen wird bitter 
getäuscht: erstens, weil der verwickelten Aufgabe überhaupt kein 
Staat gewachsen zu sein scheint; zweitens, weil kein Staat weniger 
als der englische dazu geeignet ist, da die parlaraeutarische Gesetz- 
gebung und Regierung jenen sozialen Mächten nicht anders zu wider- 
stehen vermag als das weiche Wachs dem harten Eisen. Nicht der 
Staat unterwirft sich nach seinem ewigen Beruf die sozialen Mächte, 
sondern diese unterwerfen sich den Staat." Herr Professor Cohn 
zweifelt nicht daran, dass die wirtschaftliche Notwendigkeit staatlichen 
Eingriffs doktrinäre Widersprüche auch in England beseitigen werde, 
was vielleicht schon längst geschehen wäre, wenn nicht die ungeheure 
Macht der Privatgesellschaften, die auch im Parlamente bisher domi- 
nierten, sich dem entgegengestellt hätte. „Die Gesinnungen des eng- 



— 53 — 

lischen Publikums sind in dieser Hinsicht durch eine so grosse Anzahl 
von Zeugnissen belegt, dass kein Zweifel obwalten kann. Auch an 
dieser Seite unseres Gegenstandes zeigt es sich, dass der Engländer, 
da wo er nicht der Stärkere ist, wo er der Schwächere ist, wo er des 
Schutzes bedarf, weil er sich selbst nicht helfen kaun, für die Hilfe 
des Staates ebenso eingenommen ist wie andere Leute und von den 
Grundsätzen des non-interference nichts wissen will. 

„Und auf diesem Gebiete so wenig als auf einem andern Gebiete 
der Volkswirtschaft oder der Sozialpolitik ist es die freie Staatsver- 
fassung, welche einem energischen Eingreifen der Staatsverwaltung 
widerspricht. Der Unsinn des „free trade in a free country" wird 
neuerdings') inmitten des Zeugenverhörs des letzten Parlamentsaus- 
schusses durch wiederholte und ausdrückliche Anrufung der Gesetz- 
gebung des Staates Illinois,^) in den Vereinigten Staaten von Amerika, 
in das gebührende Licht gestellt."^) 

Diese kurze Skizze der englischen Eisenbahn-Politik und -Geschichte 
möge genügen.*) Kaum können wir irgendwo deutlicher als in Eng- 
land erkennen, welch' grosses Unheil in wirtschaftlicher und politi- 
scher Beziehung das Privatbahnsystem notwendig im Gefolge haben 
muss. 

In Irland ist die Entwicklung ganz anders verlaufen und auch 
im zweiten der Vereinigten Königreiche, in Schottland, scheint man 
einen Umschwung der Eisenbahnpolitik herbeizuwünschen. Die Zeitung 
„The Glasgow Herald" vom 9. November 1889 enthielt unter der 
Überschrift: „Die Krisis in der Geschichte der schottischen Eisen- 
bahnen* den längern Aufsatz eines sich „Primum Mobile" nennenden 
Korrespondenten, in welchem der Übergang zum Staatsbahnsystem 
in Schottland aus wirtschaftlichen und politischen Gründen warm und 
dringend empfohlen wurde. Die Vollendung der Forth-Brücke wird, 

^) Cohn gehrieb dies 1883, Archiv J. c. 
*) »eines über alle Massen freien Landes«. 

•) Hier ist am 2. Mai 1873 ein (lesetz erlassen worden unter dem Titel: *ein 
Gesetz zur Verhiiideruno; von Erpressung und ungerechter Unterscheidung 
u. s. w.«, weiches be.<timnite, dass eine Eisen bahngeselischaft der Erpressung 
schuldig sein roll, wenn sie mehr als einen hilligen und angemessenen 
Tarifsatz erhebt, welches dann ausführlich alle die Arten ungerechter Be- 
vorzugung verbietet und Strafen von mindestens tausend bis zu fiinfund- 
zwanzigtausend Dollars aufwärts androht. 

^) Über die Entwickelung des Eiseubahnarbeiterschutzes in England bis zum 
Gesetz vom 27. Juli lö9iS, das den Zwölfstundentag zum Maxinialarbeitstag 
auf den englischen Eisenbahnen machte, siehe den leitenden Artikel von 
Gustav Cohn in der Zeit^chrift: »Soziale Praxis«, Wro. 42, 16. Juli 1896. 

4 
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dies war der Gedankengang des Aufsatzes, grosse Veränderungen unter 
den schottischen Eisenbahnen zur Folge haben. Es wird wahrschein- 
lich bald dahin kommen, dass alle kleineren Eist^nbahnen von den 
beiden bestehenden grossen Netzen, der North-British und der Cale- 
donian - Eisenbahn, aufgesaugt werden, und dass dann diese beiden 
Bahnen den ganzen Verkehr Scholtlands beherrschen. Zwischen ihnen 
wird alsbald ein gewaltiger Wettkampf entstehen, welclier dem Publikum 
wenig nützen, den Wert der Aktien aber ausserordentlich vermindern 
wird. Es steht zu befürchten, dass der Eisenbahiibau sodann gänzlich 
stockt, insbesondere in den westlichen Hochlanden und auf den Inseln. 
Die beiden grossen Bahnen werden nur solche Linien bauen, durch 
welche sie sich selbst stärken, niemals solche, welche zwar dem Ver- 
kehr dienen, aber Reinerträge einstweilen nicht abwerfen, /w der 
Eisenbahnbaupolitik besteht aber ein unlösbarer Widerspruch 
zwischen dem allgemeinen Interesse der Bevölkerung und dem be- 
sonderen Interesse der Eisenbahnverwaltungen. Nur durch Eingreifen 
des Staates kann dieser Widerspruch beseit gt werden. Dazu kommt 
die Tariffrage. Das Publikum verlangt niedrige, übersichtliche, gleich- 
massige Tarife, die Eisenbahnen erklären, sie können mit Rücksicht 
auf die gestiegenen Betriebsausgaben, die vielen kostspieligen ertrags- 
losen Anlagen u. dgl. ihre Tarife nicht mehr ermässigen. Der einzige 
Ausweg auch aus diesen und ähnlichen Schwierigkeiten ist eine voll- 
ständige Umkehr der Eisenbahnpolitik. „Ich schlage vor% so sagte 
der Verfasser, „dass der Staat alle schottischen Eisenbahnen für sich 
erwirbt, die Eisenbahnaktien in Staatsrentenpapiere mit 27» prozenti- 
ger Verzinsung umwandelt, das Land in verschiedene Zonen und Ge- 
biete einteilt, innerhalb welcher einheitliche und so niedrige Tarife 
erhoben werden, als es die Einnahmen der Eisenbahnen, abzüglich 
der Betriebsausgaben, irgend gestatten und dann die Eisenbahnen, 
soweit angängig, nach dem Muster der Postverwaltung und der 
ungarischen Staatsbahnen betreibt. Der riesige Umfang und der 
weittragende Einfluss, den die Eisenbahnen plötzlich erreichen, die 
Notwendigkeit, so mächtige, einander widerstrebende Interessen in 
befriedigender Weise dauernd mit einander zu einigen und die vor- 
gedachten Schwierigkeiten und andere ähnliche zu lösen und das 
Eisenbahnsystem zweckmässig weiter zu entwickeln, machen es mir 
unzweifelhaft, dass der Tag nicht mehr fern ist, an welchem der 
Staat gezwungen sein wird, die Eisenbahnen zu übernehmen, wie 
er die Post und die Telegraphen übernommen hat^ Ein Erwerb 
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aller englischen Eisenbahnen auf einmal werde aber grosse Schwierige 
keiten machen, da sei es geradezu ein Fingerzeig der Vorsehung, dass 
die gegenwärtige Krisis die Gelegenheit biete, mit den schottischen 
Eisenbahnen zunächst ein kleineres, abgeschlossenes Netz für den 
Staat zu erwerben. 

In dem Aufeatz wurden sodann die Gründe für die Verstaat- 
lichung der Eisenbahnen wie folgt zusammengefasst : 

1. Die Ausbeutung eines einzigen Gebietes durch eine grosse 
Anzahl von Bahnen, während andere Gebiete gar keine Bahnen be- 
sitzen, so sehr sie solcher bedürfen, führt zu grosser wirtschaftlicher 
Verschwendung. Es fahren eine Masse Züge zwischen denselben Orten, 
jede Bahn hat ihre eigenen Baulichkeiten, ihren eigenen teuren Ver- 
waltungs- und Betriebsapparat, auf dessen Herstellung grosse Summen 
ganz überflüssiger Weise verwendet werden. 

2. Der Betrieb der Bahnen richtet sich lediglich nach den 
finanziellen und sonstigen Interessen der Gesellschaften, unbekümmert 
um das Wohl des Landes. 

3. Die Erfahrung lehrt zur Genüge, dass niedrige Tarife und 
sonstige Veikehrserleichterungen eine Vermehrung des Verkehrs, 
bessere Ausnutzung der Betriebsmittel und Ermässigung der Betriebs- 
kosten zur Folge haben. Der gegenwärtige Wettbetrieb der zahl- 
reichen, selbständig verwalteten Unternehmungen macht eine derartige 
Verbesserung unmöglich. 

4. Die mit der Postverwaltung, der Telegraphen Verwaltung, dem 
Geldanweisungs- und dem Packetpostdienst gemachten Erfahrungen 
sprechen dafür, dass solche eiaheitlich geleiteten Anstalten, welche 
ausschliesslich der Wohlfahrt des Landes dienen sollen, sich besser 
in den Händen des Staates, als in denen von wettbewerbenden Aktien- 
gesellschaften befinden. 

5. Der Staat kann Geld zum Bau neuer Bahnen mit Leichtigkeit 
zu einem Zinsfuss von 27* V'» erhalten, während die Gesellschaften 
viel höhere Zinsen zahlen müssen. 

6. Nur die Staatsverwaltung bietet die Möglichkeit, zu einheit- 
lichen, massigen, für jedermann gleichen Tarifen zu gelangen, weil 
sie das Geld billiger beschafft, weil sie billiger wirtschaftet und ihr 
alle die von den Privatbahnen vermittelst der Tarifpolitik geförderten 
Sonderintei'esseti fern liegen. 
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Irland.*) Einen auffallenden Gegensatz zu der Entwicklung der 
Eisenbahnen in England und Schottland zeigt das Eisenbahnwesen 
Irlands, im Zusammenhang mit der Andersaiiigkeit der gesamten 
Zustände dieses Landes. 

In Irland hat zu verschiedenen Zeiten das Parlament sich veran- 
lasst gesehen, öffentliche Werke ausführen zu lassen, insbesondere 
ist ein grosses System der innern Wasserstrassen hauptsächlich aus 
Staatsfonds hergestellt ivorden. Im Jahre 1836 wurde die Frage des 
Eisenbahnbaues für Irland von der Regierung vor das Parlament ge- 
bracht; Ende 1836 wurde eine königliche Kommission ernannt, damit 
sie ein einheitliclies Eisenbahnsyslem für Irland in Erwägung ziehe, 
im Hinblick auf die beste Art, wie man für die Hanptverkehrsstrassen 
des Landes dieses neue Verkehrsmittel anwenden könne, mit grösstem 
Vorteil und kleinsten Kosten, um die Hülfsquellen des Landes zu 
entwickeln. Die Kommission veranstaltete eine gründliche Aufnahme 
des Terrains und empfahl gewisse Hauptlinien, indem sie vorschlug, 
die beiden Hauptlinien möglichst in eine Hand zu bringen. Die 
Kommission empfahl ferner, wenn sich die nötigen Kapitalgesellschaften 
dafür nicht fS,nden, zur Vermeidung des Übels blus stückweiser Aus- 
führung und zur Erreichung einer so wichtigen Aufgabe für das 
Volksganze einen gewissen Grad der Staatsunterstützung in Anspruch 
zu nehmen, in der Weise, wie es zuvor schon in Irland für öffentliche 
Arbeiten geschehen sei und sich bewährt habe. Sie empfahl dabei 
weiter, dass die Regierung einen beträchtlichen Teil des nötigen 
Kapitals als Darlehen gegen niedrigsten Zins und unter den bequem- 
sten Rückzahlungsbedingungen auf das Unternehmen vorschiessen solle ; 
gleichzeitig sprach sie die Hoffnung aus, dass viele Grundbesitzer 
sich an dem Unternehmen beteiligen würden, da dieses, abgesehen 
von seiner allgemeinen volkswirtschaftlichen Wichtigkeit, auch ihren 
Besitzungen irisbesondere zu Gute kommen müsse, so wie sie anriet, 
den kommunalen Verbänden (Städten und Grafschaften) Vollmacht zur 
Beteiligung an der Aktienzeichnung zu geben. Sollten die hier em- 
pfohlenen Mittel nicht angewendet werden oder nicht ausreichen, um 
den Bau des ganzen Systems zu Stande zu bringen, so solle stück- 
weise im Sinne des einheitlichen Systems vorgegangen werden, etwa 
von Dublin aus. Oder aber der Staat solle eine oder beide grossen 
Linien selbst bauen, indem die angrenzenden Grafschaften für einen 
massigen Zinsertrag der Regierung gegenüber 'haften. 

1) Siehe Gohn, Untersuchungen über die engl. Bisenhahnpolitik I, S. 813 ff. 
Höii, 4, S. 1Ö62 ff. Archiv 1883: S. 480; 1890: S. 347 ff. 
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Die Eegierung stimmte mit diesen Berichten im Ganzen überein 
und legte dem ünterhause darauf gestützte Eesolutionen vor, welche 
bestimmten, dass die empfohlene irische Südbahn zwischen Dublin 
und Cork als Staatsbahn ausgeführt und von dem Board of Trade 
verwaltet würde, dass die nötigen Gelder durch Schatzscheine aufge- 
nommen, dass die Verzinsung 3V2 Prozent, die jährliche Tilgung l'/j 
Prozent betragen, Überschüsse aber zur Herabsetzung der Fahrsätze 
und zur Ausdehnung der Eisenbahnen verwendet werden sollten, auch 
dass Privatunternehmern für den Bau vou Zweigbahnen Entgegenkommen 
gewährt würde. Das Unterhaus nahm diese Resolutionen an, aber 
danach liess man die Ausführung fallen und gab Privatgesellschaften 
die Erlaubnis, Eisenbahnen zu bauen, ebenso wie in England und 
Schottland. Gleichwohl musste im Laufe der Jahre die Regierung 
mit Unterstützungen eingreifen, und zwar in Form von Darlehen an 
die Gesellschaften: zuerst im Jahr 1842 an die Dublin and Drog- 
heda-Bahn, dann anlässlich der Hungersnot vom Jahr 1847, wo 
620,000 Pfd. St. au drei Gesellschaften geliehen wurden ; ferner 1849 
500,000 Pfd. St. an die Midland Great Western, weiter auch in den 
folgenden Jahren, so dass im Jahre 1865 gegen 2V2 Millionen Pfd. St. 
vorgescho^sen waren, wovon nur die Hälfte zurückgezahlt war. 1867 
wurden abermals 500,000 Pfd. St. vom Parlamente gewährt. Eine 
andere Unterstützung wurde der Midland Great Western durch eine 
von den benachbarten Koinmunalv-erbänden (Baronics) übernommene 
Zinsgarantie von 5Vo zur Bahn von Mullingar nach Galway gewährt, 
wofür sie bis Oktober 1870 aus Steuern zu zahlen hatten. Wie die 
erwähnten Staatsunterstützungen mit der grössern Armut Irlands zu- 
sammenhangen, so ist der Zustand der Gesellschaften ein im ganzen 
kümmerlicher ; während in England die Verschmelzung grosser Kom- 
plexe längst zu beängstigenden Dimensionen fortgeschritten ist, klagt 
man in Irland umgekehrt über die fortdauernde Zersplitterung der 
Eisenbahnen in zu viele kleine unabhängige Linien, deren Folge Mangel 
an Ineinandergreifen und grössere Verwaltungskosten sind, und wegen 
dii^ser Hilflosigkeit hat das Projekt der Staatsbahnen für Irland Be- 
fürworter auch unter denen, welche für England Staatsbahnen nicht 
wollen. Wiederholt wurde im Parlament ein Staatsbahnsystem ange- 
regt, so 1873, 1874 und wieder am Schluss der Session von 1882. 
Doch fielen die Anträge jeweilen mit beträchtlicher Mehrheit durch. 
Insbesondere hatte Gladstone als Premierminister am 29. April 1873 
sich bestimmt gegen die Anregung erklärt und Anlass genommen, 
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dem ganzen bestehenden Eisenbahnsystem ein Loblied zu. singen. Der 
1881/82er Ausschuss bezeichnete die Verschmelzung der irländischen 
Eisenbahnen als erwünscht im Interesse der Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmässigkeit des Betriebs; sie solle daher nicht blos den Gesell- 
schaften dringend empfohlen und auf jede Weise vom Parlamente 
begünstigt, sondern geradezu, wenn erforderlich, zum Gegenstand 
eines unmittelbaren Eingreifens durch das Parlament gemacht werden. 

Belgien. Während in den meisten Ländern zu Anfang des 
Eisenbahnbaues der Staat eine vorsichtig abwartende Stellung einnahm 
und daß Privatkapital ins Vordertreffen schob, begann, in Europa wenig- 
stens, Belgien als erstes Land sofort mit dem Staatsbau. (Die ersten 
Staatsbahnen der Welt sind in amerikanischen Staaten gebaut, darunter 
im Staate New- York in den Jahren von 1827 — 1836 150 englische 
Meilen.) 

In Belgien wurde durch Gesetz vom 1. Mai 1834 die Erbauung 
eines das ganze Land umfassenden Eisenbahnnetzes auf Staatskosten 
beschlossen, und als erstes Stück am 5. Mai 1835 die Strecke von 
Brüssel nach Mecheln eröffnet. Der Bau von Bahnen ging derart rasch 
von statten, dass schon im Mai 1840 die ersten belgischen Staatsbahnen 
in einer Ausdehnung von 323 '4 km. dem Betrieb übergeben waren. 

Um diese Zeit trat die Regierurg vor den gesetzgebenden Körper 
mit dem Begehr einer neuen Anleihe zum Zwecke von Bahnbauten. 
Die Anleihe wurde bewilligt, aber erst nach ziemlich lebhaften Er- 
örterungen, zumal der Erfolg der Eisenbahnen in den ersten Jahren 
den Erwartungen keineswegs entsprach. Doch fasste die Kammer 
gleichzeitig den Beschluss, Staatsmittel zum Zwecke der Herstellung 
von Eisenbahnen fürderhin nicht mehr zu verwenden. Wenn auch an- 
erkannt wurde, dass es der Regierung obliege, die grossen Hauptzüge 
des Bahnnetzes selbst herzustellen, so glaubte man docli die Vervoll- 
ständigung des Netzes durch Herstellung von Ergänzungslinien aus 
Opportunitätsgründen der Privatthätigkeit überlassen zu müssen. Vom 
Jahre 1842 ab gelangten denn auch Eisenbahn-Konzessionen an Private 
oder an Gesellschaften vielfach zur Vergebung, und es erfuhr dadurch 
die Entwicklung der Bahnen Belgiens eine bedeutende Förderung. 
Die Zahl der erteilten Konzessionen betrug im Jahre 1850 14 und 

1) Roll, 1, S. 432 ff., Areliiv 1881: S. 84 ff., 90; 1883:506; 1886: 748 ff., 785; 
laST: 825, 83:); 18h9. 42, 118, üäO, 691; 1892: 640. 840; 1893: 588, 919; 
1894: 1136, 1146; 1896: 379; u. v. a. Siehe ferner £>r. A. von der Leyen 
im „Handiüörterbuch der StimtswissenscJiaften" , 3, unter Eisenbahueu. 
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im Jahre 1859, d. i. 25 Jahre nach Beginn der Eisenbahnaera, 23. Die 
Kegierung musste aber mehrmals den konzessionierten Gesellschaften 
beistehen, sie gewährte ihnen teils Fristverlängerungen, teils Vor- 
schüsse oder Zusicherung eines Zinsminimums. Die Bahnen Belgiens 
hatten nach 25jährigem Bestand eine Betriebslänge von 1714 km., 
wovon 745 km. auf Staats- und 969 km. auf Privatbetrieb entfielen. 
Auch im Dezennium von 1860 — 1870 kamen zahlreiche Konzessionen 
zur Vergebung. Mit Beginn des Jahres 1870 erreichte das Bahnnetz 
eine Betriebslänge von 8294 km., davon waren 863 km. im Betriebe 
des Staates und 2431 km. im Betriebe von Gesellschaften. 

Der folgende Zeitabschnitt von 1870 — 1880 aber ist charakterisiert 
dui'ch Rückkauf und Betriebsübernahme wichtiger konzessionierter 
Bahnlinien von Seiten des Staates. Auf diese Weise waren zu Anfang 
des Jahres 1880 von den 3936 km. Bahnen Belgiens 2568 im Staats- 
betrieb und nur mehr 1350 km. im Privatbetrieb. Mit 1. Januar 1888 
stellte sich das Verhältnis wie folgt: 3200,3 km. im Staatsbetrieb, 
1245,6 km. im Betrieb von Privatgesellschaften. Belgien, das grund- 
sätzlich vom Staatsbetrieb ausging, aus Opportunitätsgründen aber 
die Vervollständigung seines Eisenbahnnetzes dem Privatbetrieb über- 
liess, hat sich in neuerer Zeit in Wort und That zu der Ansicht be- 
kannt, dass womöglich das ganze Netz eines Landes vom Staate 
betrieben werden sollte.') Während im Jahre 1870 das Privatbahnnetz 
fast viermal grösser war als das Staatsbahnnetz, ist umgekehrt dieses 
im Jahre 1880 schon fast zweimal gröt.ser als jenes. Am Ende des 
Jahres 1892 umfasste das Staatsbahnnetz 3247 km., das Privatbahn- 
netz 1478 km. 

Über die Vorzüge des Staatsbahnbetriebs vor dem Privatbahn- 
betriebe hat vor dem Abgeordnetenhaiise im Jahr 1881 der Minister 
der öffentlichen Arbeiten Sainctelette sich folgendermasseu geäussert: 

„Zunächst", sagte der Minister, „möchte ich feststellen, dass die 
Bevölkerung, so weit ihre Verkehrswege durch Privatgesellschaften 
betrieben werden, in der Übernahme dieser Linien auf den Staat 
einen Fortschritt erblickt und dieselbe als eine wahre Wohlthat be- 
grüsst. Diese Anschauung des Volkes erklärt sich aus verschiedenen 
Gründen, und zwar zunächst aus dem unleugbaren Vorzug einer ein- 

1) Die Rei^ierung hunnoniert hierin mit den gebildi'ten und ungebildeten 
Kreisen des belgischen Volkes. Kniil de Laveleye z B , der bekannte bel- 
gische ISationalökonom, hält die Vorzüge der Staatseignerschaft gegenüber 
der Privateignerschaft in wirtschaftlicher Beziehung für weitaus überwiegend; 
dagegen, meint er persönlich, sei das Staatsbahusystem in politischer Be- 
ziehung nicht ganz gefahrlos, falls es nicht gelinge, das Eisenbahnwesen 
von Partei- und Wähler einflüssen völlig frei zu halten. 
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heitlichen Betriebsführung vor einer Zersplitterung des Betriebes. 
Unser gewerbliches Leben befin^let sich in so lebhafter Bewegung, 
dass die Erinnerung an die überwundenen Schwierigkeiten bald ver- 
schwindet und sich auch das Gefühl der Dankbarkeit für die erzielten 
Fortschritte schnell verliert. Nur wenige Leute können sich heute 
noch eine Vorstellung davon macl»en, mit welclien Kosten, welches 
Zeitverlusten, welchen Schwierigkeiten und PWkereien noch vor 
einigen zwanzig Jahren in Belgien die Beförderung von Personen und 
Gütern verbunden war. Damals gab es in unserem Lande, wie noch 
heute in vielen anderen, weder direkte Billets noch Verbandstarife. 
Die Betriebsmittel für den Personenverkehr waren jämmerlich, die 
für den Warenverkehr völlig:; unzulänglich. Auf die Zersplitterung 
des Betriebs folgte die Zentralisation desselben. Die Bildung von 
Betriebsgesellschatten, ihre Verschmelzung, ihr Übergang in Staats- 
betrieb waren die weitern Entwicklungsstufen einer Bewegung, welche 
die Kammern und die Regierung zum grössten Segen des öffentlichen 
Wohles stets begünstigt haben. Durch Einführung einer einheitlichen 
Verwaltung und einer gleichförmigen Tarifierung der Trans^porte für 
den grössten Teil des Landes hat die Regierung eine wesentliche 
Ermässigung der Frachtsätze möglich gemacht. 

„Im Allgemeinen macht man sich kein richtiges Bild davon, 
welchen Aufwand an Kosten, Zeit und Arbeit die endlosen Verhand- 
lungen erfordern, welche zwidchen verschiedenen Betriebsverwaltungen 
unvermeidlich sind. Der preussisclie Minister der öffentlichen Arbeiten, 
Herr Maybach, hat dies neuerdings in einer bemerkenswerten Denk- 
schrift hervorgehoben. Er hat nachgewiesen, welche erheblichen, völlig 
überflüssigen Kosten erwachsen und schliesslich dem Publikum auf- 
erlegt werden durch die Verhandlungen über die Höhe der Frachtsätze, 
welche der Handel tragen kann, über die Verteilung dieser Frachten, 
die Aufstellung und Prüfung gegenseitiger Abrechnungen, die Fest- 
setzung der Haftbarkeit der einzelnen Transportbet- iligten, der Fahr- 
pläne eines Verbandszuges, die Regelung seiner Anschlüsse und Auf- 
enthaltszeiten, seine Zusammensetzung auf den Übergangsstationen, 
die Vereinbarungen über den wechselseitigen Gebrauch des Betriebs- 
materials, die Vergütungen hierfür, die Aufstellung und Begleichung 
der bezüglichen Rechnungen, die Liquidation der Entschädigungen für 
Verluste und Beschädigungen an Gütern und Betriebsmaterial. Durch 
den Fortfall der meisten dieser Beschränkungen des Verkehrs inner- 
halb des Landes ist dem Publikum ein grosser Dienst geleistet. Auch 
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die letzten Hindernisse allmählig zu beseitigen, wird ein weiterer 
Portschritt sein. 

„Das würde allerdings vielleicht auch eine grosse Gesellschaft 
ebenso bewerkstelligen können wie der Staat. Was aber eine Gesell- 
schaft nicht vermag, was eine solche bisher nicht vermocht hat, auch 
künftig nicht vermögen wird, das ist die Ermässigung der Trans- 
portpreise für Personen und Güter, wie solche der Staat herbeiführt» 

„Um sich zu überzeugen, wie berechtigt und verständig es ist, 
wenn das Publikum dem Staatsbetrieb vor dem Privatbetriebe, auch 
der besten Gesellschaften, den Vorzug gibt, dazu genügt ein einfacher 
Vergleich. Ich habe nach den offiziellen Quellen der französischen 
Statistik den durchschnittlichen Ertrag der beförderten Personen und 
Gütertonnen auf das Kilometer berechnet und die gleichen Angaben 
in demselben Jahr für das belgische Staatsbahnnetz aufstellen lassen. 

„Ein Vergleich dieser Zusammenstellungen führt zu folgendem 
Ergebnis : 

Im Jahre 1878 betrug der durchschnittliche Ertrag für jede be- 
förderte Person und für das Kilometer auf den 6 grossen französischen 
Bahnen 5,21 Cts., auf dem belgischen Staatsbahnnetz 3,76 Cts.; bei 
letzterem somit weniger 1,45 Cts. für das Personenkilometer. Bei 
Anwendung des belgischen Tarifs auf den französischen Verkehr würde 
dem französischen Volke im Jahre 1878 eine Ausgabe von 78,869,000 Fr. 
erspart worden sein. Umgekehrt würde durch Anwendung des fran- 
zösischen Tarifs auf den belgischen Verkehr dem belgischen Publikum 
eine Mehrausgabe von 10,140,000 Fr., und zwar lediglich für die Per- 
sonenbeförderung, erwachsen sein.') 

In demselben Jahr war der durchschnittliche Ertrag für die be- 
förderte Tonne und das Kilometer auf den französischen Bahnen 5,91 Cts., 
auf den belgischen Staatsbahnen 4,88 Cts., auf diesen mithin weniger 
1 Cts. (und einen Bruchteil) für das Tonnenkilometer. Bei Anwendung 
des belgischen Frachttarifs auf den französischen Verkehr würde also 
das französische Volk eine Ersparnis von 83,0(X),000 Fr. für den Güter- 
transport gehabt haben, umgekehrt das belgische Volk bei Anwendung 
des französischen Tarifs auf den belgischen Verkehr eine Mehraus- 
gabe von 11,200,000 Fr. 2) 

„Hiernach beziffert sich für ein einziges Jahr der aus den ver- 
schiedenen Frachtsystemen hervorgehende Unterschied zu Gunsten des 

1) Siehe Tabelle A. Archiv 1881, S. 88. 
«J Siehe Tabelle B. S. 89, Archiv 1881. 
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belgischen Publikums auf 21,700,000 Fr., welche der Staat in den 
Taschen der Steuerzahler gelassen hat, und welche diese nach ihrem 
Belieben anderweit verwenden können. Und während desselben Jahres 
hat das französische Publikum 162 Mill. mehr zahlen müssen, als es 
unter der Betriebsführung der Bahnen nach belgischen Grundsätzen 
getan haben würde.*) 

„Sind das nicht sehr beachtenswerte Grundlagen für die Beur- 
teilung der vorliegenden Frage? Wenn es eine wirtschaftliche Wahr- 
heit ist, dass der Staat in der Hand des Steuerzahlers möglichst viel 
Geld lassen muss, damit dieser dasselbe in seinem persönlichen In- 
teresse nutzbringend verwenden kann, ist dann nicht diejenige Be- 
triebsorganisation die beste, welche möglichst viel Geld in den Taschen 
der Steuerzahler lässt? 

„Die von mir soeben angeführten Zahlen beweisen, dass als Entgelt 
für dieselben Leistungen der Staatsbetrieb weit geringere Vergütung 
verlangt, als der Privatbetrieb. 

„Ich habe gesagt, als Entgelt für dieselben Leistungen. Ich irre 
mich ; zwischen den Leistungen der beiden Betriebsarten ist gar keir 
Vergleich möglich. 

„Man beurteilt den Eisenbahnbetrieb der fremden Länder zu bu'»jr 
nach den Einrichtungen auf den Hauptstrecken, nach ihren schiiell- 
fahrenden Zügen, ihren Wagen I. Klasse etc. ; wenn man aber für die 
durchschnittlich befahrenen Strecken, für die Übergänge auf Neben- 
linien den Fahrplan derselben mit dem unsrigen vergleicht, muss man 
anerkennen, dass der Aufwand nicht nur an Geld, sondern auch an 
Zeit auf unserer Seite geringer ist. 

„Ein Beweis hiefür ist, dass man auf den Einwohner in Gross- 
britannien 17,2, in Belgien 9,6, in Preussen 4,4, in Frankreich 3,7 
Ortsveränderungen jährlich rechnet. Ein fernerer Beweis ist der Um- 
stand, dass das jährliche Transportquantum an Massengütern sich 
annähernd in derselben Weise verteilt: In Grossbritannien 6,3 Tonnen, 
in Belgien 5 Tonnen, in Frankreich 1,7 Tonnen. 

,i Michel Chevalier, welcher von allen Lehrern der Volkswirtschaft 
die Gesetze der wirtschaftlichen Bewegung, die Schwankungen des 
Personen- und Güterverkehrs vielleicht am eingehendsten studiert hat, 
machte während seiner letzten Krankheit einige Aufzeichnungen über 
die im Eisenbahnbetriebe Frankreichs noch herbeizuführenden Fort- 
schritte, welche in der November-Lieferung des Journal des Econo- 

1) Siehe Tabelle B. a. a. 0. 
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mistes von 1880 veröffentlicht sind. Eine Einsicht in diese Arbeit 
belehrt uns, dass die meisten Fortschritte, deren Verwirklichung 
Michel Chevalier für Prankreich wünscht, in Belgien bereits seit 
mehreren Jahren erreicht sind. Einführung dreier Wagenklassen in 
den Expresszügen — Heizung der Wagen aller Klassen — Anwendung 
kontinuierlicher Bremsen — Einrichtung durchgehender Güterzüge — 
Einrichtung einer Bestätterei zum Ab- und Zurollen der Güter : Alles 
dieses ist bei uns entweder bereits durchgeführt oder wird binnen 
kurzem durchgeführt sein. 

„Ich darf noch hinzufügen, dass alles, was bei uns in Eisenbahn- 
angelegenheiten geschieht, unter fortgesetzter strengster Kontrolle vor 
sich geht. Es gibt keine Eisenbahngesellschaft in der Welt, welche 
über ihren Verkehr, ihre Tarife, ihre Einnahmen und Ausgaben, ihre 
Betriebsunfölle, ihre Finanzlage so umfangreiche und genaue Auskunft 
gibt, wie sie sich in den Geschäftsberichten meines Ressorts finden, 
welche jedermann benutzen kann, um von der Regierung Abhülfe auch 
für die geringsten Beschwerden zu erlangen." So weit Herr Saindelette. 

Ein bemerkenswertes Urteil über die belgischen Eisenbahnen hat 
in neuester Zeit der schweizerische Nationalrat JS. Comtesse von 
Neuenburg gefällt, der in Belgien das Material für eine Vergleichung 
der Staats- und Privatverwaltung vom finanziellen Gesichtspunkte aus 
gesammelt hat und das Resultat einer schweizerischen Zeitung mit- 
teilte.^) „Man sucht von einer gewissen Seite her glauben zu machen", 
führte Herr Comtesse aus, „dass der Staat notwendig teurer und 
schlechter bauen und verwalten müsse als die Privatindustrie. Das 
ist eine augenscheinliche Unwahrheit, und die gelehrtesten Abhand- 
lungen über den köstlichen und verderblichen Charakter der Staats- 
verwaltung von Eisenbahnen im Vergleiche mit der Privatverwaltung 
halten vor so schlagenden Beispielen, wie Belgien und Deutschland 
sie bieten, nicht Stand. Was mich zuerst überrascht hat. ist die so- 
zusagen allgemeine und übereinstimmende Überzeugung der Belgier 
von den Vorteilen ihres Staatsbahnnetzes. Alle Personen, welche ich 
darüber befragen mochte, Kaufleute, Mäkler, Gastwirte, Arbeiter, 
haben sich sehr kategorisch für das Staatsbahnnetz ausgesprochen 
und würden dieses um keinen Preis jemals wieder der Privatindustrie 
überlassen. Und ich habe Leute gefragt, die weit entfernt davon sind, 
Anhänger des Staatssozialismus, des Etatismus zu sein, die gegenteils 

1) ^National Suisso" (ä la Chaux-de-Foruls) 16. Jahrgang, Nr. 93, 19. April 
1896: Lettres de Belgique. 
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warme un(J überzeugte Verteidiger der Privatinitiative sind. Aber 
sie wissen bei den Eisenbahnen eine Ausnahme zu machen wegen des 
Einflusses, den diese auf das wirtschaftliche Leben eines Landes, auf 
die Interessen agrikoler, industrieller und commerzieller Arbeit aus- 
üben. Es sind die Arterien, wo das nährende Blut eines arbeitenden 
und produzierenden Volkes lebhaft muss zirkulieren können. So sind 
denn die Belgier der Meinung, der Transport von Menschen und 
Gütern auf den Eisenbahnen, welche die Hauptstrassen eines Landes, 
die Lebensbedingung seiner wirtschaftlichen Thätigkeit und interna- 
tionalen Konkurrenzfähigkeit bilden, müsse, wie Post und Telegraph, 
der spekulativen Privatverwaltung entzogen werden. 

,Ich habe den Eindruck bekommen, dass das Publikum grosse 
Anforderungen an die Verwaltung der Staatsbahnen zu machen und 
eine minutiöse Kontrolle bis in die kleinsten Datails hinein auszuüben 
versteht, aber die Verwaltung sucht ihrerseits viel eifriger und ent- 
gegenkommender den gerechtfertigten Reklamationen des Publikums 
abzuhelfen, als gewisse Privatgesellschaften. 

„Ich habe mich auch überzeugen können, dass das Personal der 
belgischen Staatsbahnen, 10,952 Beamte und Angestellte aller Stufen, 
in vorteilhafter Lage sich befindet, mit der es auch allgemein zu- 
frieden ist. 

„Was aber vor allem die belgische Staatseisenbahnverwaltung 
charakterisiert, das ist die im Vergleich mit andern Ländern merk- 
würdige Massigkeit der Tarife jeder Art, Ich werde das in einer 
Studie mit Zahlen nachzuweisen Gelegenheit nehmen. Die belgischen 
Staatsbahnen haben die Initiative ergriifen zu Reformen und Ver- 
minderungen der Tarife.*) Sie sind in der Ermässigung so weit ge- 
gangen als möglich und haben die Privatbahnen, die ihre alten Taxen 
aufrecht erhalten wollten, mit ihnen Schritt zu halten gezwungen. 
Diese Tarifermässigung hat aber die Staatsbahnen keineswegs ruiniert 
oder finanziell geschädigt, denn sie involvierte einen ausserordent- 
lichen Verkehrsaufschwung, dessen ICrtrag die Verminderung der 
Taxen mehr als aufgewogen hat. So hat denn dieser Fortschritt, weit 
entfernt davon, die Staatsbahnen zu schädigen, dem kommerziellen 
und industriellen Interesse Belgiens unermessliche Förderung gebracht. 

„Die Belgier haben also nicht ein Staatsbahnsystera eingerichtet, 
um abstrakten Theorien zu huldigen, oder um des Vergnügens willen, 
die Privatgesellschaften von einem Arbeitsfelde auszuschliessen, son- 

1) Siehe Ulrich: Persoueiitarifretbrm und Zonentarif, Berlin 1892, S. 113 ff. 
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dem weil die leichte und billige Warenzirkulation eine Hauptbedingung 
der wirtschaftlichen Entwickelung eines Landes bildet und weil ein 
Staatsbahnnetz diese Zirkulation viel mächtiger zu fördern vermag 
als ein Privatbahnnetz. Eine Privatgesellschaft denkt an ihre Divi- 
denden, diese bilden ihre erst3 Sorge, sie fürchtet beständig, eine 
Tarifermässigung möchte sie schäJigen und entschliesst sich zu dieser 
Massregcl erst in der äussersten Notlage, wenn sie etwa durch eine 
neue Konkurrenz oder durch unablässige, energische Reklamationen 
des Publikums dazu sich gezwungen sieht. Ein Staatsbahnnetz aber, 
wenn nur sein Reingewinn hinreicht zur Bestreitung der Verwaltungs- 
lasten u'id zur Verzinsung und Amortisation der Anlagekosten, kann 
den Gewinnzweck aufgeben und sich dem Publikum und der Verkehrs- 
forderung zur Verfügung stellen. 

„W^as auch hervorgehoben sein muss, das ist die Sorgfalt, welche 
das belgische Staatsbahnnetz den Reisenden dritter Klasse entgegen- 
bringt, man will, dass diese Reisenden, die 70% des Totalpersonen- 
transports ausmachen, ebenso schnell wie die anderen fahren können, 
und es gibt keine Schnellzüge, die nicht Wagen dritter Klasse mit 
sich führen " 

Deutsches Reich.') Die Portschritte des Staatsbahnsystems in 
ganz Deutschland sind aus nachstehender Tabelle zu ersehen : 



Jahr 


Staats - 
bahnen 


Privatbahnen 

unter 

Staatsverwaltung 


Privatbahnen 

in eigener 

Verwaltung 


Zusammen 




Kilon 


1 e t er 




1838 


11,8 




128,7 


140,5 


1840 


46,8 




502,1 


548,9 


1845 


583,6 




1720,4 


2304,0 


1850 


2092,4 


501,3 

■ 


3450,6 


6044,3 


1855 


4024,5 


565,3 


3699,2 


8289,0 


1860 


5229, l 


1366,6 


5064,4 


11 660,1 


1865 


6747,1 


1570,7 


6488,5 


14806,3 


1870 


8598,2 


2996,7 


8099.4 


19694,3 


188(1/81 


2232?;,3 


3737,5 


7644,8 

1 


33707,5 


1885/86 


32568,04 


462,79 


4240,23 


37271,' "6 


1888/89 


35230,02 


103,94 


4748,76 


40082,72 



1) Roll 2, S. 964 tf. HandwörtorbiJch der Slaatswissenschafton I. c. Vorgleicho 
iernor die zahlreichen Aufsätze über <lie deutschen Eisenbahnverhältni-se 
in sämtlichen Jahrgängen des Archivs. Siehe dann besonders unten die 
deutschen Einzelstaaten. 
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Von den 921,88 km, um welche das deutsche EisenbahDoetz im 
Jahr 1889 erweitert wurde, entfallen 795,75 km auf Staatsbahnen und 
nur 126,13 km auf Privatbahnen. 

Braunschueig ging allen andern deutschen Staaten mit dem Bau 
von Staatsbahnen voran: im Jahr 1838 wurde die erste deutsche 
Staatsbahn von Braunschweig nach Wolfenbüttel eröffnet. Allerdings 
war es Braunschweig weniger um ein neues Prinzip zu thun als 
darum, möglichst rasch eine Eisenbahn innerhalb des braunschweigi- 
sehen Landes vollendet zu sehen. Der damalige Finanzminister August 
von Arnsberg sagte zwar im April 1836 in einem Bericht an das 

herzogliche Staatsministerium: ^ Obgleich nun ohne Zweifel 

die nötigen Bausummeu durch eine Aktieneröffnung leicht anzuschaffen 
sein würden, so erscheint es doch angemessener, dass die Bahn auf 
herzogliche Kosten vorgerichtet und verwaltet wird. Nur wenn sie 
in den unbeschränkten Händen der Staatsverwaltung sich befindet, 
wird es möglich, die Hauptzwecke der Bahn vollkommen entsprechend 
zu befördern, namentlich den Ertrag der Anlage durch Ermässigung 
der Fracht- und Personengelder teilweise zur Erleichterung und Be- 
förderung des Handels und Verkehrs zu benutzen, also dem betreffen- 
den Landesteile selbst zu Gute kommen zu lassen * 

Herr von Mühlenfels^) meint hiezu, dass dem weitschauenden 
Blicke Arnsbergs schon damals die wesentlichen Vorzüge einer Staats- 
bahn nicht entgangen seien und dass, da Dr. Lisfs Schrift über das 
deutsche Nationaltransportsystem erst 1838 erschienen ist, der Ge- 
danke, warum Staatsbahnen vorzuziehen seien, nirgends so früh und 
so klar ausgesprochen sei als bei Anisberg, Aber ausschlaggebend 
für die Landstände sowohl als für Arnsberg scheint doch keineswegs 
die Verkehrserleichterung gewesen zu sein, sie war höchstens ein 
„Grund** für den Bericht, durchschlagend war vielmehr für den Bau 
einer Staatsbahn ein die herrschaftliche Kasse berührendes Interesse. 

Das Jahr 1840 brachte die erste badische Staatsbahn Mannheim- 
Heidelberg, da man für diese Strecke keinen Unternehmer hatte finden 
können.'-^) In Württemberg ging der Staat 1842 ebenfalls selbst mit 
dem Bau des Netzes vor. 3) In Bayern entschloss sich die Regierung 
1840, nachdem die zum Bau der Bahn Nürnberg-Hof gebildete Ge- 
sellschaft sich aufgelöst hatte, die Bahn selbst zu bauen und brachte 

1) Archiv 1889, S. 42 ff. 

2j Barten ginj? soitdera überhaupt zum Slaatsbihnsysleru über» Siehe unten. 

8) Auch in Württemberg bheb das Staatsbahnsysteni das herrschende. Siehe 
unten . 
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1844 die München-Augsburgbahn an sich, um sie selbst auszubauend) 
Hannover befolgte von Anfang au (1841) das ausschliessliche Staatsbahn- 
prinzip. Sachsen hatte zunächst den Bau der Eisenbahnen den Privat- 
gesellschaften überlassen, doch ging es später ebenfalls zum Staats- 
bahnsystem über.^) Hessen ging 1845 mit der Konzessionierung der 
hessischen Ludwigsbahn vom reinen Staatsbahnsystem ab und be- 
obachtete seither ein gemischtes System. Der Staat überliess den Privat- 
unternehmern — zum Teil unter öewährung staatlicher Beihilfen — 
den Bau der besten Linien, musate aber wieder selbst ans Werk gehen, 
als die ärmeren Landesteile gleichfalls der Eisenbahnen bedurften 
und Bahnen anlegten, welche nur geringen Ertrag abwarfen. Im Jahre 
1847 wurde in Freussen^) der Bau der ersten Staatsbahnstrecke 
(Sarbrückerbahn als Notstandsbau) angeordnet. Preussen war es, das 
später mit seiner konsequenten Staatsbahnpolitik im Eisenbahnwesen 
eine führende Rolle übernahm. In Nassau wurde 1858 der Ausbau 
der Linien der nassauischen Rhein- und Lahnbahn, welche nicht in 
der Lage war, das geplante Unternehmen durchzuführen, auf Staats- 
kosten angeordnet. 

Wesentlich unter der Nachwirkung des deutsch-französischen 
Krieges traten in Deutschland die bedenklichen Folgen des Privat- 
bahnsystems in auffälliger Weise an den Tag, und als man an die Be- 
seitigung der hervorgetretenen Miss.-tände ging, zeigte es sich, dass 
eine solche weder durch Verschärfung des Wettbewerbs, noch durch 
strengere Ausübung der staatlichen Aufsichtsrechte sich erreichen 
liess. Es brach sich damals die Erkenntnis Bahn, dass eine wirkliche 
Heilung der Schäden nur erfolgen könne, wenn der Staat die Eisen- 
bahnen ganz in seine Hand nehme. In der zweiten Hälfte der 1870er 
Jahre kam der Staatsbahngedanke allenthalben in Deutschland zum 
Durchbruch. Am Ende des Geschäftsjahres 1891/92 bestanden in 
Deutschland noch 9,12 Vo Privatbahnen in Privatverwaltung, 0,25% 
Privatbahnen unter Staatsverwaltung und 90,63 Vo Staatsbahnen. Süd- 
deutschland besitzt nur noch Äwei bedeutendere Privatbahnen: die 
hessische Ludwigsbahn (696 km.) und die pfälzische Ludwigsbahn 
(663 km.); in Norddeutschland bestehen noch wenige Privatbahnen 
von einiger Bedeutung eigentlich nur in Preussen. 

1) Auch in Bayern, wo nachlicr iler Privatuiilernehmer eine Zeit lang zuge- 
lassen war, vollzog sich aiit'aiigä der 6Jer Jahre abermals ein ürnschwuog 
zu Gunbteii des reinen Staatsbahnsyätems, welches denn auch allmählich 
herrschend wurde. Siehe unten. 

') Siehe unteu. 
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In zwei deutschen Staaten halte sich in den 1870er Jahren infolge 
eigentümlicher politischer Verhältnisse der betreflfenden Länder ein 
Übergang von Stuatsbahnen an Privatgesellschaften vollzogen, und 
zwar in Braunsdnveiy, woselbst die Staatsbahnen 1870 vorkauft wurden 
und in den beiden MevMenhurgy wo 1878 die dem Grossherzog von 
Mecklenburg-Schwerin gehörigen Bahnen an ein Konsortium verkauft 
wurden, welches sie an die neugebildete mecklenburgische Friedrich 
Franz-Eisenbahn übertrug. Diese wurde aber 18S9 verstaatlicht.') In 
Braunschweig war der Grund der Entstaatlichung die Absicht, sich 
im Fall einer Vereinigung mit Preussen nach dem Tode des jetzigen 
Herzogs einen Landesfond zu erhalten. Doch wurden die braunschwei- 
gischen Bahnen im Jahr 1885 durch Einverleibung in das preussische 
Staatsbahnnetz wieder verstaatlicht. 

Das deiitsdie Reich ist lediglich Eigentümer des elsässisch- 
lothringischen Eisenbahnnetzes^), welches mit dem 1. Januar 1872 für 
des Reiches Rechnung von der (dem Reichsamt für die Verwaltung 
der Reichseisejbahnen unterstellten) Generaldirektion der elsässisch- 
lothringischen Bahnen verwaltet wird. Zu erwähnen ist noch, dass das 
Reich seit dem Jahr 1887/88 aus strategischen Rücksichten die Durch- 
lührung umfangreicher Ergänzungsanla^ren (zweiter Gleise, Kreuzungs- 
gleise, Ergänzung der Betriebs- und Ladeeinrichtungen auf Staats- 
un'l Privatbahnen), sowie aus den gleichen Rücksichten den Bau 
mehrerer Verbindungslinien in Bayern, Badtn, Sachsen, veranlasste. 

Ein erster Anlauf zu einer deutschen Reichseisenhahnjwlitik 
findet sich in dem der deutschea Nationalversammlung in Frankfurt 
a./M. 1849 ausgearbeiteten fintwurf einer Verfassung des dbutschen 
Reiches. Der Art. VI (§§ 29-31) dieser Verfassung bestimmte Fol- 
gende • : „Die Reichsgewalt hat über die Eisen bahnt n und deren Betrieb, 
so weit es der Schutz des Reiches oder das Interesse des allgemeinen 
Verkehrs erheischt, die Oberaufsicht und das Recht der Gesetzgebung. 
Ein Reichsgesetz wird bestimmen, welche Gegenstände dahin zu 
rechnen sind. — Die Reichsgewalt hat das Recht, so weit sie es zum 
Schutze des Reiches oder im Interesse des allgemeinen Verkehrs für 
notwendig erachtet, die Anlage von Eisenbahnen zu bewilligen, sowie 
selbst Eisenbahnen anzulegen, wenn der Einzelstaat, in dessen Gebiet 
die Anlage erfolgen soll, deren Ausführung ablehüt. Die Benutzung 
der Eisenbahnen für Reichszwecke steht der Reichsgewalt jederzeit 

1) Siehe unten. 

2) Vgl. im Archiv die jährlichen Berichte über diese Bahnen, 
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gegen Entschädigung frei. — Bei der Anlage oder Bewilligung von 
Eisenbahnen durch die Einzelstaaten ist die Eeichsgewalt befugt, den 
Schutz des Reichs und das Interesse des allgemeinen Verkehrs wahr- 
zunehmen/ 

Beinahe gleichlautende Bestimmungen wurden in den spätem 
Verfassungsentwürfen getroffen. Dieselben Grundgedanken über Eisen- 
bahnpolitik kehrten auch in der Verfassung des norddeutschen Bundes 
wieder (Bundesverfassung vom 26. Juli 1867). Sie sind auch in die 
Verfassung des deutschen Reiches (Art. 4, Nr. 8, Art. 41 — 47 der 
deutschen Reichsverfassung) mit der einen wesentlichen Änderung über- 
gegangen, dass dem Königreich Bayern ein verfassungsmässiges Re- 
servatrecht in Eisenbahnsachen verliehen ist. Die bayrischen Eisen- 
bahnen sind der Reich saufsicht nur unterworfen, so weit es sich um 
Zwecke und Aufgaben der Lao des Verteidigung handelt. In den übrigen 
Staaten steht dem Reich die Aufsicht über das Eisenbahnwesen im 
Interesse der Landesverteidung und des allgemeinen Verkehrs zu. Das 
Reich kann imter Umständen selbst gegen den Widerspruch der Einzel- 
staaten auch in deren Gebiete Eisenbahnen bauen. Die Bundesregie- 
rungen verpflichten sich zur Verwaltung der Bahnen wie ein einheit- 
liches Netz, zu ihrer Anlage und Ausrüstung nach einheitlichen Normen, 
zur Herstellung übereinstimmender Betriebseinrichtungen, Bahnpolizei- 
und Betriebsreglemente, zur Erhaltung der Bahnen in sicherem bau- 
lichen Zustande und zur Ausstattung mit genügendem Betriebsmaterial. 
Dem Reiche ist die Kontrolle über das Tarifwesen übertragen. Es soll 
insbesondere auf Herabsetzung der Tarife einwirken. Bei eintretenden 
Notständen kann der Kaiser ermässigte Tarife für Lebensmittel fest- 
setzen. — 

Schon vor der Errichtung des deutscheu Reiches, als in den 
Jahrtn 1867-1870 ernstliche Versuche einer politischen Annäherung 
der süddeutschen Staaten unter sich und mit dem norddeutschen 
Bunde gemacht wurden, war man bestrebt, die Verbindung des Nordens 
mit dem Süden durch Bildung eines Eisenhahnvereins zu fördern. 
Die sämtlichen deutschen Staaten sollten sich verpflichten, alle Staats- 
und vom Staate verwalteten Bahnen in einen Verein zusammenzu- 
fassen, so daes diese Linien ein gemeinsames Eisenbahngebiet bildeten, 
und ausserdem die für den durchgehenden Verkehr erforderlichen 
Privatbahnen anzukaufen. Der Eisenbahnverein sollte durch einen 
Eisenbahnrat in Verbindung mit dem Zollparlament geleitet werden, 

gemeinsame Tarife sollten aufgestellt und die Beträge aller über die 

5 
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Landesgrenzen hinausgehenden Trausporte unter die einzelnen Staaten 
nach gewissen Grundsätzen geteilt werden. Der Entwurf dieses Ver- 
trages, welcher vielfach an die Zollvereinsverträge erinnert, ist nach 
dem Rücktritt des Ministers Hohenlohe nicht weiter verfolgt worden, 
und nach dem Kriege von 1870/71 fand dann die Frage eine andere 
Lösung. 

Durch Gesetz vom 27. Juni 1873 wurde ein besonderes Reichs- 
eisenbahnamt zur Ausübung der dem deutschen Reiche in Bezug auf 
das Eisenbahnwesen zustehenden Befugnisse errichtet. 

Im Jahr 1875 tauchte der grossartige Plan des Reichskanzlers 
Bismarck auf, die sämtlichen auf dem Gebiete des deutschen Reiches 
befindlichen Eisenbahnen in lieicJiseisenbahnen zu verwandeln. Der 
Vorschlag rief in der Litteratur grosse Bewegung und Aufregung 
hervor. Als aber das Projekt seitens der Mittlstaaten unüberwind- 
lichem Widerstand begegnete, wurde zunächst die preussische Regie- 
rung mit Gesetz vom 4. Juni 1876 ermächtigt, ihren Staatsbahnbesitz 
und ihre Oberaufsichtsrechte über die Privatbahnen an das Reich 
entgeltlich abzutreten. Das Reich hat hiervon keinen Gebrauch ge- 
macht, da die mannigfaltigen Einwände und der Widerstand anderer 
Staaten das ursprüngliche Projekt doch aussichtslos erscheinen Hessen. 

Im Jahre 1879 wurde nach verschiedenen misslungenen gesetz- 
geberischen Anläufen des Reichseisenbahnamts noch ein Versuch ge- 
macht, durch ein Eisenbahntarifgesetz dem Reiche auf dem Gebiete 
des Tarifwesens bestimmte und klare Befugnisse zu geben. Aber auch 
dieser Versuch ist gescheitert, der Schwerpunkt der deutschen Eisen- 
bahnpolitik liegt daher heute bei den Einzelstaaten. 

PreussenJ) /. Vorgeschichte. Die erste in Preussen eröffnete 
Eisenbahn ist die am 29. Oktober 1838 dem Betrieb übergebene Strecke 
von Berlin nach Potsdam. Doch reichen die Anlange des Eisenbahn- 
wesens in Preussen erheblich weiter zurück, Männer wie Friedrich 
Harkort, Friedrich List hatten schon längst auf die Bedeutung der 

1) Ich folge hier namentlich den ausgezeichneten Arbeiten von Dr. A. von 
der Leyen in RölJ, 6, S. 2695 ff., im Handwörterbuch der Staatswissen- 
schaften, in Schmollers Jahrbuch für Gesetzgebung von 1883, S. 461 tf. 
Vgl. auch Archiv 1880: S. 141 fl'. ; 1881: 1 ff., 325; 1883: 188; 1884: 1, 21, 
50, 115, 157, 246; 1885: 152, 235; 1886: 12,45, 332; H«7: 218, 308; 1888: 
113, 291, 383, 413, 567, 604. 797, 919; 1889: 138, l73, 293, 3 9, 458, 594, 
724, 919; 1890: 236, 274, 430, 578; 1891: 56, 130, 22.^, 253, 296. 480, 532, 
547, r68; 1892: 55, 568,667,774,874, 1141; 1893: 1(3, 229, 499 etc.; 1894: 
71, 153, 303, 393, 502, 580, 768, 973, 1043 etc.; 1895: 1, 2U1, 392,454, 591, 
666, 858 etc.; 1896: 27, 234, 520, 539 ff. und an vielen anderen Ortöu mehr. 
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Eisenbahnen für Handel und Gewerbethäfcigkeit aufmerksam gemacht 
und den Bau von Schienenwegen dringend empfohlen. Die unermüd- 
lichen Bestrebungen Harkorts und die Gesuche von List waren nicht 
von Erfolg begleitet, die Regierung nahm um jene Zeit noch den 
Eisenbahnen gegenüber eine abwartende Stellung ein und war der 
Meinung, dass vor der Anlage einer einzelnen Eisenbahn zunächst 
die Bedingungen über die Zulassung der Eisenbahnen überhaupt fest- 
zustellen seien. Der Gedanke, etwa selbst von Staatswegen Eisenbahnen 
zu bauen, lag der Regierung ganz fern. Die zum Bau erforderlichen 
Mittel hätten nur im Wege der Staatsanleihe aufgebracht werden 
können, eine solche aber konnte nach der königlichen Vorordnung vom 
17. Januar 1820 nicht ohne Zustimmung einer reichsständischen Ver- 
tretung aufgenommen werden, die in Preussen immer noch fehlte. 
Die Feststellung allgemeiner Bedingungen für die Anlage von Privat- 
bahnen war mit grossen Schwierigkeiten verknüpft. Die Beratung 
darüber führte schliesslich zu dem Gesetz über die Eisenbahnunter- 
nehmimgen vom 3. November 1838. Die preussische Regierung war 
die erste, welche mit diesem Gesetz die Aufgabe zu lösen suchte, 
das Verhältnis dir Staatsgewalt zu den Eisenbahnen in feste Regeln 
zu schliessen, ausgehend von dem Gedanken, dass die Anlage der 
Bahnen dem ünternehmergeist des Einzelnen zu überlassen sei. In 
diesem Gesetze sind aber dem Staate bei der Gründung, dem Bau, 
dem Betrieb, der Verwaltung der Bahnen, bei Feststellung ihrer 
Beforderungspreise, ihrer Leistungen für öffentliche Zwecke die nötigen 
Befugnisse erteilt, um die öffentlichen Interessen wahrzunehmen, auch 
ist ein Rückkaufsrecht für den Staat vorgesehen. Schon vor Erlass 
dieses 1838er Gesetzes war der Magdeburg-Leipziger und drei anderen 
Bahnen die Konzession erteilt worden, da von allen Seiten die Ge- 
nehmigung zum Bau von Eisenbahnen dringend erbeten worden war. 
II, Eigentliche Geschichte. Die eigentliche Geschichte der preussi- 
schen Eisenbahnen zerfällt in fünf Abschnitte : 1. Die Zeit bis zu den 
Beratungen des Provinzialausschusses über die Unterstützung der 
Eisenbahnen durch Zinsbürgschaften (1838—1842); 2. Das Zeitalter 
der Zinsbürgschaften bis zu den ersten Versuchen, die Eisenbahnen 
für den Staat zu erwerben, und der Ernennung v. d. Heydts zum 
Handelsminister (1842—1849); 3. Die Eisenbahnpolitik der Minister 
V, (l Heydt und Grafen Ttenplitz (1849—1873); 4. Ende der Privat- 
bahnpolitik, Reichsbahnpolitik und ihr Einfluss auf die preussische 
Bahnpolitik, Übergang zum Staatsbahnsystem (1873—1879); 5. Durch- 
führung des Staatsbahnsystems in Preussen (1879 bis heute). 
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Der Bau der Eisenbahnen durch Privatunternehmer war nach 
Erlass des Gesetzes vom 3. November 1838 nur langsam vorgeschritten. 
Bis 1842 waren in Preussen erst 087 km Eisenbahnen gebaut und 
um die gleiche Zeit nur wenige Bahnen in Aussicht. Für eine Anzahl 
wichtiger Eisenbahnlinien fanden sich keine Unternehmer. Die Eegie- 
rung aber hatte sieh mehr und mehr von der Wichtigkeit der Eisen- 
bahnen überzeugen müssen, und der im Jahr 1840 auf den Thron 
gelangte König Friedrich Wilhelm IV. war schon als Kronprinz im 
Gegensatz zu seinem ängstlichen und bedächti^ren Vater ein begeisterter 
Freund des neuen Verkehrsmittels gewesen. Er war dem Dräugen 
des Volkes auf Einführung einer Verfassung durch Berufung ständiger 
Ausschüsse der Provinziallandtage, der sogen. Vereinigten ständigen 
Ausschüsse, entgegengekommen und Hess dieser auch eine Vorlage 
über die Förderung einer umfassenden Eisenbahnverbindung zwischen 
den Provinzen der Monarchie unter Beihilfe von Staatsmitteln zugehen. 
Die Vorlage beschäftigte sich gleichzeitig mit der Gewährung eines 
Steuererlasses von jährlich 2 Millionen Thalern, und die Regierung 
erbat das Gutachten der Vereinigten ständigen Ausschüsse darüber, 
ob dieser Steuererlass in Gestalt einer Ermässigung des Salzpreises 
(in Preussen bestand damals noch das Salzmonopol) gewährt werden 
oder ob die zur Verfügung stehende Summe zur Unterstützung des 
Eisenbahnbaues verwendet oder ob beide Zwecke damit angestrebt 
werden sollten. Die Unterstützung des Eisenbahnbaues dachte man 
sich in Form einer Zinsbürgschaft von höchstens 3 Vi Vo för etwa 
220 Meilen (1650 km) Eisenbahnen mit einem Anlagekapital von 
durchschnittlich 250,000 Thalern für die Meile. (100,000 Mk. für den km). 
Bei den Beratungen der Vereinigten Ausschüsse sprach sich die über- 
wiegende Mehrheit für die Förderung des Eisenbahnbaues aus, und 
die Meinungen gingen nur darüber auseinander, ob diese Förderung 
durch Gewährung von Zinsbürgschaften oder durch den Bau von 
Eisenbahnen durch den Staat selbst zu erfolgen haben werde. Die 
Hälfte der Versammlung gab grundsätzlich dem Staatseisenbalmbau 
den Vorzug, und der von der Regierung vorgeschlagene Weg der 
Zinsbürgschaft wurde nur aus dem Grunde gutgeheissen, weil die 
Regierung auf das bestimmteste erklärte, dass die Aufnahme einer 
Staatsanleihe zum Zweck des Eisenbahnbaues mit Rücksicht auf die 
Bestimmungen der vorerwähnten Verordnung vom 17. Januar 1820 
nicht möglich sei. Durch Kabinetsordre vom 22, November 1842 
(Gesetzessammlung Seite 307) wurde, dem Gutachten der Vereinigten 
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Ausschüsse entsprechend, sowohl die Ermässigung der Salzpreise, als 
die Unterstützung des Eisenbahnbaues durch Gewährung von Zins- 
bürgschaften genehmigt, letztere unter dem Vorbehalt der Wieder- 
erhöhung der Salzpreise, falls die Mittel des Staats für beide Zwecke 
nicht ausreichend sein sollten. (Dieser Fall ist nicht eingetreten.) 

Durch Übernahme von Aktien und Gewährung von Zinsbürg- 
«chaften gelang es, in den folgenden Jahren die meisten der vom 
Privatkapital vernachlässigten wichtigen Linien zu Stande zu bringen. 
Dagegen fand sich kein Unternehmer für eine Eisenbahn zur Ver- 
bindung der Hauptstadt mit den östlichen Provinzen der Monarchie. 
Diese Frage beschäftigte von neuem den im Jahr 1847 versammelten 
Vereinigten Landtag. Die Regierung legte ihm eine Denkschrift vor, 
in welcher der Bau einer Eisenbahn für Rechnung des Staats empfohlen 
wurde. Die Verhandlungen dieses Landtages verliefen ohne Ergebnis, 
aus politischen Gründen wurde der vorgeschlagene Bau abgelehnt. 
Die Regierung verfolgte aber nunmehr die Wege einer ernsten Staats- 
bahnpolitik weiter. Im August 1848 wurde unter dem Ministerium 
Auerswald-Hansemann von den Ministern Hansemann und Milde ein Plan 
zum Erwerb aller preussischen Bahnen für den Staat ausgearbeitet, 
der unter den damaligen politischen Unruhen indes nicht zur Aus- 
führung kam. Der Plan hatte eben die allerfrühesten Stadien der 
Entwicklung durchgemacht, als seine Urheber vom politischen Schau- 
platz abtraten. Mit Einführung der Verfassung wurden die politischen 
Hindernisse für den Bau von Staatsbahnen beseitigt, und im Dezember 
1848 trat mit Herrn v. d. Heydt ein entschiedener und überzeugter 
Anhänger des Staatsbahnsystems an die Spitze des Handelsministeriums. 
Er legte im September 1849 den Kammern einen Gesetzentwurf, be- 
treflfend den Bau der Ostbahn, der Westfälischen und der Saarbrucker 
Bahn sowie die Beschaffung der dazu erforderlichen Geldmittel, vor. 
Der Entwurf wurde von den Kammern genehmigt und als Gesetz 
vom 7. Dezember 1849 (Gesetzessammlung, S. 437) veröffentlicht. 

Unter dem Ministerium v. d. Heydt machte der Staatseisenbahnbau 
erhebliche Fortscliritte. Der Minister führte ausserdem den Ankauf 
der niederschlesisch - märkischen Bahnen durch und nahm die ober- 
schlesische und die bergisch-märkische Bahn in staatliche Verwaltung. 
Herr v. d. Heydt ist der Urheber des Gesetzes vom 24. Mai 1853, 
das die in den §§ 38 — 40 des Gesetzes vom 3. November 1838 vor- 
gesehene Eisenbahnsteuer festsetzte und die Bestimmung traf, dass 
die Erträge der Steuer zum Ankauf von Eisenbahnaktien und damit 



— 74 — 

zum allmähligen Erwerb der Privatbahnen für den Staat zu verwenden 
seien. Herr v, d. Heydt hat besondere Verdienste um die Ausbildung 
eines tüchtigen Verwaltungspersonals und um die Aufrechterhaltung 
des staatlichen Einflusses gegenüber den reinen Privatbahnen. Unter 
seinem Nachfolger, dem Grafen Itenplitz, erhielt das Staatsbahnnetz 
einen wesentlichen Zuwachs durch die in den 1866 neu erworbenen 
Landesteilen Hannover, Kurhessen und Nassau belegenen Staatsbahn- 
netze. Während der Amtsführung dieses Ministers, in welche die drei 
Kriege von 1864, 1866 und 1870/71 fielen, trat im übrigen die Eisen- 
bahnpolitik mehr in den Hintergrund, auch wurde eine selbständige 
Thätigkeit des preussischen Ministers wenigstens nicht erleichtert 
durch den Übergang eines Teils der Eisenbahnhoheitsrechte auf den 
norddeutschen Bund, später das deutsche Reich. Der Staat hatte 
keinen Anlass, eine lebendige Thätigkeit im Eisenbahnbau zu entwickeln, 
und die Privatthätigkeit griff erst bei dem allgemeinen Verkehrsauf- 
schwung nach dem deutsch-französischen Krieg wieder lebhafter zum 
Eisenbahnbau. Der Handelsminister nalim demgegenüber mehr die 
Bolle des Zuschauers ein, ohne übrigens den Rechten des Staats 
etwas zu vergeben. Er äusserte wiederholt, es komme ihm weniger 
darauf an, wer Eisenbahnen baue, als dass Eisenbahnen gebaut würden. 
Der grosse Aufschwung des Verkehrs nach Beendigung des 
deutsch -französischen Krieges hatte auch zur Folge, dass an die 
Leistungsfähigkeit der Eisenbahnen besonders hohe Ansprüche gestellt 
wurden, denen sie zumal mit dem im Kriege stark mitgenommenen 
Material nicht immer genügen konnten. Die hieraus entstehenden 
ünzuträglichkeiten Hessen sich nicht ohne weiteres beseitigen, insbe- 
sondere nicht durch Einschreiten der Staatsaufsichtsbehörden. Dazu 
kamen vielfache Beschwerden über Missbräuche bei Erteilung und 
Ausnutzung von Konzessionen der Privatbahnen, über den Tarif Wirr- 
warr, die Zersplitterung des Eisenbahnnetzes, das wilde Gegeneinander- 
arbeiten der Eisenbahnen u. s. w. Die Vorlage der Regierung an den 
Landtag betreffs Bewilligung von 360 jMillionen Mark zum Bau einer 
Staatsbahn von Berlin nach dem Westen der Monarchie gab dem 
Abgeordneten Lasker den Anlass, am 7. Februar 1873 im Abgeord- 
netenhaus den Gründungsschwindel und die Korruption der Eisenbahn- 
Aktiengesellschaften zur Sprache zu bringen, sowie deren Untersuchung 
und Abstellung zu verlangen. Eine auf Antrag der Regierung einge- 
setzte parlamentarische üntersuchungskommission wurde mit Ermitt- 
lung darüber beauftragt, a) ob und \^ ie weit die einschlägigen Gesetze 
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und Verwaltuugsnormeii die Erfüllung der bei Erteilung von Eisen- 
bahnkonzessioneu beabsichtigten Zwecke zu sichern und das Publikum 
vor Täuschungen und Beeinträchtigungen zu schützen geeignet, und 
b) welche Änderungen in der Gesetzgebung und Verwaltungspraxis 
erforderlich seien, um vorhandenen Übelständen und Missbräuchen 
thunlichst abzuhelfen. Während den Beratungen der Kommission 
tauchte im Jahre 1875 der Plan auf, die Schwierigkeiten einer reichs- 
gesetzlichen Regelung der Eisenbahnfrage dadurch zu beseitigen, dass 
das Reich sich in den Besitz der Hauptbahnen Deutschlands setze. 
Dieser Gedanke führte zu dem preussischen Gesetz vom 4. Juni 1876 
(Gesetzessammlung, S. 161), in dem die preussische Regierung er- 
mächtigt wurde, den Eisenbahnbesitz Preussens gegen Entschädigung 
an das Reich zu übertragen. Das Reich sollte in den Stand gesetzt 
werden, durch Verwaltung und Betrieb eines umfassenden Eisenbahn- 
netzes seinen Einfluss auch auf die übrigen Eisenbahnen zu bethätigen. 
Die Ausführung des Gesetzes vom 4. Juni 1876 begegnete indes bei 
den übrigen deutschen Regierungen unüberwindlichen Schwierigkeiten. 

///. Die preussische Staatshahnpolitih. Die Eisenbahn-Enquete- 
Kommission des preussischen Parlaments war inzwischen nach gründ- 
lichen Erhebungen zu folgenden Schlüssen gelangt: 

„Bei der Ausbildung des Eisenbahnwesens, wie sie in neuerer 
Zeit eingetreten ist und sich von der Zukunft immer mehr erwarten 
lässt, führen volkswirtschaftliche Rücksichten und Gründe auf die 
Vereinigung sämtlicher Eisenbahnen in den Händen des Staates als 
letztes Ziel. Die Eisenbahnen sind öffentliche Transportanstalten und 
stehen ihrem Zweck und Wesen nach den Landstrassen gleich. Nur 
zwingende finanzielle Gründe sind es gewesen, welche diesen Stand- 
punkt verrückt und den Bau der Eisenbahnen aus der Hand des 
Staates genommen und der Spekulation und der Industrie übergeben 
haben. So erfolgreich dies auch in mannigfacher Beziehung für den 
Eisenbahnbau gewirkt hat, so dürfte es sich doch als eine volkswirt- 
schaftliche Anforderung an die Zukunft bezeichnen lassen, dass, wie 
bei den Strassen, nicht mehr die Frage der Rentabilität, sondern das 
öffentliche Bedürfnis entscheidend in den Vordergrund tritt.** 

Dementsprechend hatte in der Begründung des Gesetzes vom 
4. Juni 1876 die preussische Regierung erklärt, dass, wenn das Reich 
ablehnen sollte, den vorgeschlagenen Weg zu betreten, Preussen ge- 
nötigt sein werde, den dem Reich zugedachten Einfluss auf das Eisen- 
bahnwesen seinerseits auszuüben, dass dann Preussen allein an die 
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Lösung der Eisenbahnfrage mit aller Energie herantreten und vor 
allem die Erweiterung und die Konsolidation seines eigenen Staats- 
bahnbesitzes als das nächste Ziel seiner Eisenbahnpolitik betrachten 
werde. Dieses Programm wurde von der preussischen Kegierung in 
den folgenden Jahren ausgeführt. Nach einer Vorbereitung von drei 
Jahren, während deren der Staat einzelne kleinere Bahnstrecken an- 
kaufte, andere in seine Verwaltung nahm, wurden im Jahr 1879 mit 
einer Anzahl grösserer Privatbahnen Verträge über den Erwerb ihrer 
Linien für den Staat abgeschlossen und in einer Vorlage vom 29. Okt. 
1879 die Genehmigung dieser Verträge durch den Landtag nachge- 
sucht. Eine ausführliche, dieser Vorlage beigegebene Denkschrift be- 
gründete die Zweckmässigkeit und Notwendigkeit des Übergangs von 
dem sogen, gemischten zu dem reinen Staatsbahnsystem (Nr. 5 der 
Drucksachen des Abgeordnetenhauses, 14. Legislaturperiode, l. Session 
1879/80). Nach eingehender Beratung genehmigte der Landtag die 
im Jahr 1879 abgeschlossenen Verträge, gab also grundsätzlich seine 
Zustimmung zu der neuen Richtung der preussischen Eisenbahnpolitik. 
Die erste Vorlage der Regierung wurde als Gesetz vom 20. Dezember 
1879 (Gesetzessammlung 635) veröffentlicht. Die Mehrzahl der Ver- 
träge war in der Weise abgeschlossen, dass der Staat die sämtlichen 
Verbindlichkeiten der Bahnen übernahm, den Aktionären einstweilen 
eine feste Rente zahlte und sich verpflichtete, bei Erwerb des Eigen- 
tums die Aktien gegen eine bestimmte Summe in preussische Konsols 
umzutauschen. Bei einzelnen Bahnen erfolgte der Eigentumserwerb 
und der Umtausch der Aktien in Konsols sofort, andere erhielten 
neben der Rente noch eine feste Zuzahlung. Die Verwaltung aller 
Bahnen übernahm der Staat für eigene Rechnung. In der nachfolgen- 
den Übersicht sind die vom Jahr 1872 bis zum Jahr 1890 vom Staat 
angekauften Privatbahnen und die finanziellen Bedingungen des Ankaufs 
zusammengestellt. Es ergibt sich daraus, dass der Staat in dieser 
Zeit 14168,59 km Privatbahnen für einen Kaufpreis von 4, 147,857,050 Mk. 
erworben hat. Mit den Bahnen sind dem Staate 5027 Lokomotiven und 
119,713 Wagen sowie Aktivfonds im Gesamtbetrag von 191,548,538 Mk. 
zugefallen. Seit 1890 hat ein Ankauf von Privatbahnen nicht mehr 
stattgefunden. 

Vor 1872 hatte der Staat, wie bereits bemerkt, durch Gesetz vom 
31. März 1852 (Gesetzessammlung S. 89) die niederschlesisch-märkische 
Bahn gegen die Verpflichtung erworben, das Stammaktienkapital von 
30 Mill. Mk. bis zur Tilgung mit 4 Vo zu verzinsen. (Ende 1890 
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waren davon vorhanden 11,160,000 Mk.) Ausser den in der Tabelle 
aufgeführten Bahnen wurden vom Staat durch Gesetz vom 9. Juli 1875 
(Gesetzessammlung S. 529) die pommersche Central- und die Nord- 
eisenbahn für den Preis von 2,207,350 und 5,874,000 Mk. angekauft. 
Beide Bahnen waren in unfertigem Zustand und notleidend und sind 
vom Staat vollende! . Durch Gesetz vom 11 Mai 1888 (Gesetzes- 
sammlung S. 119) hat Preu^sen die gothaischen Staatsbahnen Gotha- 
Ohrdruf (67,31 km) und Fröttstadt - Friedrichsroda geg»n die Ver- 
pflichtung übernommen, das Hahnnetz im gothaischen Staatsgebiet 
unter gewis^en Voraussetzungen auszubauen. Mit der oberschlesischen 
Bahn ging Verwaltung und Betrieb der Stargard - Posener Bahn an 
den Staat über. Nach vollständiger Tilgung der Aktien (Ende 1890 
waren noch vorhanden 2,6t)4.200 Mk.) wird der Staat alleiniger Eigen- 
tümer auch diesor Bahn. 

Fast alle in Preussen gelegenen Privateisenbahnen sind hiernach 
allmählich in das Eigentum des Staats übergegangen. Während von 
den im Jahr 1879/80 vorhandenen 19670 km Eisenbahnen 6049 km 
Staatsbahnen, 3890 km vom Staate verwaltete und 9731 km in eigener 
Verwaltung stehende Privatbahnen waren, befanden sich von den am 
Ende des Rechnungsjahres 1895/96 vorhandenen 29872 km Eisen- 
bahnen 27410 km im Eigentum des Staats und nur 63 km vom Staat 
verwaltete und 2247 km iu eigener Verwaltung stehende Eisenbahnen 
im Eligentum von Privatgesellschaften.') Doch ist der Staat bei den 
meisten Privatbahnen finanziell beteiligt, zudem sind die verhältnis- 
mässig wenigen Privatbahn'^n Preussens verkehrspolitisch abhängig 
vom Staatsbahnnetz, mit welchem sie Verwaltung und Betrieb in 
Einklang zu halten genötigt sind. 

Preussen hat bisher nach jeder Kichtung mit dem Staatsbahn- 
system die glänzendsten Erfolge zu erzielen gehabt. 2) Einen Beweis 
dafür bildet beispielsweise die grossartige Entwicklung, welche das 
SeJcundärbahntcesen in Preussen seit dem Jahre 1879 genommen hat. 
Solch ein planmässiger, lediglich auf die Befriedigung der wirtschaft- 
lichen und Verkehrsbedürfnisse des Landes gerichteter Ausbau des 
Eisenbahnnetzes ist nur unter dem Staatsbahnsysteme möglich.^) 

1) Siehe Archiv {^\){j: 539 ff.: »Erwt'iterunjj dos preuss. Staatsbahn netzes im 
Jahr lö96 etc.« 1^91/9^ war das Verhältnis füliieiide.rinus>eii : !2Ü4ü7 be- 
triebene i\ in üherhaupl, 2)011 km Staal>bahiieii, 1446 km Privathahiien, davoji 
5^ in Staatsverwaltung^. 

*) Siehe darüber alljährlii'h das Archiv. 

•3 Archiv 18d4, S. 115 ff.; Iöö5, S. 152 ff*. 
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Obersioht der vom preuesisohen Staat seit 



Gesetz 
vom 



Bezeichnung der Bahn 



Länge 



km 



Für das 
Aktienkapital 



von 



3./5. 74 
7.; 6. 76 



'2()./r2. 

79 



14/2. 8<)^ 

25/2. 80 
7./3. 8() 



28./;i 
82 



13./5. 82 



24. /l. 

84 { 



17./5. ) 
84 \ 



Taunus E 

Halle-Kasseler E. . 
Berlin-Stettiner E. 
Magdeburg-Halberstädter E. 
Hannover-Altenbekener E. 
Kölu-Mindeuer E. 
Rheinische £. . . . 
Berlin-Potsdam-Magdeburg E. 
liomburger E. . . . 
Hessisch. Anteil d.Main-Weser E.*) 
Bergisch-märkische E 
Thüringische E. . 
Berlin-Görlitzer E. 
Cottbus-Grossenhainer E, 
Märkisch-Posener E. 
Rhein-Nahe E. . . . 
Berlin-Anhaltische E. . 
Oberschlesische E. 
Breslau-Schweidnitz-FreiburgerE 
Rechte Oder-Ufer E. 
Altona-Kieler E. . 
Posen-Kreuzburger E. . 
Schaumburg-Lippe Strecken") 
Berlin-Hamburg E 
Oels-Gnesener E. 
Tilsit-Insterburger E. . 
Bremische E.*) 



19.97 
223,54 
1H)1,64 

l<)25,ri9 
268,05 

1 108,46 

1295,48 

260.18 

17,.52 

65,10 

1336,14 
50:^,60 
318,18 
154,50 
281,66 
121,26 
429,97 

1455.32 
600,37 
335,87 
298,82 
200,91 
21,32 
449,77 
160,76 
53,82 
185,92 



5,142,900 

62,145,000 
104,40f',000 

32,805,300 
117,000,000 
262,086,000 

60,000,000 
2,742,850 

210,000,000 
71,935,500 
33,000,000 
15.000,000 
43,500,000 
26,049,000 
51,750,000 
84,570,000 
38,250,000 
45,000,000 
18,450,000 
35,805,000 

15,000,000 

18,230,100 

9,267,000 



*) Der Stand der Anleihen ist aus den Landtagsvorlagen entnommen. Die 
allmählig in S^/2^/oige Konsols umgewandelt. - 

^) Vom hessischen Staat erworben. 

8) Vom Fürsten von Schaumburg-Lippe erworben. 

*) Vom bremischen Staat erworben. 

*) Langwedel-Uelzen. 
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dem Jahre 1872 erworbenen Eisenbahnen. 



Sind Slaatsschuhi- 
verschreibiingen 
aasgc(<:ehen zum 
Nennbetrag von 

Woig) 



Selbstschuld- 
nerisch 
übernuiunj. 
Anleihen*) 



Barer Kauf- 
preis oder 

bare 
Zuzahlung 



Gesamt- 
leistung des 
Staates 



Auf 
1 km 
Bahn- 
länge 



Dem Staat 
zur freien 
Verfügung 
anheimgcfaiJ. 
Aktiv fonds 



Mark 



< 62,145,000 (4) 
i 10,357,500 (472) 
121,725,000 r4i 



175,500,000 (4) 

402,452,250 (4) 

60,000,000 (4) 



262,50(>,000 (4) 

133,874,400 (4) 

22,687,500 (4) 

15,750,000 (4) 

34,528,100 (4) 

4,341,500 (4) 

77,625,000 (4) 

219,439,100 (4) 

43,031,250 (4) 

83,250,000 (4) 

42,435 000 (4) 

26,335,000 (4) 

13,000,000 (4) 

65,875,000 (4) 

11,532,500 (4) 

5,816,830 (4) 



1,422,500 

120,717,000 
222,447,300 

40,013,100 
329,656,500 
187,554750 

67,335,900 
1,899,400 

371,347,500 
46,595,400 
31,493,400 
2,631,400 
2,861,100 
23,827,500 
47,321 ,800 

227,499,400 
79,690,200 
25,600,000 

25,830,700 
1,200,000 

50,650,350 

3,000,000 

451,500 



8,588,600 
41,251,700 



8,621,400 
1,170,000 
1,122.900 
600,000 
1,800,000 
17,250,000 

3,130,500 



217,500 
607,800 

4,228,500 

1,912,500 

2,250,0^0 

553,000 



15,600,000 



36,000,000 



10,011,100 


200,342 


41,251,700 


181,538 


193,219,500 


200,927 


344,172,300 


335,585 


48,634,500 


181,438 


506,326,500 


456,784 


591,129,900 


456,302 


127,935,900 


491,721 


3,699,400 


211,153 


17,250,000 


264,977 


633,847,500 


474,387 


183,600,300 


364,510 


54,180,90.1 


170, 2a4 


18,381,400 


118,973 


37,606,700 


183,518 


28,776.800 


237,315 


124,946,800 


290,594 


451,167,000 


310,012 


124,633,950 


207,595 


111,100,000 


330,783 


68,819,200 


230,303 


27,535,000 


137,051 


13,000,000 


534,539 


132,125,350 


293,762 


14,532,500 


90,399 


6,268,350 


116,469 


36,000,000 


193 632 



1,080,750 

925,650 

8,064,449 

12,978,743 

863,486 

13,528,587 

42,111,690 

4,611,190 

118,376 

20,203,937 

5,866,172 

1,544,823 

624,675 

1,247,869 

2,901:246 
35,567,768 
5,183,716 
7,809,811 
1,580,226 
1,295,211 

7,798 485 
677,866 
622,061 
438,1545) 



mit mehr als 3V'i 7« verzinslichen Anleihen sind, soweit dies zulässig war, 
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Gesetz 
vom 


Hezeichuang der Bahn 


1 

Länge 

1 


Für das 

Aktienkapital 

von 




km 




<&•')., mft \ 


Brauiiscbwcigische ti. . . . 


1 

356,62 


36,0fK),C00 


Schle^wig'sche E 


232,23 


4,953,600 


bö j 

1 


MdUSter-lÜDScheiier £, . . . 


57,29 


6,299,700 


Halle- Sorau-(Ju bener IC. 


301,51 


40,500,000 


1 

1 


Berlin -ÜresdeniT E. . . . 


181,06 


31,500,030 




Nord hausen- Erfurter E. 


121,88 


8,250,000 


28./3. . 


Oberlausitzer E, . . , 


158,53 


18,000,000 


87 


Aacheu-Jüllächer E. . . , 


40,0 ) 


6,600,000 


1 


Augennüude-Schvvcdter E. . 


23,11 


1,710,000 


! 

8. 4. 89 j 


Bocholt- Lande8grenz.(Winlerswyk; 
ßismarck-Landrtjgr. (Winterswyk; 


1 10,81 , 
) 50,94 


( _ 

f 


f 


Woriishausen-Schmalkald. E. 


6,88 


— 




1 S»;hleswig HolöleiniFch.Marschbahi 


1 237,80 


11,486,250 


9./5. 1)0 


1 Untcrelbesche E. . 


1«»3,32 


23,500,000 


1 


Weslholsteinische E. 

Zusanimci 


99,80 


3,230,100 




1 14168,59 

1 


1,554.158,300 



8) Die Aktien der braunschweigischen Bahn hat der Staat mit dem Ankauf 



Sachsen.') Sachsen hat seine ersten Eisenbahnen von der Privat- 
industrie erhalten. Die erste Strecke war die von dem bedeutenden 
Nationalökonomen Friedrich List angeregte Leipzig-Dresdener Eisen- 
bahn, welche auch die erste grössere Lokomotivbahn Deutschlands 
überhaupt war.^) Im Jahr 1835 wurde die Konzession an eine Gesell- 
schaft von Leipziger Kaufleuten erteilt, sie enthielt u. a. das eigen- 
tümliche Privileg zur Ausgabe von IVa Mill. Mark (V» des in Aus- 
sicht genommenen Aktienkapitals) unverzinslicher Kassenscheine. Das 
Expropriationsgesetz erschien unter dem 3. Juli 1835; die feierliche 
Eröffnung der ganzen Linie erfolgte am 7. April 1839. Für die weitere 

1) Roll, 6, 2837 tY. V«l. Archiv lö82: 146; 1884: 11; 1885: 308; 1886: 222, 
244, 4t 7: 1887: ^06; 1888: 2()G, 388, 556; 1H^9: 417, 424; 1890: 84, 122, 
4^2; 18!)1 : 318; 189 : 384, 403, 403, 615; 1893: 567; 1894: 336, [»69; 189Ö: 
345); 1896: 327, 625 ff.; etc. etc. 

2) Vgl. Borght, S. 286 I. c. Die erste deutsche Lokomolivbahn ist die im 
Dezember 1835 eröftnete Meine Eisenbahn zwischen Nürnberg und Fürth. 
Siehe Ö. 8a4 hievor. 
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der Berlin-Potsdam-Magdeburger und der bergisch-märkischen Bahn erworben. 

Entwicklung des sächsischen Eisenbahnwesens ist im wesentlichen 
das ausführliche, mit wenig Änderungen von der Ständeversammlung 
gutgeheissene Dekret der Regierung vom 8. Februnr 1843 massgebend 
gewesen. Danach sollten in erster Linie Bahnen zum Anschluss an 
das Ausland gebaut werden mit Leipzig als Mittelpunkt. Grundsätzlich 
wurde dabei davon ausgegangen, dass die Bahnen als Privatbahnen, aber 
mit naiahafter Beteiligung des Staates, insbesondere durch Übernahme 
eines Teils der Aktien und durch Zinsgarantie, ausgeführt werden sollten, 
wogegen dem Staat massgebender Einfluss auf die Verwaltung einge- 
räumt wurde. In der That sind auch alle die vorgesehenen Linien, 
ausser der lediglich auf Staatskosten gebauten Linie Dresden- Boden- 
bach iiüd einer erst später zur Ausführung gelangten Linie, nach 
diesem System begonnen worden. Finanzielle Schwierigkeiten aber 
brachten die Mehrzahl dieser Linien noch vor ihrer Vollendung ganz 
in den Besitz des Staats, der für ihren Betrieb vom 1. April 1847 
ab die n^gl* Staatseisenbahndirektion in Leipzig'' begründete. 
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Hatte man erst bei der Ausführung von Bahnen zumeist die Ab- 
sicht, Verbindungen mit dem Auslande zu erlangen, so trat etwa vom 
Jahr 1852 ab die Pflege lokaler Interessen mehr in den V^ordergrund. 
Insbesondere baute man Bahnen nach den sächsischen Kohlengebieten 
und den Industriegegenden des Gebirgs. In der Hauptsache besorgte 
der Staat diesen Weiterausbau des sachsischen Eisenbahnneties, und 
von den in dieser Zeit entstandenen Privatbahnen wurde der über- 
wiegende Teil vom Staate betrieben und meistens später auch erworben. 
Der wirtschaftliche Aufschwung, welcher dem deutsch - französischen 
Kriege folgte, involvirte in Sachsen wieder eine Periode lebhafter 
Privatbahnbauthätigkeit, deren Produkte aber nach eingetretenem 
Eückschlag grösstenteils notleidend wurden und vom Staat angekauft 
werden mussten. Ausserdem wurde in dieser Zeit auch die Leipzig- 
Dresdener Eisenbahn verstaatlicht. Was bis 1877 der Pinanzminister 
Freiherr von Friesen nicht für den Staat erworben hatte, kaufte 
nachher der Finanzminister Freiherr von Konneritz, Im Neubau 
wandte sich der Staat in der Neuzeit, abgesehen von der Vollendung 
früher bereits begonnener Linien, ausschliesslich und unter Verzicht 
auf die Privatindustrie der Ausführung kleinerer Neben- und Ver- 
bindungsbahnen, insbesondere dem Bau von schmalspurigen Neben- 
bahnen zu.') 

Ende 1894 war die Eigentumslänge der sächsischen Staatsbahnen 
2699,26 km, die Betriebslänge 2755,68 km, die Betriebsläi ge der 
Privatbahnen, die alle unter Staatsverwaltung standen, betrug 127,53 
km, davon waren 66,34 km für Personen- und Güterverkehr bestimmt 
und 61,19 km waren Kohlen- und Zweigbahnen, sowie Bahnen für 
nicht öfiFentlichen Verkehr. Am 9. Dezember 1895 Hess die sächsische 
Staatsregierung den Ständen ein Dekret zugehen, mehrere neue 
Staatseisenbahnbauten betreffend, und beantragte die Bewilligung von 
11,542,000 Mark. 

Bayern.'^) Die erste Eisenbahn in Bayern, zugleich die erste 
Lokomotivbahn Deutschlands, war die Privatbahn von Nürnberg nach 

1) Die 21 vom Staa< bis Ende 1892 geUauten vollsparigen Bahnen, sowie die 
bis zum gleichen Zeitpunkt eröffneten 15 Schmalspurbahnen sind bei Roll 6, 
S. 2848 un 1 2844 zusammengeslellt. Siehe dort auch die einzelnen Stiecken 
des sächsischen Bahnnetzes und ihre V^erstaatlichungsweise. 

2) Roll I, S. 3R0 ff. Vgl. auch Lutz K. Der Bau der bayerischen Eisenbahnen 
rechts des Rheines, Leipziif 1883. Archiv 1882: 83, 237, 359; 1884: 133, 
158,537; 1885: 597; 1887: 98; 1888: 249; 1889: 104, 9i0; 189'^: 329; 
1891: 95.103,339; 1892: 155,410,961; 1893: 556; 1894: 516; 1896: 322 ff.; 
854 ff. 
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Fürth (Ludwig -Eisenbahn)'), welcher eine Verbindung von München 
nach Nürnberg folgte. So viel Enthusiasmus sich auch im Anfang 
für diese und andere Projekte offenbarte und so viel Unternehmer 
sich auch dazu meldeten, so kam dennoch kein Projekt mehr zur 
Ausführung, da infolge des Missglückens einiger auswärtiger Unter- 
nehmungen sich eine allgemeine Entmutigung geltend machte. Bayern 
würde wohl erst spät ein nur einigermassen vollständiges Eisenbah»- 
netz erhalten haben, wenn nicht von Seiten der Staatsregierung ein- 
geschritten worden wäre. Vom Ende des Jahres 1840 an sehen wir 
den bayrischen Staat auf dem Gebiete des fösenbahnbauos bis in die 
Mitte des folgenden Jahrzehnts hinein in lebhafter Thätigkeit, be- 
sonders 1851 und die darauf unmittelbar folgenden Jahre. 

Aber die Eücksichtttahme auf die von den Gesetzgebungsfaktoren 
seit längerer Zeit oft und bestimmt ausgesprochene Überzeugung, dass 
man besser thue, Eisenbahnen nicht mehr durch den Staat zu bauen, 
sondern in Privathände zu legen, veranlasste die Regierung, im Jahr 
1855 Verhandlungen über die Bildung einer Privatgesellschaft anzu- 
knüpfen. Einer solchen sollte der Bau einer Gruppe von Eisenbahnen 
übertragen werden, die für den östlichen Teil von Bayern schon seit 
längerer Zeit allgemein als dringendes Bedürfnis anerkannt wurden. 
Mit einer Zinsengarantie seitens des Staats ausgestattet, bildete sich 
denn auch unterm 12. April 1856 die Aktiengesellschaft der bayrischen 
Ostbahnen zum Bau und Betrieb verschiedener Eisenbahnlinien. 

Doch ging man anfangs der 60er Jahre wieder zum reinen Staats- 
bahnsystem über. Man wollte dem stückweisen Bau von Linien Halt 
gebieten und ein umfassendes Eisenbahnnetz ausarbeiten. Im Jahre 
1866 wurde ein eigenes Projektierungsbureau errichtet. Auf Grund der 
höchst umfangreichen technischen Erhebungen arbeitete das Handels- 
ministerium einen Gesetzentwurf über die Ausdehnung und Vervoll- 
ständigung der bayrischen Staatseisenbahnen aus imd legte diesen 
unterm 28. Januar 1868 dem Landtage vor. Danach wurden für den 
grossen Verkehr noch 19 Bahnen im diesseitigen Bayern zum Bau in 
Aussicht genommen. Die Vorlage wurde unterm 16. Mai 1868 ge- 
nehmigt und am 29. April 1869 als Gesetz sanktionirt. 

Auf einen Beschluss der Abgeordnetenkammer hin wurde dann, um 
eine schädliche Konkurrenz zu beseitigen, wegen Erwerbung der Ostbahn 

*) Vgl. S. 8 AnnierkuDg 4: Die Eisenbahn Nürnberg -Fürth, eine nur kurze 
Strecke, wurde eröffnet am 17. Dpzoniber 1835. Als erste grössere Lokomotiv- 
bahn folgte dann am 7. April 18139 die Bahn Leipzig-Drosden. Siehe oben 
S. 80 a 2. 
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unterhandelt. Im Mai 1875 kam das Gesetz über den Ankauf der 
Ostbahn zu Stande; es kamen hierdurch 772 km bereits im Betrieb 
stehender Bahnen an die Staatsverwaltung. • 

Im Gegensatz zum östlichen Hauptnetz der bayrischen Bahnen, 
welches sich nun fast ausnalimslos in Staatsbetrieb befindet, blieb 
die Entwicklung des Eisenbahnwesens im westlichen Bayern (Rhein- 
pfalz) ganz der Privatthätigkeit überlassen, welche übrigens von Seiten 
des Staats durch namhafte Zinsengarantie Förderung fand. Es ent- 
standen in der Pfalz nach und nacli vier Gesellschaften, welche seit 
1870 eine gemeinsame Verwaltung und ein Netz von etwas über 
660 km besitzen. 

Das in Bayern gelegene Bahnnetz umfasste Ende 1887 5201 km, 
wovon 4536 km im Staatsbetrieb und 665 km (im wesentlichen 
Ptälzische Bahnen) im Privatbetriebe standen. Das Verhältnis änderte 
sich seither nicht. 

Württemberg.') Erst nach langwierigen Verhandlungen der 
Landstände kam das für das württembergische Eisenbahnv\esen grund- 
legende Gesetz vom 18. April 1843 zu Stande, nach welchem auf 
Staatskosten Eisenbahnen herzustellen Agaren. Die in der Bodenge- 
staltung des Landes liegenden Hindernisse, der fast gänzliche Mangel 
an Wasserstrassen in dem Land, das bis dahin fast ausschliesslich 
Ackerbau treibend von Handel und Industrie noch nicht stark in 
Mitleidenschaft gezogen war, Hessen die Eisenbahnprojekte, die bis 
ius Jahr 1830 zurückreichen, so lange auf Ausführuug warten. Doch 
war man in Württemberg, insbesondere an allerböchster Stelle (König 
Wilhelm), von Anfang au der Ansicht, dass der Bau und Betrieb der 
Eisenbahnen ausschliesslich Sache des Staats sein müsse. Die Regie- 
rung gab in einer Vorlage an die Stände vom 7. März 1842 dieser 
Überzeugung mit dem Beifügen Ausdruck, „dass die Ausführung der 
Hauptbahnen durch Private in keiner Hinsicht zu empfehlen sei, weil 
Privatunternehmer nicht das allgemeine, sondern nur ihr persönliches 
Interesse berücksichtigten; weil bei der Ausführung der Eisenbahnen 
durch Private viele Mühen und Sorgen der Regierung, u. a. die Ver- 
handlungen mit auswärtigen Staaten, doch verblieben; weil der Staat 

1) Roll ?, S. liööö. Handvvörleriuicli der 8laats\vi.<seiiM'li. I. c. Vgl. aucli v. 
Morlock, ilie k. w. Slaatsiisfiibahiicii, blulli^art l^yu. Swpper L)r.: Die 
EntwickJim«^ drs Eisciihahnwaseiis iiii Kgr. VV., Stultj^arl l89j. Archiv 
188'>: 390; 1^8:^: :2f>9; 1^^84: .i4?; I«8ö: i04; JÖ<%: GöU; Ib8?: GH, ?li; 
1888: 8^, 879; 1889: ü;9; 1890: 84^ ; 1b9l: lüü, 177, 3üy. 55Ü. 8/7; 1893: 
108; 1891: 3öl ; 1890: lOO; u. v. a. 
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für die Ausführungen und den Betrieb der Bahnen in günstigerer 
Lage sei, als die Privatunternehmer, soferu er eintretendenfalls Unter- 
stützung doch leisten müsste, ohne dass er auf Besserung der Ver- 
hältnisse ebenso einwirken könne wie bei der Selbstverwaltung, und 
weil endlich für Ausführung der Lokalbahnen der Privatindustrie ein 
weites Feld jedenfalls offen erhalten bleibe/ Spätere Anträge von 
grossen Bankhäusern auf Übernahme des Bahnbaues wurden daher 
beharrlich abgelehnt. 

Das Gesetz von 1843 stellte den Grundsatz auf, dass auf Staats- 
kosten nur die Haupt- und Landesbahnen zu bauen, die Zweigeisen- 
bahnen dagegen der kommunalen und Privatunternehmung zu über- 
lassen seien. Gemäss der Gesetze vom 6. Mai 1857, 17. November 
1858, 10. Januar 1862, 13. August 1865, 16. März 1868, 22. März 
1878, 11. Juni 1876, 25. August 1879 und durch verschiedene Staats- 
vertrage wurde in der Folgezeit das württembergische Eisenbahnnetz 
ausgebaut. 

Der im Eisenbahngesetz von 1843 aufgestellte Grundsatz, wonach 
auf Staatskosten nur die Haupt- und Landesbahnen zu bauen seien, 
ist im Laufe der Zeit immer weiter und umfassender angewendet 
worden, so dass für Privatunternehmungen wenig Kaum blieb. Es sind 
denn auch bis zum Jahr 1888 nur vier Privatbahnen zu Stande ge- 
kommen. Es war für den Staat nicht zu umgehen, entweder die 
Privatthätigkeit zum Bau von Lokalbahnen durch erhebliche Zuschüsse 
aus Staatsmitteln anzuregen oder den Bau solcher Bahnen gegen Be- 
teiligung der Interessenten an den Kosten selbst in die Hand zu 
nehmen. Die letztere Alternative wurde schliesslich vorgezogen, und 
es sind auf diese Weise in den letzten Jahren eine Eeihe von Lokal- 
bahnen zur Ausführung gekommen, gemäss den Gesetzen vom 24. Mai 
1884, 28. Juni 1889, 10. Mai 1890 und verschiedenen Staats vertragen. 
Zu den Kosten dieser Bahnen hatten die Interessenten (in der Regel 
der betr. Amtsbezirk) entsprechende Beiträge, zum mindesten im 
Betrag der Grunderwerbungskosten, zu leisten; der weitere Aufwand 
wurde aus Staatsmitteln bestritten. 

Im Jahr 1893 betrug die Eigentumslänge der w. Staatseisenbahne 
1679,63 km und die Länge der Privatbahneu 31,05 km. Von diesen 
31,05 km waren übrigens etwas über 14 km nicht Vollspurbahnen, 
sondern dem öffentlichen Verkehr dienende Schmalspurbahnen, deren 
auch der Staat am genannten Zeitpunkte in der Länge von etwas 
über 15 km besass. 

6 
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Baden J) Nach Braunschweig war Baden der erste deutsche 
Staat, welcher den Bau und Betrieb von Eisenbahnen selbst in die 
Hand nahm. Man war im Beginn der Eisenbahnaera etwas zurück- 
haltend und lehnte ein bereits im Jahr 1833 von einem Privatunter- 
nehmer vorgelegtes Projekt einer Eisenbahn Mannheim-Basel ab, weil 
man den Zeitpunkt für energisches Vorgehen noch nicht als gekommen 
erachtete. Zwei Jahre später gestattete man bereits den sich bewerben- 
den Unternehmern, auf ihre Kosten Voruntersuchungen anzustellen. 
Aber drei Jahre später wurde dann seitens beider Kammeiii der 
Staatsbau einer Eisenbahn von der hessischen bis zur schweizerischen 
Grenze genehmigt (Gesetz vom 29. März 1838), und ferner ein Gesetz 
über zwangsweise Abtretung des erforderlichen Grund und Bodens 
beschlossen. Die Ausfuhrung der Strecke Mannheim-Basel wurde einer 
eigens errichteten Eisenbahnbaudirektion, vom Jahr 1840 ab aber der 
Oberdirektion des Wasser- und Strassenbaues übertragen. Den Betrieb 
leitete die vormalige grossherzogliche Direktion der Posten und Eisen- 
bahnen. Später nahm diese Behörde die Firma „Direktion der gross- 
herzoglichen Verkehrsanstalten " an, endlich nach Abzweigung des 
Post- und Telegraphen Wesens den Titel «Generaldirektion der gross- 
herzoglich-badischen Staatseisenbahnen ". Seit dem Jahre 1872 leitet 
diese Behörde auch den Bau von Eisenbahnen, da Baden beim Staats- 
bahnsystem in der Folge geblieben ist. Die Entwicklung dieses Titels 
vermag uns einigermassen die immer bedeutendere Entwicklung der 
Eisenbahnen in Baden zu illustrieren. Ende 1893 betrug die Eigen- 
tumsläoge der badischen Staatsbahnen 1358 km, dazu kamen 71 km 
vom Staate betriebene Privatbahnen. 

Mecklenburg.^) Mecklenburg bietet uns einen eigentümlichen 
Wechsel der Eisenbahnpolitik. Die ersten dort in den Jahren 1846 
bis 1850 gebauten Bahnen waren Privatbahnen. Darauf stockte über 
10 Jahre lang der Eisenbahnbau gänzlich. Mit Beginn der 1860er 
Jahre baute der Landesherr aus eigenen Mitteln weitere Eisenbahnen 
und erwarb für sich auch die übrigen selbständigen Privatbahnen, 
so dass er im Jahre 1870 alle Bahnen des Landes besass, dies jedoch 
nur, um sie am 2. April 1873 an eine Aktiengesellschaft, die mecklen- 

1) Roll, 1, S. 202 ff. Vgl. auch Archiv 1882: S. 240; 1883: 363; 1884: 229; 
1885: 471; 1886: 658; 1887: 574; 1888; 706; 1889: 552; 1890: 1062; 1891: 
488; 1892: 392; 1893: 576; 1894: 526; 1895: 803; u. a. 

•) Roll ß, S. 2386. Handwörterbuch der Staatswissenschaften 1. c. Ferner 
Archiv 1890: 317 ff., 675; 1892: 408; 1893: 369; 1894: 869, 1085. 
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bardische Friedrich-Pranzbahn, zu verkaufen. Damit war wieder das 
Privatbahusystem das herrschende, unter welchem aber der Eisenbahn- 
bau gänzlich ins Stocken geriet, so dass schliesslich die Kegierung 
zum Bau weiterer Bahnen Beihilfen gewähren musste. Im Jahr 1889 
trat daher wieder ein Umschwung ein, der 1893 vollendet war und 
das Staatsbahnsystem wieder zum herrschenden und ausschliesslichen 
machte, mit dem Unterschied von früher, dass die Bahnen jetzt statt 
dem Landesherrn dem Staate gehören. 

Das Unternehmen der mecklenburgischen Friedrich-Franz-Eisen- 
bahngesellschaft nämlich ist auf Grund des Vertrages vom 12. April 

1889 am 1. März 1890 in das Eigentum des mecklenburg-schwerin'- 
schen Staates übergegangen, zu gleicher Zeit mit der Gnoien-Teterower 
Eisenbahn, der Güstrow - Flauer, der Wismar - Rostocker und der 
Doberan-Heiligendammer Eisenbahn. 

Ein Versuch der grossherzoglich-mecklenburgischen Eegierung, 
die mecklenburgische Südbahn, die Parchim-Ludwigsluster Eisenbahn, 
sowie das ganze Eisenbahn- und Dampfschiflffahrts-Unternehmen des 
Deutsch-Nordischen Lloyd für den Staat zu erwerben, hatte im Jahr 

1890 keinen Erfolg gehabt. Die im Jahre 1893 wieder aufgenommenen 
Verhandlungen haben dagegen die gewünschte Einigung herbeigeführt. 

Das mecklenburgische Staatseisenbahnnetz hat jetzt eine Gesamt- 
länge von 970 km. Privatbahneu gibt es in Mecklenburg-Schwerin 
nicht mehr. 

Oldenburg**) Die Anlage der ersten Eisenbahn im Herzogtum 
Oldenburg, dem Hauptteil des Grossherzogtums, fällt in eine Zeit, in 
der die Hauptverkehrsstrassen Deutschlands längst mit Schienenwegen 
versehen waren. Es fehlten eben in Oldenburg die Vorbedingungen 
für einen grössern Verkehr; das nur dünn bevölkerte Land erfreute 
sich weder einer ausgedehnten Industrie, noch eines lebhaften Handels. 
Mit Rücksicht darauf blieb alle Aussicht auf Eiseubahnanlage im 
Wege der Privatunternehmung ausgeschlossen. Der Staat hatte sich 
daher im Anfang der 1860er Jahre endlich entschlossen, den Bau von 
Eisenbahnen auf seine Kosten in Angriff zu nehmen. Oldenburg besass 
im Jahr 1882 346 km und Ende 1893 ca. 440 km Eisenbahnen, sämt- 
lich Staatsbahnen im Betrieb der oldenburgischen Staatseisenbahn- 
verwaltung. 

1) Roll 5, S. 2j73 ff., Archiv 1886: 104; 18S5 ; 79; 1887: 126; 18S8: 386; 
1889: 130, 907; 1890: 1077; 1892; 648; 1893: 1163; 1894: 1180; u. s. w. 
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Österreichs) /. Periode. Anfänge des Eisenhahnwesens bis 
zum Beginn der 1840er Jahre. Der Vater des Eisenbahnwesens in 
Österreich ist der Professor am k. k. polytechnischen Institut in Wien 
Franz Anton Ritter von Oerstner^)^ der schon am 7. September 
1824 ein ausschliessliches, für die Dauer von 5() Jahren geltendes 
Privilegium zum Bau einer zwischen Mauthausen und Budweis die 
Donau mit der Moldau verbindenden „Höh- und Eisenbahn* erhielt. 
Die erste Strecke wurde am 7. September 1827, die ganze 'Linie am 
1. April 1833 für den Gesamtverkehr geöffnet. Diese Bahn war die 
erste österreichische Eisenbahn, doch war sie zunächst nur für den 
Betrieb mit Pferden eingerichtet und wurde erst später für den Be- 
trieb mit Lokomotiven umgestaltet. 

Das Oerstnersche Unternehmen fand alsbald Nachahmung, indem 
die Grafen Sternberg und Wrbna das Privilegium zum Bau einer 
Holz- und Eisenbahn zwischen Prag und Pilsen erhielten. Mittlerweile 
hatte Stephenson's Lokomotive in Rainhill ihren glänzenden Sieg 
errungen, und ihre Verwendung bei der Liverpool -Manchester -Bahn 
(1830) dem Dampf die Herrschaft auch auf dem Gebiete des Eisen- 
bahnwesens erschlossen. Für die Nutzbarmachung der neuen Erfindung 
in Österreich wirkte zu allererst Freiherr Salomon Maier von Rot- 
Schild, der am 4. März 1836 ein auf 50 Jahre berechnetes ausschliess- 
liches Privilegium zur Errichtung einer Eisenbahn zwischen Wien 
und Bochnia mit verschiedenen Nebenbahnen (Kaiser Ferdinands-Nord- 
bahn) erhielt. Die Aera der Lokomotiveisenbahnen war mit der 
glücklichen Durchführung dieses Unternehmens für alle Zeiten begründet. 

//. Die erste Staatsbahnepoche bis 1855. Bis gegen Ende des 
Jahres 1841 war das österreichische Eisenbahnwesen lediglich von 
der Privatthätigkeit abhängig. Es wurden ohne weiteres solchen 

1) Kaizl, Dr. J., die Verstaatlichung der EiseiibahiiPn in Oesterreich, 1885. 
Roll 5, S. 2520 ff. (Konta), 2öf)2 ff. Handwörterbuch der Staatswissensch. 3, 
S. 189. Archiv 1881: 98, 149, 406; 1882: 33, 34, 145, 213; 1883: 53, 161, 
194, 307, 366, 488, 558, 58); 1881: 23. 162, 163, 169, 247, 251, 335 ff., 379, 
389, 483, 492; 188n: 236. 350, f)04, 703; 1886: 121, 128, 254, 272, 462 ff., 
503, 513, 543, 569; 1S87 : 612, 688, 721, 775; 1888: 272, 300, 605, 714; 
1889: 298, 724; 1891: 180, 557; 1892: 16(», 622, 950; 1893: 828; 1894: 105, 
360, 396, 975; 1895: 109, 148, 171, 181, 373, 414; 1896: 5a3 ff.; ii. v. a. 

2) Vgl. unten Kusslaiid. Schon sein Vater Franz Ritter von Gerstner^ Direktor 
der mathematischen und technischen Studien an der Präger Universität, 
schöpfte den Gedanken, an die Stelle des schon lange vergeblich angestrebten 
Wasserweges zwischen Donau und Moldau das neue Verkehrsmittel, die 
Schienenstrasse, treten zu lassen. Am 31. Dez. 1807 gab er die erste öffent- 
liche Anregung zur Herstellung einer Eisenbahnverbindung zwischen den 
beiden Flussgebieten und arbeitete lebhaft an der Verwirklichung dieses 
Projektes. 
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Unternehmern, welche die nötige Bürgschaft für ihre Leistungsfilhig- 
keit boten und überdies den erforderlichen Einfluss besassen, zunächst 
sogar Privilegien, vom Jahr 1838 an aber in Gemässheit allerhöchster 
Bestimmungen vom 29. Dezember 1837 und 18. Juni 1838 Konzes- 
sionen erteilt. 

Vom Jahr 1841 ab treten in Österreich Züge einer bewussten 
Staatshahnpolitik hervor, indem die allerhöchste Entschliessung vom 
19. Dezember 1841 den Bau von Eisenbahnen auf Staatskosten an- 
ordnete und zugleich eine erste Kichtschnur für die Gestaltung des 
Eisenbahnnetzes gab, dahin zielend, dass ebenso sehr auf den Zug 
des Welthandels (Hamburg - Triest), wie auf die Verbindung der 
einzelnen Teile des Kelches unter sich und mit dessen Haupt- und 
Eesidenzstadt Bedacht genommen würde. Daneben sollten die vor- 
handenen Privatbahnen bestehen und ihre wohlerworbenen Rechte er- 
halten bleiben. In einem offiziösen Aufsatze der „Wiener Zeitung**, 
welcher Zeugnis redet für die schon damals bei der Kegierung vor- 
handene tiefe und richtige Einsicht in die Natur der Eisenbahn, heisst 
es: „Allein die Wahrnehmungen mehrerer Jahre zeigen, dass bei der 
Ausführung von Eisenbahnunternehmungen durch die Privat-Betrieb- 
samkeit Schwierigkeiten — so angemessen auch solche Unternehmungen 
geleitet, so zweckmässig auch die Art ihrer Ausführung und des 
technischen Betriebes sein mögen — mit der Natur einer Privatge- 
sellschaft unzertrennlich verbunden sind. Es drängte sich die Über- 
zeugung auf, dass, wenn der betretene Weg ausschliessend verfolgt 
würde, ein Stillstand in der Fortsetzung der Eisenbahnen eintreten 
müsste und der richtige Zweck, den diese zu erreichen bestimmt sind, 
nicht erzielt werden würde. Die vornehmlichsten Schwierigkeiten 
liegen in der Wahl der Richtungen, welche die Eisenbahnen zu nehmen 
haben, und in der Aufbringung der zum Bau und zur Fortsetzung 

derselben erforderlichen Geldmittel Die Staatsregierung ist 

allein in dem Falle, die Bahnlinien mit Umgehung aller Nebenvorteile 
im Sinn der allgemeinen Interessen und des Verkehrs und sonach 
unter Berücksichtigung aller Staatszwecke aufzufassen und zu be- 
stimmen." 

Am 1. April 1842 trat eine k. k. Generaldirektion für Staats- 
eisenbahnen in Wirksamkeit, im Herbst desselben Jahres noch begann 
der Eisenbahnbau, und schon nach drei Jahren konnten einige Strecken 
dem Betrieb übergeben werden, den jedoch vorerst die zunächst ge- 
legenen Privatbahnen führten. Gleichwohl hielt die räumliche Ent- 
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Wicklung des österreichischen Eisenbahnnetzes nicht gleichen Schritt 
mit dem Fortgang der Eisenbahnbauten im Ausland. Das Haupt- 
hemmnis bestand einerseits in einer allerh. Entschliessung vom 10. Juli 
1845, vermöge deren die Konzessionierung neuer Privatbahnen bis 
zum Jahr 1850 ausgeschlossen war, anderseits aber in der Unzuläng- 
lichkeit der finanziellen Mittel, welche die Staatsverwaltung dem 
Eisenbahnbau, den sie ja nun selbst übernehmen sollte, zuwenden 
konnte, besonders nachdem sie sich bemüssigt sah, sehr bedeutende 
Kapitalien vorerst (1847) zur Unterstützung und, als dies allein nicht 
ausreichte (1850 — 1854), zur völligen Einlösung mehrerer meist ausser- 
halb des Gebiets der Erblande gelegenen Privatbahnen zu verausgaben. 
Die Eisenbahnbehörde vermeinte jedoch, diese Widerwärtigkeiten un- 
schwer überwinden und das Staatsbahnsystem erhalten zu können. 
Ihre Thätigkeit blieb denn auch fortgesetzt eine gleich unermüdliche. 
Sie übernahm den Betrieb der staatlichen Linien in die eigene Regie, 
bewirkte die Fortsetzung und den Ausbau der eingelösten Privatbahnen, 
liess neue Bahnbauten in Angriff nehmen, bewirkte den Ankauf der 
Gloggnitzer Bahnen, um alleiniger Eigentümer der ganzen Linie Wien- 
Triest zu sein und schloss zum Zweck der Sicherstellung des An- 
schlusses der beiderseitigen Eisenbahnen die ersten Staatsverträge mit 
Sachsen, Bayern, den italienischen Herzogtümern u. s. w. ab. Ende 
1854 waren in Oesterreich 1355 km Eisenbahnen, worunter 924 km 
(also 68 Vo) Staatsbahnen vorhanden. 

Ein Mann besonders ist es, dessen Name sich mit diesen Staats- 
bahnbestrebungen dauernd verknüpft hat: Karl Ludwig Brück, der 
nach der Wiener Oktoberrevolution von 1848 in dem Ministerium 
Schwär zenberg- Stadion das Portefeuille des Handels, der Gewerbe 
und öffentlichen Arbeiten übernommen und sich darin als Geist von 
grösster Initiative und Energie, namentlich eben auf dem Gebiete des 
Eisenbahnwesens, bethätigt hat. Dr. A. Nemenyi^) schreibt von ihm: 
„Ein weitschauender österreichischer Staatsmann hatte im Jahre 1850 
— zumeist wohl im Hinblick auf die herrschende Finanzmiaere und 
zu deren Sanierung — einen bedeutsamen Schritt gethan, um die 
Bahnen in den Besitz des Staates zu bringen.** Brück nahm 1851 
seine Entlassung als Handelsminister. Doch treffen wir ihn von 1855 
an, da die österreichische £'n^staatlichungsperiode bogann, wieder als 
Finanzminister. ^) Beizufügen und zu betonen ist hier, dass von 1848 

1) Die Verstaatlichung der Eisenbahnen in Ungarn. Dr. A. Nem^nyi, S. 18. 

2) Brück starb 1860 eines tragischen Todes. 
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ab, nach den Stürmen der Freiheitskriege, durch zwti Jahrzehnte, 
bis zum Ausgleich von 1867, das System der österreichischen Eisen- 
bahnpolitik auch für Ungarn ausschlaggebend war, „soweit von 
einem System und von einer Politik gesprochen werden kann in dieser 
Zeit**, bemerkt Nemenyi,^) »da mit den Eisenbahnen je nach den 
Bedürfnissen und Verlegenheiten eines politisch, militärisch und 
finanziell deroutirten Staatswesens in der verzweifeltsten Art experi- 
mentirt wurde.« 

///. Die Zeit der Entstaatlichung und der Zinsgarantien, 
1855 bis zum Gesetz vom 14. II. 1877. Im Jahre 1854 erfolgte ein 
Umschwung der Eisenbahnpolitik. Es zeigte sich, dass der Staats- 
schatz, der gerade in jenem Zeitabschnitt auch für andere wichtige 
Zweige der Staatsverwaltung überaus in Anspruch genommen war, 
kaum im Stande sein würde, blos mit eigenen Mitteln gleichmässig 
air den zahlreichen Anforderungen zu genügen, welche hinsichtlich 
des Baues von Eisenbahnen nun sozusagen auf einmal in den ver- 
schiedensten Provinzen des Eeichs erhoben wurden. 

NemenyP) schreibt zu den Ursachen des Umschwungs in der 
österreichischen Eisenbahnpolitik: „Niemand dachte daran, dass der 
Sturz der österreichischen Staatsbahneu nicht erfolgt war wegen der 
Gebrechen, welche diesem System anhaften mögen, nicht durch das- 
jenige, was interessierte Gegner gegen den Staatsbetrieb im allge- 
meinen vorbringen und was die Routine gläubig nachbetet und die 
Presse und Litteratur fleissig breitzutreten pflegt. Was in Österreich 
zusammenstürzte, das war eine politische Weltanschauung, welche 
den staatlichen Bankerott, die finanzielle Versumpfung, die militärische 
Katastrophe und den gesellschaftlichen Niedergang im Gefolge führte. 
Unter den Trümmern dieser Staatsordnung war unter anderem auch 
das staatliche Verkehrswesen vergraben worden. Wenn gleich dieser 
Zusammenhang der Dinge am Tage lag, wurden aus den Geschehnissen 
doch Schlüsse gezogen, als hätten dieselben sich selbständig zugetragen.'^ 

Die Regierung entschloss sich also, eine Mitwirkung der Privat- 
thätigkeit wieder zuzulassen. Die Wendung wurde vollzogen mit der 
Veröffentlichung der für alle Kronländer gültigen Verordnung vom 
14. September 1854 über die Erteilung von Konzessionen für Privat- 
bahnen und mit der unmittelbar darauf, am 10. November 1854, er- 
folgten Bekanntmachung des allerh. genehmigten Entwurfes für das 

1) a. a. 0. S. 17. 
«) a. a. 0. S. 19. 
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österreichische Eisenbahnnetz. Während das Eisenbahnkonzessionsgesetz 
die bei Konzessionsbewerbungen vorhin in Übung gewesenen Förm- 
lichkeiten verringerte, die Befugnisse und Verbindlichkeiten der Privat- 
bahnen genau umschrieb, die Zeit, nach deren Ablauf die Bahn samt 
Zubehör (jedoch nicht auch die Fahrbetriebsmittel, besondere Eeali- 
täten u. s. w.) dem Staat unentgeltlich anheimfallen sollte, von 50 
auf 90 Jahre erweiterte, die Gewährung staatlicher Zinsengarantien 
oder sonstiger Unterstützungen in Aussicht nahm, also der Privat- 
unteinehmungslust mächtige Antriebe gab — zeigte der Entwurf des 
Eisenbahngesetzes das weite Feld, welches nun der Eisenbahnbau- 
thätigkeit durch Privatgesellschaften erschlossen wurde. 

Diese Massnahmen riefen in der That sofort die gewünschte An- 
teilnahme der Privatthätigkeit hervor, aber sie führten auch bald weit 
über diesen ihren ursprünglichen Zweck hinaus. Mit der Zulassung 
der Privatthätigkeit vollzog sich ein weiterer Systemwechsel — das 
gänzliche Aufgehen des Staatshahnprinzips und die Ausstattung von 
Privatbahnen mit staatlichen Garantieleistungen. Es wurden nämlich 
vom Jahr 1855 ab die vorhandenen Staatsbahnen allmählich an Privat- 
unternehmer, zum grössten Teil ausländische, besonders französische 
Gesellschaften^) — wie vorgegeben wurde aus finanziellei, Gründen^) — 
verkauft, bezw. auf 90 Jahre konzessioniert und biebei mit staatlicher 
Zinsengarantie versehen. Im Jahr 1860 nannte der Staat nur noch 
13,8 km Eisenbahnen sein eigen. Der Verkauf erfolgte mit grossen 
Verlusten, indem der Verkaufspreis der Bahnen, welche den Staat 
336 Mill. fl. gekostet hatten, 168 Mill. fl. betrug, wozu noch kam, 
dass der hauptsächlichste finanzielle Zweck, welchen man angeblich 
bei diesen Geschäften im Auge hatte, die Wiederherstellung einer 
metallischen Währung, nicht einmal erreicht wurde. 

Es folgte nun in Österreich bis zum Jahr 1877 eine Zeit ganz 
planloser Eisenbahnpolitik. Konzessionen über Konzessionen wurden 
erteilt, und der Staat gewährte den Privatbahnen Unterstützungen der 
verschiedensten, umfassendsten Art, meist in Form von Zinsbürg- 
schaften. Der Staat wurde durch diese Unterstützungen ungeheuer 
belastet, ohne dass er einen Einfluss auf die Verwä'ltung und den 

1) »Franzoseru-Aktieii ! 

2) Adolf Wagner, F. I. § 277 im allgemeinen über die »Entstaatlichung« : 
»Nur fremdartige Gründe, namentlich die aus ganz andern Ursachen als 
etwa aus der .Eisenbahnpolitik entstandene Finanznot d<.'s Slaats waren 
es meistens, welche zur Veräusserung der liereits vorhandenen Staatsbahnen 
und zum Uebergang zu dem Privalbahnsysteme führten*. 



T. ^^ 
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Betrieb der Eisenbalinen erhielt, und die Missstände im Eisenbahn- 
wesen hatten allüaählich einen solchen Umfang erreicht, dass sie nicht 
länger mehr erträglich waren.') Von 1857 — 1866 insbesondere ging 
die Entwicklung des Eisenbahnwesens infolge der Verdüsterung der 
allgemeinen Lage nur sehr langsam und schwer vorwärts, dieses unter 
so trüben Aussichten zu Ende gegangene dritte Jahrzehnt des Be- 
standes von Lokomotiveisenbahnen in Österreich brachte den ver- 
hältnismässig kleinen Zuwachs von nur 2175 km meistens staatlich 
garantierter Betriebslinien, vermöge deren das österreichische Eisen- 
bahnnetz Ende 1866 einen Umfang von 3960 km gewann, gegen 1790 
am Schluss des Jahres 1856 und 950 Ende 1846. 

In dieser Zeit wurde der Staatshahngedanke wieder etwas lebendig. 
Ein im Jahr 1866 vom Ministerialrat im Finanzministerium Dr. Oobbi 
veröffentlichter Gesetzentwurf zielte dahin ab, den Bau der Haupt- 
bahnen der Staatsverwaltung zu übertragen, während der Bau der 
Nebenbahnen gänzlich der Privatunternehmung überlassen bleiben 
sollte.*) Doch hat der Entwurf keine praktische Bedeutung erlangt. 

Erst in den auf das Jahr 1866 zunächst folgenden Jahren machte 
die Entwicklung des österreichischen Eisenbahnnetzes wieder grosse 
Fortschritte. Der wiedergekehrte Friede nach aussen, die Eegelung 
der Innern Verhältniss •, der Ausgleich mit Ungarn und die freundliche 
Gestaltung des Geldmarktes weckten und hoben sehr rasch das öffent- 
liche Vertrauen und die Schaffenslust; die Aufschliessung mächtiger 
Kohlenlager in Böhmen, überaus reiche Getreideausfuhr, das Auf- 
blühen der Industriezweige aller Art steigerten die Erträgnisse vieler 
Bahnen zu seltener Höhe und gaben dadurch einen kräftigen Anstoss 
ebenso zur Fortsetzung schon bestehender als wie zur Schaffung neuer 
Bahnlinien; die allgemeine Geschäftslage wurde daher eine immer 
günstigere, und Kapitalisten wie Unternehmer suchten sie zu benutzen. 
So tauchten denn von Tag zu Tag neue Projekte auf, die auch meistens 

1) Dr. jur. A. Eder (»Die Eisenbahnpolitik Oesterreichs nach ihren finanziellen 
Ergebnissen«) sucht die finanziellen Opfer auszurechnen, mit welchen der 
Staat seine schwankende Eisen bahnpolitik hat büssen müssen. Er berechnet, 
dass beim Verkauf der Staatslahnen der Staat ca. 220 Mill. Gulden verloren. 
Einen zweiten Verlust haben die Bahnen dem Staat während der Periode 
der systemslosen staatlichen Zinsböriijschaft gebracht. Die.-er Verlust belief 
sich nach Eders Rechnung Ende 1893 ausschliesslich der nicht genau zu 
ermittelnden Geldbeschaffungskosten auf 485,6 Mill. Gulden. 

*) Thatsächlich hatte das System der Nebenbahnen keine Fortschritte gemacht» 
denn die Privatunternehmung hatte ihr Hauplaugenm-rk den Hauptbahnen 
zugewendet, welche für ihre spekulativen Zwecke viel sreeigneter erschiener. 
Der Staat sah sich später gezwungen, den Nehenhahnbau selbst an die 
iland zu nehmen. V^gf. den Aufsatz von Sigmund Sonnenschein in Wien, 
Archiv 1887, 688 ff. 
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in einer Weise umworben wurden, dass ihre Verwirklichung ganz 
leicht, in vielen Fällen auch ohne jede staatliche Unterstützung, ge- 
lang und hierdurch zahlreiche Lücken des Eisenbahnnetzes ausgefällt 
wurden, was natürlich der Eegierung nicht allein aus wirtschaftlichen, 
sondern auch aus staatlichen Gründen sehr willkommen war. Die bis 
zum Jahr 1873 konzessionierten Linien betrugen rund etwa 6200 km. 

Doch vermochten bei solcli vielem Schaffen auch Irrtümer hin- 
sichtlich der Zweckdienlichkeit und Rentabilität dieser oder jener 
Linie unterzulaufen; zudem zog das Gründertum jener Zeit einige 
der neu konzessionierten Bahnen in sein Treiben hinein und vergrösserte 
durch seine Machenschaften die Zahl der „schwachen Unternehmungen**, 
den Herd der nachmaligen Erschütterungen des Eisenbahnkredits, in 
bedrohlichem Masse. Welcher Art und Folge i die gerügten Unzu- 
kömmlichkeiten gewesen, lässt sich mit wenigen Worten kennzeichnen: 
Grosse Gründungsspesen, Verquickung der Finanzierung mit der Unter- 
nehmung (gewöhnl. „General - Bntreprise"), überschweuglichkeit bei 
Bemessung des Anlagekapitals, hohe Geldbeschaffungskosten, Kargheit 
beim Aufwand für den Bau und die Ausrüstung der Bahnen, Überhastung 
der Bauarbeiten, geringe oder gar keine Rücklagen für spätere Er- 
fordernisse; daher auf der einen Seite übermässige Lasten für Ver- 
zinsung und Tilgung des Kapitals, auf der andern Seite erschwerter 
und verteuerter Betrieb. 

Einen geradezu lähmenden Einfluss auf die Fortentwicklung des 
Eisenbahnnetzes übte jedoch die im Jahr 1873 ausgebrochene grosse 
volkswirtschaftliche Krise aus, welche durch die von ihr angerichteten 
Verheerungen auf dem Aktienmarkt das bis dahin überschäumende 
Vertrauen in das Assoziationswe:sen mit einem Schlage hinwegfegte, 
Handel und Verkehr auf das tiefste Niveau hinunter brachte und auf 
Jahre hinaus alle Unternehmungslust ertötete. 

Die Staatsverwaltung gab sich grosse Mühe, die immer mehr 
einreissende Unthätigkeit zu bannen; sie wollte, da für geraume Zeit 
an den Bau ungarautierter Bahnen nicht zu denken war, durch Ge- 
währung sei es voller, sei es zeitlicher Staatsgarantie abhelfen oder 
sich durch Erteilung von Bauvorschüssen, die in Aktien zum vollen 
Nennwert zurückzahlbar sein sollten, an den auszuführenden Unter- 
nehmungen beteiligen — oder aber die im besondern Interesse des 
Staats gelegenen Linien auf Staatskosten in Angriff nehmen, um eine 
neue Bauthätigkeit zu erwecken. Doch scheiterten alle Bemühungen 
ebensowohl an der Scheu des Parlaments vor der Bewilligung aus- 




- 95 — 

reichender Geldmittel als an der starren Zurückhaltung des Privat- 
kapitals. Alles, was der Begierung damals gelang, war die mit Hülfe 
grosser Staats Vorschüsse bewirkte Sicherung des Ausbaues der schon 
früher konzessionierten Linie Pilsen-Eisenstein, sowie einiger neu kon- 
zessionierten Linien, ferner, aber erst nach Gewährung von Staats- 
garantie, die Konzessionierung der Salzkammergutbahn, sowie die 
Ausführung einiger Staatsbahnlinien. Ohne jegliche staatliche Beihilfe 
kam in der Zeit von 1873—1876 nur die 20 km lange Flügelbahn 
Bielitz-Saybusch (der Nordbahn) zu Stande.') 

IV, Die zweite Staatsbahnepoche, von 1877 bis zur Gegenwart, 
So trat im Jahr 1877 ein neuer Wechsel in der Eisenbahnpolitik ein, 
vorläufig wenigstens auf dem Papier: ein nach schweren parlamenta- 
rischen Kämpfen erlassenes Gesetz vom 14. Dezember 1877 liess die 
vorschussweiße Bedeckung der Betriebskostenabgänge durch den Staat 
zu und räumte zugleich der Staatsverwaltung das Kecht ein, diejenigen 
Bahnen, welchen solche Vorschüsse gewährt würden oder welche für 
die letzten 5 Jahre mehr als die Hälfte des garantierten Eeinerträg- 
nisses jährlich in Anspruch nähmen, selbst zu betreiben. Das Gesetz 
erhielt alabald die Bezeichnung „Sequestrationsgesetz". 

Schon vorher, in der Begründung der Eiscnbahnvorlage vom 
1. Dezember 1876, welche insbesondere die Regelung des Verhältnisses 
garantierter Privatbahnen betraf, war von Minister v. Chlumecky 
darauf hingewiesen worden, dass gewichtige politische und kommer- 
zielle Momente, namentlich die Tariffrage, den Staatsbetrieb vorziehen 
lassen und dass die Verstaatlichung der Eisenbahnen im Nachbarland 
die Verstaatlichung innerhalb der eigenen Grenzen allmählich zur Not 
wendigkeit mache. „Die Eisenbahnen haben eine Reihe von Aufgaben 
zu erfüllen, welche eminent öffentlicher Natur sind, und ich glaube, 
dass, da der Staat in Bezug auf die Erfüllung seiner Aufgaben eine 
weit geeignetere Person ist, als eine Privatgesellschaft, zumal die 
hervorgehobene bessere Eignung der Privaten zum Betrieije von Er- 
werbsunternehmungen doch mindestens jenen, dem Staate tief ver- 
schuldeten Privatbahnen nicht nachgesagt werden kann, deren Betrieb 
auf Gefahr und Kosten des Staats erfolgt. Darum aber meine ich 
dass der Private nicht die geeignetere Person ist zur Führung eines 

1) Ende 1881, nachdem wieder die VerstaallichunjCJ Periode liegomien, beliel" 
sich die Gesamthöhe der den österreichischen Bahnen geleisteten Zinsgarantie- 
ziischüsse auf rund 360 Mill. Mark, in welcher Summe die an die vor 1881 
in Staatsbesiitz übergegangene Eiisabothbahn gezahlten Zinsgarantiezu^jchüsse 
nicht enthalten sind ! 
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solchen EisenbahDunternehmens. Und auch noch einen andern Grund 
möchte ich anführen : ich glaube, dass der betriebführende Staat weit 
mehr der Kontrolle der Öffentlichkeit unterworfen ist, als die Privat- 
unternehmung/ Auch der Reichsrat hatte sich schon etliche Male 
entschieden gegen das System der Staatsgarantie ausgesprochen. In 
der That enthielt auch das Sequestrationsgesetz stillschweigend eine 
scharfe Verurteilung des Systems der staatlichen Unterstützung des 
Eisen bahubaues durch Gewährung von Zinsgarantiezuschüssen J) 

Von den ihr durch das Sequestrationsgesetz zuerteilten Rechten 
machte die Regierung erst am 30. Dezember 1879 Gebrauch, da 
es trotz jeglicher Eisenbahngesetzgebung mit der Entwicklung des 
Eisenbahnnetzes nicht vorwärts gehen wollte. Am 30. Dezember 1879 
verfügte die Regierung die Übernahme der Rudolfbahn in Staatsbe- 
trieb, wodurch zugleich auch die von dieser Bahn betriebene Staats- 
linie Tarvis-Pontafel in den Eigenbetrieb des Staats gelangte. Ferner 
nahm die Regierung auf Grund des Gesetzes vom 7. Mai 1880 den 
Bau der Arlbergbahn auf Staatskosten in Ausführung, begann also 
den Eisenbahnbetrieb wie auch den Eisenbahnbau in grossem Stile 
wieder in die eigene Hand zu nehmen. Damit eröffnete sie — genau 
25 Jahre nach dem Aufhören der alten — die neue Staatsbahnperiode 
in Österreich. Die Regierung wollte mit dieser Reinauguration 
dem Staate die auf dem Eisenbahnwesen fussenden wirtschaftlichen 
und sonstigen Machtbefugnisse zurückgewinnen und befand sich dabei 
in Übereinstimmung mit dem von den Nachbarstaaten gegebenen Bei- 
spiel, sowie mit der allgemeinen Zeitströmung. Ende 1879 besass 
Österreich 950 km Staatsbahnen. 

Ihre erste Fortentwicklung fand die Verstaatlichung in der am 
21. Juli 1880 (mit Wirksamkeit vom 1. Aug.) angeordneten Übernahme 
des Betriebs der Albrechtbahn durch den Staat und in den Verhand- 
lungen über die Einlösung der Elisabethbahn, deren Erwerbung die 
Bildung eines grössern geschlossenen westlichen Staatsbahnnetzes 
ermöglicht hätte. Der Umstand, dass die Gesetzesvorlage über die 
Erwerbung dieser Elisabethbahn im Reichsrat Schwierigkeiten begegnete 
und dass zur selben Zeit beabsichtigt gewesen, die ^'alizische Trans- 
versalbahn als Privatunternehmen zu konzessionieren, konnte die Ver- 

1) »In keinem Lande hat dieses System wohl ein solches Fiasko gemacht als 
in Oesterreich«, schrieb Kaizl 1883, »das i^anzc Bestrehen der Staatsver- 
waltung geht denn auch jetzt hauptsächlich dahin, durch sparsamen und 
bessern Betrieb diese unglücklichen Zahl untren aus der Welt zu schaffen; 
und dies kann natürlich erst allmählich gelingen»« 
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staatlichungsaktion nur für den Augenblick behindern. Zwei Gesetze 
vom Dezember 1881 verfügten die Einlösung der Elisabethbahii und 
die Ausführung der galizischen Transversalbahn auf Staatskosten. 

Durch den Erwerb weiterer Bahnen und den Bau von Bahnen 
auf Staatskosten hat sich seither das österreichische Staatsbahnnetz 
gewaltig erweitert. Namentlich das Jahr 1882 war in der Verstaat- 
lichungsaktion ein höchst bedeutsames. Doch handelte es sich bei 
der Verwirklichung des Staatsbahnsystems in den meisten Fällen 
zunächst nur um die Übernahme in den Betrieb, während die defini- 
tive Erwerbung durch Kauf mit Rücksicht auf verschiedene erst noch 
zu beseitigende Hindernisse einem spätem Zeitpunkt vorbehalten blieb.*) 

Die grosse Ausdehnung, welche das staatliche Betriebsnetz er- 
langte, seine Gestaltung zu geschlossenen Netzen, seine auf die Er- 
zielung gleichförmiger und wohlfeilerer Transporttaxeu gerichtete 
Tarjfpolitik^) und die ihm deshalb aus allen Kreisen der Industriellen 
und des Handelsstandes entgegengebrachte Sympathie verschafften 
dem Staatsbetriebe sofort in allen Fragen des Verkehrs ein Überge- 
wicht, welches allerorts die Meinung und den Wunsch zu Tage förderte, 
dass das österreichische Eisenbahnwesen nunmehr, wie dies schon bei 
seinen ersten Anfängen beabsichtigt war, durchwegs in eine staatliche 
Institution umgewandelt werden solle. An diesem Ziele hielt auch 
die Regierung seitdem fest. 

Allerdings nehmen einige Privatbahnen iiOch eine mächtige Stellung 
ein. Wie gross ihr Einfluss noch ist, beweist der Umstand, dass es 
der Regierung im Jahr 1885 nicht gelungen ist, die Nordbahn, deren 
Privileg 1886 ablief, für den Staat zu erwerben, dass die Bahn viel- 
mehr ihr selbständiges Fortbestehen bis 1940, wenn auch unter wesent- 
lichen Beschränkungen ihrer frühern Macht und unter Vorbehalt des 

^) Alle die vielen einzelnen Bahnen, die verstaatlicht wurden, sowie die Be- 
dingungen, hier anzuführen, dazu fehlt uns der Raum. Siehe bei Roll a. a. 0. 

2) Auf den österreichischen Staatshahnen wurde nicht lange nach der Ver- 
staatlichung; an Stelle der bisherigen Privatbahntarifo am 1. Juni 1882 ein 
einheitlicher Personentarif mit einer Ermässigung eingeführt, welche 
16—17 Prozent der bisheri-^en Sätze betrug. S. Ulrich. Personen tarifrcform 
75 ff. Ära 16. Juni 1890 trat dann auf den österreichischen Slaatsbahnen 
ein ermässigter und vereinfachter Zonentarif in Geltung, der sog. Kreuzer- 
Zonentarif. Siehe Ulrich a a. 0. S. 76 ff. Ulrich nennt den Kreuzerzonen- 
tarif »eine bedeutsame Reform des Personentarifs in gemeinwirtschaftlichem 
Sinne' ^ 1. c. S. 92. Durch Gesetz vom 25. Mai 1890 wurde der ZOiientarif 
auch auf die Privathahnen ausgedehnt. Einige Bemerkungen zu dieser 
Personentarifreform, auf die näher einzutreten nicht unsere Aufgabe ist, 
siehe unten bei Ungarn^ wo schon am 1. August 1889 der Zonentarif für 
den Personen verkeHr eingeführt worden ist. 
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am 1. Januar 1904 beginnenden Einlösungsrechts, durchsetzte. Kaizl 
führte in seinem 1885 erschienenen Buche aus, dass die Priyatl»abnen 
in Österreich immer noch eine sehr bedeutende Kolle spielten, haupt- 
sächlich wohl deswegen, weil an ihnen mächtige, nicht in Österreich 
ansässige Geldmänner beteiligt seien. Doch hätten sich die Staats- 
bahnen von einer gänzlich untergeordneten Stellung zu einem den 
Privatbahnen mindestens gleichberechtigten Standpunkte emporgehoben ; 
denn wenn auch die Staatsbahnen von den Privatbahnen an Aus- 
dehnung noch übertroffen würden, so seien sie diesen doch anderer- 
seits durch dir. grössere Einheitlichkeit und bessere Zusammenfassung 
ihres Netzes überlegen. 

Gelang es also, wie schon gesagt, der Regierung nicht, die Nord- 
bahn für den Staat zu erwerben, so blieb doch das Staatsbabnprinzip 
von nun ab in der österreichischen Eisenbahnpolitik das herrschende. 

Namentlich im Jahre 1889 wurde eine ganze Reihe von Privat- 
bahnen verstaatlicht, verschiedene Staatslinien wurden auch in Staats- 
betrieb genommen. Zudem enthalten fast alle neuern Eonzessions- 
urkunden für sog. selbständige, d. h. nicht von den anschliessenden 
privaten Hauptbahnen und auf deren Kosten erbaute Lokalbahnen die 
Bestimmung, dass der Betrieb auf die ganze Dauer ihrer Konzession 
durch den Staat geführt werden müsse und diesem auch jederzeitiges 
Eiulösungsrecht vorbehalten sei. 

Ende 1889 betrieb der Staat ein zum grossen Teil in sich ge- 
schlossenes Netz von 6912 km Eisenbahnen, während nur noch etwa 
5000 km im Besitz von Privatbahnen waren. „Der Staat hat damit", 
sagt Herr v, d. Leyen, — „allerdings mit schweren Opfern — die 
ihm im Eisenbahnwesen gebührende Rolle wieder übernommen und 
lediglich seinem Einfluüs ist die im Jahr 1890 durchgeführte Neu- 
ordnung der Personentarife zu verdanken,') wie denn der Staat im 
April 1891 auch die Reform der Gütertarife nachdrücklich in die 
Hand genommen hat. Die Thronrede, mit welcher im April 1891 
der Reichstag eröffnet wurde, erklärte, dass mit der weitern Ergänzung 
des Staat sbahnnetzes durch Erwerb von Privatbahnen fortgefahren 
werden soll. 

1892 befanden sich 7581 km Eisenbahnen in Staatsverwaltung, 
davon 6275 km als Staatsbahnen, daneben zählten die verkehrspolitisch 
vom Staate abhängigen Privatbahnen noch 7752 km. 

\) Schon 1882 hatte eine Eisenbahntarifenquöte stattgefunden, welche die 
tiefen Schäden des österreichischen Tarifwo.sens biossiegte und das einzige 
Heil in der möglichst baldigen VerstaatUchtmg der Eisenbahnen erblickte. 
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Freilich kam in Oesterreich das Staatsbahnprinzip nicht ohne 
Widerspruch zur Geltung - natürlich. Besonders, als die Schaffung 
eines grossen einheitlichen Staatsbahnnetzes auf die Tagesordnung 
gesetzt wurde, wies man von vielen Seiten auch auf die einem solchen 
Plane hinderlichen finanziellen Schwierigkeiten und die beschränkten 
Mittel des Staates hin. Die Kegierung hat sich, eingedenk der grossen, 
durch die Verstaatlichung der Privatbahnen angestrebten Ziele und 
geleitet von der Überzeugung, dass der volkswirtsjhaftliche Wert 
einer selbst mit finanziellen Opfern erkauften Eisenbahn viel höher 
sein kann, als der Tauschwert ihrer Aktien oder deren privatwirt- 
schaftliche Dividende, von ihrem Plan trotz allen Widersprüchen, 
trotz allen an die Ausführung geknüpften Zweifeln nicht abbringen 
lassen. „Wenn heute", schrieb schon 1886 der damalige Zentralin- 
spektor Schreiber in Wien,') „wenn heute das Staatsbahnprinzip sich 
in nachdrücklicher Weise wieder Geltung zu schaffen versucht, so 
wurden damit keineswegs, wie gewisse Federn schreiben, doktrinäre, 
vielmehr recht praktische Ziele verfolgt. Zunächst handelt es sich 
hierbei darum, durch Übernahme stark subventionierter Privatbahnen 
den bestehenden Ausfall ihrer Betriebserträgni-se, insbesondere durch 
Ersparung an Verwaltungsausgaben, nach Möglichkeit zu verringern; 
durch die Erwerbung volkswirtschaftlich wichtiger, geographisch 
günstig gelegener Bahnlinien den allgemeinen Verkehrsinteressen durch 
Gewährung billiger Tarife unter die Arme zu greifen ; von hier aus 
einen Druck auf die in dasselbe Verk.ehrsgebiet fallenden Privatbahnen 
auszuüben und deren Tarifpolitik den öfl'entlichen Anforderungen 
gegenüber gefügiger zu machen ; den erforderlichen Ausbau des Bahn- 
netzes und damit die Verbindung der einzelnen Staatsbahnlinien her- 
zustellen ; endlich den unabwendbar herantretenden handeis- und zoll- 
politischen, gemein wirtschaftlichen, sozialen und wohl auch militäri- 
schen Anforderungen Rechnung zu tragen. Zum Schlüsse soll der 
Staatsbetrieb (und wo erschiene dies nötiger als gerade in Österreich !) 
die Staatsgewalt im Interesse und zum Wohle des Ganzen stärken und 
kräftigen und dadurch einer nach allen Richtungen hin wohlthäti- 
gen Zentralisationstendenz Vorschub leisten." Weiterhin sagte Herr 
Schreiber: In der That mussten ja auch die Zeitverhältnisse, welche 
die Pflege der gemeinwirtschaftlichen und Wohlfahrtsinteressen der 
Staatsangehörigen heute dringender als vielleicht je zuvor erheischen, 
sowie die aus der Geschichte hervorgehende Lehre, dass die zusammen- 

1) Archiv 1Ö86, 462 ff. 
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haltende Kraft eines grossen Beiches vor allem in den gemeinsamen In- 
teressen eines gleichartigen Verkehrslebens zu suchen ist, es der österrei- 
chischen Regienmg, vielleicht auch, um den sich immer bemerkbarer 
machenden zentrifugalen politischen Strömungen entgegenzuarbeiten, 
welche der freudigen Entfaltung des wirtschaftlichen Gemeinsinns 
hemmend im Wege stehen, doppelt nahelegen, den fortschreitenden 
Bedürfnissen, sowie dem Gedeihen des wirtschaftlichen Lebens, welches 
ganz wesentlich auf der Förderung des öffentlichen Verkehrswesens 
und der zweckmässigen Ausnutzung des Eisenbahnwesens im Interesse 
der Volkswirtschaft beruht, besondere Sorgfalt zuzuwenden, weil der 
Wohlstand und das Wohlbefinden des Einzelnen, welche die Grundlage 
jedes geistigen und kulturellen Strebens bilden, wenn sie ihm von dem 
Ganzen geboten und gewährleistet werden, auch der Staatsidee am 
sichersten zum Siege verhelfen." Der Verfasser wies dann auf den 
Umstand hin, dass nur mit Staatsbahnen Österreich und überhaupt 
ein Staat den Wettbew&t^b im Weltverkehr erfolgreich aufnehmen 
könne, »Welche Bolle sollten und könnten aber in diesem, vielleicht 
über das Schicksal von Beichen entscheidenden Wettbewerb die an ein 
bestimmtes Finanzprinzip der Verwaltung gebundenen Privatbahnen 
noch einnehmen?'' 

Ungarn,*) I. Periode, Anfänge bis 1848. Der erste Gesetz- 
artikel in Ungarn, welcher sich mit dem Eisenbahnwesen beschäftigte 
und der zugleich auch einen Eisenbahnbauplan erstellte, war der 
Gesetzartikel XXV vom Jahr 1831): „De utilibus operibus per socie- 
tates vel privates strueudis** handelnd von Enteignung, Vorarbeiten 
und Tarifwesen. Die erste Eisenbahnkonzession erhielt in Ungarn ein 
Konsortium (unter Führuug des Freiherrn von Sina) am 26. Februar 
1836 von der ungarischen Hofkanzlei für die Linie österreichische 
Grenze bis Baab. Das Eisenbahnwesen entwickelte sich aber während 
des folgendnn Jahrzehnts nur sehr langsam, trotzdem die Konzessionen 
im Allgemeinen unter Bedingungen erteilt wurden, die für die Privat- 
gesellschaften sehr vorteilhaft genannt werden dürfen. 

Die grosse Bedeutung der PJisenbahnen, insbesondere die Vorteile 
von Staatsbahnen, blieben indes nicht verborgen. Am 23. M^rz 1848 

^) Nemenyi Dr. A, Mitüjlied des iingar. Abgeordnetenhauses: Die Verslaal- 
Jlchung der Eisenbahnen in Ungarn, Leipzig 1891). Uöll 7, 3303 ff., 3321 ff.. 
Archiv 1882: 317; 1881: 25, 35.; 188c): 708, 709, 7J8; 1886: 128,254; 
503, 543; 1887: 721; 1888: G05, 714; 1889: 59S; etc etc.. Vgl. auch von 
Saar ossy- Kapeller ^ die lOjährii^c Thätigkcit der kgl. ungar. Staatseisen- 
bahnen auf dem Gebiete der Volkswirtschaft, 1885. 
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wurde das ungarische verantwortliche Ministerium ernannt. Graf 
Stephan Szechenyi trat als Kommunikationsrainister mit einem voll- 
ständigen Eisenbahnprogramm auf, das eben so viele Anklagen gegen 
die Privatbahnen als Lobsprüche für die Staatsbahnen enthielt. Die 
zu befolgenden Verwaltungsgrundsätze * kennzeichnete SzecMnyi in 
nachstehender Weise: 1. Zur Wahrung der industriellen Interessen 
obliegt die Regelung der Tarife dem Staat. 2. Die Trace der vom 
Reichstag konzessionierten Bahnen bestimmt die Regierung, die Trace 
darf der Willkür der üiiternehmer nicht preisgegeben werden. 3. Das 
gesamte Kommunikationswesen untersteht der staatlichen Kontrolle. 
4. In Ungarn sollen die Eisenbahnen mit Ausschluss jedweder Zinsen- 
garantie vom Staate selbst gebaut werden, weil diese Art des Bahn- 
baues billiger ist; weil Privatbahnen nie so billige Frachtsätze den 
Landesprodukten, der Industrie und dem Handel bieten können, als 
die Staatsbahnen; weil es ferner im vornherein unbestimmbar ist, 
welche Interessen das System der Eisenbahnen berühren, welche Um- 
wälzung es hervorbringen wird; weil es unerlässlich ist, dass das 
Reich sein Bestiuimungsrecht frei von jeder fremden Beeinflussung 
aufrecht erhalte, und endlich, weil die Unternehmer die Eisenbahnen 
unter fremde Hände und unter fremden Einfluss bringen würden. 

Die politischen Wirren vereitelten aber die Verwirklichung des 
Szedienyi' sehen Programmes. Nach den Stürmen von 1848 wurde 
Ungarn zu einem blossen Kronland des österreichischen Staates um- 
gewan ielt, die Nebenländer Siebenbürgen, Kroatien und Slawonien, das 
Temeser Banat von der ungarischen Krone getrennt und zu selbstän- 
digen Kronländern erhoben. Erst 1867, nach der Katastrophe von 
Königgrätz, erhielt Ungarn mit der wenig modifizierten Verfassung 
zon 1848 seine volle staatliche Selbständigkeit wieder, sowie ein ver- 
antwortliches Miuisterium. Von 1848 — 1867 war also die österreichische 
Eisenbahn- „Politik** auch für Ungarn massgebend. Wir haben darum 
auch in diesem Land bis 1855 Staatsbahnbestrebungen, von dort an 
bis 1867 Entstaatlichung und Privatbahnpolitik mit bedeutenden Zins- 
garantien und andern Staatsunterstützungen zu verzeichnen 0. Schon 
1858 hatte der Staat seine sämtlichen Linien veräussert. 

Einen grossen Aufschwung im Eisenbahnwesen Ungarns bedeutete 
seine im Jahr 1867 erfolgte staatsrechtliche Trennung von den west- 
lichen Kronländern. Der XIII. Artikel jenes Gesetzes, welches die 
Beziehungen Ungarns zu Öf^terreich regelt, handelt von einem Anlehen, 

1) Siehe oben unter Österreich. 
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welches die Regierung zum Zwecke des Baues von Eisenbahnen und 
Kanälen im effektiven Werte von 60 Mill. Gulden Ö. W. zu kontra- 
hieren ermächtigt wurde. So dringend wurde das Bedürfnis nach Ver- 
mehrung und Verbesserung der Verkehrsmittel empfunden, dass der 
erste Gebrauch, den das Land von seinem wiedergewonnenen Selbst- 
bestimmungsrechte machte, in der Fürsorge für Eisenbahnen und 
Kanäle bestand.*) Das Eisenbahnsystem, für welches sich die Regie- 
rung entscheiden musste, war gegeben. An ein Staatsbahnsystem war 
vorderhand nicht zu denken, dieses war ja nach Beendigung des Krim- 
krieges in Osterreich zusammengebrochen. „In den Tagen der Hast 
und wohlmeinenden Überstürzung von 1867 wurde blos die brutale 
Thatsache in Betracht gezogen — wer hätte auch Zeit gefunden, den 
innem Motiven derselben nachzugehen?''^) Niemand dachte daran, 
dass der Sturz der österreichischen Staatsbahnen nicht erfolgt war 
wegen der Gebrechen, welche diesem Systeme etwa anhaften mögen.^) 
Zudem fehlte in der Praxis dieser Zeit der Staatbahntypus, und so 
übernahm denn der junge Staat mit einigen Änderungen in der Form 
das österreichische System der Zinsengarantie, das in Frankreich ent- 
standen, von da über Deutschland nach Österreich eingeführt und an 
dieser Stelle nahezu bis zur Wehrlosigkeit des Staates in der alier- 
buntesten Art ausgebildet worden war. Übernommen wurde freilich 
auch die Machtlosigkeit des Staates gegenüber den durch ihn ins 
Leben gerufenen und erhaltenen Gesellschaften. Die ganze unstaatliche 
Auffassung des Verkehrs- und Wirtschaftslebens, welche die öster- 
reichische Regierung charakterisierte, kommt in den Konzessionsur- 
kunden zum Ausdruck, die sie ausstellte und welche von der unga- 
rischen Regierung ohne Umstände übernommen wurden. Das ungarische 
Eisenbahnnetz, welches im Jahre 1867 insgesamt 2283 km ausmachte, 
erstreckte sich im Jahr 1873 bereits auf 6219 km, hatte sich also 
in seiner Ausdehnung nahezu verdreifacht. Damit zugleich aber war 
die den Bahnen garantierte Summe bereits auf nahezu 15 Millionen 
jährlich gestiegen. 

Doch wurde in dieser Zeit auch der Grundstein zu den spätem 
Staatshahnen gelegt. Verhältnismässig waren diese sogar sehr an- 
sehnlich gewachsen. Während sie 1867 blos 125 km betrugen, umfasste 
das Staatsbahnnetz im Jahr 1873 bereits 946 km. Was bedeutet aber 

1) Nem6nyi S. 12 ff. ). c. 
«) Nem6oyi, a. a. 0., S. 19. 
•) Siehe oben unter Osterreich. 



— 103 — 

dieses Anwachsen neben demjenigen der garantierten Bahnen, die voü 
278 km im Jahr 1868 bis zum Jahr 1873 schon auf 2936 km ge- 
diehen waren! Insofern in diesem Zeitabschnitt die ersten Anfinge 
der Staatsbahnen hergestellt wurden, geschah das aber keineswegs 
etwa in Ausführung irgend eines Programms ; es war vielmehr Zufalls- 
arbeit und es war äusserer Zwang, welche dahin führten, dass der Staat 
diesen Besitz auf sich nahm. In erster Linie dienten dazu einige 
Bauten, die aus dem Sechzigmillionen-Anlehen bestritten wurden. Noch 
ehe das Gesetz votirt war, welches die aus diesem Anlehen zu be- 
sorgenden Arbeiten feststellte, war die Begierung gezwungen gewesen, 
die Pest- Salgötarjäner und die Pest-Losonczer Bahn zu erwerben. Die 
österreichische Begierung hatte ihrer Nachfolgerin lauter garantierte 
Bahnen zurückgelassen. Diese beiden Bahnen allein bildeten eine 
Ausnahme, und nichts ist wohl charakteristischer, als dass dieselben 
sofort bei der Begierung stark ins Verschulden gerieten und dass sie 
dem Bankerott verfallen wären, würde der Staat sich nicht zu ihrer 
Ablösung verstanden haben. Diese Erwerbungen geschahen mit der 
ausgesprochenen Absicht, den ungarischen Eisenbahnkredit nicht unter 
das Zeichen der Zahlungseinstellung gelangen zu lassen, um das bis- 
herige System auch fernerhin aufrecht zu erhalten. Die Ereignisse 
haben dann freilich die Erfüllung dieses Vorsatzes unmöglich gemacht, 
und die beiden unscheinbaren Bahnen bildeten später den Ausgangs- 
punkt einer unabhängigen staatlichen Eisenbahnpolitik. 

Im Jahre 1873 trat ein allgemeiner wirtschaftlicher Niedergang 
mit einer staatsfinanziellen Krise ein, was jede Thätigkeit auf dem 
Gebiete des Eisenbahnwesens stocken liess und der bisherigen Eisen- 
bahnpolitik jählings ein Ende machte. Parlament und Begierung 
standen der Flut neuer Verpflichtungen, welche dem Staat aus den 
Eisenbahnbauten erwuchsen, ratlos gegenüber. Allerdings war die 
traurige Situation der Bahnen nicht plötzlich hereingebrochen, sie 
hatte sich bereits früher in zahlreichen Symptomen manifestiert, was 
die Begierung auch teilweise rechtzeitig erkannt hatte. Die meisten 
Eisenbahnen waren überaus teuer gebaut und überaus dürftig ausge- 
rüstet. So wenig geschult die Staatsorgane damals auch waren und 
so zaghaft der Staatsbetrieb auch auftrat, es zeigte sich, dass er schon 
um diese Zeit ökonomischer war als der Bau und der Betrieb der 
meisten Privatbahnen. So hatte der Bauaufwand der in Betrieb be- 
findlichen Bahnen zu Ende des Jahres 1871 für die vom Staate ge- 
bauten Bahnen per Bahnmeile 544,000 Gulden betragen, hingegen bei 
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den Privatgesellschaften gehörenden Linien per Bahnmeile durch- 
schnittlich nicht weniger als H2i},500 Gulden; wobei diese teuer ge- 
bauten Bahnen nicht einmal die notwendigen Lokomotiven und Waggons 
besasfien. Ein weiteres Übel, das aus frühem Jahren überkommen 
war, bestand darin, dass das Eisenbahnnetz keinen gemeinsamen 
Mittelpunkt besass, dass die meisten der seit 1867 neu entstandenen 
Bahnen in ihrer Anlage verfehlt, blosse Rumpf- oder Konkurrenz- 
bahnen ohne Zusammenhang untereinander bildeten mit der Bestim- 
mung, die alten grossen Privatbahnen zu alimentieren und in deren 
steter Abhängigkeit zu verbleiben. Diese schon vor der 1873er Krise 
grossartig traurigen Eisenbahnzustände hatte auch schon nach gross- 
artigen Reformen gerufen. Im Jahre 1872 trat beispielsweise der 
damalige Pinanzminister Kef^käpoly mit einem Plane hervor, der 
genau an das berühmte Eisenbahnprogramm Freycinets in Frankreich 
erinnerte. Demnach sollten im ganzen etwa 66 Meilen Staatsbahnen 
und 532 Meilen Privatbahnen gebaut werden. Doch beseitigten die 
Ereignisse von 1873 solche Projekte mit einem Mal. Der Staat durfte 
nicht mehr daran denken, seinen Besitzstand zu erweitern, er war 
vollauf beschäftigt, wollte er sich nur die Gegner vom Leibe halten, 
die ihn von da ab mit aller Vehemenz anfielen. Denn die Summe 
des Unheils war mit der eingetretenen Krise keineswegs erschöpft. 
Es kam dazu, dass fast jede der neuen Garantie- Bahnen Veranlassung 
zu haben vorgab, gegen den Staat Schadenersatzforderungen auf grosse 
Summen anzustrengen. Auch die zwei folgenden Jahre brachten keine 
Besserung, politisch herrschte eine Art Regierungslosigkeit, und auf 
dem Gebiete des Eisenbahnwesens war der Staat ausschliesslich be- 
schäftigt, sich seiner insolenten Gegner zu erwehren. Von neuen 
Unternehmungen konnte keine Rede sein. Im Jahr 1873 wurde keine 
einzige neue Linie konzessioniert. Im Jahr 1874 erfolgte blos die 
Bewilligung der Temesvär-Orsovaer Anschlusslinie an die österreichische 
Staa-tsbahn, was mit dem Zeitpunkt tiefster Eraiedrigung des Staates 
zusammenfiel. „Da erst wurde es klar,** schreibt Nemenyi% „dass 
ein finanziell abhängiger Staat eine unabhängige Verkehrspolitik un- 
möglich haben könne und dass ein Land nach der finanziellen Nieder- 
lage das Gesetz des Stärkern ebenso tragen müsse wie nach einem 
verlorenen Feldzug. ** Die harten Kämpfe, welche um diese Bahn 
zwischen Spekulation und Volkswohlfahrt geführt wurden^), erweckten 

1) a. a. 0. S. 46, 47. 

2) Nem6nyi, a. a. 0. S^ 47 ff. 
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aber auch das öffentliche Aufsehen und führten zu erhöhter Vorsicht 
und zu der nötigen Sammlung. Die Eisenbahnbauten, die schon im 
Jahre 1874 eine Unterbrechung erfahren hatten, hörten jetzt ganz auf. 
Im Jahr 1875 wurde nicht dn Kilometer eröffnet und auch die 
folgenden Jahre brachten nur äusserst wenig Zuwachs. Gleichwohl 
gehörten die sechs Jahre von 1874 bis 1880 zu den fruchtbarsten 
der ungarischen Eisenbahngeschichte. Zwar beschränkten sich die 
Neuschöpfungeu auf das notwendigste Mass, allein es wurde in die 
bestehenden Verhältnisse Ordnung gebracht : an die Stelle des Zufalls, 
des Übereifers und der gewöhnlichen Spekulation traten die Anfänge 
einer wirklichen Verkehrspolitik. In erster Linie soll der finanziellen 
Anarchie gesteuert werden und es soll die erniedrigende Stellung des 
Staates gegenüber den Eisenbahnen die nötige Korrektur erfahren. 
In die heillose Verwirrung um den Preis harter Opfer Ordnung ge- 
bracht, den Anmassungen der Privatgesellschaften ein Ziel gesetzt 
und endlich den Grundstein zu einem grossen und einheitlichen Staats- 
bahnnetze gelegt zu haben, das schon vermöge seiner Ausdehnung 
und Konkurrenzfähigkeit den Privatbahnen die Spitze zu bieten im 
Stande sei, dieses ist das Verdienst des Kabinetts Tisza, das mit 
dem Jahre 1875 die Geschäfte übernahm, des Kabinetts, welches sich 
in diesem Falle auf die gesamte öffentliche Meinung des Landes und 
auf den Reichstag, ohne allen Unterschied der Parteien, stützen 
konnte.*) 

Am 28. April 1875 wurde ein vom Gesamtministerium unter- 
zeichneter Gesetzentwurf vorgelegt, der ^ das Kabinett ermächtigte, 
den garantierten Bahnen zum Zwecke von Investitionen eine Garantie- 
erhöhung im Betrage von einer Million zu gewähren. Diese Summe 
wurde durch die Fachkommissionen auf 700,000 Gulden reduziert. 
Gleichzeitig üess sich die Regierung die Ermächtigung erteilen, mit 
den Bahnen, welche Entschädigungsforderungen stellten, nach Um- 
ständen Ausgleiche zu schliessen, zu welchem Behufe ihr die nötigen 
Summen bewilligt wurden, 2) Zwei weitere gleichzeitige Sanirungs- 
vorlagen d^er Regierung gewährten der ungarischen Nordostbahn und 
der ersten ungarisch - galizischen Bahn eine Erhöhung der Zinsen- 
garantie. Das waren jedoch nur die Präludien zu der eigentlichen 
Handlung. Die Ostbahn nämlich befand sich trotz grossmtitiger Hülfe- 

1) Nemenyi a. a. 0., S. 57 ff., 221 ff. 
») Wemönyi S. 63. 
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leistung der Regierung in so unsäglich fauler Lage,^) dass zur Be- 
seitigung der unhaltbaren Zustände nichts übrig blieb als ihr Ankauf 
durch den Staat, der am 20. Januar 1876 zu Stande kam. unerwünscht 
und widerwillig, wie diese Erwerbung geschah, ist sie in der Folge 
doch der Eckstein der ungarischen Yerstaatlichungsaktion geworden. 

Ein wichtiger Schritt zur Etablierung eines einheitlichen Staats- 
bahnnetzes war mit der Ablösung dieser Bahn geschehen. Neben der 
Ostbahn war die Easchau - Oderberger Bahn eine der faulsten ge- 
wesen. Nach harter Arbeit gelang der Regierung mit dieser Bahn 
ein Ausgleich, die Sanierung erfolgte auf gemeinsame Kosten der 
Aktionäre und des Staates. Die Aufmerksamkeit des Publikums war 
inzwischen gewaltsam auf die Eisenbahnfrage hingelenkt worden, un- 
aufhörlich gewann das Staatsbahnsystem dabei an Boden und im 
Beichstag Hessen sich die Stimmen inuner häufiger vernehmen, welche 
einer Verstaatlichung aller notleidenden Bahnen riefen. 1878 wurde 
die Waagtalbahn, die ebenfalls dem Eonkurse nahe war, angekauft, 
die Bahn diente 1882 als Tauschobjekt gegen die Linie Bruck-Neu- 
Szöny der Staatseisenbahngesellschaft. 

Eine aktive Eisenbahnpolitik des Staates begann jedoch erst mit 
der Erwerbung der Theissbahu, welche ein so wichtiges Gebiet be- 
herrschte, dass ohne ihre Mitwirkung eine umfassende Verkehrspolitik 
nicht zu denken war. Die Erwerbung dieser mächtigen Bahn bildete 
eine der überraschendsten und glücklichsten Episoden jener Zeit, 
schreibt Nem^nyi,^) und brachte einen mächtigen moralischen Effekt 
hervor. 

„Eine der seltsamsten und gründlichsten Neugestaltungen hatte 
sich im Verlaufe von fünf Jahren vollzogen. Am Beginn dieser 
Periode ist der Staat fast ohnmächtig, ein Spiel für Wind un l Wellen. 
Die Bahnen, die er geschaffen hat, lehnen sich gegen ihn auf. Die- 
jenigen, welche er wegen ihrer Misswirtschaft hätte zur Verantwortung 
ziehen müssen, verfolgen ihn vor den Gerichten. Es ist keine Bahn 
so unfähig geleitet und so unredlich gebaut, dass sie nicht wagte, 
mit dem Staate anzubinden, dessen leitende Personen offenbar an 
einem drückenden Gefühle der Inferiorität gegenüber der Eisenbahn- 
spekulation leiden. Während der Abwehr dieser Exzesse ändert sich 
allgemein die Lage und ändert sich auch die Auffassung über die 
gegenseitige Stellung aller Teile. Da im April 1880 der Vertrag 

1) a. a. 0., S. 65. 

2) a. a. 0. S, 70, 72 ff. 
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wegen des Ankaufes ^er Theissbahn perfekt wird, hat der Staat- seine 
Ohnmacht längst abgestreift. Seine ordnende Hand greift überall ein. 
Während er — nicht die Staatshoheit, sondern die Staatskasse ver- 
teidigte, ist auch das bis dahin ignorierte Prinzip zur Herrschaft er- 
wachsen : das Staatsbahnwesen hat sich den Leitern des Staates förm- 
lich aufgedrängt. Sie konnten es gar nicht von sich weisen. Noch 
sind blos die äussern Umrisse dieses Systems zu erkennen; aber es 
ist augenfällig, dass dem Staate fortan auf diesem Gebiete eine aktive 
ßoUe erwächst und dass er die Fähigkeit erlangt, sie auszufüllen. 
Abseits von der grossen europäischen Bühne, auf einem Gebiete mit 
eigenartigen wirtschaftlichen Bedingungen ergibt sich als die Frucht 
eiserner Notwendigkeit dieselbe Ordnung, die im Norden Europas 
durch den schöpferischen Willen eines Staatsmannes erzwungen wird. 
Bis zu diesem Augenblicke hat das ungarische Eisenbahnwesen sich 
ohne Beeinflussung von aussen gebildet ; seine künftige Richtung wird 
auch durch die internationale Handelspolitik bestimmt. Im steten 
Hinblick auf diese schreitet es fortan vorwärts. Noch offenbart sich 
manche Schwankung; aber die Periode der widerwärtigsten Kämpfe 
hat ein Ende, und die Eisenbahn, die zuvor vielfach blos ein Werk- 
zeug der Spekulation schien, wird zu einem Werkzeug der Volkswirt- 
schaft und zu einem Organ des Staates/ 

Über die ungarische Eisenbahnpolitik findet sich auch in dem 
Jahrbuch des Pester Lkyd für 1882 ein interessanter Rückblick. „Seit 
Wiedererlangung der staatlichen Selbständigkeit, heisst es daselbst, 
„gingen Ungarns Regieiungen mit wahrem Feuereifer daran, das vor- 
her arg vernachlässigte Kommunikationswesen des Landes zu ver- 
bessern. Während segensreieher Friedensjahre und in einer Periode, 
in welcher das Kapital sich zu wirtschaftlichen Anlagen drängte, 
wurde zum Ausbau der Schienenwege mit jener übereilten Hast ge- 
schritten, die jedes halbwegs aussichtsvolle Projekt der Verwirklichung 
zuführte, ohne genauer zu prüftn, ob dieses die Gewähr der Renta- 
bilität in sich trage. Unter solchen Umständen miisste die über- 
schwengliche Unternehmungslust die Begründung eines einheitlichen 
Gesamtplanes hindern, und es wurden Eisenbahnlinien geschaffen, 
welche teils zu teuer gebaut, teils in ihrem Trace verfehlt, teils infolge 
der spätem Stagnation in einer isolierten Lage verblieben. Nur zu 
bald folgte die Zeit der Brnüchteruug und das Kapital zog sich in 
einem Augenblicke zurück, wo man seiner dringend bedurfte, um das 
halbfertige Eisenbahnnetz zu vervollständigen und die begangenen 
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Fehler wenigstens teilweise wieder gut zu machen. In dieser Zeit der 
Bedrängnis musste der Staat eintreten, und er that dies in konse- 
quenter Ausführung eines wohlerwogenen Programms, welches auf 
eine allmälige Verstaatlichung aller Schienenwege gerichtet war. Es 
wurden daher einige notleidende Bahnen angekauft, andere halbfertige 
vollendet. Der Staat musste aber auch in ausgiebigerm Masse selbst 
zum Bau längerer Linien für eigene Rechnung schreiten, und die 
bezüglich der Verkehrspolitik inzwischen geläuterte Ansicht unter- 
stützte die Ausführung des Planes zur Bildung eines alle Verkehrs- 
richtungen beherrschenden Staatsbahnnetzes, an welchem dann auch 
mit unabänderlichem Streben durch den Bau neuer und den Erwerb 
bestehender Bahnen gearbeitet wurde. Bald wird der Staat nunmehr 
ein festgefügtes Netz von Eisenbahnlinien besitzen, welches ermöglicht, 
überall bestimmend und ausschlaggebend aufzutreten. 

„Diese Entwicklungsgeschichte des ungarischen Eisenbahnwesens 
der letzten 15 Jahre gibt volles Zeugnis für die thatkräftige Initiative, 
mit welcher die ungarische Regierung bestrebt war, begangene Fehler 
gut zu machen und ein Ziel zu erreichen, das die Freistellung des 
Verkehrs, sowie dessen Dienstbarmachung für die nationalen und 
wirtschaftlichen Bedürfnisse des Landes bezweckt 

„Die Betriebsergebnisse der ungarischen Staatsbahnen gestalten 
sich von Jahr zu Jahr günstiger, sie haben auch im Jahr 1882 wieder 
erhebliche Fortschritte zum Bessern gemacht, vornehmlich aber hat 
die gesamte zielbewusste Eisenbahnpolitik nicht wenig zur Hebung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse des Landes beigetragen.** 

Im Jahr 1883 erging das Sequestrationsgesetz (Gesetzart. XXIV, 
1883), welches die Regierung ermächtigte, diejt^nigen garantierten 
Bahnen, welche aus den Betriebsüberschüssen nicht einmal die Zinsen 
ihrer Prioritätsschulden zu bezahlen in der Lage wären, in staatliche 
Verwaltung zu nehmen. Da mit einer einzigen Ausnahme alle garan- 
tierten Bahnen in diese Kategorien gehörten, wäre es wohl am ein- 
fachsten gewesen, sie sämtlich zu verstaatlichen. In der That wurde 
diese Lösung auch durch die Fachausschüsse des Reichstages bei 
Beratung des Sequee-kationsgesetzes vorgeschlagen ; die Regierung war 
aber vorerst dazu nicht zu bewegen. Es wurde bei dieser Gelegenheit 
berechnet, dass der Staat bis Ende 1880 — die Zinsen mit einge- 
rechnet — den Gesellschaften „Vorschüsse" in der Höhe von etwa 
170 Millionen erteilt hatte, eine Summe, welche vollkommen ausge- 
reicht hätte, um jene Bahnen auf Staatskosten auszubauen, und welche 
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jedenfalls deren damaligen Wert erheblich überstieg. Es wurde zu- 
gleich festgestellt, dass die Mehrzahl dieser Bahnen in absehbarer 
Zeit überhaupt nicht aufhören könne, den Staat in Kontribution zu 
setzen, da ihre Einnahmen zumeist knapp ausreichten, um die Betriebs- 
kosten zu decken. Nichts rechtfertigte die selbständige Existenz solcher 
Bahnen. Gleichwohl glaubte die Kegierung noch immer, mit der 
Drohung der Sequestration auszukommen. Wirklich wurde das bezüg- 
liche Gesetz vorläufig nicht angewendet, nicht weil es etwa nicht 
nötig gewesen wäre, sondern weil schon ein Jahr nach seiner Schaffung 
bereits jene entschiedene und zielbewusste Thätigkeit beginnt, welche 
im Laufe von etlichen Jahren dem Staat auf allen Gebieten zu seinem 
guten Rechte verhelfen hat. Diese Thätigkeit ist in erster Linie 
darauf bedacht, die garantierten Bahnen soweit als thunlich aufzu- 
heben; sie wendet sich dann dem Bau und dem Erwerb von Privat- 
bahnen und der Schaffung eines Netzes von Vicinalbahnen zu; nach- 
dem sie endlich die grossen Privatgesellschaften unter das staatliche 
Gebot gebeugt hat, geht sie daran, durch umfassende Reformen die 
Staatsbahnen der grossen Masse der Bevölkerung näher zu bringen. 
Den Anfang dieser Aktionen machte im Jahre 1884 die Ablösung der 
Alföld-Piumaner, der Donau-Drau- und der ersten Siebenbürger Bahn. 
Fünf Jahre wartete der Staat die Erfolge der Verstaatlichung dieser 
drei Bahnen ab. Zu Beginn des Jahres 1889 wurden dann ohne 
Schwertstreich zwei der wichtigsten garantierten Bahnen erworben, 
die Westbahß und die ungarisch - galizische Bahn. Es blieben nun 
nur noch vier Garantiebahnen übrig. Die erste, die Fünfkirchner- 
Barcser, nimnat aber die Staatsgarantie nur in einem verhältnismässig 
geringen Ausmasse in Anspruch. Die Arad-Temesvärer Bahn, Eigen- 
tum der österreichisch-ungarischen Staatsbahn, befand sich schon auf 
Grund älterer Verträge in der Verwaltung^ der ungarischen Staats- 
bahnen. Doch hatten sich zwischen der Betriebsführerin und der 
Eigentümerin mit der Zeit erhebliche Meinungsverschiedenheiten, 
namentlich in Tariffragen, herausgebildet, welche eine Verstaatlichung 
dieser Bahn wünschenswert erscheinen Hessen. Als jedoch die Ver- 
handlungen zu keinem Ziele führten, wurde auf Grund des Seque- 
strationsgesetzes mit Verordnung vom 3. Juni 1890 über die Bahn 
die Sequestration verhängt, wodurch sie in tarifarischer Beziehung in 
die Hände des Staates gelangte. Die Kaschau-Oderberger Bahn hat 
sich der staatlichen Politik vollkommen accommodirt, so sehr, dass 
sie nicht nur die Gütertarife, sondern auch im Anschluss verkehr die 



1 



— 110 — 

niedrigen Personentarife der ungarischen Staatsbahnen übernommen 
hat. Was endlich die Nordostbahn anbelangt, so ist sie vorerst einer 
eigenen Art der Verstaatlichung unterworfen worden, nlimlich der 
Verstaatlichung des gesamten Tarifwesens. Die Bahn administriert 
sich selbst, behält die Disposition über ihr Personal ; ihre Tarifange- 
legenheiten werden jedoch dem Staate übertragen. Der Staat über- 
nimmt keine neue Verpflichtung oder Belastung; als Entgelt für die 
von ihm gewährte Garantie sichert er sich jedoch die Verfugung über 
den volkswirtschaftlich ausschlaggebenden Punkt. „In solcher Weise 
kehrt der Staat dahin zurück, von wo er bei Gründung dieser Bahnen 
hätte ausgehen sollen*^, schreibt daeu NemenyV) Im Gesetzartikel 
XXXI vom Jahr 1890 sodann hat die Legislative der Eegierung die 
Ermächtigung erteilt, die Linien der Nordostbahn zu verstaatlichen, 
von welcher Ermächtigung Gebrauch machend die Begierung den 
bezüglichen Vertrag im gleichen Jahr thatsächlich abschloss. 

So kann man nun mit Nem^nyi wohl mit Becht sagen, dass der 
Typus der garantierten Bahnen in Ungarn auf dem Aussterbeetat 
steht. Aber wie viel hat dieses „System*^ während seines Bestandes 
gekostet! Es hatte in jeder Beziehung die kläglichsten Folgen. Durch 
die Garantie wurde der Bau unglaublich verteuert, indem die Bahnen 
in schamloser Weise mit sog. Gründungskosten belastet, für die Ent- 
eignung des Geländes, für Bau- und Betriebsmaterialien, für die Aus- 
führung der Bauten raasslose Summen verschwendet wurden. Nach 
denselben Grundsätzen erfolgte der Betrieb und die finanzielle Ver- 
waltung. Tarifkriege wurden von den garantierten Bahnen unterein- 
ander geführt, welche das Refaktien wesen in jeder Weise förderten, 
also den Verkehr schädigten, und nur wenigen besonders begünstigten 
Personen Nutzen brachten. Nemönyi berechnet, dass dabei j^das 
System der garantierten Bahnen im Verlaufe von 20 Jahren eine 
Summe von 190 Millionen Oulden in Anspruch genommen hat 
Das hlos an Subventionen, welche bei einer etwaigen Ablösung 
einfach erlassen wurden/'^) 

Gleich nach der Ablösung der Westbahn und der ungarisch- 
galizlschen Bahn erfolgte die Verstaatlichung der Budapest - Pünf- 
kirchener Bahn, zum ersten Mal ohne äussern Zwang, sondern lediglich 
aus innern rein volkswirtschaftlichen Gründen. „Mit der Erwerbung 

1) 1. c. S. 1)0. 

«) S. 91 ff. a. a. 0. 
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dieser Bahn", schreibt NemenyV), «ist das ideale Eisenbahnprogramm 
der ungarischen Staatsmänner seit Szechenyi fast vollständig erfüllt. 
Der Staat besitzt als sein Eigentum alle Hauptverkehrslinien; jede 
nennenswerte Eichtung des ungarischen Exports befindet sich in seinen 
Händen. Von der rumänischen Grenze bis Oderberg, von Budapest 
nach Wien, nach Fiume, nach Graz, nach Galizien ziehen sich seine 
Bahnen hin. Wo ein grosses Verkehrsinteresse auftaucht, da gibt es 
nur ein Gesetz: das Gesetz des Staates.* 

Im Laufe des Jahres 1889 war es als eine selbstverständliche 
Reform aufgenommen worden, als die Auflösung des gesonderten 
Handelsministeriums erfolgte. Die Arbeiten desselben übernahm das 
Kommunikationsministerium, welches nunmehr den Namen eines 
Handelsministeriums führt. Dieselbe Stelle leitet demnach die Ver- 
kehrs- und handelspolitischen Angelegenheiten; Zollpolitik und Eisen- 
hahnpolitik sind miteinander vereint, wie die erstere auch bisher 
in der letztern ihre Stütze und gelegentlich auch ihre Korrektur ge- 
funden hat. „Das hat sich nicht nur in dem Verhältnis zu Deutsch- 
land gezeigt, sondern auch in jenem zum Orient, welches ebenfalls 
einer der schwersten Proben ausgesetzt war," schreibt Herr Dr. 
Nemenyi.'^) »Wie im Westen mit Deutschland, so hatte Ungarn im 
Osten mit Rumänien den lebhaftesten Handelsverkehr. Seit dem Jahre 
1887 ist dieser Verkehr unterbrochen, und die Monarchie befindet 
sich in offenem Zollkriege mit diesem Nachbarstaate. Wer dabei mehr, 
wer dabei weniger verliert, die Frage wäre müssig und jeder Versuch, 
sie zu beantworten, zwecklos. Gewiss ist das österreichisch- ungarische 
Zollgebiet als Ganzes weit genug, um den Entgang des rumänischen 
Exports verschmerzen zu können. Dagegen gab es einzelne Sieben- 
bürger Industrien, die seit Jahrhunderten ganz ausschliesslich auf 
dieses Gebiet angewiesen waren. Aus Rumänien bezogen sie vorzugs- 
weise ihr Rohmaterial und dort fanden sie den Hauptmarkt für ihre 
gewerblichen Erzeugnisse. Der Verlust dieser ihrer Bezugsquelle, die 
zugleich ihr einziges Absatzgebiet war, schien für diese Gegenden 
geradezu unerträglich. Gleichwohl ist auch dieser Verlust, wieder 
mit Unterstützung der Staatsbahnen, in verhältnismässig kurzer Zeit 
verwunden worden. Es wurde die Ausfuhr der Siebenbürger Artikel 
nach einzelnen ungarischen Plätzen und nach neuen Märkten im Orient 
erleichtert und der wohlfeile Transport erwies sich fähig, nicht blos 

S. 96, 97. 

«) a. a. 0. S. 224 ff. 
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den Nachteil der längern Boute aufzuwiegen, sondern auch die harte 
Arbeit des Pfadfinders zu vergüten. Mit dem Export wurde gleich- 
zeitig der Import — so beispielsweise von bulgarischer Wolle — 
nach Siebenbürgen get^dert, und diesem Eingreifen des Staates ist 
es zu danken, wenn die Bevölkerung vor den böseren Folgen des 
Zollkrieges grossenteils bewahrt blieb/ 

Ein Name besonders bleibt mit den Yerbesserungsbestrebungen 
dieser Zeit dauernd verknüpft, der Name des Verkehrsministers Baross. 
„Die Auffassung der Staatshoheit im Verkehrswesen*, schreibt Ne- 
nienyi,^) „ welche von Deutschland ausging, hat wohl selten an einem 
Orte eine strammere oder vollständigere Anwendung gefunden wie 
hier und wie unter der Hand dieses Staatsmannes/ 

In das Jahr 1891 fällt der vorläufige Abschluss der Verstaat- 
lichungsaktion. Mit Gesetzart. XXXVIII vom Jahr 1891 wurden 
nämlich alle ungarischen Linien der österreichisch-ungarischen Staats- 
eiseubahngesellschaft vom Staate eingelöst. 

Die Entwicklung des Gesamtnetzes der ungarischen Eisenbahnen 
in den einzelnen Jahren ist — und zwar mit Unterscheidung der 
Längen der im Stsi^tsbetrieh und jener der im FriYSitbetrieb stehenden 
Bahnen — aus nebenstehender Zusammenstellung zu ersehen. 

1892 hatte also der Staat ein Netz von 9810 km Eisenbahnen 
einheitlich zu verwalten und konnte darüber mittelbar oder unmittel- 
bar disponieren, während der Privatunternehmung im ganzen nur 
mehr 2334 km verblieben. 

Nemönyi^) schreibt in der Einleitung seiner Schrift: „Die Ver- 
staatlichung^) des Verkehrswesens ist kaum in einem zweiten Lande 
Europas dermassen vollständig und alle Organe umfassend durchge- 
führt worden wie in Ungarn. Die Besitzergreifung hat sich hier mit 
einer gewissen Ursprünglichkeit vollzogen, wobei zu den Motiven, 
welche in dem Belang anderwärts wirksam waren, nur die wenigsten 
hervortraten.* Die politischen Motive vor allem nicht, betont Nemönyi, 
der es als höchst bedeutsam erachtet, ^dass von den neuen Richtungeö 
der streitbaren Politik ebenso auch von der sozialen Gesetzgebung 
der westlichen Lande hierzulande kaum eine tiefere Spur vorhanden 

1) a. a. 0. S. ^23. 

2) S. 3 f!. 

8) Neiiieiiyi will utüer Tcrstaatlichung alle jeno Thateachen zusammenfassen, 
welche die Ausbreitung des staatlichen Einflusses im Eisenbahnwesen in 
dich schliess.ui« 
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ist.** „Wenn die Verstaatlichung der Eisenbahnen sich anderwärts 
einfügte in ein grosses verwandtes politisches System, so ist dasselbe 
Werk in Ungarn isolirt eitstanden, ohne Vorbereitung durch andere 
Massregeln und ohne von verwandten Eeformen gefolgt zu sein. Nicht 
einem umfassenden Plane folgend, sondern dem ehernen Gesetze der 



— 114 — 

Notwendigkeit und des Augenblicks gehorchend, ist der Gedanke des 
staatlichen Verkehrswesens fast zur Alleinherrschaft emporgestiegen. 
Es ist durchaus praktische, sozusagen tendenzlose Arbeit, die sich in 
der Abwehr gegen eigenartige, ausser allem Zusammenhang mit den 
europäischen Beformbestrebungen stehende Übelstände vollzogen hat 
. Wenn diese Bewegung gleichwohl zur Aner- 
kennung, fast zur Alleinherrschaft des Staatsbahnsystems geführt hat 
und wenn es in diesem Augenblicke wohl keinen denkenden Menschen 
im Lande gibt, der diese Herrschaft missen möchte, so spricht ein 
solches Ereignis gewiss eindringlicher für die sieghafte Logik des 
Staatsbahnprinzipes als das meiste von dem, was sich diesbezüglich 
in anderen Staaten vollzogen hat, wo der Vorgang vielleicht weniger 
unbeeinflusst blieb und wo dessen Urheber weniger unbefangen an das 
Problem heranträte]). Gleichsam sich selbst und der reinen Baison 
überlassen, ist Ungarn fast bis zur vollen Ausgestaltung des Staats- 
bahnprinzipes vorgedrungen. Wer heute die wirtschaftliche Verfassung 
Europas iu Betracht zieht, dem ist es fürwahr schwer, sich eine Vor- 
stellung davon zu machen, wie das Land inmitten derselben ohne 
erhebliche Schädigung zu bestehen vermocht hätte, wenn ihm dieses, 
das wirksamste, Mittel seiner ökonomischen Wehrhaftigkeit fehlte. 
Ausgerüstet mit demselben, war es im Stande, sich nicht nur des 
Ansturmes feindseliger Verhältnisse zu erwehren, sondern selbst bahn- 
brechende Beformen zu wagen. ** 

In der Beihe gemeinnütziger Veranstaltungen, welche von den 
ungarischen Staatsbahiien ausgingen, ist besonders die am 1. August 
1889 aus vorwiegend volkswirtschaftlichen Zwecken erfolgte Einführung 
des Zonentarifs im Personemm^kehr hervorzuheben, der eine enorm 
wohlfeilere Beisegelegenheit bot. 

Es kann hier nicht unsere Aufgabe sein, über die Frage der 
Personentarife übtrhaupt abzuhandeln,') aber wir weisen auf die 
Thatsache hin, dass nur der Staat als Besitzer eines umfassenden 
Eisööbahnkomplexes, der schon seiner Ausdehnung nach alle andern 
auf seinem Territorium befindlichen Eisenbahnen in sein Gefolge 
zwingen kann, auf dem fraglos reformbedürftigen Gebiete der Personen- 
tarife hat Abhülfe schaffen können. Eine einzige Gesellschaft duifte 
ja die Beform kaum versuchen und eine auf weitere Kreise sich er- 

1) Über Personentarifwesen vergleiche u. a. Dr» J. Lehr: Eisen bah ntarifwesen 
und Eisenbahn monopol; Franz Ulrich' Eisen bahntarifwesen; Derselbe: 
Personen tarifreform und Zonentarif; Eduard Engel: Der Zonentarif ; Lorenz 
Hoffmanns: Ist der Engersche Zonentarif- Vorschlag durchführbar? 
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streckende private Vereinbarung ist gar nicht versucht worden. Und 
darin liegt eben die Baison des Staatsbahnsystems, dass der Staat 
eher als eine Privatunt»^rnehmung von dem augenblicklichen Gewinn 
absehen und sich nach dauernden Gesichtspuikten einrichten kann. 

Jeder einzelne Eeisende fühlt den Zopf und die Ungerechtigkeit 
des herrschenden Systems, das auf der kilometrischen Einheit basirt. 
Mit Eecht betont Nemenyiy^) dass die Tour- und ßetourkarten, die 
Rundreise-, Abonnements-, Badekarten, die Wertmarkenhefte, die 
Arbeiterkarten, die den grössern Beisegesellschaften gewährten Preis- 
ermässigungen ebensoviel Einbekenntnisse seien, dass die bestehende 
Ordnung weder gerecht noch rationell sei. Eduard EnyeP) behauptet, 
die Eisenbahn sei noch ein durch und durch aristokratisches oder 
vielmehr plutokratiscbes Ding, ihre Tarife berücksichtigen die ärmere 
Bevölkerung so gut wie gar nicht. Die Verwaltungen der Eisenbahnen 
hätten bis zur Stunde keine Ahnung von der Aufgabe der Schienen- 
wege : dem Massenverkehr zu dienen. Im Personenverkehr sei deshalb 
eine Verminderung des Geld-, des Zeit-, des Kräfteaufwandes absolut 
notwendig. 

Genug. Das System der 14 Zonen, welches nun in Ungarn in 
Anwendmng ist, wird gewiss noch manche Verbesserungen nötig haben 
und erfahren, aber es bildet doch einen anerkeanenswerten Anfang 
dazu, den allgemein volkswirtschaftlichen Gebrauchswert der Eisen- 
bahnen zu heben. 

Zum Schluss möge hier Erwähnung finden, was NemenyP) über 
die Befähigung des Staates zur Besorgung wirtschaftlicher Arbeiten 
schrieb. Auch in Ungarn hat man bis gegen Ende der sechziger 
Jahre, wie fast in der ganzen Kulturwelt, die Auffassung gehabt, »dass 
der Staat überhaupt unvermögend sei, irgend eine wirtschaftliche 
Funktion zu versehen. Sprachen Gründe der öffentlichen Wohlfahrt 
für die Herstellung einer Bahn, um welche die Privatunternehmung 
sich nicht bewarb, so möchte der Staat immerhin mit dem Gelde der 
Steuerzahler das Erträgnis des aufgewendeten Kapitals sichern. Damit 
war jedoch seine Bolle ausgespielt. Die Verwaltung sollte er andern 
überlassen, die natürlich eine weit grössere Eignung zu solcher Arbeit 
besassen. Die Wachsamkeit des Privatkapitals würde dann s<^hon 
für die Prosperität des Unternehmens sorgen. Nun ist es bekannt, 

1) S. 158 1. c. 

«) Der Zonentarif, Jena, 4 Aufl. S. 88 fif., 6Ö ff. 
») A. a. 0. S. 214 ff. 
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dass es nur in seltenen Fällen gelingt, zur Generalversammlung von 
Gesellschaften, die einem wirklichen Bisiko ausgesetzt sind, die nötige 
Anzahl wirklicher Aktionäre zu versammeln; wie musste es da um 
die Wachsamkeit der Aktionäre bestellt sein bei Unternehmungen wie 
die garantierten Bahnen, welche von allem Anbeginn durch den Staat 
gegen den Unverstand ihrer eigenen Direktoren, gegen die Fahrlässig- 
keit ihrer Beamten, gegen die Folgen frauduloser Bauführung, gegen 
die Wirkung ungünstiger Konstellationen, gegen die Konkurrenz, gegen 
das Aufkommen neuer Verkehrswege, kurz gegen alle Unbilden des 
Schicksals gesichert waren! Welches immer unter diesen Übeln auf 
eine Gesellschaft zutraf — oder mochten sie auch alle vereint auf 
eine Gesellschaft zutreffen — der allversorgende Staat war stets ge- 
halten, die Kriegskosten zu bezahlen. Das war die einzige Wirtschafts- 
funktion, au deren Erfüllung er als genügend tüchtig erachtet wurde. 
Wie hat sich das geändert ! In unsern Tagen kann ein Staat erliegen 
im Felde; er mag die wuchtige Hand des Siegers schwer auf sich 
lasten fühlen; aber sich selbst als willenloses Objekt zu gebärden, 
bei der Verausgabung der Gelder seiner Steuerzahler sich vorsätzlich 
unter die Vormundschaft erfahrener Privatleute zu stellen: so kläg- 
lich ist heute kein Staat mehr. Das kleinste Gemeinwesen im Orient 
würde fortan eine solche Zumutung weit von sich weisen. Fast traum- 
haft mutet es einen darum an, wenn man bedenkt, wie hoch aufrecht 
noch vor wenigen Jahren die Lehre der Geringschätzung und die 

Praxis der Selbstverkleinerung des Staates stand . Eine 

Erscheinung, die noch immer nicht genug gewürdigt wird, ist die 
der immer mehr zunehmenden Befähigung des Staates für die Be- 
sorgung wirtschaftlicher Arbeiten. Warum ihm diese Befähigung 
ehedem abging, liegt auf der Hand. Es ist die Impotenz des Staates 
so lange behauptet worden, bis er endlich impotent wurde. Man hat 
den Staat so lange ferngehalten von jeder wirtschaftlichen Thätigkeit, 
dass seine Beamtenschaft wirklich die Fühlung mit der lebendigen 
Welt verlor, verknöcherte und bald fremd wurde in der eigenen 
Heimat, fremd überall in der ausser ihren Bureaux liegenden Welt. 
Sowie jedoch dieser Bann gelöst war und jeder Staat, der die Pflichten 
gegen seine Unterthanen erkannte, sich unmittelbar der Besorgung 
der ihm zustehenden wirtschaftlichen Aufgaben zuwandte und vielfach 
Mittelpersonen kaltstellte, sowie er veranlasst wurde, eine immer 
wachsende Zahl von Thätigkeiten als zu seinem Berufe gehörig anzu- 
erkennen und auszuüben, hat er in wenigen Jahren eine bewunderungs- 
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würdige Schulung erlangt. Der Staat hat sozusagen ein neues Organ 
erlangt, dessen er sich immer kräftiger zu bedienen erlernt, dessen 
er sich bedienen musste, wollte er nicht unaufhaltsam dem Nieder- 
gang verfallen." 

Auch Herr A. v. d. Leyen tritt der Auffassung, als ob der Staat 
unfähig sei zur Erfüllung einer wirtschaftlichen Funktion, entgegen,*) 
indem er darauf hinweist, wie wenigst ns die meisten der zivilisierten 
Staaten in neuerer Zeit den thatsächlichen Beweis geliefert haben, 
dass sie auf umfangreichen Gebieten eine wirtschaftliche Thätigkeit 
mit vollem Erfolge wahrzunehmen im Stande sind, ja dass sie sich 
auf manchen Gebieten, und dies gilt insbesonders von dem Eisenbahn- 
wesen, dem Privatunternehmer, d. h. der Aktiengesellschaft, entschieden 
überlegen gezeigt haben. Nicht zum wenigsten gilt dies vom un- 
garischen Staate. 

Frankreich. Die Geschichte der französischen Eisenbahnpolitik 
können wir in fünf Perioden einteilen. 

/. Periode, 1823 — 1833, Die Grundsätze der Eisenbahnpolitik, 
welche in den Konzessionen der ersten Periode, an deren Schluss nur 
59 km eröffnet waren, zum Ausdruck kamen, sind im allgemeinen 
folgende : 

1. unbegrenzte Konzessionsdauer ohne jedes Eückkaufs- oder 
Heimfallsrecht des Staates; 2. Verleihung der Konzessionen durch 
königliche Ordonnanzen ohne Mitwirkung der Gesetzgebung; 3. Her- 
stellung auf Kosten der Konzessionäre ohne Unterstützung oder Garantie 
des Staates; 4. Höchste Einfachheit der Tarife; für Güter aller 
Gattungen nur ein Tarifsatz. 5. Aufbringung des Gesellschaftskapitals 
durch Aktien, mit Ausschliessung jeder Ausgabe von Obligationen. 

Die Bestimmungen über Kontrolle und Einfluss des Staats auf 
Bau und Betrieb waren in den Konzessionen dieser Periode noch 
äusserst dürftig und unzulänglich. 

V) Archiv 1890, S. 520. 

2) Roll 4, S. 1680 IT. Handwörterbuch der Slaatsw. 3. J. c. Preussische Jahr- 
bücher XL (1877). Archiv 1880: S. 18— r32, 150—162, 193 ff., 45') ff.; 1881 
S. 122— 42, 157-163, 184, 292, 294, 402-405,416, 509; 1882: 1 ff., 135, 86? 
469; 1883: S. 58, 79, 168, 195, 3ü3, 382, 558. 614, 622; 1884: 51, 167, 363 
387: 1^85: 84, 496, 505, 525, 692; 1886: 442, 457 ff., 519, 552, 808, 838 
1887: 591, 870; 1888: 95, 118, 268, 371, 380, 398; 1889: 139, 272, 446 
1890: 598, 1040; 1892: 36 ff'.; 1893: 370, 733 ff., 780; 1894: 910, 1051 
1895: 404 u. v. a.; 1896: 626 ff., etc.; für die franz. Kolonien vgl. Archiv 
1886: 557; 1887: 850; 1894: 956; Roll u. a. m. 
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Alle bis 1832 konzessionierten Bahnen waren ausschliesjlich für 
den Oütertransport eingerichtet und wesentlich Werkbahnen, die 
teils mit Pferden, teils mit stehenden Maschinen betrieben wurden.*) 

IL Periode, 1833 — 1842. Die Konzessionäre der Linie St. 
Etienne-Lyon führten im Juli 1832 den Personentransport, der im 
Bedingnisheft nicht vorgesehen war, neben dem Frachttransport ein 
und ersetzten den Pferdebetrieb durch den Lokomotivbetrieb, Dies 
führte einen Umschwung in der Würdigung der wirtschaftlichen und 
sozialen Bedeutung der Eisenbahnen herbei, so dass an Stelle der 
Kegierung zur Konzessionserteilung für alle Linien von etwelcher 
Bedeutung die gesetzgebende Oewalt trat. Schon jetzt machte sich 
eine starke Strömung zur Verstärkung der staatlichen Position den 
Eisenbahnen gegenüber allgemein geltend. 1835 legte die Regierung 
einen Gesetzentwurf in betreff der Eisenbahn von Paris nach Bouen 
und Havre vor, wobei sie das System vertrat, dass die Nebenlinien 
durch die Privatindustrie ohne Unterstützung des Staats ausgeführt, 
dass dagegen die Hauptlinien mit Unterstützung des Staats in Form 
des Aktienkaufs und unter energischer Wahrung staatlichen Einflusses 
auf die Verwaltung erbaut werden sollten. Der Gesetzentwurf fand 
aber die Zustimmung der Kammer nicht. 1835 wurde die Bahn von 
Paris nach St. Germain durch Gesetz vom 9. Juli konzessioniert, diese 
Konzession war die erste, bei welcher mit der unbegrenzten Kon- 
zessionsdauer (denn sie lautete auf 99 Jahre) gebrochen wurde, ferner 
regelte ein Bedingnisheft sehr eingehend die Verpflichtungen der 
Konzessionäre. Im Jahr 1837 entbrannte in der Kammer anlässlich 
der Beratung einer Konzessionierung ein lebhafter Streit über die 
Frage des Staats- oder Privatbaues der Eisenbahnen, ohne dass aber 
die Kammer in dieser Frage schlüssig geworden wäre. Ende 1837 
berief die Regierung eine ausserparlamentarische Enquete und legte 
auf Grund des Votums derselben 1838 den Kammern ein Gesetz vor, 
wonach vier grosse Linien hätten gebaut werden sollen. Doch konnte 
in der Debatte keine Einigung erzielt werden, ob der Bau der Privat- 
industrie überlassen oder dem Staate vorbehalten werden solle. 

Einer der Hauptvertreter der Staatsbahnidee war in dieser Zeit 
der Dichter Lamartine, dessen prophetische Worte aber nicht beachtet 
wurden. Lamartine gab im Jahre 1839 seinen Anschauungen über 

1) Gegen die Lokomotivbahnen, die Thiers für eine »englische Narrheit« er- 
klärte, verhielt man sich in Frankreich anfänglich ablehnend. Natürlich 
musste auch Thiers seine Meinung ändern. Vgl. Borght S. 288. 
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das Privatbahnsystem in einer Eede folgendermassen Ausdruck : „Ein 
Gefühl hat mich andauernd beherrscht beim Studium der Geschichte 
und beim Anblick der thatsächlichen Verhältnisse, das ist die Über- 
zeugung, dass die wahre, fortschrittliche Freiheit unverträglich ist 
mit der Existenz solcher Körperschaften in einem Staate oder in 
einer Zivilisation. Sie leisten vielleicht einen gewissen Widerstand 
nach oben hin, aber sie unterdrücken dafür Alles, was unter ihnen 
steht. Ihre Tyrannei verdient den bittersten Hass, weil sie die dauer- 
hafteste ist, eine Tyrannei mit tausend Köpfen, mit tausend Leben, 
mit tausend Wurzeln; eine Tyrannei, welche man weder brechen, 
noch töten, noch einmal lähmen kann. Sie ist die beste denkbare 
Form zur Vernichtung der Individuen und der allgemeinen Inte- 
ressen, Hat man diese Körperschaften einmal geschaffen oder ihr 
Entstehen p^eduldet, so sind sie Eure Herren für Jahrhunderte. Was 
wird dann kommen, wenn Ihr mit Eurem törichten System eine solche 
Interessengemeinschaft mit ihren unzähligen Aktionären eines Kapitals 
von fünf oder sechs Milliarden geschaffen habt ? So ändert doch dann 
die Tarife! Wie wollt Ihr sie denn ändern? Durch das Gesetz? Aber 
wer wird dasselbe genehmigen? Die Mehrheit der Aktionäre! Wer 
wird die neuen Linien genehmigen ? Wiederum die Aktionäre. So baut 
doch Konkurrenzbahnen! Wer wird denn über diese Bahnen bestim- 
men? Die Mehrheit der Aktionäre ! Verbessert, vervollkommnet, ändert 
Euer veraltetes Betriebssystem. Wer wird über diese Veränderungen 
und Vervollkommnungen, welche gewünscht, ja gefordert werden von 
dem allgemeinen Interesse, beschliessen ? Ja, wer? Immer die Ak- 
tionäre! Ich sage es Euch voraus mit absoluter Gewiss- 
heit, vor Ablauf von zehn Jahren werden die Eisenbahngesell" 
Schäften Herren der Regierung und der Kammern sein. Der Staat 
gibt 300 Millionen jährlich aus, Eure Gesellschaften aber werden ein 
Personal und Interessen in Bewegung setzen, die viel mächtiger sind 
als die Interessen und das Personal des ganzen Staates. Wollt Ihr 
denn wirklich diese neue Form des Monopols ins Leben rufen, wekhe 
nicht allein das Volk, welche in kürzester Frist auch die Regierung 
und die gewählten Vertreter dieses Volkes sich unterwerfen wird?" 
Im Jahr 1839 trat die erste Eisenbahnkrise ein, indem die 
Aktionäre die Einzahlung der gezeichneten Summen verweigerten, 
weil sie einerseits von den ihnen durch die Konzessionen auferlegten 
Verpflichtungen zurückschreckten, anderseits die politische Lage als 
eine für den Geldmarkt gefahrdrohende hielten. Verschiedene Gesell- 
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Schäften legten ihre Konzessionen zurück, und eine suchte bei der 
Regierung um die Beschränkung ihrer Konzession auf einzelne kleinere 
Strecken nach. Infolge dessen sah sich die Regierung genötigt, mit 
Gesetz vom 9. August 1839 allgemeine Erleich teiungen zu gewähren, 
nachdem vorher schon (1837) einige Darlehen hingegeben worden 
waren. Auch in den Jahren 1840 und 1841 sah sich der Staat ge- 
zwungen, mehreren Bahnen finanzielle Hilfe zu leisten, meist in der 
Form von Darlehen, die Orl^ansbahn erhielt eine 4o/oige Zinsen- 
garantie des in dem Unternehmen zu investirenden Kapitals. Durch 
Gesetz vom 15. Juli 1840 wurde die staatliche Ausführung zweier 
Linien beschlossen, der Betrieb einer derselben wurde 1844 einer Ge- 
sellschaft auf zwölf Jahre verpachtet. 

Ende 1841 umfasste das Netz der französischen Eisenbahnen 
638 km. 

IIL Periode, 1842 — 1859. Da das Privatkapital sich zu aus- 
gedehntem Arbeiten noch nicht entschliessen konnte, suchte man die 
Entwicklung des Eisenbahnnetzes durch das Gesetz vom 11. Juli 1842 
sicher zu stellen, dessen Grundgedanke dahin ging, dass die noch 
rückständigen Hauptlinien im Staatslau zu beginnen seien und dass 
der Staat insofern sich an den neuen Eisenbahnunternehmungen be- 
teiligen solle, als er mit Hilfe der Departements und Gemeinden die 
Grundeinlösung übernehmen und den Unter- und Hochbau auf seine 
Kosten auszuführen habe. Der Betrieb hingegen solle von Pachtge- 
sellschaften geführt werden, welche auch den Oberbau zu übernehmen, 
die Bahnerhaltung zu besorgen und die Betriebsmaterialien zu be- 
schaffen haben. Nach Ablauf der Pachtverträge solle dann der Wert 
des Oberbaues und des Betriebsmaterials durch Schätzung erhoben 
und der vom Vertrag zurücktretenden Gesellschaft entweder durch 
die nachfolgende oder durch den Staat ersetzt werden. 

Behufs Inangriffnahme der beschlossenen Linien wurde der Regie- 
rung ein Kredit von 125 Mill. Frs. bewilligt und das zunächst zu 
bauende Netz in einer Anzahl von Linien festgestellt, die von Paris 
nach den verschiedenen Grenzen führen sollten. Man schätzte die 
aus der Durchführung obigen Gesetzes für den Staat sich ergebende 
Belastung auf 150,000 Frs. für den Kilometer und für das ganze Netz 
von 2500 km auf etwa 400 Mill. Frs. Die von den Gesellschaften 
zu machende Auslage bewertete mau mit 125,000 Frs. pro Kilometer. 
Als Bauzeit wurden 10 Jahre angenommen. 
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Durch ein Gesetz vom 19. Juli 1845 wurde die Bestimmung des 
1842er Gesetzes betreffend Beisteuerung der Departemente und Ge- 
meinden zu den Kosten der Grundeinlösung auf vorgebrachte Be- 
schwerden hin aufgehoben. 

Zahlreiche Linien wurden nach den Bedingungen des genannten 
Gesetzes von 1842 in Angriff genommen, doch mussten wieder einigen 
von ihnen Staatssubventionen zugesichert werden. 

Infolge einer finanziellen Krise, welche 1847 ausbrach und durch 
die 1848er Revolution sich noch verschärfte, wurde der Eisenbahn- 
kredit auf das tiefste erschüttert, so dass in den Jahren 1848 — 1850 
keine neue Konzession zu Stande kam. Zahlreiche Eisenbahnbauten 
mussten unterbrochen werden, der Staat war genötigt, verschiedene 
Linien, um deren Betrieb aufrecht zu erhalten, zeitweise unter Sequester 
zu stellen. Die Konzession für die Paris-Lyonbahn wurde eingezogen 
und auf den fertigen Strecken derselben ein provisorischer Staatsbe- 
trieb eingeleitet. Ein in der Nationalversammlung von der Commission 
du pouvoir exöcutif gestellter Antrag auf Rückkauf sämtlicher Eisen- 
bahnen durch den Staat wurde abgelehnt. Dafür gewährte man 
mehreren Gesellschaften Zinsengarantie und Konzessionsverlängerung. 

Die Betriebsgesellschaften waren allmählich zu einer Macht in 
und gegen den Staat herangewachsen, mit welcher man rechnen musste. 
Kaiser Napoleon III. machte sich aus politischen Gründen diese 
Macht dienstbar. Er entzog (nach dem Staatsstreich vom 2. Dezember 
1851) das Konzessionswesen, sofern nicht eine Belastung des Staats- 
schatzes damit verknüpft war, der Einwirkung der gesetzgebenden 
Körper und war darauf bedacht, den Kredit der Gesellschaften zu 
heben. Als Mittel hierzu dienten ihm insbesondere grossartige Fusio- 
nen und die Ausdehnung der Konzessionsdauer auf meist 99 Jahre, 
(wonach die Strecken dem Staate anheimfallen sollten). Auf diese 
Weise gelang es der Regierung auch, den Gesellschaften ohne Zins- 
garantie und ohne Staatsbeiträge eine grosse Anzahl neuer Linien zu 
übertragen. Aus den Fusionen, die von 1852 — 1859 vor sich gingen, 
kamen im wesentlichen sechs Gesellschaften hervor, die sogen, sechs 
grossen Gesellschaften,^) von denen jede ein völlig abgeschlossenes 
Verkehrsgebiet bekam Während 1846 33 Gesellschaften bestanden, 
waren 1855 nur mehr 24, 1857 noch 11 und 1859, abgesehen von 8 
Bahnen untergeordneter B.edeutung, noch die genannten 6 Gesellschaften. 

») 1. Nordbahn, Konzession bis 1950; 2. Paris-Orleansbaiin, bis 1956; 3, Paris- 
Lyon-MiltoJmoerbahn, bis 1958; 4. Ostbahn, bis 19o4; 5. Westbuhn, bis 19561 
6. Südbahn, bis i960. 
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IV, Periode, 1839 — 1885. Nun die Regierung die sechs Gesell- 
schaften grossgezogen hatte, uiochte sie von ihnen auch den Ausbau 
des französischen Eisenbahnnetzes erwarten. Aber sie musste sich 
grausam getäuscht sehen in dieser Hoffnung. Die Gesellschaften zeigten 
sich keineswegs geneigt, durch weitere EisenbahD anlagen eine Schmä- 
lerung ihrer Erträgnisse zu riskieren, sie traten im Gegenteil immer 
rücksichtsloser und herausfordernder auf io der Verfolgung ihrer 
Privatinteressen, bis sie im Jahre 1883 nach langem Kampfe den 
Staat, der zwar ein Aufstehen und selbständiges Vorgehen in der 
Eisenbahnpolitik mehrmals versuchte, aber jedesmal lediglich mit dem 
Erfolge, dass er nachher wieder ohnmächtiger zurückfiel, vollständig 
in ihre Abhängigkeit gebracht hatten. 

Zunächst stellten infolge einer 1857 eingetretenen Handelskrise 
die Gesellschaften den Eisenbahnbau ein, während das Land immer 
dringender nach dem neuen Verkehrsmittel verlangte. Die Regierung 
musste eingreifen und schloss die Konventionen von 1859. Die 
diesmal gewählte Form der Unterstützung war die der staatlichen 
Zinsengarantie nach einem neuen, Ch. de Franqueville zugeschriebe- 
nen System.*) Als Entschädigung für die ihnen zugestandenen grossen 
Vorteile sollten die Gesellschaften vom Jahr 1872 ab den ein be- 
stimmtes Mass (im Allgemeinen 6 — 8 Vo der Anlagekosten) über- 
schreitenden Teil ihres Erträgnisses mit dem Staate teilen. Zugleich 
wurden auch die Bedingnishefte neu geregelt, insbesondere das Heim- 
fallsrecht des Staates dahin, dass beim Eintritt desselben das Eigen- 
tum an der Bahn nebst allem Zubehör dem Staat ohne Entgelt zu- 
fallen sollte, eine Vergütung für die Betriebsmaterialien, Vorräte u. s. w. 
immerhin vorbehalten. Das Ankaufsrecht des Staates sollte frühestens 
15 Jahre nach Erteilung der Konzession geltend gemacht werden 
dürfen. 

Es ist nicht zum verwundern, dass nach diesen Zinsgarantie- Ver- 
trägen das Privatkapital sich zum Eisenbahnbau gerne herbeiliess. 

Aber doch nicht in genügender Weise; das Land wollte mehr 
Eisenbahnen haben, und so musste denn die Regierung darauf bedacht 
sein, den Bau weiterer Linien sicher zu stellen. Durch Gesetz vom 
1. August 1860 wurde sie auch ermächtigt, für mehrere Linien Sub- 
ventionen, bezw. Garantien zu bewilligen und ihren Bau nötigenfalls 
selbst in Angriff zu nehmen. Ferner wurden durch Gesetz vom 2. Juli 
1861 25 Linien mit 1325 km klassifiziert, die vorbehaltlich späterer 
1) Näheres siehe bei Roll, I. c. 
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KonzessionieruDg innerhalb der Grenzen des Gesetzes vom Jahr 1842 
aus Staatsmitteln hergestellt werden sollten. Die Konzessionen für 
fast alle diese Linien wurden dann, nach Konventionen von 1863, von 
den sechs grossen Gesellschaften übernommen. 

Das in den Konventionen von 1859 der Zinsengarantie zu Grunde 
gelegte Maximalkapital schien den Gesellschaften unrichtig geschätzt 
und nicht ausreichend, weshalb sie nach neuen Verträgen verlangten. 
In den Jahren 1863, 1868, 1869, 1873 und 1875 wurden denn auch 
solche mit ihnen geschlossen, die erheblich günstiger für sie lauteten; 
dafür geruhten die grossen Gesellschaften jeweilen, die Konzession 
verschiedener neuer Linien zu übernehmen. Doch gingen sie darin 
nicht zu weit, sie waren nicht geneigt, ihre Erträge durch weitere 
Eisenbahnanlagen zu schmälern, weshalb die Regierung genötigt war, 
wieder mehrere neue kleine Gesellschaften zu konzessionieren. Einen 
weitern. Versuch der Regierung, ohne Mitwirkung der grossen Ge- 
sellschaften den Eisenbahnbau zu fördern, bedeutete das Lokalbahn- 
gesetz vom 12. Juli 1865, durch welches die Departements und Ge- 
meinden ermächtigt wurden, unter der Aufsicht des Staates billige 
Bahnen zu bauen, welche bestimmt waren, die Linien der grossen 
Gesellschaften mit einander zu verbinden. Das Gesetz war jedoch 
nur vonfmässigem Erfolge begleitet.') 

Die Klagen über Verwaltung und Betrieb, Tarife und Fahrpläne 
der Eisenbahnen wurden indessen immer häufiger und vorwurfsvoller, 
die öffentliche Meinung forderte Beseitigung der grossen Monopole 
und Übergang zur Staatsbahnpolitik. Im Jahre 1872 brachte Oam- 
betta einen Antrag betreffend Ankauf aller Bahnen durch den Staat 
in der Kammer ein, zog ihn jedoch nachher wieder zurück. 

Verschiedene jener kleinen Gesellschaften, denen Hauptbahnen 
hatten anvertraut werden müssen, kamen bald in so missliche finanzielle 
Lage, dass sie nicht nur nicht im Stande waren, die konzessionierten 
Eisenbahnlinien zu vollenden, sondern dass auch der weitere Betrieb 
der bereits eröffneten Linien in Frage gestellt war. Auch hier war 
es also dem Staate nicht gelungen, unabhängig von den grossen Ge- 
sellschaften und in Konkurrenz mit ihrem Monopole die Weiterent- 
wickelung des Eisenbahnwesens zu fördern. Dann wurde auch eine 
Anzahl der auf Grund des Gesetzes von 1865 gebauten Lokalbahnen 
notleidend, weil die Spekulation sich nicht damit begnügt hatte, 

1) Es wurde am 11. Juni 18S0 umgeändert. Vgl. Roll, 4, S. 1697: Franz 
Lokalbahnen. 
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einzelne Punkte der Hauptbahnen mit einander durch Lokalbahnen 
zu verbinden, sondern deren viele vielmehr zu dem Zwecke erstt^llt 
hatte, dem überall Ärgernis erregenden Monopole der grossen Gesell- 
schaften Konkurrenz zu machen. Zwei der letztern, die Nordbahn 
und die Orlöansbahn, versuchten nun in den Jahren 1876 und 1877 
ihre Stellung durch Einverleibung einer Anzahl solcher durch Kon- 
kurrenzversuche unbequemer Lokalbahnen zu kräftigen, was der Nord- 
bahn auch thatsächlich gelang. Der Orl^ansbahn aber gebot die 
Abgeordnetenkammer halt. Man war nicht gewillt, das ohnehin unge- 
heure Monopol der grossen Gesellschaften auf Kosten des Staates und 
der Volkswirtschaft noch grösser werden zu lassen. Auf Grund eines 
im März 1877 nach grossen Kämpfen ergangenen Votums der Depu- 
tirtenkammer schloss die Begierung mit sechs Bahnen des int^ret 
gönöral und mit vier Lokalbahngesellschaften Verträge wegen Ankaufs 
eines Bdhnnetzes von 2615 km meidt notleidender Linien. Im Mai 
des Jahres 1878 dann wurden diese Verträge durch Gesetz sanktionirt. 
So entstand da^ französische Staatshahnnetz,^) dem eine gute, wenn 
auch bescheidene Wirksamkeit auf die französische Volkswirtschaft 
vorbehalten war, 2) das aber selbstverständlich nicht im Stande sein 
konnte, da? Monopol der grossen Gesellschaften dem öffentlichen 
Interesse unterzuordnen. 

Die Beschwerden des Publikums über die Privatbahnen dauerten 
fort. Man klagte, die Beförderung der Personen bleibe lässig, die 
Fahrpläne seien schlecht konstruirt, die Preise höher gestellt als 
irgendwo auf dem Kontinent, der Dienst sei unpünktlich, das Material 
ein äusserst mangelhaftes. Dazu kam, dass zahlreiche Unglücksfalle 
der allerschwersteu Art auf erwiesene Nachlässigkeiten der Verwaltung, 
übertriebene Sparsamkeit und ähnliche Fehler zurückzuführen waren.") 
Auch die Gütertarife waren hoch, unübersichtlich, voll Willkürlich- 
keiten und gaben dem Handelsstand zu stets neuen Klagen berechtigten 
Grund. Gegen Beschwerden hatten die Privatbahnen gänzlich taube 
Ohren, zu Äusserungen des Missfallens in der Presse kam es selten, da 
diese den Privatbahnen fast vollständig ergeben ist. Zu all' diesen 
wirtschaftlichen Missständen hinzu drängten sich dann mehr und mehr 
auch politische Bedenken gegen die fast unangreifbare und uneinnehm- 

1) Vgl. Roll, 4, S. 1709 : Franz. Staatsbahiien. 

2) Vgl. weiter unten ! 

8) Vgl. in dieser Beziehung die wahrhaft erschreckenden Nach Weisungen in dem 
Buche von Georges Grison: Les Accidenis de chemins de fer. Paris. 18^2. 
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bare Machtstellung der grossen Privatgesellschaften, welche man in 
ihrem Verhältnis zum Staate mit gutem Kecht als Interessengemein- 
schaft erkannte. 

Aber noch eine andere Aufgabe hatten die Eisenbahngesellschaften 
absichtlich vernachlässigt: den Ausbau des Eisenbahnnetzes. Denn 
das bisherige konnte den volkswirtschaftlichen Bedürfnissen Frank- 
reichs schon lange nicht mehr genügen. Auch hier war es wieder 
der Staat, welcher in die Lücke treten und den notwendigen Ausbau 
des Schienennetzes übernehmen musste. 

Am 4. Juni legte Freycinet der Kammer nach Einholung des 
Gutachtens eingesetzter Kegionalkommissionen sein berühmtes Bau- 
Programm vor, nach welchem das Hauptbahnnetz auf etwa 39,000 km 
gebracht werden sollte. Nach heftigen Kämpfen in der Kammer und 
im Senat kam das Gesetz vom 17. Juli 1879 zu Stande, durch welches 
181 neue Hauptbahnlinien in das Bauprogramm aufgenommen wurden. 
Ihre Gesamtlänge betrug 8868 km, um 2665 km mehr, als seitens 
der Eegierung ursprünglich beantragt worden war. Die Durchführung 
des Gesetzes wurde in einem Zeitraum von 10—12 Jahren in Aus- 
sicht genommen. Der Staat hatte in Abweichung von den Bestimm- 
ungen des Gesetzes vom Jahr 1842 nicht nur den Unterbau, sondern 
auch den Oberbau der durchwegs normalspurig vorgesehenen Linien 
herzustellen. Je weilen nach der Fertigstellung einer jeden Linie sollte 
die Art ihrer Betriebsführung der Beschlussfassung des Parlaments 
vorbehalten werden. 

Im ganzen Lande wurde nun mit dem Eisenbahnbau begonnen. 
Dann kam bald die Frage nach der Art der Betriebsführung und 
brachte den Staat in neue Verlegenheit, in der ihn die Privatgesell- 
schaften mit einer gewissen Schadenfreude betrachten mochten. An 
einen Betrieb der zahlreichen kleinen, über das ganze Land zerstreuten 
neuen Strecken durch den Staat selbst war nicht zu denken, und so 
überliess denn dieser unter fallweise festgestellten Bedingungen den 
Betrieb der von ihm gebauten Linien derjenigen der sechs grossen 
Gesellschaften, in deren Verkehrsbereich sie lagen. Derart aber die 
Kosten der Nebenlinien selbst tragend und ihre Vorteile andern ab- 
tretend, musste sich der Staat immer drückender und unerträglicher 
belastet fühlen. 

In diesem Augenblicke musste natürlich der Gedanke des Ankaufs 
einzelner oder sämtlicher Eisenbahnen durch den Staat mit besonders 
ausgeprägter Kraft in den Vordergrund treten, und wirklich fand 
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denn die Staatsbahnidee auch in der Deputiei^tenkammer, namentlich 
auf der Linken, zahlreiche und entschlossene Anhänger in Wort und 
That. Aber die Macht der Gesellschaften und finanzielle Schwierig- 
keiten duldeten keinerlei Ausführung derartiger Absichten. 

V. Periode: Seit 1883. So musste denn der Staat bald einsehen, 
dass ihm für eine selbständige und dem öffentlichen Wohle förder- 
liche Eisenbahnpolitik die Hände gebunden waren und dass er in 
völliger Ohnmacht und Abhängigkeit der grossen Oesellschaften sich 
befand. Auf die selbständige Lösung der Aufgabe, die er durch die 
begonnene Ausführung des Freycinef sehen Bauprogramms übernommen, 
musste er verzichten und durfte nur froh sein, dass seine siegreichen 
Gegner zur Foiisetzung des angefangenen Werkes sich finden Hessen. 

Bis auf 2000 km wurden die durch Gesetz von 1879 in Aussicht 
genommenen Linien der sechs grossen Gesellschaften konzessioniert, 
und Gesetze vom 20. November genehmigten die am 26. Mai, 5. Juni, 
9. Juni, 11. Juni, 28. Juni und 17. Juli 1883 mit diesen abgeschlos- 
senen Konventionen, aus deren Inhalt wir folgende wesentliche Punkte 
hervorheben : 

Die Gesellschaften übernehmen den Ausbau der innerhalb ihres 
Gebiets gelegenen Linien des nach dem Freycinet' sehen Programm 
auszuführenden Netzes, sie verpflichten sich ferner, eine Anzahl 
nicht namentlich aufgeführter, sondern nur der Kilometerzahl nach 
in runder Summe angegebener Linien zu bauen. Die Regierung tritt 
den Gesellschaften unentgeltlich die seit 1879 von ihr selkit auf 
Staatskosten gebauten, innerhalb der betreffenden Netze gelegenen 
Strecken ab; sie genehmigt ausserdem die dauernde Verschmelzung 
einiger kleiner Linien mit den benachbarten grossen Gesellschaften. 
Die Orlöans-lJahn tritt hingegen vier ihr gehörige Linien dem Staat 
behufs Einverleibung in das Staatsbahnnetz ab. Der Bau der neu 
konzessionierten Strecken erfolgt auf Kosten des Staats. Die Gesell- 
schaften tragen zu den Herstellungskosten 25,000 Fr. für den Kilo- 
meter bei und liefern ausserdem das Betriebsmaterial und die Aus- 
rüstungsgegenstände, eine Leistung, deren Wert gleichfalls auf 25,000 
Fr. für den Kilometer veranschlagt wird. Die übrigen Herstellungs- 
kosten werden von den Gesellschaften dem Staate vorgeschossen, 
welcher sie nebst Zinsen und Amortisation innerhalb der nächsten 
74 Jahre (also bis zum Eintritt des Heimfallsrechts) in festen Jahres- 
beträgen zu erstatten hat. Die Gesellschaften, welche dem Staat aus 
dem Vertrage von 1859 Zinsengarantiezuschüsse schulden, (zusammen 
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631 Mill. Fr.), rechneu diese Schuld gegen die Bauvorschüsse auf und 
tilgeii sie so. In dieser Lage befinden sich alle Bahnen ausser der 
Nord- und Mittelmeerbahn. Die Westbahn, welche dem Staat am 
1. Januar 1883 240,695,475 Fr. schuldete, braucht sich indessen nur 
160 Mill. Fr. an Zinsgarantiezuschüssen anrechnen zu lassen, auf den 
Rest seiner Forderung in der Höhe von 80,695,475 Fr. leistet der 
Staat Verzicht. Die Nordbahn zahlt nicht 25,000 Fr. für den Kilo- 
meter, sondern gewährt statt dessen einen festen Betrag von 90 Mill. Fr. 
zur Herstellung der ihr konzessionierten Bahnen und stellt gleichfalls 
das Betriebsmaterial. Wenn die Gesellschaften nicht rechtzeitig bauen, 
so haben sie für jedes Jahr der Verzögerung einen weitem Beitrag 
von 5000 Fr. für den Kilometer zu zahlen. Diese Strafbestimmungen 
fehlen bei der Nordbahn und der Südbahn. Über die Reinerträge ist 
wie folgt zu verfügen : Zunächst sind die Zinsen und Tilgungsbeträge 
für die Obligationen aus den Reinerträgen zu entnehmen, sodann eine 
für jede Bahn besonders bemessene feste Summe, welche zur Zahlung 
der Dividende an die Aktionäre Verwendung findet. Reichen die Er- 
träge der Bahn zur Aufbringung dieser Summe nicht aus, so zahlt 
der Staat das Fehlende, und die Bahnen haben diesen Staatszuschuss 
aus den Erträgen späterer Jahre mit 4^0 Zinsen zu erstatten. Werden 
höhere Einnahmen erzielt, so kommen sie bis zu einem gewissen, für 
jede Bahn besonders bemessenen Betrag gleichfalls den Aktionären zu 
gute. Wird aber dieser Betrag überschritten, so wird der Überschuss 
nach dem Verhältnis von Va zu Vs zwischen dem Staat und den Aktio- 
nären geteilt. Im Besondern stellen sich die Dividenden der einzelnen 
Bahnen nach den neuen Verträgen wie folgt, wobei zu beachten ist, 
dass die Aktien der Nordbahn einen Nennwert von 400 Fr., die der 
übrigen Bahnen einen solchen von 500 Fr. haben: 
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Eine Begrenzung der Anlagekosten wurde fallen gelassen. Die 
Gesellschaften wurden ermächtigt, den Anlagekosten die gesamten 
Kosten von Ergünzungsarbeiten, sowie Betriebskostenabgänge für die 
neuen Linien durch eine bestimmte Zeit zuzuschlagen. Wenn der 
Staat von dem ihm nach Art. 37 der Bedingnishefte zustehenden 
Rilckkaiifsrecht innerhalb der nächsten 15 Jahre Gebrauch macht, 
so ist der Preis der auf Grund der neuen Verträge gebauten Bahnen 
nach den wirklich verwendeten Herstellungskosten zu berechnen, zu 
welchen die Betriebskostenabgänge in den ersten Betriebsjahren hin- 
zutreten. 

Die Gegenleistungen der Oesellschaften für die ihnen in den 
1883er Konventionen gemachten grossen Zugeständnisse lagen zumeist 
auf dem Gebiet des Tarif- und Fahrplanwesens, waren aber sehr gering- 
Das Staatsbahnnetz wurde etwas besser abgerundet und erhielt An- 
schluss in Paris. 

Die Zusammensetzung des französischen Bahnnetzes nach seiner 
Umgestaltung im Jahr 1883 ergibt sich aus folgender Übersicht: 
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Aber der Bau der Linien des Programms Freycinet ging viel 
langsamer vorwärts, als in den Verträgen vorgesehen war. Nach einer 
Erklärung des Ministers in der Kammer waren am 1. Januar 1882 
von den nach dem Programm Freycinet zu bauenden Bahnen des 
iutöret gendral 2176 km eröffnet, 2139 km im Bau und der Rest noch 
nicht augefangen. Da seit 1879 noch etwa 2300 km neue Strecken 
in Aussicht genommen worden waren, so blieben im ganzen noch 
etwa 7000 km auszuführen. Eine raschere Durchführung scheiterte 
an der Unmöglichkeit, grössere Summen in das Budget einzustellen. 
Zur Verringerung der Kosten und Erleichterung der Ausführung wurde 
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vielfach die Anwendung der Schmalspur vorgeschlagen und durch 
Gesetz vom 11. September 1885 in zwei Fällen bewilligt. Ferner 
wurden die Projekte für die vollspurigen Bahnen auch sonst in spar- 
samerer Weise ausgeführt, so dass Eöll glaubt, dass bei Fortsetzung 
dieses Systems die Durchführung des Frey dnef sehen Programms 
im Jahr 1900 vollendet sein werde 

Was die finanzielle Wirkung der 1883er Konventionen für den 
Staat betrifft, so war dieselbe eine höchst ungünstige. Während man 
gehofft hatte, dass die Zinsen- und Dividendenzuschüsse nach und 
nach verschwinden würden, betrugen dieselben für die Bahnen des 
interet gen^ral 



24,044 Mill. Fr. 
49,411,130 „ 
96,950,103 , 
60,407,905 , 
113,836,388 , ') 



1883: 8,289 Mill. Fr. 1889 

1884; 45,619 , , 1890 

1885: 66,968 , „ 1891 

1886: 73,519 „ „ 1892 

1887: 57,316 , , 1893 

1888: 51,996 , , 
Zusammen über 648 Mill. Fr. hat also in den Jahren 1883—1893 
der Staat an Zins- und Dividendenzuschüssen leisten müssen, beinahe 
so viel (Diiferenz ca. 10 Mill.) als in den Jahren 1859—1883. 

Die Höhe der Geldopfer, welche der Staat, abgesehen von Garantie- 
zuschüssen, für die Herstellung von Privatbahnen gebracht hat, be- 
zifferte sich bis 1887 für die Bahnen des interet genöral mit 3128 Mill 
(24,6 o/o der Gesamtauslagen), für die Bahnen der interet local mit 
18,021 Mill. (6,30/0), für die Bahnen in Algier und Tunis mit 
88,47 Mill. Fr. (17,4 Vo der Gesamtausgaben). 

Man pflegt in Frankreich, um das Gewicht der Opfer abzu- 
schwächen, welche der Staat den Eisenbahnen bringt, diesen die 
a Gegenleistungen "2) entgegenzuhalten, welche der Staat von den Eisen- 
bahnen bezieht. Diese „Gegenleistungen** bestehen einerseits in Ein- 
nahmen, anderseits in Ersparnissen. Zu den ersteren rechnet man 
beispielsweise Steuern, Stempel und Gebühren, Zölle und Verbrauchs- 
steuern für von den Eisenbahnen gebrauchte Kohlen, Coaks u. s. w. 
Zu den Ersparnissen rechnet man die Minderausgaben, welche der 

1) welche ungewöhnliche Höhe zum Teil von einer Tarifreforni, allgemeinem 
wirtschaftlichem Niedergang und Meliorationen verschiedener Art herrührt. 

2) Siehe unten die trefflichen Bemerkungen, die der Abgeordnete PeUetan zu 
diesen »Gegenleistungen« machte I Der Trost mit den »Gegenleistungen» 
ist wirklich mehr als bescheiden« Er gleicht demjenigen eines Mannes, dem 
man Hände und Füsse abgehauen und der sich mit den Stumpen brüstet 



■--Ij» - -vr-. 



— 130 — 

Staat dadurch erzielt, dass die EiseDbahoen Post- und Militärgüter, 
Truppen, Gefangene, Zoll- und Steuerbeamte zu ermässigten Preisen 
zu befördern verpflichtet, dass ferner für Tabak, Pulver, Stempelpapiere 
ermässigte Preise zu zahlen sind. Der Gesamtbetrag dieser „Vorteile*" 
wird für die Jahre 1863 bis 1882 mit 3256 Mill. Fr. berechnet. Für 
das Jahr 1882 sollen sich diese sog. profits particuliers auf 262 Mill. Fr., 
für 1887 schon auf 295,7 Mill. Fr. gestellt haben. 

In der französischen Kammer vom 22. Februar bis zum 27. März 
1886, haben interessante Verhandlungen über die französischen Eisen- 
bahntarife und die französische Eisenbahnpolitik im allgemeinen statt- 
gefunden, angeregt durch die Abgeordneten Thevenet und Jamais, 
welche eine Interpellation wegen neuer Tarife der Paris-Lyon-Mittel- 
meerbahn an die Regierung gerichtet hatten. Der Abgeordnete Wilson, 
der Schwiegersohn des Präsidenten Orevy, äusserte sich dahin, dass 
die einzig richtige Lösung der Tariffrage nur in dem Ankauf der 
Privatbahnen durch den Sta^t gesehen werden könne, welchen 
er als eine politisch und finanziell gute Massregel bezeichnete, die 
sicher in einer nicht allzufemen Zukunft durchgeführt werden müsse. 
Camille Dreyftiss führte aus, dass die Eisenbahntarife eine Abgabe 
seien, welche auf jeder Ware, jedem Werkzeug, jeder Erzeugung von 
Gütern laste und zwar nicht ein, sondern mehrere mal. Wenn man 
die Privatbahnen mit den frühern Geaeraleinnehmern der Abgaben 
vergleiche, so falle der Vergleich zu Gunsten der letztern aus: denn 
diese hätten sich zwar durch die zurückbehaltenen Prozente der Ab- 
gaben grosse Vermögeil geschalfen, aber doch den Rest in die öfifent- 
lichen Kassen abgeliefert, die Privatbahnen behielten alles, obgleich 
sie auf der andern Seite die Zinsgewährleistung des Staats geniessen. 
Als Heilmittel schlug der Redner vor, die Festsetzung der Tarife auf 
die Kammern zu übertragen, welche dazu ebenso befähigt seien, wie 
zur Festsetzung der Zolltarife, der Steuern und Finanzgesetze, minde- 
stens aber die ministerielle Tarifgenehmigung in eine parlamentarische 
zu verwandeln und den Landeseisenbahnrat ebenso, wie den obersten 
Rat des öffentlichen Unterrichts und des Handels durch Wahlen 
seitens der Kammer und des Senats, der Handels- und landwiii>- 
schaftlichen Kammer zu bilden. Nach Dreifuss sprach Godefroy 
CavaignaCf welcher aus den Beispielen von Preussen, Belgien, Italien 
und England nachzuweisen suchte, dass der Staat nicht wie in Frank- 
reich mit einem Veto bezüglich der Tarife sich btgnügen könne, 
sondern das Recht der Initiative haben müsse 
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Camille Pelletan führte aus, dass das französische Eisenbahnsystem 
das schlechteste genannt zu werden verdiene. Die Staatsbahnen in 
Preussen bringen beträchtliche Überschüsse, in England und Amerika, 
wo das reine Privatbahnsystem herrsche, kosten wenigstens die Bahnen 
dem Staate nichts. Dagegen bei dem französischen System habe der 
Staat bereits 2 Milliarden Francs als Unterstützung den grossen Ge- 
sellschaften gegeben, dazu eine halbe Milliarde an gewährleisteten 
Zinsen, und jetzt uoch müsse er in gewöhnlichen Jahren 30—50 Mill. 
Francs Zuschüss zahlen, in schlechten Jahren, wie gegenwärtig, 
100 Millionen. Trotzdem seien in Frankreich die Tarife am höchsten, 
das Netz am wenigsten ausgebaut und der Staat habe nur das Kecht 
zu zahlen, sonst keine Rechte. Die Unterstützungen des Staates werden 
lediglich von der hohen Finanz in die Tasche gesteckt: sie habe 
1460 Millionen Francs, also weniger als der Staat xmi kaum mehr 
als Vs des gesamten Anlagekapitals der 6 grossen Eisenbahnnetze 
aufgewendet und heute habe sie in den Händen einen Wert von 3600 
Millionen Francs, d. h. sie habe 2 Milliarden Francs gewonnen, deren 
Verzinsung man noch gewährleistet habe. Durch die Verträge habe 
man dem Monopol der Gesellschaften den Ertrag der grossen verkehrs- 
reichen Linien gegeben, dem Staate die Verluste an dem übrigen Netz. 
Unter Louis Philipp und Napoleon III. sei zu diesem Verhältnis durch 
die Verträge mit den grossen Eisenbahngesellschaften der Gruud ge- 
legt worden, die Verträge von 1883 haben die Ausbeutung des Staates 
zu Gunsten des Monopols der grossen Gesellschaften vollendet. Letztere 
Verträge seien genehmigt worden mit Eücksicht auf die von den 
Gesellschaften gemachten Versprechungen bezüglich der Tarife, jetzt 
weigern die Gesellschaften deren Erfüllung, wie das Beispiel der 
P.-L.-M. zeige. Während alle andern • Staaten mehr oder weniger 
versuchen, ihre Eisenbahnen und deren Tarife der Privatwirtschaft zu 
entziehen und sie unter den Einfluss der Gemeinwirtschaft zu bringen, 
sei in Frankreich das Gegenteil geschehen, und nun ernte man die 
Früchte in der eigennützigen Tarifpolitik der Privatbahnen, die sich 
verstecke unter den Worten Freiheit und Freihandel. „Gibt es denn 
eine Freiheit des Monopols? Das, was man Freiheit der Gesellschaften 
nennt, bedeutet die Unterwerfung des ganzen Landes unter ihre 
Herrschaft.** Es sei eine durchaus falsche Behauptung, die von den 
Privatbahnen aufgestellt werde, dass ihre Interessen mit denen des 
Verkehrs und des Landes zusammenfallen, das Gegenteil sei der Fall, 
und es handle sich vielmehr darum, wessen Interessen bei diesem 
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Gegensatz den Sieg davontragen sollen, die Interessen der Gesellschaften 
oder des Landes. Bis jetzt seien stets die erstem siegreich gewesen 
zum grossen Schaden des Landes, das in dem grossen wirtschaftlichen 
Wettbewerb den andern Völkern gegenüber, die Herren ihrer Eisen- 
bahntarife seien, unterliegen müsse, weil die grossen Privatbahnen 
ihr Monopol zur Ausbeutung des Landes benutzten, statt dieses in 
dem wirtchaftlichen Wettstreit zu unterstützen. Das der ßegieruog 
zustehende Recht zur Genehmigung der Tarife nütze nichts, die Privat- 
bahnen können es leicht wertlos machen durch ihren Widerstand, 
wie die P.-L.-M. beweise. Die Privatbahnen erlauben sich alles gegen 
den Staat, so haben sie 1870/71 15 Millionea für Truppentransporte 
zuviel liquidiert mit gemischten Anerkenntnissen, und bis heute sei 
die Rückzahlung nicht zu erlangen gewesen. Wohl habe der Staat 
Rechte auch gegenüber den Privatbahnen und könne deren Übermut 
zähmen. Aber die Anwendung dieser Rechte sei schwer, weil seit 
langem die Regierung und die Bureaukratie gewöhnt sei, den Privat- 
bahnen alles nachzusehen, nichts gegen sie zu wagen. Diese haben 
eine ungeheure Macht, die sich überall geltend mache, innerhalb der 
Aufsichtsbehörden, die zum Teil aus früheren Mitgliedern der Privat- 
bahnverwaltungen zusammengesetzt seien, in der Presse, welche sie 
bezahlen u. s. w. Deshalb sei es die Aufgabe der Regierung, die 
bestehenden Rechte gegenüber den Privatbahnen zur Anwendung zu 
bringen und im Wege der Gesetzgebung, soweit nötig, neue Rechte 
zu schaffen, ohne Rücksicht auf das Geschrei der Privatbahnen wegen 
Verletzung der Verträge. Die Missbräuche und ÜbergriiFe der Eisen- 
bahngesellschaften, welche einen Staat im Staate bilden wollen, müsse 
man unterdrücken in ähnlicher Weise, wie es in England durch 
Schaffung der Eisenbahnkommission und die neucRte Vorlage über die 
Eisenbahntarife geschehen sei. Eine wirkliche Lösung der Eisen- 
bahnfrage werde allerdings nur die Verstaatlichung der Bahnen 
schaffen, 

Brialou erhob Beschwerde darüber, dass die Privatbahnen seit 
Abschluss der Verträge fortwährend ihr Personal verminderten und 
die Dienstzeit erhöhten bis zu 21 Stunden hintereinander, wodurch 
die Betriebssicherheit gefährdet werde. Brialou verlangte Herab- 
setzung der Tarife, ernsthafte finanzielle Kontrolle und endlich den 
Ankauf der Privathahnen. Wenn dieser nicht bald auf gesetzlichem 
Wege erfolge, werde man das französische Volk zwingen, ihn auf 

1) die nicht Gesetz geworden ist. 
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revolutionärem Wege zu machen, ^wie dies durch unsere Väter von 
1789 mit den Gütern des Adels und der Geistlichkeit geschehen ist*. 
In den Verwaltungsräten der Privatbahnen und der grossen Bergwerks- 
gesellschaften sitzen Fremde und Feinde der Republik, die alles tun, 
die wirtschaftliche Lage zu verschlechtern und Frankreich auszubeuten. 
Man müsse die grossen Monopole beseitigen, an deren Spitze die 
Feinde der Republik stehen. „Sie können sicher sein, dass da, wo 
Sie Herrn von Rothschild und Leon Say finden, hinter ihnen der 
Graf von Paris steht/ 

Nachher suchte Eaynal, der als damaliger Minister der öffent- 
lichen Arbeiten die Verträge von 1883 abgeschlossen, diese zu ver- 
teidigen, worauf nooh einmal Pelletan das Wort ergriff. Er führte 
aus, dass nach den eigenen Äusserungen Raynals die von den Privat- 
bahnen versprochenen Tarifermässigungen keinen Wert hätten, . weil 
sie nur für den Fall von Mehreinnahmen der Bahnen zu verwirklichen 
stien, dass auch die finanzielle Entlastung des Staates durch die Ver- 
träge nur eine scheinbare sei: denn die Neubauten, welche die Privat- 
bahnen übernommen, würden ausgeführt mittelst Anleihen, deren Zinsen 
der Staat gewährleiste und that<ächlich bezahle. Falsch sei auch die 
Behauptung, dass die Zinsgewährleistung des Staates durch die Ver- 
träge von 1883 vermindert sei. Für die Midi- Bahn sei sie im Gegen- 
teil um mehr als 2 Millionen Francs erhöht, im Übrigen dieselbe 
geblieben. Das schlimmste aber sei, dass jetzt eine schlechte finanzielle 
Verwaltung der Privatbahnen, Mangel an Sparsamkeit und alle Fehler 
der Gesellschaften der Staatskasse, welche die Dividenden gewähr- 
leistet habe, zur Last falle. Die Aussicht auf Rückzahlung aus den 
Überschüssen, die Eaynal mit grösster Bestimmtheit gemacht, sei 
weder gegenwärtig erfüllt, noch werde sie sich in Zukunft erfüllen. 
Das ganze System des privaten Eisenbahnbaues und Betriebes mittelst 
staatlicher Zinsgewährleistung komme nur den grossen Finanzleuten 
zu Gute, welche sich dabei bereicherten. Ganz lächerlich sei es, wenn 
Baynal von den 270 Millionen Francs spreche, die der Staat aus den 
Eisenbahnen ziehe. Das seien teils Steuein, webhe nicht die Eisen- 
bahnen zahlten, sondern das verkehrtreibende Publikum, teils Steuern, 
welche die Eisenbahnen zu zahlen hätten für ihren Gewerbebetrieb, 
wie jedes andere Handelsunternehmen. Die angeblichen Ersparnisse 
des Staats durch freie Benutzung der Bahnen durch die Post u. s. w. 
seien einmal ganz willkürlich berechnet und zweitens Rechte, welche 

der Staat auch habe ohne Zinsgewährleistung und Unterstützungen 

9 
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der Eisenbahnen. Die ganze Berechnung sei wie die der Heiratsver- 
mittlerin in Moli^res „Avare'', welche dem Geizhals vorrechne, dass 
seine Zukünftige so und so viel 1000 Praocs Bente mitbringe, be- 
stehend in den Ersparnissen, welche sie durch ihre bescheidenen An- 
spi*üche ihm verschaffen werde. Bezüglich der Tarife habe Raynaly 
indem er einige Aiiikel ausgewählt und verglichen habe, zu bcweisrn 
versucht, dass die französischen Tarife nicht höher seien als die anderer 
Staaten. Mit solchem Verfahren könne man alles beweisen, aber des- 
halb auch nichts. Eigentümlich seien Baynals Gründe gegen die 
Herabsetzung der Tarife. Zuerst habe er erklärt, die Veiiiräge von 
1883 hätten die Last des Staates nicht vergrössert, dann aber sage 
er wieder, wenn man die Tarife herabsetze, müsse der Staat den Aus- 
fall tragen. England und die Vereinigten Staaten von Amerika, ob- 
wohl sie ihre Eisenbahnen nicht unterstützt, hätten sich einen Eiofluss 
auf die Tarife geschaffen; Frankreich habe den Privatbahnen ihre 
Dividende gewährleistet, sie auf diese Weise sicher gestellt, um so 
mehr könne und müsse es sich das Becht auf die Tarife nehmen. ') 

Herr Kegierungsrat Ulrich, der rühmlichst bekannte deutsche 
Eisenbahn- (namentlich Tarif-) Schriftsteller schreibt zu diesen Ver- 
handlungen der französischen Kammer ein äusserst lesenswertes Nach- 
wort^) über die französische Eisenbahupolitik im Allgemeinen und die 
Verträge von 1883 im Besondern. Nämlich: „Wenn verschiedene 
Redner die Verträge von 1883 für die üble Lage, in der sich offenbar 
der Staat gegenüber den grossen Eisenbahngesellschaften befindet, in 
erster Linie verantwortlich machen und diejenigen anklagen, welche 
diese Verträge abgeschlossen haben, so geschieht das m. E. mit Un- 
recht. Der frühere Minister Raynal hat ganz Recht, wenn er sagt, 
dass keine Wahl gewesen sei, als die Verträge von 1883 abzuschliessen, 
wenn auch damit nicht bewiesen ist, dass es nicht möglich gewesen 
wäre, bessere Bedingungen für den Staat zu erhalten. Das lässt sich 
natürlich schwer entscheiden, und wenn mau vom Rathaus kommt, 
ist man in der Regel klüger, als vorher. Aber die Lage, die zum 
Abschluss der Verträge von 1883 und zu Wiederaufnahme der von 
Ludwig Philipp und von Ludwig Napoleon III begründeten Eisen- 
bahnpolitik führte, durch welche die grossen Eisenbahngesellschaften 

») Zum Schlüsse dieser Diskussion wurde — nach Parlanienles Sitte ~ der 
Eisen bah nausschuss verstärkt und boautlragt, diejenigen gesetzlichen Mass- 
regeln vorzuschlagen, welche geeignet sind, die Rechte und den Einfluss 
des Staates auf das Eisenbahnwesen zu verstärken. 

») Archiv 1886, S. 746. 
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in Frankreich zu einem Staat im Staate gemacht und ihre Vertreter, 
die hohe Finanz, mit ungeheuren Summen auf Kosten des Staates 
bereichert sind, hat nicht Raynal verschuldet, sie fällt vielmehr in 
erster Linie den Frey einet und Gambetta und der ganzen republi- 
kanischen Partei zur Last. Sie ist einfach dadurch herbeigeführt, 
dass man in Frankreich an den staatlichen Ausbau des Neben- 
bahnnetzes gegangen ist, ohne vorher, wie dies in Preussen ge- 
schehen ist, die Privatbahnen, in deren Verkehrsgebieten man bauen 
musste, zu verstaatlichen. Dadurch musste der Staat in die Notlage 
geraten, wie sie Raynal in seiner Rede ganz richtig gekennzeichnet 
hat. Der Staat konnte diese kleinen, zerstreut liegenden, au die den 
Privatbahnen gehörigen Hauptlinien anschliessenden und von diesen 
abhängigen Linien nicht selbst betreiben. Den Betrieb den Privat- 
bahnen pachtweise oder gegen Erstattung der Betriebskosten übergeben, 
wie dies anfangs versucht wurde, hiess nichts anderes, als diesen die 
Vorteile, dem Staate die Kosten der Nebenlinien zuwenden. Deshalb 
war die vollständige Übertragung dieser Nebenlinien auf die Privat- 
bahnen und die dadurch herbeigeführte Entlastung der Staatsfinanzen 
der einzig mögliche Ausweg, da man auch an die nachträgliche Ver- 
staatlichung der Privatbahnen wegen der schlechten Finanzlage nicht 
denken konnte. 80 bietet der Verlauf der Eisenbahnfrage in Frank- 
reich einen neuen tvichtigen Beiueis für die Notwendigkeit des 
Staatsbahnsystems Wieder einmal hat sich gezeigt, dass die Privat- 
ivirtschaft nur die ertragreichen Hauptbahnen, nicht die ertrag- 
losen- Nebenlinien baut, deren Ausbau vielmehr unter allen Um- 
ständen dem Staate zur Last fällt, sei es auch nur in der Form 
von staatlichen Unterstützungen und Zinsgewährleistungen. Unter 
diesen Umständen erscheint es aber unzweifelhaft richtig, dass der 
Staat die Hauptlinien auch baut oder sie wenigstens in sein Eigentum 
und seine Verwaltung bringt. Denn dann kann er nicht nur mit dem 
aus den Hauptlinien gezogenen Gewinn den Bau der Nebenlinien früher 
und mit geringern Opfern ermöglichen, sondern er erhält auch für 
seine Aufwendungen die freie Verfügung über das Eisenbahnnetz 
des Landes und damit über das wichtigste Mittel der wirtschaftlichen 
p]ntwicklung, während er nach dem französischen Eisenbahnsystem 
dieselben Aufwendungen ohne diese Vorteile hat.O Das sieht auch, 
wie die vorstehenden Verhandlungen gezeigt haben, ein grosser Te'l 
der hervorragenden französischen Politiker ein, aber die Ausführung 

1) Vgl. auch Ulrichs Eisenbahntarifwesen S. 4 ff. 
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des Staatsbahnsystems in Frankreich dürfte trotzdem der Macht der 
thatsächlichen Verhältnisse gegenüber noch in weitem Felde liegen. 
Freuen wir uns um so mehr, dass wir in Deutschland im Wesent- 
lichen dies Ziel erreicht haben/ 

Die 1883er Verträge werden übrigens von alleu unbeteiligten 
Eisenbahnschriftstellern ähnlich beurteilt. 

Herr J, F. Schreiber, damaliger österreichischer Eisenbabnzentral- 
inspektor, schrieb im Archiv 1886, also drei Jahre nach den 1883er 
Verträgen : 

„In Franki'eich scheiterte die vor etwa 10 Jahren angestrebte 
Verstaatlichung der Privatbahnen an den finanziellen Schwierigkeiten 
und an der ablehnenden Haltung der grossen Eisenbahngesellschaften 
und der hinter ihnen stehenden Finanzmänner. Um die feierlich dem 
Volke versprochenen Eisenbahnbauten auszuführen, musste die Begie- 
rung schliesslich die Hülfe der sechs grossen Eisenbahngesellschafben 
in Anspruch nehmen. Zahlreiche Kreise der Bevölkerung und eine 
grosse Anzahl der Mitglieder des Parlaments stehen indessen dem 
Staatsbahngedankeu freundlich gegenüber und sind mit der Lösung, 
welche die Eisenbahnfrage 1883 gefunden hat, nicht einverstanden. 

,,Auch in jüngster Zeit noch empfahlen die angesehensten repu- 
blikanischen Blätter die Verstaatlichung sämtlicher Verkehrsmittel 
und die Beseitigung der grossen Gesellschaften, die grosse Blutegel- 
gläser seien, welche die Kraft des Landes aussögen; Ackerbau und 
Grundgewerbe litten ungeheuer unter der Wucht dieser grossen Ge- 
nossenschaften, die natürlich nur Privatinteressen verfolgten und denen 
der Staat und das Budget Nebensache sei. (Köln. Ztg. 1886, Nr. 21.) 

„Die mit den grossen Eisenbahngesellschafte» eingegangene „Ver- 
ständigung** beweist nach Wagner (V. 718) nur, dass zumal im 
heutigen Frankreich die Macht derselben schon eine beinahe nicht 
zu überwältigende geworden ist; eine Erfahrung, nach der es kaum 
mehr Wunder nehmen kann, dass bereits „die Wiederherstellung des 
Königtums** als „kapitalistische Entreprise" ins Auge gefasst worden 
ist.** So weit Herr Schreiber. 

Herr v. d. Leyen meint sarkastisch zu den Polgen der 1883er 
Verträge: „Will man dies Erfolge der Eisenbahnpolitik von 1883 
nennen, so sind sie recht bescheiden. 

„Seitdem die Regierung diesen 1883er Frieden mit dea grossen 
Gesellschaften geschlossen hat, ist man allseitig bemüht, die Eis<n- 
bahnfrage zur Ruhe zu bringen. Die Gesellschaften geben sich den 
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Anschein, als wollten sie mit grösserem Ernste ihre Pflichten gegen- 
über dem Staate und der Bevölkerung erfüllen, sie haben ihre Tarife 
äusserlich geordnet und verbessert, ohne sie zu ermässigen. Ein im 
Jahr 1887/88 unteniommener Vorstoss gegen die Staatsbahnen, welche 
die Gesellschaften am liebsten ihrem Netz einverleibt hätten, war 
verfrüht und wurde glücklich abgeschlagen.* 

Die Büdgetkommission für das Jahr 1887, angesichts der unver- 
hältnismässig hohen Belastung des Budgets durch die Staatsbahnen 
und vor der aufgeworfenen Frage, ob es sich nicht empfehlen würde, 
das Staatseisenbahnnetz an eine Privatgesellschaft zu verpachten, gab 
die bemerkenswerte Antwort: „Der Staat muss durch den eigenen 
Besitz von Eisenbahnen in der Lage sein, sich den ihm gebührenden 
Einfluss auf das Verkehrs- und Erwerbsleben zu sichern und durch 
sein Beispiel den Widerstand zu beseitigen, welchen notwendige Be- 
formen bei den Privatverkehrsanstalten finden. In dieser Hinsicht 
hat auch bereits die Staatseisenbahnverwaltung die Initiative ergriffen 
und zahlreiche Verbesserungen eingeführt, welchen die Privatgesell- 
schaften in grösserm oder geringerm umfange zu folgen genötigt 
waren. Namentlich in der Tarifstellung ist die Staatsbahn Verwaltung 
mit Erleichterungen vorgegangen, welche, ohne die Staatseinkünfte 
zu schmälern, dem Handel und Verkehr zu grossem Segen gereichen. 
Ein Staatsbahnnetz neben den bestehenden grossen Privateisenbahnen 
ist daher als ein notwendiges Gegengewicht gegen diejenigen Interessen 
zu betrachten, welche im Privatbahnsystem ihre Vertretung finden. 
In finanzieller Beziehung sind die Ergebnisse der Staatseisenbahnver- 
waltung lediglich deshalb wenig befriedigend, weil es ihr an einer 
durchgehenden Hauptverkehrslinie fehlt Aber trotz der ungünstigen 
Finanzlage sind die Staatseisenbahnen in der Lage, wichtige Dienste 
für die öffentliche Wohlfahrt zu leisten, und es würde einen Mangel 
staatsmännischer Auffassung und Voraussicht beweisen, wenn man im 
Ernste an ihre Veräusserung denken wollte.'' 

Wie man die Leistungen des Staatsbahnnetzes schon bald nach 
seiner Entstehung wohl zu würdigen und von denen der Privatbahnen 
zu unterscheiden verstand, zeigen uns die Nummern der Zeitung „La 
röpublique fran9aise'' vom 27., 29. und 31. Oktober 1880. In dem 
Journal, welches als das Organ Oambettas galt, erschienen an leiten- 
der Stelle drei sehr beachtenswerte und zu ihrer Zeit auch beachtete 
Artikel, die schwere Vorwürfe und Anklagen gegen die sechs grossen 
Bahnen erhoben und bewiesen, dass durch eine Teilung des Monopols 
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unter sechs verschiedene Gesellschaften den Missbräuchen, welche mit 
der Ausbeutung eines Monopols durch Privatpersonen regelmässig 
verbunden zu sein pflegen, nicht vorgebeugt wurde. Es wird uns vor 
Augen geführt, wie es den sechs Gesellschaften nicht schwer gewesen 
ist, sich über ein gemeinsames Handeln und Vorgehen zu verständigen, 
wie sie an der hohen Politik sich beteiligt, wie sie eine alle Zeit 
dienstbare Klientel teils durch ihre Aktionäre, teils durch ihr zahl- 
reiches Beamtenpersonal sich geschaiFen haben, wie ihr Einfluss hinein- 
reicht oder doch gereicht hat bis in die Bureaux der höchsten Staats- 
behörden. Mit einer solchen Macht ausgt?rüstet, haben sie Jahrzehnte 
hindurch die Interessen des allgemeinen Verkehrs den rein finanziellen 
Interessen ihrer Aktionäre hintangesetzt; sie seien säumig gewesen 
im Ausbau neuer Linien, haben hohe, unübersichtliche, den persön- 
lichen Begünstigungen nach allen Richtungen hin Vorschub leistende 
Frachtsätze, der Personenverkehr sei mangelhaft, der Güterverkehr 
langsam, Beschwerden aus dem Publikum finden taube Ohren, und, 
das schlimmste, die Aufsichtsbehörden mit all' ihren auf dem Papier 
stehenden Rechten seien dieser Misswirtscbaft gegenüber von Jahr 
zu Jahr machtloser. Selbst die Versuche der Gesetzgebung, durch 
eine vollständige Änderung der Eisenbahnpolitik den Missbräuchen 
ein Ziel zu setzen, seien und werden durch die mit reichen Mitteln 
unterstützten Umtriebe der grossen Aktiengesellschaften, wenn auch 
nicht ganz und gar vereitelt, so doch verzögert und zurückgehalten. 
Nur ein erster Schritt, die Schöpfung eines Staatsbahnnetzes, habe 
nach unsäglicher Anstrengung zu gelingen vermocht. Der zweite Schritt, 
die Abrundung, die Kräftigung de» Staatsbahnnetzes sei bis jetzt trotz 
wiederholter Anläufe der Regierung und der Volksvertretung nicht 
gemacht, und den grossen Gesellschaften sei jedes Mittel recht, diesen 
zweiten Schritt zu hindern, und wo möglich den ersten wieder rück- 
gängig zu machen. 

Diesem gemeinschädlichen Treiben der Privatbahnen wird so- 
dann die wahrliaft gemeinnützige Verwaltung des Staatshahnnetzes 
gegenüber gestellt. Die Grundlosigkeit aller Besorgnisse über angeb- 
liche mit der Verwaltung der Eisenbahnen durch den Staat an sich 
verbundene Unzuträglichkeiten wird überzeugend nachgewiesen. Es 
wird geschildert, wie die Staatsbahnen trotz der schwierigsten Ver- 
hältnisse sich die volle Zufriedenheit der Bevölkerungsklassen, welche 
sie bedienen, erworben, wie sie trotzdem finanziell verhältnismässig 
günstige Resultate erzielt, wie sie sogar durch ihr Vorgehen die 
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Privatbahnen gezwungen haben,*) mit Jahre lang unterlassenen Re- 
formen wenigstens scheinbar Ernst zu machen. 

Am 1. April 1892 wurde eine Personentarifreform eingeführt, 
wodurch die Fahrpreise ermässigt worden sind für die I. Klasse um 
9^0, die ganz dem Staat zur Last fallen; IL Klasse um 18 Vo, wovon 
10 o/o dem Staat zur Last fallen; IIL Klasse um 27 o/o, wovon llVo 
dem Staat zur Last fallen. Diese Eeform hat auf allen Linien eine 
beträchtliche Steigerung des Personenverkehrs zur Folge gehabt. 

Die Mehreinnahmen der Bahnen aber sind geringer als die 
Mehreinnahmen, welche ohne die Reform die gewöhnliche normale 
Verkehrssteigerung ergeben haben würde, ja wenn man bedenkt, dass 
diese Mehreinnahmen (ca. 10 V2 Mill.) sich lediglich auf die verschiedene 
Lage des Osterfestes in den beiden Verkehrsjahren zurückführen lassen, 
so ist die Eoheinnahme im ersten Jahre nach der Tarifreform im 
wesentlichen unverändert geblieben. Die Reineinnahme ist durch die 
infolge der Verkehrssteigerung unvermeidlichen Mehrausgaben sogar 
gesunken, so dass der staatliche Zinsgarantiezuschuss 1893 mit infolge 
der Tarifreform auf die unheimliche Höhe von 1 13,836,B88 Fr. ange- 
schwollen ist. 

Man hatte den Minderertrag geschätzt auf 95 Mill. Frs., wovon 
53 Mill. von dem Staat und 42 Mill. von den Eisenbahnen getragen 
werden sollten. Für die Bahngesellschaften stellte sich aber die 
Einbusse lediglich auf 10 Mill. Frs. Betriebsmehrausgabe, während 
die Staatssteuer für den gesamten Eilverkehr im Verkehrsjahr (I.April 
1892 bis 31. März 1893) von 93'A Mill. Frs. (1891/92) auf 45Vio 
Mill. Frs. (1892/93), also um 48Vio Mill. Frs. zurückgegangen war, 
so dass die Einbusse des Staats nur um 5 Mill. Frs. hinter der 
Schätzung (53 Mill.) zurückblieb. Nach einer genauen Berechnung, 
die den mittlem Ertrag für das Personenkilometer vor und nach der 
Reform (mit und ohne Steuer) zur Grundlage hat, ist vom Staat fast 
Va (46<>/o) seiner Steuer, von den Gesellschaften nur '/g (13 Vo) ihres 
Ertrags wirklich aufgelassen worden. 

Es ist also abermals der Staat gewesen, der die Kosten der 
Verhehrsfördenmg im wesentlichen hat tragen müssen. 

1) Archiv 1881, S. 405: »Sehr erfreulich sind die Ergebnisse der bisherigen 
Verwaltung der Staatsbahiien, welche sich den Privatbahnen in jeder Be- 
ziehung nicht nur ebenbürtig, sondern überlegen gezeigt haben. Es ist 
ausschliesslich dem Eingreifen des Staals zu danken, dass in der That vi^^le 
Schäden der französischen Eisenbahnvcrhältnissc beseitigt, an nianchen 
faulen Punkten die bessernde Hand angelegt ist. Einer der schwächsten 
Punkte der Privatwirtschaft war die Säumigkeit der Privatbahnen im Bau 
netter Linien — — — .« 
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Niederlande. Das Königreich der Niederlande besitzt ein vor- 
treffliches und leistungsfähiges Verkehrsmittel in den ausgedehnten 
vielverzweigten Nftz^n seiner natürlichen und künstlichen Wasser- 
strassen. Das Vorhandensein dieses Verkehrsmittels war hauptsächlich 
die Ursache, dass lange Zeit in den Niederlanden den Eisenbahnen 
keine besondere Bedeutung beigemessen wurde und dass dieselben 
dort nur eine langsame und eigenartige Entwicklung fanden. Erst in 
neuerer Zeit ist das Verständnis für die Wichtigkeit der Eisenbahnen 
auch in den Niederlanden in weitere Kreise gedrungen. Während in 
den frühern Jahren die Initiative in allen niederländischen Eisenbahn- 
angelegenheiten fast ausschliesslich von der Regierung ausgegangen 
ist, wandte sich die Aufmerksamkeit des Volkes und seiner Vertretung 
erst verhältnismässig spät der Förderung des Eisenbahnwesens zu. 
Wohl konnte am 1. Juni 1836 die Strecke von Amsterdana nach 
Harlem einer Privatgesellschaft konzessioniert und am 20. September 
1839, als erste Bahn der Niederlande, eröffnet werden. Aber weiter 
vorwärts wollte es nicht gehen mit dem Eisenbahnwesen. Wie eben 
schon gesagt, herrschte in den Niederlanden anfangs überall die 
Meinung, dass die Eisenbahnen überflüssig seien. Diese Meinung hatte 
Oberhand derart, dass die zweite Kammer der Generalstaaten einen 
von König Wilhelm 1. vorgelegten Gesetzesentwurf über den^Bau 
einer Eisenbahn von Amsterdam nach Harlem mit 46 gegen 2 Stimmen 
ablehnte, so dass der König, wie es scheint weitsichtiger als die 
Landesvertretung, am 80. April 1838 die Verordnung erliess, dass 
eine Bisenbahn gebaut werden solle von Amsterdam über Utrecht 
nach Arnheim mit Abzweigunj^ von Utrecht nach Rotterdam und Fort- 
setzung von Arnheim nach der preussischen Grenze. Die Mittel für 
den Bau sollten durch Anleihen, nötigenfalls bis zur Höhe von 18 Will. 
Gulden (30,6 Mill. Mark), beschafft werden. Sollten die Betriebs- 
überschüsse zur Deckung der Zinsen (4V2 %) d>'S aufzuwendenden 
Anlagekapitals nicht ausreichen, so verpflichtete sich der König, das 
Fehlende aus seinen persönlichen Mitteln zuzuschiessen. Der erste 
Teil der hiernach zu bauenden Bahnen, die Strecke Amsterdam-Utrecht, 
wurde am 28. Dezember 1843 eröffnet. Der Betrieb wurde zunächst 
auf Rechnung des Königs unter der Oberleitung vom Minister des 
Innern geführt. Nachdem auch die Strecke Utrecht-Arnheim nahezu 
fertig erstellt war, wurde infolge kgl. Verordnung vom 20. Mai 1845 

i) Roll 5, S. 2451 (van Wickcvoort Crominelin). Archiv 1883: S. 071; 1690: 
440; 189^: 4.^9, 756, 9^29; 1893: 913, 934; u. a. 
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die in Gemässheit der Verordoung vom 30. April 1838 zu bauenden 
Bahnen einer Privatgesellschaft übertragen, welche sich zunächst als 
„Niederländische ßheiiibahngesellschaft** konstituierte. Diese Gesell- 
schaft übernahm alsbald den Betrieb der zu jener Zeit fertigen Strecken 
Amsterdam - Utrecht und stellte nach und nach auch die übrigen 
Linien fertig. 

In der Zeit von 1840 bis 1860 wurden zwar noch verschiedene 
kleinere Bahnen konzessioniert und ausgeführt; die wiederholten Ver- 
suche aber, Privatgesellschaften für einen umfassenden Ausbau des 
niederländischen Eisenbahnnetzes unter angemessenen Bedingungen 
zu gewinnen, blieben fruchtlos. 

Die Begierung sah sich deshalb genötigt, den Bau weiterer 
Eisenbahnen selbst in die Hand zu nehmen. Durch Gesetz vom 
18. August 1860 wurde der Bau folgender Eisenbahnen für Eechnung 
des Staats angeordnet: 

1) Arnheim nach Leeuwarden. 

2) Harlingen über Groningen nach der hannoverschen Grenze. 

3) Groningen nach Meppl. 

4) Zutphen über Hengelo nach der deutschen Grenze. 

5) Mastricht über Venlo nach Breda. 

6) Rosendaal nach Vlissingen. 

7) Venlo nach der deutschen Grenze. 

8) Utrecht nach Boxtel. 

9) Eotterdam nach Breda. 
10) Amsterdam nach Helder. 

Der Bau dieser Bahnen wurde unter Leitung einer vom König 
ernannten Kommission alsbald in Angriif genommen und die erste 
Strecke am 5. Oktober dem öfFeutlichen Verkehr übergeben. 

Die Frage, wer den Betrieb führen solle, war in dem Gesetz vom 
18. August 1860 oifen gelassen und späterer Entscheidung vorbehalten 
worden. Die Regierung, welche unter dem Einflüsse der damaligen 
Anschauungen über das Eisenbahnwesen nur unter dem Druck der 
Notwendigkeit den Ausbau des Eisenbahnnetzes auf Staatskosten über- 
nommen, hatte keine besondere Neigung, den Betrieb der fertig ge- 
stellten Bahnen selbst zu übernehmen. Die Landesvertretung fürchtete, 
dass politische Inkonvenienzen durch die bei der Einführung des 
Staatsbetriebs eintretende bedeutende Vermehrung der Zahl der Staats- 
beamten entstehen und dass die Minister den aus dem Staatsbetrieb 
resultierenden Zuwachs an Macht und Einfluss missbrauchen könnten. 
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ÜDter diesen Umständen kam die von einer Gesellschaft, welche sich 
ursprünglich zu dem Zwecke gebildet hatte, das Kollmaterial für die 
zu bauenden Staatsbahnen herzustellen, gemachten Anerbietungen, den 
Betrieb der Staatsbahnen zu übernehmen, gelegen. Diese Gesellschaft 
fürchtete, dass der Staat, wenn er den Betrieb der Bahn selbst über- 
nehmen würde, demnächst auch eigene Werkstätten zur Herstellung 
und Beparatur seines Bollmaterials anlegen und dadurch die von ihr 
selbst angelegten Werkstätten überflüssig und wertlos machen werde. 
Die Verhandlungen des Staates mit dieser Gesellschaft führten bald 
zum Ziel; durch Gesetz vom 3. Juli 1863 wurde bestimmt, dass der 
Betrieb der Staatsbahnen an Privatunternehmer übertragen werden 
solle. Am 11. August 1863 wurde daraufhin mit der nunmehrigen 
„Gesellschaft für den Betrieb von Staatsbahnen " ein Betriebsvertrag 
abgeschlossen. Die Regierung überwies der Gesellschaft sämtliche 
in Gemässheit des Gesetzes vom 18. August 1860 vom Staate ge- 
bauten Linien nach deren Fertigstellung, mit Ausnahme der Linie 
Amsterdam -Helder, welche im Jahr 1865 von der „Holländischen 
Eisenbahngesellschaft" übernommen wurde. 

Dies ist der erste Versuch einer Verpachtung des Betriebs von 
Staatsbahnen an Privatgesellschaften. 

Am 24./25. Mai 1876 wurde aber mit dem Staat ein neuer, für 
die Gesellschaften günstigerer Vertrag abgeschlossen. Dieser blieb 
bis zum 15. Oktober 1890 in Kraft, an welchem Tag eine gänzliche 
Umgestaltung in der Verteilung des niederländischen Eisenbahnnetzes 
zur Verwirklichung kam. 

Die wesentlichsten Bestimmungen des Vertrages vom 11. August 
1863, durch welchen die Regierung den Betrieb von Staatsbahneii der 
genannten Gesellschaft übertrug, waren die nachstehenden : Der Staat 
übergibt der Gesellschaft die fertigen Bahnen, das heisst die Geleise 
und die Stationen mit allem Zubehör. Die Gesellschaft beschafft das 
Rollmaterial und alles für den Betrieb erforderliche bewegliche Material. 
Die Gesellschaft besorgt den Betrieb und die regelmässige Unter- 
haltung der Bahnen ; nur ausserge wohnliche, an grossen Kunstbauten 
auszuführende Reparaturen oder Wiederherstellungen, welche infolge 
der Einwirkung höherer Gewalt, durch Überschwemmungen, Deich- 
brüche u. s. w. notwendig werden, müssen direkt vom Staate getragen 
werden. Die Regierung setzt die Tarife auf Vorschlag der Gesell- 
schaft fest. (Die Konzessionsurkunden normierten indessen gewisse 
Maximaltarife.) Im Fall einer Herabsetzung der Tarife hat der Kon- 
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Zessionar Anspruch auf Entschädigung, falls durch die Tarifermässig- 
ung die Keineinnahme unter 8 ^/o des Kapitals herabgedrückt wird. 
Erweiterungen der vorhandenen Anlagen, welche nach Eröffnung des 
Betriebs erforderlich würden, sollten zu Lasten des Staates ausgeführt 
werden. Die Dauer des Vertrages wurde auf 50 Jahre festgesetzt; 
der Staat behielt sich indessen das Recht vor, die Konzession schon 
nach 20, 30 oder 40 Jahren zurückzuziehen. Die im Falle der Rück- 
nahme der Konzession an die ^esellöchaft zu zahlende Entschädigung 
sollte nach dem finanziellen Ergebnis der letzten 7 Jahre, nach Abzug 
des Ergebnisses der beiden ungünstigsten Jahre, festgestellt werden 
es sollte der Gesellschaft das 20fache des so ermittelten jährlichen 
Durchschnittsertrages gezahlt werden, wozu noch 15% treten, wenn 
die Rücknahme nach dem 20. und 10 Vu, wenn sie nach dem 30. Jahre 
erfolgt. Bei Ablauf der Konzession, also nach 50 Jahren, sollte der 
Staat das der Gesellschaft gehörige Betriebsmaterial zu einem durch 
Sachverständige festzustellenden Preise übernehmen. 

Auch die Verteilung der Einnahmen zwischen Staat und Gesell- 
schaft wurde auf das genaueste bestimmt, doch waren die von der 
Gesellschaft erzielten finanziellen Erfolge keineswegs günstige zu nennen. 
(Im ersten Betriebsjahr 1,1 o/o, im zweiten 3,7 o/^ und im dritten 
Oo/o Dividenden.) Die Regierung musste der Gesellschaft einen Vor- 
schuss von 4V2 Mill. Mark gewähren und musste daran denken, im 
Falle des Konkurses der Gesellschaft den Betrieb selbst zu über- 
nehmen. Doch kam es nicht dazu, sondern noch vorher zu dem 
neuen Betriebsvertrag vom 24./25. Mai 1876; der Schwerpunkt der 
Abänderungen lag in den finanziellen Bestimmungen. Aber auch die 
Bedingungen für den Fall der Endigung oder Kündigung der Kon- 
zession wurde durch die neue Übereinkunft in einigen wesentlichen 
Punkten abgeändert. 

Die für den Staat aus der Verpachtung erzielten finanziellen 
Ergebnisse waren (bis 1883 wenigstens) sehr ungünstige. Während 
die Aktionäre seit 1876 stets über 5 Vo von ihrem Kapital bezogen, 
betrug die höchste kilometrische Einnahme des Staats (im Jahr 1875) 
1,15 7o des durchschnittlich für das Kilometer Bahnlänge aufgewende- 
ten Anlagekapitals. Über Erweiterungsanlagen, über das Vorliegen 
der „höhern Gewalf* bei Beschädigung, über Ergänzungen und Ver- 
besserungen entstanden zwischen Staat und Gesellschaft mannigfache 
Differenzen. 
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Das mit der holländischen Eisenbahngesellschaft abgeschlossene 
Übereiukonamen betr. den Betrieb der Linie Amsterdam-Helder wurde 
1881 durch einen neuen Vertrag ersetzt, durch welchen die Gesell- 
schaft u. a. zugleich den Betrieb einiger (auf Grund des Gesetzes vom 
10. November 1875) neu gebauter Staatsbahnlinien, sowie auch sonst 
für Rechnung des Staats noch zu bauender, an ihre Linien anschliessen- 
der Bahnen zu übernehmen sich verpflichtete. Die Bestimmungen 
dieses Vertrages entsprechen in den mq;sten Punkten denen des Ver- 
trages vom Mai 1876, dagegen sind die Bestimmungen über die an 
den Staat zu leistenden Zahlun^ren und das Erlöschen der Eonzession 
abweichend gehalten. Die Vergütung für die Benutzung der Staats- 
batmen wurde mit einem jährlich steigenden Pachtzins festgesetzt. 
Alle der Gesellschaft bis dahin erteilten Konzessionen wurden sodann 
für verfallen erklärt und bestimmt, dass der Staat zu jeder Zeit über 
alle im Betrieb der Gesellschaft befindlichen Linien die Verfügung 
erhalten kann. Wird die Konzession für verfallen erklärt, so hat die 
Regierung die sofortige Verfügung über das gesamte Personal und 
Material der Gesellschaft. Für den Fall, dass die Konzession durch 
Kündigung erlischt, gehen alle von der Gesellschaft betriebenen 
Privatbahnen mit allen dazu gehörigen Anlagen u. s. w. und gegen 
Bezahlung des in einem Übereinkommen festgesetzten Kostenpreises 
in das Eigentum des Staates über. 

Verschiedene im niederländischen Eisenbahnwesen zu Tage ge- 
tretene Mängel, welche bereits seit längerer Zeit Gegenstand leb- 
haftester Erörterungen gewesen waren, so der Mangel einer gewissen 
Einheitlichkeit und des Zusammenhangs im Eisenbahnbetrieb, die 
mannigfaltigen Tarifstreitigkeiton sowohl im Nachbarverkehr als im 
Verkehr mit dem Ausland, der mit höchster Anstrengung und oft 
nicht ganz lauter geführte Wettbewerb, schlechte Bezahlung und 
Überanstrengung des Personals, alles dies führte im Juni 1881 zur 
Einsetzung einer siebengliedrigen Eisenbahnuntersuchungskommission 
unter dem Vorsitz von Tak van PortoUet. Im Oktober 1882 erstattete 
die Kommission der Kammer einen umfassenden Bericht über das 
Resultat ihrer Thätigkeit. In mehrfacher Beziehung, heisst es in dem 
Bericht, mache sich die ungünstige Konkurrenz der verschiedenen 
Eisenbahngesellschaften unter einander bemerkbar, da die Eisenbahnen 
bei ihren Massnahmen selbstverständlich lediglich die eigenen, nicht 
die öfiFentlichen Interessen im Auge haben. Als ein Mittel zur Hebung 
der Missstände war der Kommission von vielen Seiten die Übernahme 
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sämtlicher Eisenbahnen^ oder doch wenigstens aller Hauptlinien, 
auf den Staat eaipfohlen worden. Es wurden deshalb in dem Be- 
richt die Vorteile und Nachteile des Staatsbetriebs gegenüber dem 
Betrieb durch Gesellschafton eingehend erörtert. Der Staat kann bei 
den Verhandlungen über Kegelung des Verkehrs und andere Eisen- 
bahnangelegeuheiten viel kräftiger auftreten als Privatgesellschaften. 
Die militärischen Rücksichten mögen für die Niederlande nicht so 
massgebend sein, wie für andere Länder, nichts destoweniger sind sie 
ebenfalls in Anschlag zu bringen. Als Eisenbahnbetriebsführer kann 
der Staat die allgemeinen Verkehrsinteressen in den Vordergrund 
stellen, ohne genötigt zu sein, ängstlich nach dem finanziellen Resultate 
jeder Massregel zu fragen. Das Beispiel des Königreichs Belgien, in 
welchem der Staatsbahnbetrieb sich als gut und nützlich für die 
Interessen des Landes bewährt hat, sollte in den Niederlanden nach- 
geahmt werden. Bei Übernahme der niederländischen Eisenbahnen 
durch den Staat würde die jetzt bei den Gesellschaften übliche über- 
mässige Sparsamkeit in Bezug auf das Perponal aufhören. Trotzdem 
schloss die Kommission nur auf „eine Erhöhung des Einflusses der 
Regierung auf das gesamte Eisenbahnwesen", da „nach den bestehen- 
den Verträgen der Erwerb für den Staat zur Zeit mit zu grossen 
finanziellen Opfern verbunden sein fvürde.'^ Die Regierung soll nun 
nach der Ansicht der Kommission namentlich auch die Befugnis er- 
halteUs Tarife selbst gegen den Willen der einzelnen Gesellschaften 
festzustellen. Ebenso soll die Regierung befugt sein, einer Gesellschaft 
den Mitbetrieb auf einer Linie eiuer andern Gesellschaft gegen ent- 
sprechende Entschädigung zu gestatten, wenn dies im Interesse von 
Handel und Verkehr als notwendig erkannt wird. Die Regierung soll 
sodann darauf hinwirken, dass der Betrieb der selbständigen kleineren 
Linien, wie der Zentralbahn, der Nordbrabant - Deutschen und der 
Südostbahn denjenigen grössern Gesellschaften übertragen werde, zu 
deren Netze die betreffenden Linien ihrer geographischen Lage nach 
gehören. Konzes.'ionen für Bau und Betrieb neuer Linien sollen nicht 
mehr an neue Gesellschaften, sondern nur an eii;e der schon bestehen- 
den drei grösseren Gesellschaften übertragen werden Ferner soll die 
Regierung die Mitgliederzahl und die Befugnisse des Staatsaufsichts- 
rats vermehren. 

Aus Anlass des veröffentlichten Berichtes suchten nun die grössern 
Gesellschaften, mehr noch wie bisher, sich in ihren Stellungen zu be- 
haupten und zu kräftigen. Hauptsächlich war jetzt ihr Streben darauf 
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gerichtet, sich der Kontrolle über Jie kleinern Gesell schafken zu ver- 
sichern. Der nun entstehende Kampf zwischen öiFenfclichen und Privat- 
interessen, von der Regierung einerseits und den scharf konkurrieren- 
den Bahnen andererseits geführt, befestigte immer mehr die An- 
schauung, dass eine baldige Xeiiregehing der niederländischen Eisen- 
bahnverhältnisse notwendig sei. Als nun die Frage einer eventuellen 
Konzessionsverlängeruug der Rheinbahn, (die 1898 geendet hätte), 
wieder auf die Tagesordnung kam, glaubte die damalige Regierung 
zum Ankauf der Rheinhahn für Rechnung des Staates schreiten zu 
sollen. Am 15. Oktober 1890 gingen auch wirklich die sämtlichen 
Aktiven der Rheinbahn auf den Staat über. Mit der holländischen 
Eisenbahngesellschaft, welche ausser ihren eigenen Linien bekanntlich 
auch Staatsbahnlinien im Betrieb hatte, wurJe zur selben Zeit ein 
neues Abkommen getroffen. Desgleichen wurde auch der mit der 
Gesellschaft für den Betrieb von Staatsbahnen abgeschlossene Vertrag 
vom 24./25. Mai 1876 in beiderseitigem Einverständnis aufgehoben. 

Nunmehr hatte der Staat freie Hand, die Neueinteilung des Netzes 
zu regeln. Hatte die parlamentarische Eisenbahnkommission von 
1881 82 die Beibehaltung dreier grösserer Gesellschaften empfohlen, 
so glaubte die Regierung jetzt, unter Beibehaltung der von der Kom- 
mission vorgeschlagenen Grundsätze, das ganze Netz unter den zwei 
noch bestehenden grossen Gesellschaften, der Betriebsgesellschaft der 
Staatsbahnen und der holländischen Eisenbahngesellschaft, verteilen 
zu sollen und zwar in der Weise, dass der ebenfalls von der Kom- 
mission angeregte Gedanke der „Running power "^ (d. h. der auch in 
England vorkommenden gemeinschaftlichen Benutzung fremder Bahn- 
strecken) ausgedehnte Anwendung finden sollte. 

Über den weitern Inhalt der nun mit diesen Gesellschaften ge- 
schlossenen neuen Verträge sei noch folgendes bemerkt: Es ist den 
Gesellschaften die Verpflichtung auferlegt, den Betrieb, was Schnellig- 
keit und Sicherheit, sowie Einrichtung der Transportmittel, der Sta- 
tionen u. s. w. anbetrifft, so zu fähren, wie die besten Eisenbahnen 
Europas. Mit allen im Ausland eingeführte:! Verbesserungen soll 
möglichst gleicher Schritt gehalten werden. Die Gesellschaften sind 
verpflichtet, die Liüien mit sämtlich em Zubehör in gutem Zustande zu 
erhalten und bei eventuellem Rückkauf seitens des Staates oder bei 
Erlöschen des Übereinkommens in gutem Zustande zu übergeben. Die 
Kosten aussergev\öhnlich er Herstellungen trägt der Staat, ebenso die 
nicht einem Dritten zur Last fallende Beschädigung infolge von An- 
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fabrung der jjrösseren Brücken, sowie die Kosten für die gäazlicbe 
Erneuerung dieser Brücken. Den Gesellschaften liegt die Beschaffung 
des rollenden Materials und der für den Betrieb weiter erforderlichen 
Gegenstände ob. Gegen eine gewisse Vergütung sind alle Züge zu 
fahren, welche die Kegierung im öffentlichen Interesse für notwendig 
üält. Die Transportbestimmungen und Tarife, sowie deren Abände- 
rungen unterliegen der Genehmigung des Ministers für Wasserbau, 
Handel und Gewerbe, der auch nach Anhören der Gesellschaften die 
Höchstsätze der Tarife festzustellen hat. Ausführung von Verbesse- 
rungen und Erweiterungsbauten auf den Staatsbahnen sind für Kechnung 
der Gesellschaften zu übernehmen, doch werden die Kosten bei even- 
tuellem Rückkauf erstattet. Ferner kann zu jeder Zeit durch Gesetz 
bestimmt werden, dass der Betrieb zu einer gesetzlich zu bestimmenden 
Frist und zwar mindestens ein Jahr nach Veröffentlichung des Gesetzes 
endigen und das Eigentum der Gesellschaften vom Staat durch Kauf 
übernommen werden soll. Unter Umständen haben auch die Gesell- 
schaften das Recht, die Verträge zu künden, und zwar die holländischen 
Bahnen, wenn der verfügbare Gewinn (mit Inbegriff von im Vertrag 
näher bestimmten Abschreibungt^n für das rollende Fahrmaterial und 
einer gewissen Annuität zur Ausgleichung des Unterschieds zwischen 
dem nominellen und wirklich eingezahlten Betrag der Anleihen) in zwei 
aufeinanderfolgenden Jahren weniger beträgt als 6 Vo des eingezahlten 
und noch nicht zurückgezahlten Aktienkapitals. Der Betriebsgesell- 
schaft der Staatsbahnen steht das Kündigungsrecht zu, wenn nicht 
mindestens 3V'j Vo an die Aktienbesitzer zur Verteilung gelangen 
können. Nach geschehener Kündigung sind die Gesellschaften gehalten, 
den Betrieb noch während zwei Jahren fortzusetzen, sodann ist der 
Staat verpflichtet, die Linien zu übernehmen. Er kann dies auf dreierlei 
genau bestimmte Weise thun.*) 

Alle Einnahmen fallen den Gesellschaften zu; demgegenüber 
zahlen sie dem Staat für die Überlassung der Staatsbahnen einen 
jährlichen Pachtzins und zwar die Staatsbahnbetriebsgesellschaft 
3,400,000 fl., die hoU. Eisenbahngesellschaft 550,000 fl. Für später 
noch in Betrieb zu übernehmende Staatslinien ist eine Mietentschädi- 
gung pro km und pro Jahr zu entrichten in der Höhe von 1000 fl. 
oder soviel mehr als besonders vereinbart wird. Überdies fällt dem 
Staat die Hälfte des Reingewinns über 4 o/o zu, bis die Aktieninhaber 

1) Näheres s. Roll, I. c. 
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6 Vi Vo erhalten haben. Von dem 6V2^'o übersteigenden Gewinn erhält 
V5 der Staat, V5 die Gesellschaft. 

Für die Postbehörd.j bind kostenfrei die nötigen Stationsräume 
und Postwagen zur Verfügung zu stellen und die Briefpost, die Post- 
Wagen und -Beamten kostenfrei zu befördern. Ferner sind dem Staat 
weitgehende Aufsichtsrechte eingeräumt. 

Was die Eigentumsverhältnisse der niederländischen Hauptbahnen 
angeht, so standen sich 181)0 1390 km Staatsbahnen und 983 km 
Privatbahnen gegenüber. 

Italien.') /. Anfänge des Eisenhahnwesens und seine Entwick- 
lung in den einzelnen Staaten bis zur Einigung Italiens ( — 1860). 
Italien ist infolge seiner politisclien Zerstückelung erst spät dazu 
gekommen, sein Eisenbahnnetz auszubauen. Was während des Be- 
standes einer Anzahl unabhängiger Staaten in Italien au Eisenbahnen 
gebaut wurde, war entsprechend der politischen Zerrissenheit ein meist 
unzusamroenhängendes Stück. 

a) Neajjel und Sizilien: Hi^r entstand die erste Eisenbahn des 
jetzigen Königreichs Italien mit Hülfe französischen Kapitals, indem 
1836 einem Ingenieur Bayard die Konzession einer Eisenbahn von 
Neapel nach Nocera mit Abzweigung nach verschiedenen Städten 
erteilt wurQe. Am 4. Oktober 1839 wurde eine 8 km lange Teilstrecke 
(Neapel-Portici) dem Betrieb übergeben. Demnächst Hess die bour- 
bonische Regierung auf Kosten des Staats die Bahn Neapel-Caserta 
und deren Verlängerung bis Capua bauen; alsdann Wurden Vorarbeiten 
für eine Fortsetzung dieser Linien nach den Grenzen des Kirchenstaats 
ausgeführt, und die Regierung erteilte auf ein eingereichtes Gesuch 
hin den Bittstellern die Bau- und Betriebskonzession; da jedoch kein 
Gebrauch davon gemacht wurde, nahm der Staat die Arbeiten selbst 
auf. Auch die Linien Cancello-Nola und die For;setziing Noia-S. 
Seveüuo wurden auf Kosten des Staats gebaut. Verschiedene Linien, 
die an Private konzessioniert worden waren, blieben bei dem Sturz 
der bourbonischen Regierung zum Teil unausgeführt. 
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b) Lombardei, Venetien und Mittelitalien. Itn Jahre 1837 wurde 
die lombardisch-venetianische Ferdinands - Eisenbahngesellschaft zum 
Bau einer Eisenbahn von Mailand nach Venedig gegründet und 1840 
konzessioniert. Infolge mangelnden Vertrauens aber und hereinbrechen- 
der Finanzkrise war das Unternehmen dem Zusammensturz nahe; um 
das Misstrauen zu beseitigen,' erklärte sich die Regierung 1842 bereit, 
falls die Mittel der Gesellschaft erschöpft sein sollten, den Bau auf 
eigene Kosten weiter zu führen und die Bahn zwei Jahre nach Vol- 
lendung gegen Umtausch der Aktien in 4Voige Staatsschuldver- 
schreibungen anzukaufen. Die Gesellschaft schritt nunmehr zur Aus- 
führung des Baues, 1842 und 1843 wurden zwei kurze Teilstrecken 
eröffnet. Infolge neuerlicher finanzieller Schwierigkeiten aber sah sich 
die Gesellschaft genötigt, mit der Regierung wegen Ausbaues und 
Betriebsübernahme auf Kosten der Gesellschaft im Jahr 1846 eine 
Vereinbarung zu treffen. So konnten 1846, 1849 und 1851 wieder 
einige Strecken eröffnet werden. Als aber die finanziellen Schwierig- 
keiten der Gesellschaft anhielten, kaufte der Staat 1852 (nach Be- 
endigung seiner Bauführung auf Kosten der Gesellschaft) die beiden 
Linien Venedig-Verona und Treviglio-Mailand. Schon im Jahre vor- 
her (1851) hatte er die Linien der Mailand-Monza-Como-Bahn einge- 
löst. 1856 trat aber der Staat die sämtlichen Linien der Lombardei 
und Venetiens der am 7. März 1856 konzessionierten lombardisch- 
venetianischen Eisenbahngesellschaft ab. Diese Gesellschaft verpflichtete 
sich, die noch nicht ausgebauten Strecken binnen bestimmtem Ter- 
mine dem öffentlichen Verkehr zu übergeben, wogegen ihr der Staat 
eine 5 Voige Zinsengarantie nebst Vs Vo als Amortisationsquote zu- 
sicherte. 1856 erwarb die Gesellschaft auf Grund eines zwischen den 
beteiligten Mächten abgeschlossenen Staatsvertrages das Recht zum 
Bau und Betrieb von Bahnen in Mittelitalien. Doch wurde noch im 
gleichen Jahr die Konzession für die lombardisch-venetianische Bahn 
und für die central-italienischen Bahnen von den Konzessionären einer 
Aktiengesellschaft überlassen, welche den Namen „K. K. priv. lom- 
bardisch-venetianische und central-italienische Eisenbahngesellschaft" 
annahm. 1859 vereinigte sich diese Gesellschaft mit der österreichischen 
Südbahn zu einer neuen Gesellschaft, welche sodann den Bau einiger 
weitern Linien durchführt •, so dass am 30. April 1859 in dem damals 
österreichischen Teile Italiens — der Lombardei und Venetien — im 
ganzen 522 km Eisenbahnen fertig gestellt waren. 

10 
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Infolge der politischen Ereignisse von 1859 erliess Viktor Enianiiel 
unter dem 1. Dezember 1859 ein Dekret, welches die Regierung zur 
Ausfuhrung des Züricher Vertrages vom 10. November desselben Jahres 
ermächtigte. Hiernach bestätigte die italienische Regierung die von 
Österreich für die abgetretenen Landstriche erteilten Konzessionen 
(Gesetz vom 8, Juli 1860) mit einer kleinen Abänderung, Die unter 
österreichischer Herrschaft verbliebenen venetianischen Linien gehörten 
seitdem zum österreichischen Südbahnnetz, wahrend aus den übrigen 
früheren lombardisch- venetianischen Geselldcliaftslinien der Kern der 
Eisenbahnen Oberitaliens &ich bildete. 

c) Toskana. Schon 1838 war einer Gesellschaft die Linie Livorno- 
Plorenz auf 100 Jahre konzessioniert worden, doch wurde die erste 
Teilstrecke Livorno-Pisa erst 1844 eröffnet. In den vierziger Jahren 
wurden verschiedene Linien an verschiedene Privatgesellschaften, zum 
Teil unter Gewährung staatlicher Zinsengarantie, konzessioniert, im 
weitem Verfolg der Entwicklung traten sodann mehrere dieser Ge- 
sellschaften zur ^»anonymen Gesellschaft der livornesischen Eiseu- 
bahnen* zusammen, welche durch Dekret vom 2. März 1860 ge- 
nehmigt wurde. 

d. Sardinien. Im vormaligen Königreich Sardinien wurde im 
Jahre 1845 angeordnet, dass eine Bahn Turin-Alessandria-Genua mit 
Zweiglinien nach der Lomellina und dem Lago maggiore durch den 
Staat erbaut werden sollte. Die erste Teilstrecke wurde 1848 eröffnet. 
Mit dem 1850 erfolgten Eintritt Cavour's in das Ministerium wurde 
aber der Grundsatz des staatlichen Eisenbahnbaues verlassen, und für 
den Bau weiterer Linien wurden Konzessionen an Privatgesellschaften 
auf die Dauer von 80 — 90 Jahren erteilt. Der Staat übernahm dabei 
entweder die Hälfte der Aktien allein oder im Verein mit den inte- 
ressierten Provinzen und Gemeinden oder er verbürgte eine meist 
4V2 Voige Verzinsung des Kapitals. Der Rückkauf der konzessionierten 
Linien nach 20—30 Jahren, sowie der Betrieb mit staatlichen Betriebs- 
mitteln wurden vorbehalten. Die grösste Eisenbahngesellschaft dieses 
Staats war die Viktor-Emanuel-Gesellschaft. 

e) Die römischen Eisenbahnen. Durch Bekanntmachung vom 
7. November 1846 traf die Regierung des Kirchenstaats die ersten 
Anordnungen für den Bau von Eisenbahnen. Die erste Konzession 
war jene für die Linie nach Civitavecchia (eröffnet 1859) an die später 
sog. Pius-Centraleisenbahngesellschaft. Dieser und der Pius-Latium- 
Eisenbahngesellschaft wurden 1856 und 1857 noch verschiedene Linien 
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konzessioniert. Die Verschmelzun.:^ dieser beiden Gesellschaften in 
die „AUg. Gesellschaft der römischen Eisenbahnen" wurde durch 
päpstliches Schreiben vom 7. März 1860 genehmigt. 

Der Stand der Eisenbahnen im jetzigen Königreich Italien, am 
1 . April 1859, ist aus nachstehender Übersicht zu entnehmen. 



Staat 


1. 4. 1859 

Länge 
in Kilomet. 


Eigentümer 


Sardinien 

Toskana 

Lombardei, Venetien u. 
Emilia 

Kirchenstaat 

Königreich beider Si- 
zilien 


850 

257 

522 
101 

99 


Staat: 276 km. Viktor-Emanuel -Eisen- 
bahngesellschaft: 170 km. 12 verschie- 
dene Gesellschaften: 404 km. 

Verschiedene Privatgesellschaften 

K. K. priv. lomb-venet. und central- 
ital. Eisenbahngesellschaft. 

Gesellschaft d. römischen Eisenbahnen. 

Staat: 44 km. Eine Privatgesellschaft: 
55 km. 


Zusammen 


1829 


Staat: 320 km. Privatgesellsch.: 1509 km. 



//. Entwicklung des Eisenhahnwesens im ver^einigten König- 
reich, Entstehung von vier grossen Gesellschaften. Rückkauf der 
Eisenhahnen durch den Staat. 

Die erste Sorge der Regierung musste sein, einige Einheitlichkeit 
und einigen Zusammenhang in den Betrieb der bestehenden Netzes- 
teile zu bringen und den Ausbau eines den gesamtstaatlichen Inte- 
ressen dienenden Netzes zu betreiben. Der Zustand der Bahnver- 
bindungen Hess eine energische Thätigkeit insbesondere in der letzt- 
genannten Hinsicht sehr angezeigt erscheinen. Die Linien der einzelnen 
Gebiete waren lückenhaft, und es mangelte der Zusammenhang zwischen 
den einzelnen Netzen. Die lombardischen Bahnen waren nicht ent- 
sprechend mit Centralitalien verbunden und zeigten nur ein unvoll- 
standiges Netz. Die toskanischen Linien waren ganz abgesondert, 
zwischen Bologna und Pistoja, Bologna und Ancona bestand keine 
Verbindung. Auf päpstlichem Gebiet war erst eine kleine Bahn von 
Rom nach Ceprano im Betrieb. In den neapolitanischen Staaten waren 
die Eisenbahnen auf die Nähe Neapels beschränkt. Sizilien und Sar- 
dinien entbehrten derselben noch vollständig. Unter dem Drucke der 
Gründe, welche für eine sofortige Vervollständigung des Netzes 
sprachen, wurden nun mit den verschiedenen Gesellschaften Konzessions- 
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vertrage abgeschlossen, die vor allem auf raschen Bau abzielten und 
es den Gesellschafben durch staatliche Zinsgarantie möglich machten, 
die erforderlichen Summen aufzubringen. 

In Neapel übertrug Garibaldi einer ünternehmergesellschaft auf 
Kosten des Staats den Bau und die Vollendung von vier grossen 
Eisenbahnlinien, welche Neapel mit den römischen Bahnen, mit dem 
adriatischen, sowie dem tyrrhenischen Meer und mit der Südspitze 
Italiens verbinden sollten. Die Unternehmer kamen aber ihren Ver- 
pflichtungen nicht nach, weshalb ihre Konzession erloschen erklärt 
werden musste. Ebenso ging es mit einer ünternehmergesellschaft 
Talahoi & Cie., welcher danach die gleiche Konzession unter Ge- 
währung eines Vorschusses von 30 Millionen Lire und sonstigen sehr 
günstigen Bedingungen erteilt worden war. Zur Vermeidung von Ver- 
zögerung mussten diese Bahnbauten schliesslich vom Staat selbst 
übernommen werden. Dieser verpflichtete sich zugleich in bedeuten- 
dem Masse zur Unterstützung der Gesellschaft der römischen Eisen- 
bahnen, welche mit der schleunigen Ausführung früher konzessionierter 
und weiterer neuer Linien beauftragt wurde. 

Durch Gesetz vom 21. August 1862 wurden die neapolitanischen 
Eisenbahnen einer neu zu gründenden Gesellschaft übertragen, welche 
sich am 16. September 1861 unter dem Namen „Gesellschaft der 
italienischen Südbahnen** gebildet und zum Bau verschiedener Linien 
verpflichtet hatte, wogegen ihr der Staat die Bürgschaft für einen 
kilometrischen Rohertrag von 29,000 bezw. 20,000 Liren bewilligte 
und sich überdies zu einem Beitrag von 20 Mill. Lire verpflichtete, 
der zur Hälfte durch Leistung materieller Arbeit, zur Hälfte durch 
Überlassung von Grund und Boden gewährt wurde. Mit der Viktor- 
Emanuel-Gesellschaft, welche nach der Abtretung Savoyens an Frank- 
reich auf italienischem Boden nur noch die Linie Susa-Novara-Ticino 
besass und betrieb, wurde 1863 ein Übereinkommen getroffen, wonach 
der Staat diese Linie übernahm und der Gesellschaft die Konzession 
zum Baue der kalabrisch-sizilischen Eisenbahnen erteilte. Für diese 
Bahnen wurde eine Unterstützung von jährlich 14,000 Lire für den 
Kilometer gewährt, welche nach und nach zurückgezahlt werden sollte, 
sobald der kilometrische Rohertrag 12,000 Lire überschreiten würde; 
der Überschuss über diese Summe sollte zur Hälfte zur Verminder- 
ung der Unterstützung dienen und zur Hälfte der Gesellschaft zufallen. 
Weiter verpflichtete sich der Staat zu einem Beitrag von 10 Millionen 
Lire zu den Baukosten der kalabrisch-sizilischen Bahnen. Einer ,Ge- 
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Seilschaft der sardinischen Eisenbahnen* wurden im Jahr 1863 die 
Konzession für den Bau und Betrieb von Eisenbahnen auf der Insel 
Sardinien verliehen und durch Gesetze von 1870 und 1877 ebenfalls 
bedeutende Unterstützungen von selten des Staats gewährt. 

Am Schluss des Jahres 1864 waren in Italien 3396 km Eisen- 
bahnen in Betrieb, wovon 566 km im Eigentum des Staates sich be- 
fanden, in die übrigen Bahnen teilten sich als Eigentümer neben den 
vorerwähnten grossen Gesellschaften noch 14 kleinere, deren Netze 
Bahnen von 13—116 km Länge umfassten. Weitere 3300 km Eisen- 
bahnen waren im Ba.u oder konzessioniert. Der Bestand der zahl- 
reichen kleinen Gesellschaften wurde als ein Nachteil von Handel 
und Verkehr, sowie für die weitere Entwicklung des Eisenbahnnetzes 
empfunden. 

Diesem Übelstand abzuhelfen und zugleich eine Erleichterung 
der Lasten des Staats, welcher damals mit den grössten finanziellen 
Schwierigkeiten zu kämpfen hatte, herbeizuführen, war der Zweck des 
Gesetzes vom 14. März 1865. Durch dieses Gesetz wurde der Ver- 
kauf aller dem Staate gehörigen Eisenbahnen angeordnet und eine 
grössere Einheitlichkeit im Eisenbahnwesen dadurch herbeigeführt, 
dass die kleinen Gesellschaften beseitigt und sämtliche Eisenbahnen 
in den Händen von vier grossen Gesellschaften vereinigt wurden. 

Diese vier grossen Gesellschaften waren: 1. Die Gesellschaft der 
lomb.-venet. und c- ntralital. Eisenbahnen oder, wie sie sich von jetzt 
an nannte, Gesellschaft der oberitalienischen Bahnen* Diese Gesell- 
schaft hatte an den Staat für die bisher ihm gehörenden Linien einen 
Betrag von 200 Mill. Lire zu bezahlen und den Betrieb der über- 
nommenen Privatbahnen gegen 50 Vo des Rohertrags zu fähren. Da- 
gegen verbürgte der Staat für die piemontesischen Linien einen Ge- 
samt-Eohertrag von 28 Millionen Lire für das Jahr. Das Netz der 
oberitalienischen Eisenbahnen umfasste damals etwa 1500 km. 2. Die 
Gesellschaft der römischen Eisenbahnen. Der Staat gewährte für 
alle der Gesellschaft konzessionierten Linien eine jährliche Unter- 
stützung von 13,250 Lire pro km, für so lange als der durchschnitt- 
liche jährliche kilometrische Rohertrag nicht 12,500 Lire überschreiten 
würde. Trat dieser Fall ein, sollte der Überschuss zu gleichen Teilen 
zwischen Staat und Gesellschaft geteilt werden. Das Netz dieser 
Gesellschaft umfasste 1100 Betriebskilometer. 3. Die italienischen 
Südbahnen, (Ca. 800 km Ausdehnung.) Der Staat gewährte statt wie 
früher 29,000 Lire pro km noch 20,000, dagegen erhielt die Gesell- 
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Schaft vom 1. Januar 1865 bis 31. Dezember 1868 den gesamten 
Rohertrag und vom 1. Januar 1868 ab den kilometrischen Rohertrag 
bis zu 7000 Liren, während die Einnahmen über 700<> — 15,000 zwischen 
Regierung und Gesellschaft geteilt werden und die Einnahmen über 
15,000 Lire vollständig der Regierung zufallen sollten. 4. Oesellschaft 
der kalabrisch'smlischen Bahnen. Die mit dieser Gesellschaft, welche 
zu jener Zeit noch keine Eisenbahnen im Betriebe hatte, früher ge- 
schlossenen Vereinbarungen wurden infolge des 65er Gesetzes nur 
unwesentlich abgeändert. 

Die Hoffnungen, welche auf diese Neuordnung der Eisenbahn- 
verhältnisse gesetzt wurden, verwirklichten sich nicht, hauptsächlich 
infolge der weitern politischen Ereignisse, sowie der schwierigen 
finanziellen und wirtschaftlichen Lage des gesamten Landes, um den 
Bankerott der Gesellschaften zu verhüten und den Eisenbahnbau nicht 
ins Stocken geraten zu lassen und dadurch die allgemeine Notlage 
noch zu vergrössern, sah sich die Regierung genötigt, starke Vorschüsse 
zu gewähren, wodurch dem Lande bei dem damaligen niedrigen Stande 
der Rente schwere Opfer auferlegt wurden. Da auch hierdurch eine 
dauernde Besserung nicht herbeigeführt werden konnte, die Zustände 
im Eisenbahnwesen vielmehr immer schwieriger und schliesslich un- 
haltbar wurden, schritt die Regierung zum Rückkauf der am meisten 
bedrängten Eisenbahnen. 

Zunächst erfolgte der Rückkauf des kalabrisch-sizilischen Eisen- 
bahnnetzes. Im Jahre 1868 trat die Viktor-Emanuels Eisenbahngesell- 
schaft alle Rechte, welche ihr durch die Konzession von 1863 erteilt 
worden waren, an den Staat ab, welcher die Abwicklung der Geschäfte 
der bankrotten Gesellschaft und die Vollendung der von ihr begonnenen 
Bauten (640 km) an eine ünternehmergesellschaft übertrug und diese 
verpflichtete, den Betrieb der fertig gestellten Linien zu übernehmen. 
Durch Gesetz vom 28. August 1870 wurde ferner der Rückkauf der 
Linien von Massa an die französische Grenze, von Genua nach Voltri 
und von Florenz nach Massa genehmigt. Der Betrieb dieser Bahnen 
wurde der Gesellschaft der oberitalienischen Eisenbahnen übertragen, 
welche der Regierung dafür einen Vorschuss von 45 Mill. Lire in 
Gold gewährte. Letztere Gesellschaft übernahm auch den Bau und 
Betrieb der Strecke Bussoleno-Bardonecchia gegen Gewährung eines 
staatlichen Bauzuschusses von 12 Mill. Lire, sowie den Betrieb des 
auf italienischem Gebiet liegenden Teils der Mont-Cenis Bahn. In 
demselben Gesetz wurden ferner Bestimmungen bezüglich des auf 
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Staatskosten auszuführenden Baues von 630 km Eisenbahnen in 
Kalabrien und Sizilien getroifen, sodann wurde die Regierung aufge- 
fordert, bis 1873 ein Gesetz über den Ausbau des italienischen Eisen- 
bahnnetzes und über den Umfang der staatlichen Unterstützung des 
Eisenbahnbaues vorzulegen. Die Regierung legte 1873 einen bezüg- 
lichen Gesetzeseutwurf vor, welcher jedoch im Laufe der Kammer- 
verhandlungen derart abgeändert wurde, dass das Gesetz vom 29. Juni 
1873 lediglich die Ermächtigung enthielt, die Bahn von Tuoro nach 
Chiusi ohne Staatsunterstützung oder Garantie zu konzessionieren' 
ferner sechs Linien gegen Zusicherung eines Staatsbeitrages von 
1000 Lire pro Kilometer während 35 Jahren. 

Der Gesellschaft der oberitalienischen Eisenbahnen wurde im Jahr 
1873 auch die Konzession für die Bahn Udine-Pontebba mit Verbürgung 
eines Reinertrages von 20,000 Liren für den Kilometer erteilt, und 
zu gleicher Zeit übernahm sie durch eine Reihe anderer Verträge 
unter den verschiedenartigsten Bedingungen den Betrieb auf den 
Linien Mantua-Modena, Monza - Calolzio, Cremona-Mantua und Leg- 
nago-Rovigo. Das Verhältnis dieser Gesellschaft gegenüber dem Staat 
wurde dadurch mit der Zeit ein sehr verwickeltes. Sie war bei einigen 
Strecken zugleich Eigentümerin und Betriebsunternehmerin, bei anderen 
nur letzteres. Die ihr gegenüber vom Staat übernommenen Ver- 
pflichtungen waren sehr verschiedener Art, sie bezogen sich teils ^uf 
die Verzinsung, teils auf den Roh- und teils auf den Reinertrag. Die 
aus diesen verwickelten Verhältnissen sich ergebenden Schwierigkeiten 
und die Notwendigkeit, eine Trennung des italienischen und öster- 
reichischen Netzes der Gesellschaft herbeizuführen, gaben den haupt- 
sächlichsten Anlass zu dem Baseler Ankaufsvertrag vom 17. November 
1875, durch welchen die Linien der Gesellschaft der oberitalienischen 
Eisenbahnen ins Eigentum des Staats übergingen. Im Juni 1876 wurde 
ein Nachtrag zum Baseler Vertrag abgeschlossen, in welchem sich 
die Gesellschaft verpflichtete, noch bis zum 30. Juni 1878 das ihr 
in Konzession oder Betrieb gegebene Netz zu verwalten, dafür an den 
Staat 31 V2 Mill. Lire zu entrichten und an Betriebs- und Verwaltungs- 
kosten mindestens den Durchschnitt der in den drei letzten Jahren 
dafür aufgewendeten Beiträge zu bezahlen. 

Überblickt man die Ergebnisse der Eisenbahnbauthätigkeit in 
Italien während der ersten zwei Jahrzehnte seit der politischen Einig- 
ung, so muss zugegeben werden, dass das Eisenbahnwesen trotz Kriegen 
und Finanznot eine rasche Entwicklung genommen hat. Während Ende 
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1859 das Netz der italienischen Eisenbahnen kaum 1860 km zählte, 
war es 1870 auf 6233 km und 1875 auf 7709 km, 1879 auf 8340 km 
angewachsen. 

Die Absicht, den weitern Ausbau des italienischen Eisenbahnnetzes 
nach einem festen, den Rücksichten auf die vorteilhafteste Entwicklung 
der volkswirtschaftlichen Zustände des Landes Rechnung tragenden 
Plane vorzunehmen, führte zu dem Gesetz vom 29. Juli 1879. Durch 
dieses Gesetz wurden für Ergänzungsbauten 1260 Mill. Lire bewilligt. 
Die herzustellenden Bahnen wurden in dem Gesetz je nach der Wichtig- 
keit und der Höhe der von den örtlichen Interessenten zu den Bau- 
kosten zu leistenden Zuschüsse in vier Kategorien geschieden, unter 
zu Grundelegung eines Verteilungsplanes, nach welchem etwa kamen : 



Auf I 
Kategorie NrJ 



Länge 
in km. 



I! 



Kosten: Lire 



B ei trag 



des Staates 



d« Interosscnten 



1. 





•M'. 



8. 

4. 



1,163 

1,267 
Q,069 
1,530 



430,000,000 
253,566,600 
259,797,120 
105,630,000 



9/10 
8/io 
6/10 





Vio 
Vio 

Vio 



Die Baupläne und die Kostenberechnungen aber, welche dem 
Gesetz vom 29. Juli 1879 zu Grunde lagen, waren in grosser Eile 
und in sehr unvollkommener Weise zusammengestellt worden, so dass 
bald Änderungen desselben sowohl in Bezug auf die Art des Baues 
als auch auf die Reihenfolge, in welcher die Inangriffnahme der einzel- 
nen Linien erfolgen sollte, sowie auch insbesondere in Bezug auf die 
Art der Aufbringung der Baukosten als notwendig erkannt und durch 
die Gesetze vom 5. Juni 1881 und vom 5. Juli 1882 auch durchge- 
führt wurden. 

Am 1. Juni 1884 waren im Norden 986 km, im Süden nur 497 km 
Eisenbahnen an Unternehmer zur Herstellung vergeben. Um diese 
Zeit kam zum ersten Mal das erschreckende Missverhältnis zwischen 
den gesetzlich festgestellten und den thatsächlich erwachsenden Bau- 
kosten zum Vorschein. Die Gesetze von 1881 und 1882 hatten keine 
gründliche Abhülfe zu schaffen vermocht. 

Die Bedrängnisse, in welche die Regierung durch die mangelhaften 
Pläne und Kostenberechnungen, welche dem 1879er Gesetz zur ünter- 
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läge gedient hatten, geriet, gaben in Verbindung mit den mannigfachen 
Misslichkeiten, welche sich bezüglich der Portführung des Betriebs 
auf dem alten Bahnnetz eingestellt hatten, den Anlass zur Neuord- 
nung des italienischen Eisenbahnwesens. 

Bereits durch Gesetz vom 8. Juli 1878 war ein Ausschuss ein- 
gesetzt worden, dessen Aufgabe es sein sollte, die bestehenden Eisen- 
bahnverhältnisse eingehend zu untersuchen und sodann Vorschläge 
darüber zu machen, in welcher Weise der Betrieb der italienischen 
Eisenbahnen weiter geführt werden sollte. Von den 15 Mitgliedern 
dieses Ausschusses wurden je sechs vom Senat und der Deputierten- 
kammer gewählt, drei vom König ernannt. Der Ausschuss erstattete 
im Jahr 1881 einen sehr umfangreichen und eine überströmende Fülle 
des interessantesten Materials in Bezug auf das gesamte Eisenbahn- 
wesen bergenden Bericht ab. Dem Abschnitte ihres Berichts, in 
welchem die Frage erörtert wird, ob für Italien das Staatshahn- oder 
das Privathahnsystem den Vorzug verdiene, Hess die Kommission 
eine Gegenüberstellung der von den Anhängern des einen und des 
andern Systems vorgebrachten Argumente vorausgehen. Die Verteidiger 
des Staatsbetriebs liess sie etwa Folgendes anführen: 

„Die Beförderung durch die Eisenbahn bildet im modernen Staat 
recht eigentlich einen öfiFentlichen Dienst. Die Bahnen sind von der 
grössten Wichtigkeit in ökonomischer, politischer und militärischer 
Beziehung, und diese Wichtigkeit wächst von Tag zu Tag. Unser 
Staat baute oder konzessionierte Eisenbahnen zu vornehmlich politischen 
Zwecken, da dieselben ein mächtiges Mittel für die Einheit unseres 
Landes sind. Ihre militärische Wichtigkeit ist allbekannt, namentlich 
seitdem die letzten Kriege gezeigt haben, eine wie starke Angriflfs- 
und Verteidigungswaffe die Eisenbahnen sind. 

„Als billigstes und schnellstes Beförderungsmittel für Personen 
und Güter beeinflussen sie in erheblichem Grade die Entwicklung 
von Handel und Industrie und können dieselbe, je nachdem die Bahnen 
sich in gutem oder schlechtem Zustande befinden, fördern oder 
hemmen. 

„Es lässt sich daher behaupten, dass der Eisenbahnbetrieb eine 
Funktion des modernen Staates ausmacht und deshalb vom Staate, 
welcher die Interessen der Gesamtheit der Bürger zu vertreten und 
zu schützen hat, selbst besorgt werden muss. 

„Die Eisenbahnen bilden ausserdem ein Monopol. Sie werden 
nicht, wie die Industrien, durch die Konkurrenz im Zaum gehalten, 
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und wenn auf einige Zeit die Konkurrenz anderer Eisenbahnen, der 
Kanäle, Flüsse oder des Meeres dies Monopol einschränkt, so folgt 
hieraus auf die Länge entweder zum Schaden des Publikums die 
Einigu'ig zwischen den streitenden Teilen oder die Niederlage des 
schwächeren der Konkurrenten. So kommt es, dass, wie das Beispiel 
Englands und Amerikas es zeigt, die Konkurrenz aufhört und das 
Monopol ein vollständiges, unbegrenztes wird. Dann können die Eisen- 
bahnunternehraer vermittelst der Tarife und sonstigen Transportbe- 
dingungen das Publikum und den Handel beherrschen und bestimmten 
Industriezweigen wie Produktions- oder Konsumtionszentren nützen 
oder schaden. Dies aber ist für die gesamte wirtschaftliche Lage des 
Landes von Nachteil und verursacht auch im Einzelnen viel Unge- 
rechtigkeiten und Scliäden. 

„Und solches tritt ein, weil der Privatunternehmer nicht das 
Interesse Aller, sondern den eigenen Nutzen im Auge hat; er denkt 
nicht an die allgemeinen und indirekten Vorteile, sondern nur an den 
Ertrag der Bahn und die unmittelbaren, den Aktionären auszuzahlen- 
den Dividenden. 

„Wenn der Staat das grosse Monopol der Eisenbahntransporte 
direkt betreiben würde, so würde ihn die Rücksicht auf das wirklich 
allgemeine Interesse des ganzen Landes leiten; er würde mit allen 
Kräften deu Verkehr fördern und dabei nicht nur an den unmittel- 
baren, sondern auch an den künftigen Nutzen denken, nicht nur an 
die direkten Vorteile, sondern auch an diejenigen, welche sich indirekt 
durch die Vermehrung des öffentlichen Wohlstandes fühlbar machen 
würden. Die Gleichmässigkeit würde ihm in den Tarifen, in den 
Transporten und in allen andere Teilen des Eisenbahndienstes die 
Norm sein. 

„Der Staat würde zum wahren Vorteil der nationalen Industrie 
die Tarifsätze, sowie die andern Gebühren für die Beförderung der 
Eeisenden und Güter ermässigen. Er würde sie ferner für ganz Italien 
einheitlich gestalten, keine Differential-, Spezial- oder Rücktarife 
dulden, da solche den Einen nur zum Schaden der Andern nützen, 
und bei der absoluten Machtbefugnis, sie nach seinem Belieben zu 
modifizieren, würde er sich ihrer durch Ermässigungen oder Erhöhungen 
auch in dem Kampfe bedienen, den er mitunter zu führen haben wird, 
um die Wirkungen unbilliger Zolltarife zu umgehen. 

„Als Nationaleigentum werden die Eisenbahnen stets in gutem, 
einen leichten und sichern Betrieb ermöglichendem Zustande erhalten 
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werden; die Stationen wird man besser mit Gebäuden, Geleis- und 
sonstigen Anlagen ausrüsten. 

,,Das rollende Material, welches den Bedürfnissen des Verkehrs 
nicht genügt, nicht für alle Arten von Transporten ausreicht und 
nicht alle auf ausländischen Bahnen vorhandenen Annehmlichkeiten 
bietet, würde sicher vermehrt und ergänzt werden. 

„Weniger auf den Ertrag als auf den öffentlichen Dienst bedacht, 
wird der Staat die Zahl der Züge und ihre Schnelligkeit erhöhen 
und dem Handel grössere Erleichterungen in Bezug auf die Zustellung 
der Güter, deren Lagerung u. dgl. gewähren. 

„Auch die Prozesse werden sich vermindern, die Beschädigungen 
schneller abgeschätzt und vergütet werden. Die Verwaltung wird sich 
einfacher und gleichmässiger gestalten; mit einer Centraldirektion in 
Rom, am Sitze der Regierung, unter Kontrolle des Parlaments, mög- 
lichst unabhängig gestellt, wird sie politischen Einflüssen entzogen 
sein. Sind die drei Gesellschaften mit ihren Verwaltungsrätoi und 
Direktoren aufgehoben, die einzelnen Dienstzweige zweckmässig dezen- 
tralisiert, die Punktionen des Rechnungshofes sachgemäss festgestellt, 
so wird der auf diese Weise wohlorganisierte Betrieb nicht kostspieliger 
sein, als derjenige der Privatgesellschaften, und selbst wenn er es 
wäre, so würde dies lediglich eine Folge des bessern Dienstes sein, 
der dem Publikum zu gute kommt. Da andererseits die italienischen 
Gesellschaften, weil durchweg vom Staate subventioniert oder garan- 
tiert, kein grosses Interesse daran haben, ihre Ausgaben zu verringern 
oder ihre Einnahmen zu vermehren, so würde der Staat auch unter 
den gegenwärtigen Verhältnissen mit bedeutenden Ausgaben belastet, 
die wahrscheinlich grösser sind, als diejenigen, welche ihm bei eigenem 
Betrieb erwachsen würden! 

„Auch sonst war der Staat zur Sichei'ung des Eisenbahnbaus und 
-Betriebs häufig genötigt, den Gesellschaften mit Darlehen zu Hülfe 
zu kommen, Fusionen unter ihnen zu fördern oder, um ihre Lage zu 
verbessern, die erteilten Konzessionen zu modifizieren. 

„Air diese Inanspruchnahme des Staats durch die Privatbahnen 
hat die Überzeugung erweckt, dass Privatgesellschaften in Italien zu 
schwach und unfähig sind, den von ihnen übernommenen Verpflicht- 
ungen selbständig zu genügen, dass dieselben beständiger Unterstützung 
durch den Staat bedürfen. So ist es denn auch zur Zeit infolge der 
bisher gemachten traurigen Erfahrungen schwer, dass sich neue Ge- 
sellschaften bilden, welche im Stande wären, die Bahnen gut zu be- 
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treiben und ihren Verpflichtungen gegen den Staat und die Bevölke- 
rung nachzukommen. 

»Die Organisation der Verwaltung würde auch den militärischen 
Anforderungen, sowohl in Kriegs- wie in Friedenszeiten, entsprechen 
müssen. Durch die Abhängigkeit des gesamten Personals von einer 
einzigen Direktion würden die Operationen für eine unvorhergesehene 
und schleunige Mobilmachung und Zusammenziehimg des Heeres 
wesentlich erleichtert werden. Das feste Material, wie Stationen, 
Geleise, Laderampen, und ebenso das bewegliche Material würde so 
konstruiert werden, wie es die Kriegskunst nach ihren heutigen Fort- 
schritten und die Verteidigung des Landes erfordert. 

„Etwaige politische Nachteile sind von dieser neuen Thätigkeit 
des Staates und der grossen Anzahl neuer Staatsbeamten nicht zu 
befürchten. 

„Ein freier, nationaler Staat, wie der unsrige, hat keinen Anlass 
zum Argwohn gegen seine Regierung oder seine Vertreter. Unser 
Land regiert sich selbst. Sollten aber auch Nachteile in dieser Hin- 
sicht sich einstellen, so wäre das immer noch kein Grund zum Ver- 
zicht auf Staatsbetrieb ; denn auch die Verwaltung der Gesellschaften 
ist politisch bedenklich, auch sie haben Einfluss auf die Regierung, 
auf das Parlament und auf die Wahlen, indem sie, wie dies in Eng- 
land und Amerika geschehen, ihre Privatinteressen dem öfiFentlichen 
Wohle gegenüber io die Wagschale werfen. 

„Im Übrigen hat Italien den Staatsbetrieb bereits in Piemont 
kennen gelernt, und zwar einen Betrieb, der gute Resultate lieferte 
und allgemein gelobt wurde. Der provisorische Versuch mit der ober- 
italienischen Eisenbahn kann als eigentlicher Staatsbetrieb nicht ange- 
sehen werden, da eben mit Rücksicht auf dessen provisorischen 
Charakter die Organisation und der Gang der Geschäfte mangelhaft sind. 

„Um darzuthun, wie in Italien der Staat wohl im Stande sein 
wird, die Eisenbahnen zum allgemeinen Vorteil zu betreiben, braucht 
man nur darauf hinzuweisen, dass er Post und Telegraphie bereits 
in seinen Händen hat und die Gesamtheit der Bürger mit ihrer Ver- 
waltung durchaus zufrieden ist. 

„Das Beispiel des Auslands ist noch überzeugender. 

„In Belgien ist von den ersten Anfängen an ein Teil der Eisen- 
bahnen vom Staat gebaut und betrieben worden. Später hat derselbe 
verschiedene von Privatgesellschaften gebaute Strecken angekauft. 
Im Jahre 1879 betrieb er 2663 km Eisenbahnen. Dieser Staatsbetrieb 



■•'* 



rxjrs^^<*^7'" 



— 161 — 

wird wegen seiner Regelmässigkeit und Sicherheit, sowie wegen der 
massigen Transportpreise allgemein als Muster angeführt. 

„In Deutschland wird, namentlich seit Errichtung des Kaiser- 
reichs, der grösste Teil der Eisenbahnen, sei es, dass dieselben von 
vornherein vom Staat erbaut oder erst später angekauft oder in Ver- 
waltung genommen sind, von den Regierungen betrieben. Im Jahre 
1879 befanden sich von 33,302 km 24,263 km im Staatsbetrieb. 

„Auch in Frankreich zeigt sich eine dem Staatsbetrieb günstige 
Tendenz, infolge der Notwendigkeit, einige Nebenlinien anzukaufen, 
welche nunmehr in eine einzige Gruppe vereinigt provisorisch von 
der Regierung betrieben werden. 

„Italien darf sich den andern Staaten nicht unebenbürtig zeigen. 
Durch Annahme des Staatsbetriebes könnte es die nationale Arbeit 
und Industrie wirksam fördern und auch auf diese Weise sein Ansehen 
bei den anderen Völkern erhöhen.** 

Nach dieser zwar kurzen, aber alle w. sentlichen Gesichtspunkte, 
welche für den Staatseisenbahnbetrieb sowohl im Allgemeinen, als 
insbesondere in Italien in Betracht kommen, erörternden Darstellung 
ist es beinahe überraschend, dass die Kommission sich gleichwohl 
einstimmig gegen die Einführung des Staatsbahnbetriebs in Italien 
ausgesprochen hat. Nachdem sie auf 40 Seiten ihres Berichtes die 
Anhänger des Privatbetriebes hatte zum Wort kommen lassen, (die 
Freunde der Staatsbahnen mussten sich mit 3 Seiten begnügen), schloss 
sie wie folgt: 

„Italien verbessere seine Eisenbahnpolitik, aber gebe dieselbe 
nicht auf; es ändere nach Massgabe der gemachten Erfahrungen die 
Gesetze und Verträge; es bilde Gesellschaften mit gesunder admini- 
strativer imd finanzieller Organisation, mit wohl präzisierten Rechten 
und Pflichten, mit einer verständigen und wirksamen Oberaufsicht 
der Regierung ; man führe die Verträge von beiden Seiten mit gutem 
Willen aus, ohne die Nachsicht noch die Strenge zu übertreiben. 
Italien halte an seinen dem italienischen Wesen entsprechenden 
Prinzipien und Traditionen fest und nehme sich die Staaten zum Bei- 
spiel, welche sich wirklicher, nicht blos anscheinender Freiheit erfreuen. 

„In der bürgerlichen Gesellschaft hat jede Institution ihre eigene 
Aufgabe zu erfüllen; dem Staate obliegt es zu regieren, den Privaten, 
die Gewerbe zu betreiben. Deshalb werde auch das Eisenbahngewerbe 
den Privaten anvertraut, und der Staat mische sich nur ein, um seine 
Rechte und das öffentliche Interesse zu schützen. Jeder in seiner 
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Sphäre, nach dem grossen sozialen Gesetz der Arbeitsteilung." Das 
Votum der Enquetekommission in dieser Frage lautete hiernach 
wörtlich : 

^Die von der einen wie von der andern Seite vorgebrachten 
Gründe wurden reiflich von der Kommission abgewogen, welche als- 
dann in eigens anberaumter Sitzung, unter Anwesenheit ihrer sämt- 
lichen 15 Mitglieder, einstimmig dahin votirte: es sei vorzuziehen, 
den Betrieb der italienischen Eisenbahnen der Privatindustrie anzu- 
vertrauen." 

In der vorausgehenden ausserordentlich breiten und langatmigen 
Erörterung ist ein entscheidendes Argument für dieses Schlussvotum 
nicht zu entdecken; im Gegenteil, alle die Gründe, welche für das 
Privatbahnsystem ins Feld geführt wurden, finden sich eigentlich im 
Berichte voraus widerlegt.*) 

Wie die Kommission den Privatbetrieb also vorzog, empfahl sie 
prinzipiell die Erteilung der vollen Konzession, hielt jedoch mit Rück- 
sicht auf die Schwierigkeit der Wiederveräusserung zunächst mit 
blossen Betriebsüberlassungsverträgen vorzugehen für das Beste. Die 
Ausführungen dieses Berichtes bildeten die Grundlage für die weitere 
Entwicklung der Eisenbahnfrage in Italien, welche ihren Abschluss 
fand durch das Gesetz vom 27. April 1885. 

Mit diesem Gesetz ist, wie Regierungsrat Dr. Pieck schreibt,*) 
„ein System ins Leben getreten, welches zwar in Holland bereits ein 
schwaches Vorbild besitzt, jedoch mit Rücksicht darauf, dass es von 
den dortigen Einrichtungen im einzelnen wesentlich abweicht, im 
übrigen aber bei weitem mehr und prägnanter durchgebildet ist und 
namentlich ein ungleich bedeutenderes Netz, und zwar die gesamten 
Eisenbahnlinien des Landes umfasst, im Grossen und Ganzen als eine 
neue Art des Eisenbahnbetriebs und der Eisenbahnpolitik bezeichnet 
werden kann.** 

Nach dorn 1885er Gesetz sind die Eisenbahnen des italienischen 
Festlandes in zwei Längennetze geteilt, ein westliches — das Mittel- 
meernetz — und ein östliches — das adriatische Netz. Der Betrieh 
des Mittelmeernetzes wurde einer ueugegründeten Gesellschaft, der 
des adriatischen Netzes der Südbabngesellschaft übertragen. Die mit 

1) Siehe die teilweise Wicderi^abc im Archiv 1882 S. 117 ff. und die dortigen 
Bemerk iingen von Herrn Dr. Pieck. 

2) Archiv 1886: (141, 3G4 ff.) »Das italienische Eiscnbahngesotz vom 27. April 
1880 und die neuen Betriebsüberlussungsverträge.o 



>« r ^t-e' 



— 163 — 

den Eisenbahnen des Festlandes nicht in unmittelbarem Zusammenhange 
stehenden, in ihren Verhältnissen von diesen mannigfach verschiedenen 
Eisenbahnen der Insel Sizilien bilden mit Ausschluss der in reinem 
Privatbesitz und -Betrieb befindlichen Linie Palermo-Marsala-Trapani 
ein Netz für sich, dessen Betrieb einer besondern Gesellschaft über- 
tragen ist. 

Was die Eigentumsverhältnisse an den italienischen Bahnen 
überhaupt anbelangt, so waren die oberitalienischen Bahnen bereits im 
Jahr 1875 in den Besitz des Staates übergegangen, die römischen 
Bahnen wurden durch Gesetz vom 29. Januar 1880 vom Staat ange- 
kauft, während die kalabrisch - sizilischen Bahnen dem Staate seit 
1868 zugehörten. Wegen Kückkaufs der Linien der Südbahngesell- 
schaft stand die Regierung seit 1874 in Verhandlung, der An- 
kauf scheiterte jedoch au dem Widerstände des Parlaments. Auch 
im Gesetz vom 27. April 1885 war vom Erwerb dieser Bahnen abge- 
sehen. Die Südbahngesellschaft blieb daher Eigentümerin der von 
ihr erbauten Linien und bezog auch fernerhin den seinerzeit für den 
Bau dieser Linien ihr gewährten kilometrischen Zuschuss, während 
in Bezug auf den Betrieb dieselben Strecken dem adriatischen Netz 
einverleibt und unter denselben Bedingungen wie der übrige Teil 
dieses Netzes verwaltet wurden. Das dem Staat im Gesetz von 1862 
vorbehaltene Ankaufsrecht blieb, wenn auch unter einigen Änderungen 
bezüglich der Pestsetzung des Kaufpreises, bestehen und kann jeder- 
zeit geltend gemacht werden. 

Die Betriebsüberlassung an die drei Gesellschaften erfolgte auf 
60 Jahre, mit der Massgabe jedoch, dass nach Ablauf von je 20 Jahren 
jeder der beiden Teile zur Kündigung berechtigt ist. Das vorhandene 
Betriebsmaterial nebst Vorräten wurde von den Gesellschaften eigen- 
tümlich übernommen, es wurden dafür von der Mittelmeer-Gesellschaft 
1B5 Mill. Lire, von der Südbähngesellschaft 115 Mill. Lii-e, von der 
sizilischen 15 Mill. Lire, zusammen 265 Mill. Lire durch Ausgabe 
von Aktien aufgebracht und an den Staat abgeführt, welcher seiner- 
seits wiederum als Entgelt für die Erhaltung des rollenden und Be- 
triebsmaterials der Mittelmeergesellschaft eine jährliche Entschädigung 
von 7,820,000 Liren, der adriatischen eine solche von 6,600,000 Liren 
und der sizilischen von 868,652 Liren zu zahlen hat. Von dem ihm zu- 
fliessenden Geld hatte der Staat innerhalb der ersten vier Jahre nach 
Inkrafttreten der Verträge auf dem Netz der Mittelmeer-Gesellschaft 
einen Betrag von rund 84 Mill. Lire, auf dem der adriatischen Ge- 
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Seilschaft rund 49,5 Millionen Lire und auf den sizilischen Bahnen 
10,500,000 Lire, im ganzen 144 Mill. Lire zu bestimmten, in den zu 
den Verträgen gehörigen Anlagen einzeln aufgeführten Erweiterungs- 
und Verbesserungsarbeiten zu verwenden, die von den Gesellschaften 
auszuführen waren, während der Kest teils zur Anschaffung neuen 
rollenden Materials, teils zum Ausbau der durch die Gresetze von 
1879, 1880 und 1881 vorgesehenen Ergänzungsbahnen verausgabt 
werden musste. 

Die Betriebsgesellschaften haben alle gewöhnlichen und ausser- 
gewöhnlichen Betriebsausgaben zu tragen, mit Ausnahme derjenigen 
Kosten, zu deren Bestreitung die für jedes der drei Netze zu bilden- 
den Reservefonds und die Kasse zur Vermehrung des Vermögen sstocks 
bestimmt sind, sie erhalten als Gegenleistung hierfür einen nach 
Prozenten berechneten Anteil am Rohertrag, während der Rest dieses 
Ertrages teils den Reservefonds, teils dem Staat zufällt. 

Alle die finanziellen Verhältnisse der Bahnen, ihre Leistungen 
an die Regierung, ihre Rechte und Pflichten, sind den genauesten 
Bestimmungen unterworfen; dass dabei die Gesellschaften nicht zu 
kurz kommen, dass ihnen im Gegenteil ganz gewaltige Vorteile ein- 
geräumt sind, werden wir weiter unten in oppositionellen Reden 
der Kammerdebatte sehen. Es kann hier aber nicht unsere Aufgabe 
sein, alle die minutiösesten Bestimmungen des Vertrags wiederzugeben.') 
Was für uns von Bedeutung ist: das Gesetz von 1885 schuf für das 
ganze italienische Eisenbahnnetz einen einheitlichen Tarif, gab dem 
Staate ein weitgehendes Aufsichtsrecht über den Betrieb, sowie das 
Recht, im Fall aussergewöhnlicher Teuerung oder eines sonstigen 
allgemeinen Notstandes eine zeitweilige Herabsetzung der Tarife 
für die notwendigsten Lebensmittel bis zu 50 % unter dem Normal- 
satz anzuordnen, ohne dass den Gesellschaften irgend ein Entschädi- 
gungsanspruch hiefür zusteht. Auch aus sonstigen Gründen, nament- 
lich zwecks Förderung der Ausfuhr, kann die Regierung einseitig und 
ohne Zustimmung der Gesellschaften die Tarifsätze heruntersetzen, 
sie muss jedoch in diesem Fall die Gesellschaften für den ihnen 
hierdurch nachweislich erwachsenden Einnahmeausfall schadlos halten. 
Eine Erhöhung der im Gesetze festgestellten Tarife darf nur durch 
gesetzliche Bestimmung oder kgl. Verordnung erfolgen. Ferner ist 
die Regierung bei dauernder gröblicher Verletzung der Hauptbestim- 
mungen der durch das Gesetz genehmigten Verträge seitens einer 

i) Vgl. bei Roll 5, 2066 ff. und Archiv 1Ö86, S. 141, 364 ff. 
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Gesellschaft, sowie bei fortgesetzter schwerer Geföhrdung der Sicher- 
heit und Eegelmässigkeit des Betriebs nach vorheriger fruchtlos ge- 
bliebener Verwarnung berechtigt, die Aufhebung des Vertrags aus- 
zusprechen. 

Ich kann nicht umhin, einen Teil der insbesondere in der Kammer 
gegen die Regierungsvorlage gemachten Einwendungen^ hier beizu- 
fügen. Abgesehen von einigen treflfenden Bemerkungen über die reine 
Systemsfrage, zeigt uns diese Kammerdebatte in abschreckender Weise 
das Bild einer Regierung und Kammermehrheit, welche den Ein- 
flüssen mächtiger Gesellschaften gegenüber etwas zu nachgiebig ge- 
wesen zu sein scheinen. 

Die Beurteilung, welche die Verträge im eigenen Lande g- funden 
haben, war eine sehr verschiedenartige, und wenn der Minister Oenala 
wiederholt der Ansicht warmen Ausdruck gab, dass mit der getroffenen 
Neuregelung die seit langem als dringlich anerkannte Lösung der 
Eisenbahnfrage endlich in einer alle berechtigten Interessen befriedigen- 
den Weise herbeigeführt sei, so wurde nach den im Parlament, wie 
in der politischen und Fachpresse laut gewordenen Äusserungen diese 
Auffassung von einem erheblichen Bruchteil der massgebenden und 
sachverständigen Kreise nicht geteilt In der Deputirtenkammer war 
der Kampf, den die Regierung behufs Durchbringung ihrer Vorlagen 
zu bestehen hatte, einer der hartnäckigsten und langwierigsten, die 
wohl je um ein Spezialgesetz gekämpft worden sind: am 28. November 
1884 beginnend dauerten die Verhandlungen mit geringen Unter- 
brechungen bis zum 6. März 1885. Am Schluss der Generaldebatte, 
die sich bis zum 22. Dezember 1884, also beinahe einen Monat lang, 
hinzog, hatte die Regierung eine Majorität von 49 Stimmen, während 
sie bei der Scblussabstimmung das ganze Gesetz blos mit 226 gegen 
203, also mit einer Mehrheit von nur 23- Stimmen durchbrachte 
und auch dies Ergebnis kaum erzielt hätte, wenn nicht von ihr bei 
jedem einigermassen wichtigen Punkte die Kabinetsfrage gestellt 
worden wäre. Dabei ging die Polemik gegen die Verträge im Parla- 
ment wie im Lande niclit blor: von den Gegnern des Privatbahusystems 
und der gerade am Ruder befindlichen Regierung aus, auch Anhänger 
der letztern n muten, nachdem sie sich bereits dazu verstanden hatten, 
„die Verträge herunterzuschlucken", diese „nicht ein schmackhaftes 

*) Ans (1cm schon erwähnton, (liirch (irünfilichkoit auFgozeiehneten Aulsatz 
Dr. Piecks im Archiv JS^G. 
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Oetränk, sondern eine bittere Medizin^/) während die eigentliche 
Opposition, zu deren Führern drei frühere Minister der öflFentlichen 
Arbeiten gehörten,') sich ungleich schärferer Ausdrücke bediente. 
So bezeichnete Spaventa, einer dieser Exminister und überzeugter 
Vertreter der Staatsbahnidee, der Urheber einer auf den reinen 
Staatsbetrieb abzielenden Eisenbahnvorlage von 1876, die neue Be- 
triebsverwaltung als ,,eine indische Kompagnie, geschaffen, um die 
Italiener zu schinden und zu scheereu, wie seinerzeit die Engländer 
die Indier geschoren,*') und der Abgeordnete Maffi nannte die Ver- 
träge ein „kaudinisches Joch*,*) unter welches die Regierung sich 
und das Land gebracht habe. 

Von Anfang an, namentlich in der Generaldebatte, spielte der 
grosse Prinzipienstreit, ob Staats- oder Privatbetrieb vorzuziehen, 
die Hauptrolle, wobei die Vertreter der Regierung und deren Anhänger 
durchweg, abgesehen von den bereits in dem Berichte der Enquete- 
kommission vorgebrachten Gemeinplätzen,^) immer ui d immer rieder 
nichts Besseres zur Begründung ihres Standpunktes vorzubringen 
wussten, als die bei der staatlichen Verwaltung der Alta Italia ge- 
machten schlechten Erfahrungen. Diese Verwaltung aber war, wie 
der Abgeordnete Lmzatti, ein hervorragendes Mitglied der Deputirten- 
kammer, aueführte, „eine Parodie auf den Staatsbetrieb*,^) oder, wie 
der Abgeordnete Peruzd sich ausdrückte, „die Negation jedes guten 
Betriebes*. Es wurde geltend gemacht, dass sich die Anhänger des 
Privatbahnsystems nicht auf das Beispiel der Alta Italia berufen 
sollten, da man ihnen entgegenhalten könne, dass bei einer gesunden, 
vernunftsgemässen Organisation der Staatsbetrieb nicht nur im Aus- 
lande, wie in Belgien, vor allem aber in Deutschland, sondern auch 

*) Vgl. Baccarini' Dornig j Ic ferrovie ilaliane e il parlamenio S. 21. Vgl. über 
diese Schrift einige Bemerkungen woiter unten. 

«) Rede des Abgeordneten Bertani in der Sitzung vom 10. XII. 8t S. 10039 
des slenogr. Ber. 

>) Baccarini-Dornig a. a. o. 

*) Sitzung vom 3. XII. 84. S. 9855 dos stenogr. Ber. 

6) Archiv 1882, S. 117 ff. 

6) Sitzung vom 18. XII. 1884. S. 1()357: »parodia, calunnia, epigramma di 
esercizio di Stato, verurteilt von den Ministern, die dirsen provisorischen 

Betrieb leiteten, von den General-Direktoren, die ihn führten 

wie kann man ihn mit einem auf organischer Verwaltung, auf stabilen 
Gesetzen und auf gesunden Ökonomischen Anordnungen beruhenden Staats- 
betrieb verwechseln? Wie kann man lediglich mf Grand unserer Irrtümer 
und unserer schlechten Erfahrung es wagen, einen Slaalsbetricb zu verur- 
teilen, wie den, der in Deutschland besteht?« 

7) Siehe Slenogr. Bericht S. 16321 und 16659. 
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in Italien selbst — bei den alten piemontesischen Bahnen — die 
besten Ergebnisse erzielt habe. Jn Preussen'* — sagte der Abge- 
ordnete Di Blasio^) — «verwaltet der Staat mehr als 16,000 km 
Eisenbahnen, und diese Verwaltung ist bei weitem deijenigen über- 
legen, weihe früher die Privatgesellschaft führten; sie hat jede Er- 
wartung übertroifen und allgemeine Bewunderung erregt, und sagen 
wir es offen, hefiit geht man nach Pretissen nicht nur, um die Kriegs- 
verwaltung, sondern auch um die Organisation der Eisenbahnen 
zu bewundern* Ebenso wird von allen Seiten anerkannt, dass die 
Leistungen der piemontesischen Staatsbahnverwaltung in Bezug auf 
Bau und Betrieb musterhaft,^) zu derselben Zeit dagegen die Zustände 
bei den italienischen Privatbahnen zum Teil geradezu unhaltbar ge- 
wesen seien,*) und wenn trotzdem die Regierung immer wieder be- 
hauptet, dass das Personal der Privatgesellschaften für die Eisen- 
bahnverwaltung geeigneter sei und ein grösseres Interesse für den 
Dienst an den Tag lege, als solches bei Staatsbeamten der Fall, so 
bemerkt Lodrini^) sehr treffend, dass die Mittelmeergesellschaft ganz, 
die Adriatica zum grossen Teil ihr Personal der bisherigen Staatsbahn- 
verwaltung entnehme, und dass er sich nicht erklären könne, wie dies 
Personal durch die blosse Thatsache des Übertritts aus dem Staats- 
in den Privatdienst sich aus unbrauchbaren, lässigen Leuten in ge- 
eignete, thätige und zuverlässige Beamte verwandele/ 

Über das holländische System, dem die vorliegenden Verträge 
zwar nicht einfach nachgebildet waren, dem sie jedoch einige Haupt- 
grundsätze, so namentlich in Bezug auf die Beteiligung am Bohertrage 
und bezüglich der Reservefonds, entnommen haben, berichteten ver- 
schiedene der bedeutendsten Parlamentarier recht uugünstiges. So 
führte der Abgeordnete Luzzati aus, dass der holländische Vertrag 
eine „wahre Pflanzschule von Streitfragen** sei. Ein Hauptanlass zu 
Differenzen werde in Holland durch die Einrichtung der Reservefonds 
gegeben : es bestehe eine beständige Meinungsverschiedenheit zwischen 
den Gesellschaften und der Regierung darüber, welche Ausgaben als 

') Sitzung vom 29. XI. 84. S. 9759. 

2) Baccarini-Dopiiig S. 28 ff. 

8) Vgl. die ebenda S. 89 aus einer frühem Rede des Abgeordneten Valerio 
.wiedergegebenen drastischen Beschwerden über den unerhört langsamen 
und unzuverlässigen Uelorderungsdiensl : »Wenn die Güler ankommen, 
kommen sie an; wenn sie nicht ankommen, kommen sie nicht an; wenn 
sie verloren gehen, werden sie gesucht; wenn sie sich wieder finden, finden 
sie sich, wenn sie sich nicht finden, finden sie sich nicht.« 

*) Le convenzioni ferroviarie S. G4. 
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Betriebskosten anzusehen und welche dem Beservefonds zur Last zu 
legen seien. Streitigkeiten und Prozesse hierüber hätten sieh, ent- 
sprechend dem holländischen Phlegma, Jahre lang hingezogen. A\is 
diesem Grunde und wegen der andern hei dem Pachtbetriebe hervor- 
gehobenen Mängel sei dort eine Enquete darüber veranstaltet tvorden, 
ob nicht in Anbetracht der in Belgien und Deutschland vorzüg- 
lichen Ergebnisse auch in Holland der Staatsbetrieb einzuführen 
sei, und wenn die betr. Kommission bei aller Anerkennung der Ver- 
dienste, die der Staatsbetrieb in Belgien und Deutschland um das 
öflFentliche Wohl sich erworben, in ihrem Schlussvotum dennoch die 
Einführung des staatlichen Betriebes einstweilen noch nicht empfehle, 
so liege dies lediglich daran, dass mit Rücksicht auf die finanzielle 
Lage des Landes und die Bedingungen des PacMvertrages diese 
Lösung zur Zeit nicht angezeigt erscheine.') 

Auch bei der Spezialdebatte wurden alle einigermassen wichtigen 
Artikel der schärfsten Kritik unterzogen und zwar nicht blos von den 
grundsätzlichen Gegnern der Vorlage. Mit am heftigsten wurde eine 
Bestimmung angegriffen, wonach den Gesellschaften das von ihnen 
für das bewegliche Material zu zahlende Kapital mit einer that- 
sächlich — d. h. ohne Abzug der Mobiliarsteuer — mehr als 5 V° 
des Kaufpreises ausmachenden Jabressumme vom Staate zu verzinsen 
ist. „Lässt sich etwas juristisch wie administrativ ähnlich Unmög- 
liches ausdenken*, rief der Abgeordnete Fanattoni aus,^) „als dieser 
Zins, den der Staat an die Gesellschaften für das Kapital zahlt, 
welches er von letzteren als Preis für den an sie bewirkten Verkam 
empfängt?** 

Der Abgeordnete Dotto de Dauli hielt der Regierung warnend 
vor, welch' ungeheures Kapital im Laufe der Jahre durch diese Zins- 
zahlungen in Anspruch genommen werde — bei einer Vertragsdauer 
von 20 Jahren handle es sich, und zwar nur allein für das Mittelmeer- 
netz, um 146 Millionen Lire, bei 40 Jahren um 292, bei 60 Jahren 
um 438 Millionen — und fand, ebenso wie die grosse Mehrzahl der 
. andern Redner, diese ganz unverhältnismässigen Opfer in keiner Weise 
gerechtfertigt.^) Durch die Gründe, welche hiergegen die Regierung 

*) S. 10305 der Kammervcrhandlungen. Ebenso erwälint der Abg. Bertani, 
(S. 10057), dass ein hochgestelller holländischer Eiseiibabnbcamler einem 
italienischen Fachgenossen gegenüber die Acusscrung getlian habe: »Wenn 
ihr uns mit Eurem neuen System nachahmen wollt, werdet Ihr wie wir 
mindestens einen Prozoss täglich habi'ii!« 

«) Stenogr. Ber. S. 9809. 

3) Stenogr. Ber. S. 9861 
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in dem ministeriellen ÜberreichungsberichtO und in der Kammer vor- 
brachte, wurden diese Bedenken im Wesentlichen nicht entkräftet. 

Nicht minder hartnäckigen Widerstand fand die auf die Tarife 
bezügliche Bestimmung in Art. 44 des Bedingnishefts, wonach die 
Regierung zwar befugt ist, die gesetzlich festgestellten Maximalsätze 
einseitig zu ermässigen, in solchem Falle aber die Gesellschaften für 
den durch diese Ermässigungen nachweislich entstandenen Einnahme- 
ausfall nach Massgabe einer verwickelten Berechnung zu entschädigen 
hat. Von Eednern der verschiedensten Parteien, und zwar nicht nur 
in der Deputirtenkammer, sondern auch im Senat wie in der Fach- 
und Tagespresse, wurde diese Bestimmung aufs Heftigste bekämpft; 
namentlich Luzzati und der frühere Minister Cairoli warnten aul's 
eindringlichste vor deren Annahme. 2) Der erstere machte besonders 
darauf aufmerksam, dass noch keine Probe mit den neuen Tarifen 
gemacht worden, dass solche aber unbedingt erforderlich sei, ehe 
dieselben in der im Art. 44 vorgesehenen Weise festgebunden würden; 
er schlug daher vor, in das Gesetz eine Bestimmung aufzunehmen, 
wonach zunächst nach Ablauf einer nicht allzulange zu bemessenden 
Probezeit eine Nachprüfung der Tarife stattfinden und erst dann eine 
endgültige gesetzliche Feststellung derselben erfolgen solle. Dieser 
auf weiser Voraussicht beruhende Vorschlag wurde, da die Regierung 
sich dagegen erklärte, von der ihr ergebenen Mehrheit abgelehnt, 
und somit erhielt eine Bestimmung Gesetzeskraft, wodurch, wie Bac- 
carini in der Einleitung zu der mehrerwähnten 'Dornig'schen Schrift 
mit Recht bemerkte, der Eisenbahntarif immobilisiert und dem wirt- 
schaftlichen Fortschritt eine Schranke entgegengesetzt wurde, die nur 
mit den schwersten Geldopfern übersteigbar sein werde, da der Staat 
den Gesellschaften bei jeder Tarifermässigung den Unterschied zwischen 
den bisherigen und den ermässigten Sätzen zu erstatten hat, was die 
Gesellschaften veranlassen würde, nie aus freiem Antrieb eine Tarif- 
ermässigung einzuführen, sich vielmehr zu solcher stets vom Staate 
zwiugeq und zahlen zu lassen. In ähnlicher Weise sprach sich der 
Seii'dtoi' Casaretto aus, indem er bemerkte: „Ich glaube, dass jede 
staatlicherseits angeordnete Tarifermässigung der Regierung so viele 
Prozesse einbringen und so viel Kosten verursachen würde, dass kein 
Finanzminister jemals den Mut haben wird, Ermässigungen von irgend 
erheblichem Umfange anzuordnen."^) 

1) Archiv 1886, S. 464. . 

2) Slenogr. Ber. S. 11600, 11603, 11611 ff. 
») S. 3448 des stenogr. Ber. 
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Zu einem Hauptsturm vereinigten sieb, unter Fnhrnug Baccarini's, 
die Gegner der Regierungsvorlage gegen den auf die Neubauten be- 
züglichen Teil derselben. Alle die Argumente, welche die Minister 
und ihre Anhänger dafür vorbrachten, dasu es, wenn nicht notwendig, 
so doch aus technischen und finanziellen Gründen dringend empfehlens- 
wert sei, auch den Bau der neuen Linien den Betriebsgesellschaften 
zu übertragen, wurden Punkt für Punkt widerlegt, ohne dass jedoch 
durch diese ebenso langwierigen, wie erbitterten Redekämpfe irgend 
ein praktischer Erfolg, d. h, eine Änderung der bezüglichen Vertrags- 
festsetzungen, erzielt worden wäre. Dem den gegnerischen Angriffen 
gegenüber von der Regierung gewissermassen zur Entschuldigung 
vorgebrachten Einwände, dass sie nach dem ausdrücklichen Wortlaut 
der betreffenden Bestimmungen nur berechtigt, nicht aber auch ver- 
pflichtet sei, die Neubauten den Gesellschaften zu überlassen, in dieser 
Hinsicht vielmehr vollständig freie Hand behalte und somit in der 
Lage sei, nötigenfalls auch ihrerseits die Bauten auszuführen, wurde 
mit Recht entg«'gengehalten, dass dieser Vorbehalt wertlos und ohne 
jede Bedeutung sei, nachdem die Regierung selbst wiederholt und 
ausdrücklich, namentlich auch in dem mit dem Gesetzentwurf vorge- 
legten Erläuterungsbericht, erklärt habe, „dass es ihre feste Absicht 
sei, den Bau der neuen Linien den Gesellsrhaften zu übertragen, und 
dass sie dies als einen wesentlichen Bestandteil der neuen Organisation 
bezeichne. **•) Dass der Staat ein „cattivo costruttore^ , ein schlechter 
Bauherr und dass das ihm zur Verfugung stehende technisdte Per- 
sonal nicht in dem Masse geschult oder doch für grosse Bauten 
geeignet sei, wie das der Privatgesellschaften, wurde eingehend von 
dem frühern Arbeitsrainister Spaventa widerlegt, der nach Anführung 
verschiedener Beispiele sich namentlich auf den Grafen Cavotir berief, 
der seiner Zeit mit Staatstechnikern die galleria dei Giovi — einen 
3 km langen Tunnel zwischen Busalla und Ponted»»cimo an der Strecke 
Genua-Novi — begonnen und vollendet und ein weit gi'össeres Werk, 
den Durchstich des Mont-Genis, in Angriff genommen hat.^) Wie wenig 
stichhaltig ferner die weitere Behauptung sei, dass von Privatgesell- 
schaften billiger gebaut werde, wie vom Staate, und dass deren 
Projekte und Kostenanschläge zuverlässiger seien, als die regierungs- 
seitig aufgestellten, wies Baccarini an einer Reihe von Privatbauten 
nach, bei deuen die Voranschläge durch die thatsächlichen Kosten — 

1) Scismit-Doda in der Sitzano: v. 20. XII. lc-84. S. 164ÖJ. 

2) Silzuiig vom 2. Februar 1885. S. 11345 a. a. o. 
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sehr zum Nachteil der finanziell beteiligt gewesenen Regierung — 
erheblich überschritten worden, so beim Gotthard, welcher dem 
italienischen Staate anstatt des ursprünglich vertragsmässig bewilligten 
Zuschusses von 45 Millionen schliesslich die Summe von 58 Millionen 
gekostet, und bei der Pontebbabahn, für welche der Staat über 
27 Millionen Lire, d. h. mehr als das doppelte des ursprünglich ver- 
anschlagten Kostenbetrages, verausgabt habe.') Am meisten illusorisch 
aber erschienen Baccarini die Vorteile, welche Genala wie der Finanz- 
minister für das Budget und den Staatskredit von den neuen Be- 
stimmungen über den Bahnbau und namentlich von der Aufbringung 
des Kapitals durch die Gesellschaften erwarteten. In der Vorrede zu 
Dornig (S. 12) führte er aus, wie dasselbe finanzielle Ergebnis, welches 
jetzt durch besondere Obligationen erzielt werden solle, die zwar von 
den Gesellschaften ausgegeben, aber vom Staate verzinst und getilgt 
werden, bei der derzeitigen Lage des Geldmarktes und dem Stande 
der Konsols sich durch eine Staatsanleihe oder die Ausgabe neuer 
Kententitel hätte erreichen lassen. Mit Entschiedenheit bestritt er, 
wie seine Parteigenossen, dass der Kredit des Staates geringer sei, 
als derjenige der Gesellschaften. Und wenn deren Läge sich ver- 
schlechtere, so sei es doch immer die Eegierung, die helfend ein- 
greifen müsse. ^) „Die Quellen des Kredits für einen weise verwalteten 
Staat sind so gut wie unerschöpflicli, während diejenigen von Privat- 
gesellschaften abnehmen und bei einer, wenn auch nur geringen Er- 
schütterung des Bodens unter ihren Füssen leicht versiegen, wenn 
der starke Arm des Staates sich nicht beeilt, sie wieder fliessen zu 
machen.***) In der Kammer hielten Baccarini und andere Eedner, 
so namentlich Seismit - Doda,*) dem Finanzminister Magliani die 
früher schriftlich wie mündlich von ihm gethanen Äusserungen vor, 
in denen er eine seinem jetzigen Standpunkt diametral entgegengesetzte 
Auffassung vertreten. Im Anschluss hieran machte Seismit -Doda 
noch besonders auf die Anomalie aufmerksam, welche darin liegt, 
dass die Gesellschaften ermächtigt wurden, Obligationen auszugeben, 

S. 16227 ebenda. 

8) Fast wörtlich dieselben (iriinde waren IV« Jahre vorher, im Juli 1888, in 
der französischen Deputirlenkammer gegen die vom Minister Baynal vor- 
gelegten Verträge mit den 6 grossen franz. Eisen bah ni^csellschaftcn vorge- 
bracht worden; vgl. v. d. Leyen in Schmoller's Jahrb. för Gesetzgebung. 
8. Jahrg. S. 180. 

») Dornig, S. 186. Usi ed abusi delle ferrovie. Studi economici e sociali. 

4) Sitzung vom 26. XIL 1884. S. 10453. 
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deren Tilgung 90 Jahre dauert, während sie selber möglicherweise 
bereits nach 20 Jahren, aller Wahrscheinlichkeit nach aber nach 60 
Jahren zu bestehen aufgehört haben werden.') 

All diesen Einwänden gegenüber wussten die Vertreter der Kegic- 
rung im Grossen und Ganzen nichts anderes vorzubringen, als die in 
dem Erläuterungsberichte niedergelegten Argumente,^) von denen be- 
sonderä eines allseitig höchst ironisch aufgenommen wurde. »Die 
EisenbahHen" — heisst es S. 163 des Berichts — „stellen ein Kapital 
dar, welches allmählich abnimmt und sich aufzehrt, und welches sogar 
sogar schon vor der Zeit verloren gehen kann, wenn neue, einfachere 
und ökonomischere Trausportmittel aufkommen und an deren Stelle 
treten sollten. Eine dauernde Schuld für Eiseubahnbauten würde zu 
dem Endergebnis fuhren, dass der Staat ständig die betreiFenden 
Lasten zu tragen haben würde, auch wenn der Gegenstand, für welchen 
die Schuld aufgenommen worden, nicht mehr vorhanden oder erheblich 
geschmälert sein sollte." Hierzu bemerkte SeismiUDoda unter allge- 
meiner Heiterkeit: „Ich erlaube mir, die geehrten Verfasser des Be- 
richts und namentlich den Herrn Finanzminister '/u fragen, welch' 
neues, einfacheres, ökonomischeres und namentlich schnelleres Trans- 
portmittel als die Eisenbahnen er für die kommende Zeit, wo letztere 
nicht mehr vorhanden sein sollten, voraussieht — wenn er nicht etwa 
auf die LuftschifF-Fahrt rechnet. In Wahrheit würde nur diese ver- 
bleiben." 

Air diese Einwendungen waren vergeblich; es handelte sich eben, 
wie von den Verteidigern der Verträge mehrfach offen zugegeben 
wurde,^) bei der ganzen Frage nicht sowohl um eine möglichst sach- 
und fechgeraässe Neuregelung des Eisenbahnwesens, als um ein 
politisches Gesetz, welches einen Hauptpunkt des ministeriellen Pro- 
gramms bildete, unter dem Zwang eiserner Parteidisziplin wirkten 
die Vertreter derjenigen Richtung, die von einem Staatsmonopol nichts 
wissen, vielmehr alles der Privatthätigkeit und freien Konkurrenz 

1) Noch schärfer äiisscrie sich Zofirim', le convenzioni fenoviarie, S. 53: »Gc- 
seil^cliaften, die hlo se BcIriebsführiT, <l. h. weder Eitrentüii er noch eigent- 
liche Konzessionäre sind, nicht nwr den Ban des Bahnkörpers und der 
Cleleise, sondern auch nie Emission der Titel anzuvei trauen und somit 
Aktiengesellschaften die Funktionen privile;(irler Slaalsbankiers zu üher- 
traii;en, erscheint fast nnglauhlich. Schliesslich aber noch einen ii; 00 Jahren 
umortisierbaren Scluildtitol zu cfclialTen, um denselben von Gesellschaften 
ausgeben zu lassen, deren Dauer auf 20 Jahre beschränkt werden könnte, 
ist, ohne dass es eines Beweises bedürfte, einfach abgeschmackt.« 

2) Archiv 1886, S. 167 ff. 

8) Vgl. Rede des Abgeordneten PezzoUn% S. 10328. 
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überlassen wollte, dazu mit, dass gerade letztere völlig ausgeschlossen 
und an dessen Stelle ein Privatmonopol weitgehendster Art gesetzt 
wurde. Insbesondere auf die mit dieser Monopolisirung für die öffent- 
lichen Interessen verbundene Gefahr wurde während der ganzen Dauer 
der Verhandlungen von den verschiedensten Seiten immer und immer 
wieder hingewiesen. So warnte der Abgeordnete Panattoni, der sich 
selbst ausdrücklich als langjährigen Anhänger des Privatbahnsystems 
bezeichnete, aufs eindringlichste davor, das gesamte festländische 
Eisenbahn-, Bau-, Betriebs- und Finanzwesen, blos zu dem Zweck, 
um das Staatsbudget zu entlasten, zu Gunsten zweier kapitalistischen 
Konsortien in einer Weise zu monopolisiren, die jede anderweitige 
Privatindustrie unmöglich machen und zugleich den Staat nicht nur 
eines wesentlichen Teiles seiner Machtbefugnisse berauben, sondern 
geradezu unter die Tyrannei dieser „kolossalen Gesellschaften" bringen 
würde, Gesellschaften, von denen nach der ganzen Art ihrer Fundi- 
rung und Zusammensetmng, ja nach ihrem ausgesprochenen Zweck, 
vor allem die finanzielle Ausbeutung ihres Monopols und eine auf 
Erzielung eines möglichst grossen Gewinns gerichtete Thätigkeit, 
nicht aber Hebung des Verkehrs oder sonst eine Förderung des 
Gemeinwohls zu erwarten sei.^) Auf den Einwand, dass der Gefahr 
einer dauernden Schädigung öffentlicher Interessen durch die Be- 
stimmung vorgebeugt sei, dass der Vertrag bereits nach 20 Jahren 
wieder aufgehoben werden könne, erwiderte der Abgeordnete de Fortis: 
„Die Betriebsüberlassung, einmal perfekt geworden, wird bei Ablauf 
der ersten Periode von 20 Jahren nicht wieder aufhören. Lassen sie 
die grossen Aktiengesellschaften erst Wurzel gefasst, sowie ihren 
schwergewichtigen Einfluss ausgebreitet haben, und die Eisenbahnen 
werden sicherlich auf 40, und wahrscheinlich die ganzen 60 Jahre 
über in ihren Händen verbleiben.'' 

Herr Dr. Pieck^) macht hier auf die uns bekannten prophetischen 
Äusserungen Lamartine's bezüglich der Macht der Eisenbahnen in 
Frankreich aufmerksam und weist darauf hin, „dass die Erfahrung 
Lamartine Kecht gegeben hat, wenn man sieht, zu welchem mächtigen 
Faktor im Staate die grossen Gesellschaften in Frankreich nach und 

») Vgl. S. 9867. Siehe auch die U,;de des Abgcord. Bertani S. 10037 IT., worin 
CS u. A. heisst: Die eij^entlichen Aliiiisler der öffciitlichoii Arbeiten werden 
die IiäuptliDg;e, die Anführer (i caporioni) der GoselL-chaflen sein, und nach 
ihren Antczcdentien lässt sich erwarten, dass sie die erlangte Gewalt gut 
auszunützen wissen werden. 

«) Archiv 1886 1. c. 
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nach herangewachsen sind, wie sie in einem Lande und während eines 
Zeitraumes, wo sonst keine Gewalt sich dauernd und fest gezeigt hat, 
wo nicht nur Ministerien, sondern ganze ßegierungsformen, ja Dyna- 
stien über Nacht wie vom Winde weggeweht verschwunden sind, sich 
allein aufrecht und UDerschütterlich in der Erscheinungen Flucht 
gehalten, wie sie vermöge ihres gewichtigen weitverzweigten Einflusses 
selbst einem so energischen, machtvollen und despotischen Willen, 
wie dem Gambetta's, Widerstand zu leisten gewusst und es schliess- 
lich dahin gebracht haben, dass die Kegierung der dritten Bepublik 
nach einem kurzen Anlauf, ihre Macht zu brechen, vor ihnen geradezu 
kapitulirt hat/') 

Dann äussert Herr Dr. Pieck nicht ohne Ironie den Wunsch, 
dass sich in Italien, wo nun das gesamte Eisenbahnwesen der Gegen- 
wart und Zukunft wesentlich in die Hände von nur zwei Gesellschaften 
gelegt ist, nicht ähnliche Verhältnisse entwickeln mögen wie in Frank- 
reich. „Auch dort sind und waren von jeher dem Staate Eündigungs- 
und Ankaufsrechte vorbehalten, auch dort bestehen eine Unmenge mit 
peinlichster Sorgfalt ausgearbeiteter, gesetzlicher, reglementarischcr 
und statutarischer Bestimmungen, durch welche zum Schutze des 
öffentlichen Wohls und der Verkehrsinteressen der Kegierung ein bis 
auf die kleinsten Einzelnheiten sich erstreckendes Aufsicbts-Einspruchs- 
recht gewahrt ist;^) wie es aber zu einem Ankauf thatsächlich niemals 
gekommen, und wie ferner trotz dieser staatlichen Kontrolle und Mit- 
wirkung gerade bei den grössten Gesellschaften Missbräuche so 
schreiender Art sich eingeschlichen haben, dass dadurch eine stetig 
wachsende Empörung, ja ein förmlicher Hass gegen die Eisenbahnen 
in den beteiligten Kreisen hervorgerufen worden, ist bekannt. Nach 
diesen Erfahrungen darf man auch von den in den italienischen Eisen- 
bahnverträgen vorgeschlagenen Aufsichts- Einrichtungen und -Organen 
sich nicht zu viel versprechen; eine zu minutiös vorgeschriebene 
Kontrolle leistet entweder zu viel oder zu wenig, wurde schon vor 
Jahren in der italienischen Kammer gelegentlich einer Debatte über 
die Organisation der Staatskommissariate für die Privatbahuen bemerkt.^) 

1) Vgl. V. d* Leyen a. a. 0. S» 189. 

2) Dornig: Usi ed abusi S. 159. 

3) Die bei dieser üelegenheit — in der Silziing vom 21. Oktober 1861 — von 
dem Abg. Valerio gehaltene Rede passt zum grossen Teil wörtlich auch 
auf die jelzigcn Bestimmungen und die heutigen Zustände, namentlich wenn 
der Redner sagt: »Die staatlichen Auf'sichtsbeamten müssen, wenn sie die 
minutiösen reglementarischen Vorschriflen beobachten wollen, vor allem 
so zahlreich sein, wie die Beamten der £isenbahngC8ellschaftcn, und wären 
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Die (ft zitierten Schriften: Dornig A., «ü&i ed abiisi delle 
ferrovie. Studi economici et sociali" und Baccarini- Bornig, »Le 
feiTovie italiane et il parlameuto'* mögen als Ausdruck der Volks- 
stimmung gelten, deren lebhaftes Sinnen auf das reine Staatsbahn- 
System hinzielt. Dornig schrieb, es sei ihm aus den ohne jede Vor- 
eingenommenheit angestellten Untersuchungen über die politischen, 
wirtschaftlichen und sozialen ViTirkungen der Eisenbahnen und über 
die Eisenbahnverhältnisse in den zivilisierten Ländern Europas und 
Amerikas in der Vergangenheit und in der Gegenwart die Überzeugung 
immer fester geworden, dass der Eisenbahnbetrieb nicht wie andere 
Gewerbe der Privatunternehmung überlassen werden könne, dass i^\q 
Eisenbahnen vielmehr wegen ihres bedeutenden Einflusses auf alle 
Verhältnisse des öflFentlichen und privaten Lebens vollständig in den 
Händen des Staats sein müssen. Bei diesem Ergebnis habe ihn 
die Schlussfolgerung der italienischen Eisenbahn-Knquete-Eommission, 
dass der Privatbetrieb dqm Staatsbetriebe vorzuziehen sei, natürlich 
in grosses Erstaunen gesetzt. Er könne sich diesen Schluss nur aus 
dem die öffentliche Meinung in Italien in hohem Masse beherrschen- 
den wirtschaftlichen Doktrinarismus erklären und habe deshalb be- 
schlossen, die von ihm angestellten Untersuchungen im Interesse der 
Verbreitung gesünderer Anschauungen zu ve^öffientlichen. Dornig 
suchte dann mit Beispielen aus Amerika, England, Frankreil^h, Deutsch- 
land, Österreich u. s. w. das Gesetz nachzuweisen, dass Missbräuche 
und Unzuträglidikeiten im Eisenbahnwesen eines Landes in um 
so höherem Masse eintreten, je schwächer der Einfltiss der Regie- 
rung auf den Bau und besonders den Betrieb der Eisenbahnen ist, 
das heisst, je mehr Bau und Betrieb in den Händen von Privat- 
gesellschaften sind. Baccarini, ein frühertr Minister der öflFentlichen 
Arbeiten, sprach in seiner Schrift die Ansicht aus, dass die neuen 
Verträge dem Lande nur zum Schaden gereichen können, dass die 

Fodann genötigf, für Rechnung der Regierung all' das noch einmal zu tun, 
was letzteren für Rechnung der Gesellschaften obliegt. Und da gie dies 
nicht können, was folgt daraus? Dass die Kommissarien keine Aufsicht 
üben werden, weil sie es in der Weise, die von ihnen verlangt wird, nicht 
können. Warum denn aber, anstatt die doppelte Anzahl von Beamten zu 
halten, um dieselben Arbeiten zweimal ausführen oder aber die staatliche 
Aufsicht und Genehmigung zu einer blossen Formalilät werden zu Jasscn, 
nicht vielmehr gleich direkt regierungsseitig den Bau und Betrieb sämtlicher 
Eisenbahnen übernehmen? Es wäre dies sicherlich ein weniger schlechtes 
System, als jenes, die Bahnen der Privatindustrie zu überlassen, um nach- 
her jede Arbeit, jedes Geschäft zu kontrollieren, jede Prüfung, jede Be- 
ratung noch ein Mal vorzunehnMii, kurz, die nötigen Ausgaben für den 
Staat und die Gesellschaften zu verdi^peln.« Baccarini' Dornig, 1 c. S. 66. 
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BegieruDg die Betriebsgesellschaften mit ihren vom Staate garantierten 
Kapitalien eigentlich nur als Vermittler gebrauchen werde, um dem 
Parlamente gegenüber nicht die Verantwortung für den Eisenbahn- 
betrieb tragen zu müssen. Für diese Abwälzung der Verantwortlich- 
keit aber werden die italienischen Steuerzahler aufkommen müssen. 

Wie weit die Opposition gegen die Betriebsüberlassungsv^rträge 
Recht gehabt hatte, zeigt uns einer der erfahrensten und gediegensten 
Eisenbahnschriftsteller der Gegenwart, Herr Dr. A. v. d. Leyen, in- 
dem er schreibt:') ^Heute schon (1892) möchte man sagen, dass die 
Opposition Recht gehabt hat. Die Eis&nhahnpolitik des Jahres 1885 
hat keine schönen , Früchte getragen- Die Oesellschaften hohen 
verhältnismässig gute Geschäfte gemacht, der Betrieb der Bahnen 
ist aber ein unvollkommener, die Aufsicht des Staates wirkungslos, 
der notwendige und von den Oesellschaften mitübernommene Aus- 
bau des Eisenbahnnetzes schreitet langsamer, als vorgesehen war, 
und nur unter Übernahme stets neuer grosser Opfer seitens des 
Staats vorwärts.*^ 

Die den Ausbau des Netzes bezweckenden Massnahmen der neuen 
Verträge, sowie die in der Deputirtenkammer durchgesetzte Erhöhung 
des Jahresbudgets für Eisenbahnbauten vermochten nur vorübergehend 
aus den Verlegenheiten herauszuhelfen, in welche der Staat! durch 
die Neuordnung seines Eisenbahnwesens immer mehr versetzt wurde. 

Mit Gesetz vom 24. Juli 1887 wurde die Regierung zur Deckung 
der bei 19 teils im Betrieb befindlichen, teils nahezu vollendeten 
Eisenbahnlinien gegen den Voranschlag entstandenen Mehrkosten im 
Betrag von 121 Mill. Lire, sowie zur Erhöhung der jährlichen Be- 
triebszuschüsse für alle laut Art. 12 des Gesetzes von 1879 entstehen- 
den öffentlichen Bahnen von 1000 auf 3000 Lire für den Kilometer 
ermächtigt. 

Am 20. Juli 1888 wurde ein weiteres Gesetz veröflFeutlicht, das 
darauf hinausging, die dem Lande seit 1879 versprochenen, zur Ver- 
vollständigung des alten Netzes bestimmten Linien binnen der festge- 
setzten Frist wirklich auszubauen. Auf diesem Gebiete Klarheit zu 
schaffen, wurde allseitig nachgerade für eine politische Notwendigkeit 
erachtet: Die Dinge hatten immer gebieterischer daraufhingedrängt 
zu versuchen, dem Missbrauch, welcher mit dem Thema der Eisen- 
bahnbauten viele Jahre hindurch bei den Abgeordnetenwahlen zum 
Schaden des Ansehens der Gesetze wie der Regierung getrieben 

») Handwörterbuch der Staatsw., 1892 erschienen, a. a. 0. 
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worden, endlich ein Ziel zu setzen. Doch ging die Entwicklung des 
italienischen Eisenbahnnetzes auch nach Erlass dieses Gesetzes nur 
äusserst langsam vou statten. 

Durch Gesetz vom 10. April 1892 sah sich die Eegieruug dann 
genötigt zu bestimmen, dass zur Deckung der staatlich aufzuwenden- 
den Kosten für Eisenbahnbauten in das Budget für 1892/93 ein Betrag 
von 30 Ml 11. Lii*e, ein gleicher Betrag für 1893/94 und für die darauf- 
folgenden Jahre je 40 Mill. Lire eingestellt werden sollen. Da sich 
aber herausgestellt hat, dass mit diesem Betrag den Bedürfnissen 
des Landes nicht genügt werden konnte und die Verpflichtungen der 
Regierung nicht zu erfüllen waren, wurde der Betrag durch Gesetz 
vom 12. Juli 1894 erhöht, so dass für das Jahr 1893/94 75 Mill. 
und für das folgende Jahr 65 Mill. Lire für Eisenbahn- Neu- und 
Ergänzungsbauteo, sowie für Beschaffung von Fahrmitteln zur Ver- 
wendung kommen sollen. Die Feststellung der für die folgenden Jahre 
zu verwendenden Summen ist späterer Beratung vorbehalten worden. 
Die Belastung des Staatsbudgets infolge des 1888er Gesetzes dauert 
beinahe ein volles Jahrhundert 

Nach einem Bericht des Generaldirektors der italienischen Eisen- 
bahnen blieb dem S aat ein Überschuss der Einnahmen über die 
Ausgabe von 

1888 1889 1890 

10,005,507 Lire 8,340,161 Lire 7,106,157 Lire. 

Dieser Überschuss stellt den unmittelbareu Gewinn dar, welchen 
der Staat aus dem auf die Eisenbahnen verwendeten Kapital gezogen 
hat. Da dieses Kapital sich am Schluss des Jahres 1890 auf etwa 
3V2 Milliarden Lire bezifferte, so ergibt sich eine Verzinsung von nur 
Vs V.o« Dabei ist zu berücksichtigen, dass die sehr beträchtlichen 
Kosten der Staatsaufsicht nicht unter den Ausgaben des Staats mit 
angeführt sind. Auffällig ist, dass trotz der Zunahme der Gesamt- 
Binnahmen der unmittelbare Nutzen des Staates von 1888—1890 stetig 
geringer geworden ist. 

Auch in allerneuester Zeit ist keine Besserung im italienischen 
Eisenbahnwesen eingetreten, im Gegenteil. Herr H. Claus schreibt 
im neuesten Jahrgang des Archivs :*) „Dem chaotischen Zustand gegen- 
über, der vor dem 1. Juli 1885 in dem italienischen Eisenbahnwesen 
herrschte, war die durch die Neuordnung erfolgte Zusammenfassung 
zu grösserer Einheitlichkeit jedenfalls ein wesentlicher Fortschritt. 

1) 1896, 253 n. 
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Einen befriedigenden Zustand hat indessen auch die nach mühevollen 
eingehenden Untersuchungen und langen Verhandlungen 1885 zu Stande 
gekommene Neuordnung bis jetzt nicht herbeizuführen vermocht, viel- 
mehr werden die Klagen über Mängel im Eisenbahnwesen, sowie 
über die durch die Eisenbahnen dem Staate auferlegten Lausten 
immer lauter und häufiger.^^ 

Die wirklichen Einnahmen der drei Betriebsgesellschaften blieben 
in den ersten neun Jahren der Wirksamkeit der Betriebsüberlassungs- 
verträge um volle 283,626,285 Lire gegen die bei Abschluss dieser 
Verträge gehegte Annahme und Erwartung zurück. Auch für das 
Betriebsjahr 1894 — 1895 ist bekannt, dass eine Besserung in den 
Eisenbahneinnahmen nicht eingetreten ist. Vom Fehlbetrag der ersten 
neun Jahre fallen 75,714,498 Lire auf den Staat, der überdies dem 
Eisenbahnwesen noch andere Leistungen schuldet, so dass beispiels- 
weise für das Rechnungsjahr 1895/96 seine Belastung durch die Eisen- 
bahnen auf über 210 Millionen Lire berechnet wird. 

Bassland. Als Geburtstag der russischen Eisenbahnen gilt der 
15./37. April 1836, da an diesem Tage durch eine Verordnung des 
regierenden Senats zur öffentlichen Kenntnis gebracht wurde, dass 
der Kaiser Nikolaus L die Genehmigung zum Bau der ersten russi- 
schep Eisenbahn — der Linie von St. Petersburg über Zarskoe-Selo 
nach Pawlowsk — erteilt habe. Schon am 21. Dez. 1835 hatte Kitter 
Franz Anton von Oerstner,^) ein durch mehrfachen Aufenthalt in 
England mit den Eisenbahnen bekannt gewordener Ingenieur aus Prag, 
vom Zaren die Berechtigung zur Bildung einer Aktiengesellschaft für 
den Bau und Betrieb einer Eisenbahn von St. Petersburg nach Paw- 
lows^ unter Bedingungen erhalten, die für die Gesellschaft sehr 
günstig genannt zu werden verdienen. Zwar übernahm die Eegierung 
keine Zinsgewähr für das von der Gesellschaft aufzubringende Anlage- 
kapital, dagegen wurden der Gesellschaft sehr wesentliche ander- 
weitige Vorteile zugestanden, wie sie keiner spätem Gesellschaft mehr 
erteilt worden sind. Denn die Dauer der Konzession wurde auf 
unbeschränkte Zeit festgesetzt und die Gesellschaft erhielt das Recht, 

») Vj5i. den Aufsatz von H, Claus im Archiv 1837, S. 50 flf, ferner am «leichon 
Orte die im Laufe dieser Darstellung zitirlen Artikel, sodann ebenda 1882: 
S. 148; J890: 422; u. a v. a. 0. Siehe auch Roll, 6, S 2813 ff. und Dr. 
A. V. d. Leyen im Handwörterbuch der Staatsw,, Bil. 3. 1. c. 

*) Gerstner bat auch in Oesterreich beim Beginn des Eisenbahnwesens eine 
hervorragende Rolle gespielt. Vgl. Roll, Encyklopädic, 4, S. 1803. 
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die Höhe der Tarifsätze lediglich nach eigenem Ermessen m be* 
stimmen! Da ferner zu jener Zeit in Russland sich keine Fabriken 
fanden, welche die Lieferung der Schienen, des zugehörigen kleinen 
Eisenzeugs, sowie der Lokomotiven und Wagen hätte übernehmen 
können, mussten diese Gegenstände alle im Auslande bestellt werden, 
wobei für die Einführung dieser Gegenstände in ßussland der Gesell- 
schaft Befreiung von Zoll gewährt wurde. Man sieht, dass der Staat 
hier das öffentliche Interesse noch sehr wenig stark betont hat, wohl 
nur, um überhaupt zu einer Eisenbahn zu kommen oder zu sehen, 
wie sich die Sache anlassen würde. Denn wie in andern Ländern 
wurden vielfach allgemeine Bedenken gegen die Eisenbahnen auch in 
Kussland laut, man fürchtete unheilvolle Verschiebungen und Ände- 
rungen der Erwerbs- und gesellschaftlichen Verhältnisse, man sah 
wegen der hohen Bau- und Betriebskosten finanzielle Schwierigkeiten 
voraus und was speziell in Kussland das zaghafte Vorgehen begreiflich 
macht : man glaubte, dass der starke Winterfrost und die Menge des 
fallenden Schnees den regelmässigen Betrieb der Eisenbahnen unmög- 
lich machen werde. Die sog. Zarskoeseloer Eisenbahn er*vies sich 
nun aber sowohl für den Verkehr als für die Aktionäre vorteilhaft 
und lieferte den Beweis, dass das russische Klima dem Bau und 
Betrieb der Eisenbahnen keine unüberwindlichen Hindernisse ent- 
gegenstelle. 

Daraufhin veröffentlichte der Staatssekretär Murawiew eine Denk- 
schrift, in welcher hauptsächlich eine Eisenbahnverbindung zwischen 
St. Petersburg und Moskau, die später sog. Nikolai-Bahn^ befürwortet 
wurde. Murawiew wies besonders darauf hin, dass es im öffentlichen 
Interesse liege, die Eisenhahnen lediglich von Staatswegen zu hauen 
und sie nicht der Privatindustrie zu überlassen, insbesondere auch, 
„damit der Handel mit Eisenbahnaktien verhindert werde**. Nachdem 
dann im folgenden Jahre zwei russische Ingenieure, die behufs Ein- 
ziehung weiterer Nachrichten über das Eisenbahnwesen nach Nord- 
amerika abgesandt worden waren, sich über den Nutzen der Eisen- 
bahnen sehr günstig äusserten, befahl Zar Nikolaus in der am 1. Febr. 
1842 stattgehabten letzten Sitzung seines besondern Eisenbahnaus- 
schusses, dass die Ausführung einer Eisenbahnverbindung zwischen 
St. Petersburg und Moskau auf Staatskosten alsbald in Angriff ge- 
nommen werden solle. In dem Erlasse des Zaren^) heisst es u. a.: 

1) Vgl. den wesentlichen Inhalt d(s Erlasses, der von richtiger Erkenntnis der 
Bedeulaug der Eisenbahnen für Staat und Volk zeugt, im Archiv 1885, S. 74. 
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„Nachdem , haben wir befohlen, dass die Ausführung 

der Bahn von Petersburg nach Moskau nach dem Beispiele anderer 
Staaten auf Bechnung der Krone erfolge, damit diese Eisenbahn im 
Interesse des öffentlichen Verkehrs, des Handels und der Industrie 

des Reiches stets in den Händen der Regierung bleibe .* 

Allerdings erfüllte sich dieser letzte Wunsch nicht, da diese wichtige 
Bahn, die sog. Nicolaibahn, die dadurch charakteristisch und typisch 
für die ganze russische Eisenbahngeschichte geworden ist, im Jahre 
1868 aus finanziellen Nöten der Regierung von dieser auf 84 Jahre 
verkauft wurde, jedoch unter dem Vorbehalte des Rechts, dass die 
Regierung die Bahn nach Ablauf der ersten 20 Jahre wiederum in 
eigene unmittelbare Verwaltung nehmen dürfe. In der That sprach 
denn, es sei dies gleich vorweggenommen, die Regierung gemäss dem 
neuen Zuge ihrer Eisenbahnpolitik die Absicht aus, von dem ihr zu- 
stehenden Rechte im Jahr 1888 Gebrauch zu machen. Doch verschob 
man dann die Geltendmachung dieses Rechts auf den 1. Januar 1894, 
unter welchem Datum die Nicolaibahn wieder vom Staat in Verwal- 
tung genommen wurde. ^ 

Ähnlich wurde der Betrieb der in den Jahren von 1845 — 1848 
eröffneten Eisenbahn von Warschau bis Graniza, welche der Staat, 
da eine schon im Jahre 1838 mit der Konzession ausgerüstete Aktien- 
gesellschaft yicU nach vier Jahren ausser Stande erklärte zur Vollend- 
ung des begonnenen Baues, selbst fertig gebaut und auch in Betrieb 
genommen hatte, samt der ursprünglich ebeufalls vom Staate betriebenen 
Seitenstrecke Skierniewice-Lowicz infolge eines Erlasses des Zaren im 
November 1857 einer Privatgesellschaft auf die Dauer von 75 Jahren 
übertragen. Die Ursache war ebenfalls die flnanz'elle Notlage der 
Regierung. 

Bis zu dem im Februar 1855 erfolgten Tode des Zaren Nikolaus 
kam nur noch die am 1. November 1853 eröffnete Eisenbahn von 
St. Petersburg nach Gatschina, der kaiserlichen Sommerresidenz, zur 
Ausführung, so dass das grosse russische Reich am Schlüsse des 
Jahres 1855 erst 1045 km Eisenbahnen im Betriebe hatte, während 
zu derselben Zeit in Grossbritanien schon 13419, in Deutschland 7826, 
in Frankreich 5529 km Eisenbahnen dem Verkehre dienten. Bei einer 
auf ailerh. Befehl vom Jahr 1851 auf Kosten des Staats in Angriff 
genommenen Linie St. Petersburg-Warschau raussten bei Beginn des 
Krimkriegos die Arbeiten unterbrochen werden. 

1) Vgl Archiv 1886: S. 580; 1887: 8ii; 1888: 569 ff.; 1894: 10i8 ff. Vgl. 
ferner »Kölner Zeitung« 1886, JNr. 114. 
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Erst während des Krimkrieges (1853—56) trat die Bedeutung 
der Eisenbahnen, namentlich für die Landesverteidigung, der russischen 
Eegierung besonders lebhaft vor Augen. Alexander IL beschloss 
deshalb alsbald nach seiner Thronbesteigung, die militärische und 
wirtschaftliche Kraft des russischen Reiches durch die Herstellung 
eines umfassenden Eisenbahnnetzes zu erhöhen. Die infolge des Krieges 
zerrütteten Staatsfinanzen, die zudem von der dringend notwendig 
gewordenen Reorganisation des Heeres und der Verwaltung imd ebenso 
von wirtschaftlichen Reformen stark in Anspruch genommen waren, 
zwangen indessen die Regierung, von einem weitern Bau auf Staats- 
kosten abzusehen und sich an die Privatindustrie zu wenden. Ange- 
sichts der Erschlaffung aller einheimischen wirtschaftlichen Kräfte 
sah sich die Regierung genötigt, vorab westländisches Kapital zu 
engagieren. Im Jahre 1857 wurde hauptsächlich durch französische 
Bankhäuser die „Grosse russische Eisenbahngesellschaft** gegründet, 
welche sich verpflichtete, ein ihr zu bezeichnendes Netz von zirka 
4000 Werst*) Eisenbahnen auf ihre Rechnung und Gefahr binnen 
10 Jahren zu erbauen und hiernach 85 Jahre lang zu unterhalten und 
zu betreiben, wogegen der Gesellschaft eine 5 o/oige Garantie und das 
Vorrecht bei Konzessionierung von Verlängerungen und Konkurrenz- 
linien gewährt wurde. Nach Ablauf der angegebenen Zeit sollte das 
gebaute Netz unentgeltlich der Krone zufallen.^) 

Aber die Regierung sollte auch mit der Privatindustrie, an die 
sie sich hatte wenden müssen, nicht ohne schlimme Erfahrungen weg- 
kommen. Man war genötigt, bedeutende Vorschüsse zu gewähren, 
um die Fortsetzung des Baues und Betriebes der der „Grossen Ge- 
sellschaft" konzessionierten Linien zu sichern. Die hauptsächlich upter 
dem Einflüsse fremdländischer Bankhäuser stehende Verwaltung und 
ßetriebsführung der Konzessionärin gab zu vielen Klagen Veranlassung 
und nötigte die Regierung mehrfach zum Einschreiten gegen die Ge- 
s«*llschaft behufs Wahrung der Rechte des Staats und der verkehr- 
treibenden Bevölkerung. War also die Erfahrung beim Eisenbahnbau 
und -Betrieb auf Kosten der Krone keine ermutigende, so war es noch 
weniger der Versuch des Bahnbaues durch die grosse private Gesell- 
schaft. Nichtsdestoweniger aber wurden in den Jahren 1856 — 1863 

1 Werst = 1066,78 m. 

2) Vgl. die auszugsweise Wiedergabe des kaiserlichen Erlasses vom 26. 1./7. IL 
1857, der von tiefem Versländnis für die Bedeutung der Eisenbahnen zens:t. 
im Archiv 1887, S. 61 ff. 

12 
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zum Bau und Betrieb von Eisenbahnen nur Privatgesellschaften zuge- 
lassen, (einzige Ausnahme bildet die Oruschewo- Don -Bahn), welche 
Privatgesellschaften ausser Garantien auch noch Darleihen auf 
kürzere und längere Zeit erhielten. 

Vom Jahr 1863 an trat neben die Erteilung von Eonzessionen 
an Privatgesellschaften wieder der Bau und Betrieb durch den Staat, 
wobei dieser oft von Privatunternehmern Linien übernehmen musste, 
da die Oesellschaften nicht im Stande waren, den Bau durchzuführen. 
Vorherrschend blieb aber immer noch die Sympathie der Begierung 
ür Privatbau und -Betrieb, wie sie denn auch sehr grosse Opfer 
brachte, um Privatkapitalien zum Eisenbahnbau heranzuziehen. Seit 
dem Jahre 1866 trat hierbei nur insofern eine Änderung ein, als die 
Begierung die Beschaifung der Baumittel nicht mehr ausschliesslich 
den Aktiengesellschaften überliess, sondern selbst Anleihen machte 
und die hierdurch gewonnenen Mittel den Eisenbahngesellschafben 
nach Bedürfnis überwies. Unmittelbar auf Staatskosten gebaut wurden 
bis 1881 ausser den Eisenbahnen im Grossherzogtum Finland noch 
die 1867 eröflEnete Eisenbahn Moskau - Kursk, sowie einige andere 
Linien von unwesentlicher Ausdehnung. Mit einer winzigen Ausnahme, 
der 57 Werst langen schmalspurigen Eisenbahn von Liwnü nach 
Werchowje, wurden aber alle diese letzten Linien sämtlich alsbald 
nach ihrer Fertigstellung oder nachdem sie kurze Zeit von der Begie- 
rung betrieben worden waren, an Privatgesellschaften abgetreten. 

Seit dem Jahr 1881 aber trat wieder eine Wendung zum 
Staatsbahnsystem ein.^ Die vielen ünzuträglichkeiten, welche der 

1) Vgl. die trefflichen Ausführungen des Ministerkomites im Archiv 1885, 
S. 315, worin es u. a. heisst: »Bei den russischen Eisenbahnen ist in der 
letzten Zeit in finanzieller Beziehung eine ausserordentlich grosse Unord- 
nung eingerissen. Von den vorhandenen Eisenbahngesellschaften befinden 
sich nur fimf oder sechs in der Lage, ihren Aktionären Zinsen zollen 
zu können, ohne die von der Regierung übernommene Garantie in An- 
bruch nehmen zu müssen» Die grosse Mehrzahl belastet die kaiserliche 
Kasse durch Inanspruchnahme von Zahlungen auf die vom Staat über- 
nommene Zinsgarantie, und vielen Gesellschaften fehlen selbst die Mittel 
für die Befriedigung der laufenden Bedürfnisse des Betriebs. Diese beklagens- 
werten wirtschaftlichen Verhältnisse der grossen Mehrzahl der russischen 
Eisenbahngesellschaften haben ihren Grund hauptsächlich in dem seither 
befolgten System der von der Regierung übernommenen finanziellen Garan- 
tien. Bei diesem Systeme haben die Gesellschaften kein oder nur geringes 
Interesse an einer zweckmässigen, auf Erhöhung der Einnahmen und Ver- 
minderung der Ausgaben hinzielenden Betriebsweise. Die Summen, welche 
bei unzweckmässiger Wirtschaft von den Gesellschaften vergeudet werden, 
fallen der Rei^ierung zur Last. Dazu kommt, dass bei dem grossen Einflüsse, 
welchen die Eisenbahnen auf alle wirtschattlichen Verhältnisse ausüben, 
die ungünstige Lage des russischen Elisen bahnweseus auch hemmend auf 
die wirtschaftliche Entwicklung des Landes einwirkt. Bei dieser Sachlage 
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Privatbetrieb mit sich brachte, namentlich die riesigen Zahlungen, 
welche der Staat infolge der übernommenen Zinsbürgschafken zu leisten 
hatte, wobei der Bau mangelhaft und der Betrieb durchaus unzuver- 
lässig und sehr teuer war und namentlich die grosse Miss Wirtschaft 
in den Tarifen Handel und Verkehr stark schädigte, all' dies veran- 
lasste den Staat, einerseits wieder den Bau und Betrieb von Eisen- 
bahnen selbst in die Hand zu nehmen, anderseits seinen Einfluss auf 
die Betriebsführung der Privatgesellschaften zu vergrössern. Fürwahr, 
die Kegierung des russischen Reiches hat ihr Vertrauen zum Privat- 
kapital teuer bezahlen müssen!') Folgende Zahlen mögen diese Be- 
hauptung belegen. 



Jahr 


Von der Re- 
gierung geleistete 

Zahlung 

für übernommene 

Bürgschaft für 

Verzinsung und 

Tilgung V. Aktien 

u« Obligationen 


Ausfall bei 
der Verzinsung 

und Tilgung 

von Obligationen, 

welche die 

Regierung 

behalten hat 


Zinsen 

(zu 5V8W), 
welche die Gesell- 
schaften der 
Regierung für die 
autgelaufene 
Schuld zahlen 
müssten 


Zusammen 

V. der Regierung 

für die 

Privatbahnen 

geleistet 




Kreditrubel 


1879 

1880 
1881 
1882 


14,680,589 
21,147,403 
19,886,093 
16,410,738 


32,509,820 
33,818,009 
29,985,076 
29,515,972 


29,152,750 
32,642,036 
34,600,300 
40,815,963 


76,293,159 
87,607,448 
84,472,069 
86,742,673 


Durch- 
schnitte in 
1 Jahr 


49,4*; 


TO74 


83,877,837 



Das Anwachsen der Schulden der Eisenbahngesellschaften an die 
Regierung in den Jahren 1879—1883 geht aus umstehender Über- 
sicht hervor. 

Im Archiv 1887 S. 409 und 410 findet sich ferner unter Voraus- 
setzungen, die für den Staat günstig gewählt sind, ausgerechnet, dass, 
wenn kein Wandel in der bisherigen Eisenbahnpolitik eingetreten wäre, 
im Jahre 1890 138,607,605 Rubel vom Staate für die Privatbahnen 

hält es das Ministcrkomitc für angezeigt, den Bau der Kriworogschen und 
Baskuntsehakschen Eisenbahnen unter unmittelbarer Leitung der Regierung 
auf Staatskosten auszufahren und zunächst versuchsweise verschiedene 
Eisenbahnen, deren Uel)ernahme nicht mit grossen finanziellen Opfern ver- 
bunden ist, in Staats verwaltui-* zu nehmen.« 

1) Vgl. Archiv 1887, S. 407. 

«) In der oben stehenden Rechnung sinu 51/200 in Rechnung gestellt, weil 
der Staat thatsächlich für seine Anleihen o viel zahlte, indem die 5pro- 
zentigen Anleihen nur zum Kurse von 90 verä'\ssert wurden. 
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Die Schulden bezifferten sich: 





Für Zahlungen, 
welche seitens 










der Regierung 
infolge der 


Pur rückständige 


Für Anleihen, 




Am ersten 


übernommenen 


Zahlungen 


Vorschüsse, 




Jannar 


Zinsbürgschaft 


auf die der 


überlasseno 


im 


des Jahres 


für die von den 

Gesellschaften 

veräusserten 


Regierung 
verbliebenen 


Bahnstrecken 
und 


Ganzen 




Aktien und 


Obligationen 


Arbeilen 






Obligationen ge- 










leistet sind 








1879 

1 


187,434,300 


143,780,490 


1 
198,885,220 


530,050,010 


1880 1 


:212,1 16,422 


170,835,112 


210,540,011 


593,491,543 


1881 


237,995,937 


226,261.260 


164,839,159 


629,096,356 


1882 


265,759,863 


268,562,084 


207,786,523 


742,108,420 


1883 


288,229,684 


323,296,864 


221,344,275 


832,870,823 



ZU leisten sein würden, während am Schluss dieses Jahres (1890) die 
Schuld der Eisenbahngesellschaften auf den Betrag von 1,759,140,887 
Eubel angewachsen sein würde. (Anno 1900 wären die entsprechenden 
Zahlen: 236,758,178 bezw. 3,641,887,335 Rubel, anno 1905 schon: 
309,432,857 bezw. 5,035,919,824 Rubel.) Der Urheber dieser Berech- 
nungen, Herr Ingenieur Dobrynin, fand die wesentlichsten der Ur- 
sachen, durch welche diese Verhältnisse herbeigeführt worden sind, 
in dem bei der Konzessionierung befolgten System. , Infolge der Ge- 
währung von Zinsbürgschaften für das aufzuwendende Kapital seitens 
des Staats konnten die Gesellschaften kein unmittelbares Interesse 
daran haben, durch sparsame und solide Bauausführung einerseits 
auf thunlichste Beschränkung des Anlagekapitals, andererseits auf Er- 
leichterung des Betriebs und Herabminderung der ünterhaltungs- und 
EiTieuerungskosten hinzuwirken. Im Gegenteil trachteten die Gesell- 
schafken danach, das Aktien- und Obligationenkapital so hoch als 
möglich zu schrauben, davon aber so wenig wie möglich für den 
eigentlichen Zweck, den Bahnbau, zu verwenden. War die Bahn dann 
glücklich im Betriebe und zeigten sich die Mängel in der Bauaus- 
führung und in der Beschaffung der erforderlichen Betriebsmittel, so 
wurden die für die Beseitigung dieser Mängel erforderlichen Gelder 
aus den Betriebseinnahmen entnommen und so weit diese hierfür und 
für die Deckung der Zinsen des hohen Anlagekapitals nicht reichten, 
infolge der übernommenen Bürgschaft vom Staate „vorgeschossen*^. 
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Die durch Regierungsbeamte über die Privatbahnen geübte Aufsicht 
wurde mit zu viel „Nachsichf^ geführt und hat pich als unwirksam 
erwiesen.* 

Man fragt sich heute, warum die Regierung die Bahnen, für 
welche sie Zinsbürgschafk übernommen hatte, so hohe Zahlungen 
leisten musste, nicht möglichst bald in eigenen Besitz und eigene 
Verwaltung übernommen hat. Der gleiche Herr Dobrynin sagte in 
Beantwortung dieser Frage, dass die Verstaatlichung der betreffenden 
Bahnen durch die Konzessionsbedingungen in hohem Grade erschwert 
und für den Staat finanziell unvorteilhaft gemacht worden sei. Die 
Bestimmungen bezüglich des Kaufpreises, welchen der Staat im Falle 
des Ankaufs einer Bahn zu gewähren hat, lauten in der That meist 
dahin, dass der durchschnittliche Gewinn, welchen die Aktionäre aus 
dem Unternehmen in den letzten 7 Jahren nach Ausscheidung der 
beiden ungünstigsten Jahre gezogen haben, zu Grunde gelegt werden 
soll. Ist der in dieser Weise ermittelte Betrag indessen geringer 
als der Ertrag des letzten der in Betracht gezogenen 7 Jahre ein- 
schliesslich der Summe, welche von der Regierung infolge der über- 
nommenen Bürgschaft für die Verzinsung und Tilgung der Aktien 
und Obligationen etwa hat gezahlt werden müssen, so sind diese 
letztern Beträge für die Berechnung der den Eigentümern der Bahn 
zu gewährenden Entschädigung in Rechnung zu stellen. 

In den verschiedensten Formen hatte die Regierung den Privat- 
bahnbau unterstützt. Sie gewährte Unterstützungen ä fonds perdu; 
sie machte den Versuch, die Roheinnahmen, sodann die Reineinnahmen 
zu garantieren. Die Summen, welche zur Deckung der Garantie erster 
Art verbraucht wurden, waren eine Abart von nicht zurückzuerstatten- 
den Darlehen ; die Summen jedoch, welche zur Deckung der Garantie 
zweiter Art aufgingen, waren Anleihen, welche der Rückerstattung 
unterlagen, also als Schuld eingetragen wurden. Die Regierung 
garantierte zuerst die Zinsen auf das Aktienkapital, dann bis 1869 
bald die Zinsen auf das ganze Kapital, bald nur auf das Obligationen- 
kapital der Gesellschaften. In dieser Periode tauchte auch die Garantie 
seitens der Landschaften auf. Von 1869 — 1871 sehen wir das Bestreben, 
nur die Prozente des Obligationenkapitals zu garantieren, darauf wurde 
„behufs Realisation der Aktien durch Private** wieder das Aktien- 
kapital garantiert, wenn auch in einigen Fällen nur auf eine gewisse 
Reihe von Jahren. Ferner half die Regierung den Privatgesellschaften, 
indem sie die Ausgabe der Obligationen besorgte, welche sie schliess- 
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lieh zu einem hohen Kurse (96) übernahm. Weiter erwarb die Regie- 
rung auch bedeutende Posten des Aktienkapitals, wobei sie noch den 
übrigen, privaten Inhabern von Aktien bedeutende Vorrechte liess. 
Endlich übernahm die Regierung auch sowohl Aktien als Obligationen 
der Gesellschaften, die dagegen ihre Bahnen oder die begonnenen 
Bauten derselben überliessen. Zum Schluss lieh die Regierung den 
Privateisenbahngesellschaften noch rollendes Material, andere Eisen- 
bahnlinien oder bares Geld für verschiedene Zwecke, z. B. zur Er- 
höhung der Transportfähigkeit, zum Legen eines zweiten Geleites' 
zur Ersetzung eiseiiier Schienen durch stählerne, insbesondere als es 
sich im russisch-türkischen Kriege gezeigt hatte, dass die Ausrüstung 
vieler Linien für militärische Zwecke ungenügend war. Oeorgievskij, 
ein russischer Eisenbahnschriftsteller, der besonders die finanziellen 
Beziehungen der Eisenbahngesellschaften zum russischen Staat unter- 
sucht hat, gibt die betreffenden Auslagen des Staats bis zu den 
Jahren 1885 und 1886 in folgender Höhe an (in Papierrubeln*). 

1885 1886 



Kapitals- Prozente Kapitals- Prozente 

schuld auf dieselbe schuld auf dieselbe 

Rubel 



L An Garantie . . 230,768,892 96,870,284 243,901,851 107,817,037 

11. Aufgelauf. Zinseszins für 
von der Regierung über- 
nommene Obligationen 292,439,903 71,131,195 304,532,458 84,835,875 

IIL An zinsfreien Anleihen 104,431,960 67,748244 108,iri9,OV3 72,904,926 

IV. An zu verzins. Anleihen 15,246,164 15,529,952 11,976,939 16,224,382 

Summa 642,886,919 251,279,675 668,570,271 281,782,220 
In; ganzen 894,166,594 Rubel 950,352,491 Rubel. 

Natürlich sind diese Summen in den folgenden Jahren noch er- 
heblich gewachsen. 

Ein weiteres Übel des Privatbahnsystems war, dass neben der 
äusserst kostspielicfen Herstellung von Eisenbahnen durch Privatgesell- 
schaften auch der Betrieb der fertigen Linien durch Privatgesellschaften 
ein sehr teurer war. Die Direktoren der Privatbahnenlerhielten un- 
verhältnismässig hohe Gehalte und Eemunerationen ; ähnlich stand 
es mit den Bezügen anderer höherer Beamten, undjendlich kostete 
die Konkurrenz der einzelnen Privatbahnen untereinander der Regie- 
rung grosse Summen. 

1) Bei der Umrechnung wurden folgende Kurse angenommen : 1 Rubel Metall 
= 1 Rubel 50 Kopeken Papier ; 1 Pfd. Sterl. = 6 Rubel 40 Kopeken Metall 
= 9 Rubel 60 Kopeken Papier. 
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Ein Artikel des , Europäischen Boten* vom Jahr 1881 jammerte 
über die Missstände : „Alle russischen Eisenbahnen, ausser der kleinen 
Liwnybahn, befinden sich in den Händen von Privatgesellschaften, 
deren Mehrzahl fiktiv ist, m. a. W. in den Händen einzelner weniger 
Personen, die vor persönlicher finanzieller Verantwortlichkeit in Bezug 
auf ihr unternehmen geschützt sind. Die finanziellen Mittel zum Bau 
und teilweise auch zum Betriebe der Bahnen gibt aber die Krone. 
Die Krone schafft also für ihr (jeld Privatgesellschaften und beraubt 
sich selbst ihres Einflusses auf die Eisenbahnen. Sie gibt das Geld, 
und die Gesellschaften wirtschaften damit. Geht die Sache gut, so 
nehmen die Gesellschaften den Vorteil für sich in Anspruch, geht die 
Sache schlecht, so muss die Krone den Schaden tragen!*^ 

Dies alles hatte also die Regierung veranlasst, anfangs 1881 
zur Staatseisenbahnpolitik zurückzukehren. 

Unter dem 20. Februar 1881 wurde der schon mitgeteilte Vor- 
schlag des Ministerkomites genehmigt, die Kriworog- (später Jeka- 
terinen-Bahn genannt) und Baskuntschak-Eisenbahn auf Staatskosten 
unter unmittelbarer Leitung des Kommunikationsministeriums durch 
eine ^zeitweilige Verwaltung" auszuführen und zunächst versuchsweise 
einige Eisenbahnen in Staatsverwaltung zu nehmen. 

Am 4. März 1881 brachte der Finanzminister den Vorschlag ein, 
dass sämtliche Aktien und Obligationen der Charkow-Nikolajew-Bahn 
aufzukaufen seien und die Bahn in Staatsbetrieb genommen werde. 
Dieser Vorschlag erhielt die kaiserl. Bestätigung am 27. März des- 
selben Jahres. 

Am 6. September 1882 stellte der Minister der Kommunikationen 
nach Beendigung des Baues der Jekaterinen-Bahn und der Baskunt- 
schak-Bahn den Antrag, diese Bahnen der „zeitweiligen Verwaltung" 
in Betrieb zu geben. 

Am 9. September 1882 beschloss das Ministerkomite, die Tam- 
bow-Saratow-Bahn sofort in Staatsbetrieb zu nehmen und sie gleich- 
falls der „zeitweiligen Verwaltung der Staatsbahnen** zu übergeben. 

Am 2. März 1885 wurde die Verstaatlichung der Murom-Bahn 
genehmigt, welche zur Deckung der Schulden von der Regierung 
895,981 Rubel erhielt. 

Am 19. März 1885 wurde die Verstaatlichung der Putilow-Bahn 
(heute St. Petersburger - Seehafen - Bahn) genehmigt, und die Grosse 
rassische Eisenbahngesellschaft übemahm den Betrieb. 
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Einen besonders wichtigen Fortschritt im russischen Eisenbahn- 
wesen bezeichnet das am 12. Juni 1885 erlassene, sowohl für Staats- 
als für Privatbahnen gültige allgemeine russische Eisenbahngesetz/) 
durch welches besonders eine einheitliche Regelung des Personen- 
und Güterverkehrs auf den russischen Eisenbahnen, sowie eine grössere 
Berücksichtigung des allgenmnen Landesinteresses bezweckt wurde. 

Am 23. April 1886 erfolgte die Genehmigung zur Verstaatlichung 
der Ural-Bahn (Perm-Jekaterinenburg), nachdem der Staat schon vorher 
den Plan der Verlängerung derselben von Jekaterinenburg nach Tjumen 
begonnen hatte. 

Am 26. März 1887 folgte die Verstaatlichung der ßjashsk-Wjasma-, 
Rjashsk-Morschansk- und Morschansk-Sysran -Bahnen. Die Rjashsk- 
Wjasma- und Morschansk - Sysran - Bahnen gingen jedoch erst 1889 
bezw. 1890 an den Staat über. 

1889 erfolgte die Verstaatlichung der trans-kaukasischen Eisen- 
bahn, 1890 jene der Tambow-Koslow -Bahn, wobei die Aktionäre für 
die Aktien 4 Voige Staatsobligationen erhieltea. 

1891 gingen die Libau-Romny-, die Kursk-Charkow-Asow- und 
die Orel-Grjasi-Bahnen, 1892 die Warschau-Terespoler-Bahn an den 
Staat über. 

Auch durch den Bau neuer Linien auf Kosten des Staates er- 
weiterte sich das russische Staatsbahnnetz. Der erste Versuch der 
unmittelbaren Staatsbauthätigkeit mit dem Bau der Jekaterinen- uad 
Baskuntschak-Bahn war über Erwarten gut ausgefallen. Es wurden 
auf Staatskosten gebaut die Linien der strategischen Polässje-Bahnen, 
die Linien Pskow-Riga, Brest-Cholm, Siedlce-Malkin, Rshew-Wjasma, 
sowie die Bahn Samara-Slatoust-Tscheljabinsk. 

1893 wurde noch eine Anzahl weiterer Bahnen verstaatlicht, und 
zwar die baltische, die Donetz-, Moskau-Kursk-, Orenburger- und 
Riga-Tukkum-Eisenbahnen. 

Mit dem 1. Januar 1894 wurden 3417 Werst Eisenbahnen, die 
bisher Privatgesellschaften gehörten und auch von diesen verwaltet 
wurden, in das Staatsbahnnetz einverleibt. Zu diesen Bahnen gehören : 
1) Die russische Eisenbahngesellschaft mit ihren Bahnen und zwar 
a) der Nicolaibahn und b) der Petersburger Hafenbahn (welche beide 
der Gesellschaft seitens des Staates verpachtet waren), c) der Bahü 
Petersburg- Warschau und d) Moskau-Nishnji-Nowgorod (zusammen 
2273 Werst), 2) die Bahn Orel-Witebsk, 3) Dwinsk-Witebsk, 4) Riga- 

1) Vgl. Archiv 1885, S. 643. 
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Dwinsk (nebst Zweigbahn nach Mühlgraben) 5) Riga-Bolderaa, 6) Riga- 
Mitau-Moscheiki, 7) Eiga-Tuckum. 

Im Jahre 1894 wurden ferner verstaatlicht die Ostaschowo-Kshew- 
Bahn, die Losowo-Sewastopol-Bahn, die ausgedehnten Südwestbahnen, 
sowie die Dünaburg-Witebsk-Bahn, im ganzen über 4000 Werst*) *) 

Ausser diesen Bahnen besass der Staat 1894 noch 1001 Werst 
Eisenbahnen, die an Privateisenbahngesellschaften verpachtet waren, 
und zwar die Koslow-Ssaratow-, Rshew-Wjasma-, Dschankoi-Peodosia-, 
und Orel-Grjäsi-Bahnen. Endlich muss zum Bestand der Staatsbahnen 
die trans-kaspische Bahn (1343 Werst lang) gezählt werden. Ferner 
befanden sich Ende 1893 in Finland^) gegen 2098 km Staatsbahnen 
in Staatsbetrieb. 

So machte in Russland das Staatsbahnsystem immer mehr Fort- 
schritte und gelangte dem Privatbahnsystem gegenüber immer wuch- 
tiger zur Herrschaft. 

Während noch anfangs 1881 nur die winzige 57 Werst lange 
Strecke Liwnü-Werchowje sich im Staatsbetrieb befand, sehen wir 
schon Ende 1883 1455 Werst Eisenbahnen in Staatsbetrieb. Im Jahre 
1886 waren von 2151 Werst Neubauten schon 1791 unmittelbar von 
der Regierung und nur mehr 360 von Privatgesellschaften ausgeführt. 
Trotzdem haben Ende 1892 die Privatbahnen noch immer die grössere 
Hälfte (19,460 Werst) des Gesamtnetzes (31,345 Werst) inne. Von den 
11,885 Werst Staatsbahnen waren 3204 Werst, di. ca. 29,5 S» vom 
Staat auch erbaut, 7361 Werst, di. ca. 67,5 o/o, von Privatgesellschaften 
erbaut und vom Staate eingelöst und 311 Werst, di. ca. 3o/o, sind 
vom Staat erbaut und Privatgesellschaften mit kurzer Heimfallsfrist 
übergeben worden.*) Am Schluss des Jahres 1893 umfasste das unmittel- 
bar vom Staate verwaltete Eisenbahnnetz 12,277 Werst, d. h. schon 

>) Vergl. Archiv 1894 S. 1195. 
«) Vergl. Archiv 1894, S. 372. 

3) Ueber Finland siehe den Artikel: Die Staatseij-enbalinen Finlands und deren 
Entwiclclung. Archiv 1896 313 ff. Vergl. auch Roll, 4, 1597 ff. In Finland 
gibt es eine einzige Privatbahn von nur 3S kmjjänge. 

4) Archiv 1895, S. 607 ff., besonders 612, gibt etwas andere Zahlen, die aber 
im Grossen Ganzen nichts zu ändern vermögen. 

Nach Archiv 1895 waren am Schluss 

zusammen im Betrieb in Staatsbetrieb in Privatverwaltung 

VV^erst Werst Werst 

1883 22,215 1,471 20.744 

1891 27,361 9,977 17,384 

1892 27,814 10,343 17,471 
189S 32,826 12,378 17,129 

(Diese Zahlen beziehen sich nur das europ. Russland, aueh ohne Finland.) 



^TV 
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44,5 Vu sämtlicher Bahnen Busslands. Am 1. Januar 1894 stieg das 
unmittelbar vom Staate verwaltete Eisenbahnnetz auf 15,808 km^ 
di. ca. 45 7o sämtlicher Bahnen Kusslands.') Dazu kamen dann im 
Laufe des Jahres durch Neubau, hauptsächlich aber durch Ankauf 
noch 4400 km, sodass die Staatsbahnen Ende 1894 58 <>/u des ganzen 
russischen Eisenbahnnetzes ausmachten: 16,866 gegen 14,353 Werst. ^) 
Am 1./13. September 1895 endlich umfasste das Eisenbahnnetz 
Russlands (abgesehen von Finland = über 2100 km Staatsbahnen) 
35,110 km betriebene Strecken, wovon 23,988 km =66<>/o im Eigen- 
tum, 23,163 km im Betrieb des Staates waren. 

Im Anfang der Verstaatlichungsperiode in Russland, bis 1890, 
finden wir unter der langen Reihe der übernommenen Linien zum 
grössten Teil notleidende Bahnen, die mit Schulden an den Staat über- 
bürdet eine selbständige Existenz nicht weiter führen konnten. Von 
einem festen Plane des Staates zeugt es aber, wenn man wahrnimmt, 3) 
wie die in neuerer Zeit verstaatlichten Bahnen in durchaus gesunder 
Lage sich befanden und von sehr einflussreichen und hohen Personen 
vertreten waren. 

Schweiz.*) Die erste Eisenbahn auf Schweizergebiet was das 
1,8 km lange Teilstück St. Ludwig-Basel (St. Johann) der französischen 
Eisenbahn Basel - Strassburg ; es wurde am 15. Juni 1844 eröffnet. 
Hierauf folgte am 9. April 1847 die 23,3 km lange schweizerische 
Nordbahn von Zürich nach Baden. Beides waren Privatunternehmen. 

Im übrigen erwies sich die damalige politische Verfassung der 
Eidgenossenschaft zu lose und ungünstig für wirtschaftliche Unter- 
nehmungen von der Grösse der Eisenbahnen. Überdies war Krieg in 
der Lufi, und so blieb es vorderhand bei unausgeführten Projekten 
und Eonzessionen. 

1) Archiv 1896: 332 ff. Vergl. leriier auch 1896: 334 ff. 

2) Entwicklung der Verstaatlichung in Archiv 1896: 483 ff. 
») Archiv 1896 : 485, 4^6. 

*) Vgl. »Volkswirtschaf»slexikün der Schweiz». [lerausgeg. von A. Furrer ; 
besonders Supplement S. 110 ff. Siehe ferner: Roll, 6 (»Schweiz«, Aufsatz 
von Dietler); dann »Schwel/. Blätler für Wirti-chafts- und Sozialpolitik«, 
besonders Jahrgang III, Nr. 8, 9, 22: Aufsätze von F. Volmar ; amtl, stenogr. 
Bulletin der schweizer. Bundesversammlung 1«95: S. 709 ff., 1896: 1 ff.; 




und l)ei Roll a. a. Ort. Eine umfassende und ausführliche Geschichte der 
schweizerischen Eisenbahnpolitik ist leider nocb nicht geschrieben. 
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Bemerkenswert ist, dass schon in der ersten Zeit schweizerischer 
Eisenbahngeschichte lebhafte Bestrebungen aufgetaucht sind nach 
einem einheitlichen nationalen Schienennetze durch Staatsbau ; so ver- 
trat der katholisch - konservative Staatsmann Jakob Gallus Baum" 
gartner, Landammann von St. Gallen, den Bundesstaatsgedanken schon 
vor 1840. 

Die bisherige Verfassung wurde nach dem Sonderbundskriege 
geändert. Am 1 2. September 1848 erklärte die Tagsatzung eine neue 
Bundesverfassung als angenommen, womit an Stelle des lockern 
Staatenbundes der schweizerische Bundesstaat mit Bundesparlament 
und Bundesregierung trat. Indem Art 21 der neuen Bundesverfassung 
die öffentlichen Werke, zu denen auch die Eisenbahnen gehören, in 
den Bereich der Bundesgesetzgebung zog, ist er die Grundlage 
schweizerischer Eisenbahngesetzgebung geworden. 

Durch Beschluss vom 18. Christmonat 1849 beauftragte dann die 
Bundesversammlung den Bundesrat: 

1. den Plan zu einem allgemeinen schweizerischen Eisenbahnnetze 
unter Zuziehung unbeteiligter Experten zur Vornahme der tech- 
nischen Vorarbeiten; 

2. den Entwurf zu einem Bundesgesetze, betreffend die Expropriation 
für schweizerische Eisenbahnbauten; 

3. Gutachten und Anträge, die Beteiligung des Bundes bei der Aus- 
führung des schweizerischen Eisenbahnnetzes, die Konzessions- 
bedingungen für den Fall der Erstellung von Eisenbahnen durch 
Privatgesellschaften u. s. w. betreffend, — vorzulegen. 

Die erste Frucht dieses Beschlusses war das Bundesgesetz vom 
1. Mai 1850 betreffend die Verbindlichkeit zur Abtretung von Privat- 
rechten. Sodann ersuchte der Bundesrat die englischen Ingenieure 
Robert Stephenson M. P.*) und Henry Swinburne um Erstattung 
eines technischen und die Herren Ratsherr Oeigy von Basel und 
Ingenieur Ziegler von Winterthur um Abgabe eines finanziellen Gut- 
achtens. 

Im Oktober 1850 erstatteten die Experten ihre Berichte. Inte- 
ressant ist, dass die zwei englischen Praktiker das Prinzip der freien 
Konkurrenz im Eisenbahnwesen verwarfen, dessen Folge in England 
die fruchtlose Verschleuderung eines ungeheuren Kapitals gewesen sei. 2) 

») Sohn von Georg StephensoH, 

») Siehe Schweiz. Bundesblatt 11, 3 (1850), S. 429 fl*. 



•- 192 — 

Die fiuauziellen Experten teilten sich in der Meinung über die 
Systemsfrage. Oeigy wünschte die Ausführung der verschiedenen 
Teile des schweizerischen Bahnnetzes als gemeinschaftliches Unter- 
nehmen des Bundes und der beteiligten Kantone, Ziegler machte 
einen Vorschlag für die Ausführung der schweizerischen Eisenbahnen 
durch Privatgesellschaften mit Hülfe der Garantie eines Zinsenmini- 
mums von Seiten des Staats und unter dessen Eontrolle.*) 

Am 24. März 1851 erstellte der Bundesrat einen Gesetzentwurf 
über Errichtung von Eisenbahnen.^) In der Botschaft an die Bundes- 
versammlung^) erklärte der Bundesrat, das einfachste, best bewährte 
System, das auch die meisten Nachbarstaaten befolgen, sei der Bau 
durch den Staat, Finanzielle Gründe aber führten den Bundesrat 
dazu, mit dem Experten Oeigy ein gemischtes System, den gemein- 
schaftlichen Bau durch den Bund und die Kantone, zu empfehlen. 

Die vom Nationalrate zur Behandlung der Eisenbahnfrage nieder- 
gesetzte Kommission, die im Mai 1852 Bericht erstattete, teilte sich 
mit Beziehung auf die Systemsfrage in eine Mehrheit von sechs und 
eine Minderheit von fünf Mitgliedern.*) Die Mehrheit wollte das Eisen- 
bahnwesen in der Schweiz als Bundes- und Staatssache erklärt wissen, 
ihr Bericht ist eine der bedeutsamsten Kundgebungen gegen das 
Privatbahnsystem. 

Im Schoss des Nationalrates, wo die Eisenbahnfrage am 8. .Juli 
1852 zur Entscheidung kam, siegte jedoch die Kommissionsminderheit, 
welche den Bau und Betrieb von Eisenbahnen den Kantonen, bezw. 
der Privatthätigkeit zu überlassen sich entschlossen hatte. 

Auch der Ständerat entschied in diesem Sinn, und so hatte das 
Privatbahnsystem in der Schweiz denn gesiegt. Der Fundamental- 
artikel 1 des Bundesgesetzes über den Bau und Betrieb von Eisen- 
bahnen im Gebiete der Eidgenossenschaft vom 28. Juli 1852 lautete: 
„Der Bau und Betrieb von Eisenbahnen im Gebiete der Eidgenossen- 
schaft bleibt den Kantonen, beziehungsweise der Privatthätigkeit 
überlassen."*) 

Folgendes sind die übrigen wesentlichen Bestimmungen des 
1852er Gesetzes: 

1) Schweiz. BundPsblatt II, 3, S. 579 ff., 655 ff., 693 ff. 

2) Bundesblatt III, 1, 314 ff. 

8) Bundesblatt III, 1, 347 ft'., 368 ff. 

4) Bundesblatt IV, 2, S. 1 ff., 157 ff-, 285 ff. und 49 ff. 

6) Vgl. Bundesblatt IV, 2, S. 128 ff. 
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Die Konzessionen gehen zunächst von den Kantonen aus, unter- 
liegen aber der Genehmigung des Bundes. Diese ist jedoch, wenn 
nicht militärische Interessen durch die Eisenbahn verletzt würden, 
zu erteilen. Allen Eisenbahnen ist das Expropriationsrecht eingeräumt 
und der Bund befreit vom Ausland eingeführtes Eisenbahnmaterial 
vom Eingangszoll. Die Eisenbahnen sind dem Bund gegenüber zur 
unentgeltlichen Postbeförderung, zu unentgeltlicher Gestattung der 
Erstellung von Telegraphenlinien längs der Bahn, zur Militärbeförde- 
rung um die Hälfte der niedrigsten Taxe verpflichtet. Es sind jeweilen 
Fristen zum Beginn der Erdarbeiten, zur Leistung des Pinanzausweises 
festzusetzen, deren Nichteinhaltung den Dahinfall der Bundesgenehmig- 
ung nach sich zieht. Die Eisenbahnen sind mit einer Spurweite von 
1,44 Meter auszuführen und die Transportwagen sollen auf allen 
Bahnen des Landes gebraucht werden können. Jede Eisenbahn ist 
verpflichtet, den Anschluss anderer Eisenbahnunternehmungen an die 
ihrige in schicklicher Weise zu gestatten. In jedem einzelnen Pall 
soll eine Zeitfrist festgesetzt werden, nach deren Ablauf dem Bunde 
das Eecht zusteht, die betreffende Eisenbahn samt den dazu gehörigen 
Materialien, Gebäulichkeiten und Vorräteii gegen Entschädigung an 
sich zu ziehen. Wenn ein Kanton den Bau einer wichtigen Eisenbahn 
erschwert oder verhindert, ohne selbst die Erstellung zu unternehmen, 
so kann die Bundesversammlung von sich aus das Erforderliche 
verfügen. 

Die ersten Konzessionen wurden von der Bundesversammlung im 
August 1852 genehmigt. Sie wurden ihrem Inhalt nach ziemlich über- 
einstimmend abgefasst. Sie unttrstellten die Gesellschaftsstatuten und 
allgemeinen Baupläne der Genehmigung der Kantonsregierungen, ohne 
deren Bewilligung auch keine Bahn dem Betrieb übergeben werden 
durfte. Die Kantone behielten sich überdies ein gewisses Oberauf- 
sichtsrecht über den Zustand der Bahnen vor, doch wurden diese dafür 
mit Ausschluss-, Prioritäts- und Vorzugsrechten ausgestattet und hatten, 
wiewohl die Konzessionen über die Höhe der Tarife, die Schnelligkeit 
der Züge, die Lieferfristen Bestimmungen enthielten, fast gänzlich 
freie Hand im Betrieb und im Tarifwesen. Das Kückkaufsrecht der 
Bahnen samt allem Zubehör wurde den Kantonen und dem Bund 
jeweilen nach Ablauf des 30., 45., 60., 75 , 90. und 99. Jahres nach 
der Betriebseröflfnung gewahrt. 

Es wurde bestimmt, dass beim Rückkauf im 30., 45. und 60. Jahre 
der 25fache Wert des durchschnittlichen Beinertrags derjenigen zehn 
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Jahre bezahlt werden müsse, die dem Zeitpunkte, in welchem der 
Band den Rückkauf vornehmen will, unmittelbar vorangehen ; im Falle 
des Bückkaufs im 75. Jahre sei der 22Vafache und im 90. Jahre der 
20fache Wert zu bezahlen. In keinem Falle aber dürfe weniger als 
das Anlagekapital entrichtet werden, wogegen die Bahnen samt 
Zubehör dem Bunde in vollkommen befriedigendem Zustande abzu- 
treten seien. 

Also vom Bund und nachher natürlich auch von den Kantonen 
dem freien Spiel der Kräfte übergeben, machte das Eisenbahnwesen 
in der Schweiz eine ähnliche Entwicklung durch wie in den meisten 
andern Ländern. Zwei Bewegungen insbesondere können wir seit 1852 
deutlich nebeneinander sich entwickeln sehe». Die erste ist die des 
auf Kosten der Allgemeinheit rasch auswachsenden Monopols der 
Eisenbahngesellschaften, die zweite ist die versuchte Beschränkung 
und Unterwerfung dieses Monopols in den Dienst des allgemeinen 
Wohls. Schüchtern und zaghaft erst sucht diese zweite Bewegung 
immer verlangender und thatkräftiger die erste einzuholen — es ist 
unmöglich. 

Zuerst mussten die Kantone ihre Ohnmacht den Eisenbahngesell- 
schaften gegenüber einsehen. In der Sommersession des Jahres 1869 
lud die Bundesversammlung den Bundesrat ein, ,, Bericht und Antrag 
darüber vorzulegen, in welcher Weise dem Bunde in* Bezug auf den 
Betrieb der schweizerischen Eisenbahneu weitere Befugnisse eingeräumt 
werden können. *" Der Bundesrat betonte in seiner Botschaft') sowohl 
die Unzulänglichkeit der Kantonalgewalt, deren Ohnmacht gegenüber 
sich eine gewisse Souveränität der Eisenbahngesellschaften herausge- 
bildet habe, als auch die Erregung der öffentlichen Meinung, die sich 
über das Monopol der Eisenbahngesellschaften und seine rücksichts- 
lose Handhabung schon längst entrüste. 

So entstand das Bundesgesetz über den Bau und Betrieb der 
Eisenbahnen auf dem Gebiete der schweizerischen Eidgenossenschaft 
vom 23. Christmonat 1872, welches die kantonale E senbahnhoheit 
beseitigte. 

Die wesentlichen Neuerungen des Gesetzes sind folgende: Die 
Erteilung von Konzessionen ist von jetzt an Sache des Bundes, aller- 
dings unter Mitwirkung der beteiligten Kantone bei den vorbereiten- 
den Verhandlungen. 2) Die Konzessionen werden auf bestimmte Zeit- 

») BaiidcsbJalt XXIII, 2, S. H47 ff. 

s) Vgl.Buudesblult, 2ä, % S. 1145, Butschaft d. Bundesr. belr. Norniälkonzession. 
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dauer ausgesprochen, Ausschluss- und Vorzugsrechte gegen künftig 
zu errichtende Bahnen dürfen nicht mehr eingeräumt werden. Die 
Statuten und Baupläne der Eisenbahngesellschaften sind dem Bund^^s- 
rate zur Genehmigung vorzulegen. Den Bahnbeamten und Angestellten 
ist wenigstens je der dritte Sonntag freizugeben. Sollten nach Er- 
bauung der Bahn vom Staate oder von den Gemeinden öffentliche 
Strassen, Wege, Wasser- oder Gasleitungen angelegt werden, so haben 
die Gesellschaften keine Entschädigung zu fordern für die Überschreitung 
ihres Eigentums. Die Eröffnung des Betriebs einer Bahn soll erst 
nach Untersuchung, Erprobung und Bewilligung des Bundesrates vor 
sich gehen. Die Bundesbehörden sind berechtigt, für die Zwecke der 
Landesverteidigung die Eisenbahnen und ihr gesamtes Betriebsmaterial 
zu beliebiger Verfügung in Anspruch zu nehmen. Der Bund wird 
diejenigen Bestimmungen aufstellen, welche notwendig sind, um in 
technischer Beziehung die Einheit im schweizerischen Eisenbahnwesen 
zu sichern; überdies steht dem Bund die Kontrolle über das Tarif- 
wesen zu. 

Nun sollte der Bund den Kampf gegen die Eisenbahngesellschaften 
fortsetzen. Das erste war, dass im Jahr 1873 ein schweizerisches 
Eisenbahndepartement geschaffen wurde.*) Und ausdrücklich bestimmte 
dann Art. 26 der neuen Bundesverfassung von 1874: „Die Gesetz- 
gebung über Bau und Betrieb der Eisenbahnen ist Bundessache. *" 

Folgendes sind die bemerkenswertesten Ergebnisse der bisherigen 
eidgenössischen Eisenbahnpolitik, die unablässig darauf gerichtet war, 
das allgemeine Interesse dem Monopol der Eisenbahngesellschaften 
gegenüber zur Geltung zu bringen. 

1. Bundesgesetz über die Rechtsverhältnisse der Verbindungsge- 
leise zwischen dem Schweiz. Eis* nbahnnetz und gewerblichen Anstalten, 
vom 19. Dezember 1874.2) 

2. Bundesgesetz betreffend die Haftpflicht der Eisenbahn- und 
Dampfschiffahrt - Unternehmungen bei Tötungen und Verletzungen, 
vom 1. Heumonat 1875.^) 

3. Bundesgesetz betreffend den Transport auf Eisenbahnen, vom 
20. März 1875.*) 

1) Vg:I. ßaudesblatt 25, 3, S. 68. ff., Botschaft des Bundesrates. Ibidem 25, 4, 

S. 356 ff. 
«) Vgl. Bericht des Bundesrats, Bundeshiatt %, 3, S* 137 ff. Gesetz 27, 1, 

S. l ff. VikI. ibidem 26, 3, Ö. 1021 ü\ 
8) Siehe Bundcsblatt -27, 3, S. In2l ff., Botschaft des Bundesrates ibidem 26, 1, 

S. ^89 ff Vgl. auch 26, 2, S. 933 ff., 26, 3, S. 2?7 ff. 
4) Siehe Bundesblatt 27, 2, S. 339 ff., Botschaft des Bundesrates ibidem 26, 1, 

S. 839 ff. Vgl. auch 27, l, S. 317 ff., 14, 3, S. 427 ff. 
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4. Bundesgesetz betreifend Sicherstellung der Kranken-, Unter- 
stQtzungs-, Pensions-, Depositen- und Ersparniskassen der Eisenbahn- 
angestellten, sowie der von letztern geleisteten Kautionen, vom 
20. Dezember 1878.0 

5. Bundesgesetz über das Rechnungswesen der Eisenbahngesell- 
schaften, vom 21. Dezember 1883.^ 

6. Bundesgesetz betreffend die Hülfskassen der Eisenbahn- und 
Dampfsfchiff-Gesellschaften, vom 28. Juni 1889.^ 

7. Bundesgesetz betreffend die Arbeitszeit beim Betriebe von 
Eisenbahnen und anderer Transportanstalten, vom 27. Juni 1890.^ 

8. Bundesgesetz betreffend den Transport auf Eisenbahnen und 
Dampfschiffen, vom 29. März 1893.'^) 

9. Bundesgesetz betreffend das Stimmrecht der Aktionäre von 
Eiseubahngesellschaften und die Beteiligung des Staates bei deren 
Verwaltung, vom 28. Juni 1895.^ 

10. Bundesgesetz über das Rechnungswesen der Eisenbahnen, vom 
27. März 1896.0 

Diese Gesetze^) bedeuten teilweise schwere Anklagen gegen das 
System von Aktiengesellschaften. Die Eisenbahngesellschaften hatten 
sich von den Krisen imd Krankheiten der ersten Kindheit bald zu 
heilen und die Kosten auf die Schultern des Volkes abzuwälzen ge- 
wusst, wuchsen mächtig auf und gediehen, im ausschliesslichen Streben 
nach Befriedigung finanzieller Privatgelüste kaum gehemmt, zu glück- 
lichem Umfang; einmal Herr des Verkehrs und eine gewaltige Macht 
im Staate geworden aber wehrten sie sich jedesmal mit den rücksichts- 
losen Waffen der Verzweiflung, wenn ihnen der Bund die Interessen 
der Allgemeinheit in Erinnerung zu rufen wagte. 

») Siehe ßundesblatt 81, 1, S. 1 ff., Bericht des Bundesrates 30, 2, S. 1100 ff., 
30, 4, Ö. 373 ff. 

2) Siehe ßundesblalt 35, 4, S. 1019 ff. Vgl. 35, 1, S. 267 ff., Botschaft des 
Bundesrales an die ßuiidesvcrsammliini^, betreffend: I. Die Fra^e des Mück- 
kaufs der schweizerischen Eisenbahnen, und II. den Gesetzentwurl' über die 
Beaufsichtigung des Rechnun<>;s\vesens der Eisenbahngesellschaftcn. Vgl. 
ibidem 85, 2, S. 558 ff„ 913 ff., 921 ff., 969 ff. ; 35, 3, S. 317 ff.; 35, 4, S, 381 ft. 

8) Bundesblalt 43, 3, S. 893 ff. Vgl. ibidem 40, 4, S. 801 ff., 41, 3. S. 779 ff. 

*) Bundesblatt 42, 3, S. 969 ff., Vgl. il)idem 40, 4, S. 830 ff.; 45, 3, S» 578 ff.; 
30, 1, S. 166 ff'., 2<58 ff ; 40, 4, S. 830 ff. 

5) Bundosblatt 45, 2, S» 367 ff. Siehe ibidem 44, 4, S, 639 ff. 

6) Bundosblatt 47, 3, S. 597 ff. Botschaf» des Bundesrates ibidem 46, 4, S. 247 ff. 

7) Bundesblatt 48, 2, S. 733 ff Bolschaft des Bundesrates am gleichen Ort 
47, 4, S. 53 ff. Vgl. auch Bundesblatl 43, 5, S. 283 ff. 

8) Vgl. auch: Sammlung der auf das schweizerische Eisenbahnwesen bezüg- 
lichen amtlichen Aktenstücke. Sodann Ilürlimann, die eidg. Eisenbahn- 
gesetzgebung, Zürich, 1887. 
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Bie^ dohweizeriaohe Eisenbahnpolitik hat sich bisher in ihren Er- 
gebnissen^ auf eine Besohneidung des Privatbahnmonopols beschränken 
müssen,, die Übernahme einer Privatbahii auf den Bund» als Anfang 
eidgenössisoher Bundesstaatsbahnpolitik, hat bis jetzt nicht gelingen 
wollen. Indessen hatte sich der Staatsbahngedanke, der im Jahr 1852 
im. Parlament unterlegen, zeitig wieder zu regen begonnen ; auch das 
neue Eisenbahngesetz von 1872 vermochte ihn nicht zu ertöten. Im 
Gegenteil,, denn man sah bald ein, dass auch der Bund nicht im 
Stande, ist, die mächtigen Eisenbahngesellschaften in den Dienst des 
allgemeinen. Wohles zu. zwingen, dass ihnen gegenüber das Eisenbahn- 
depariement vielmehr so gut wie machtlos dasteht. ^ 

Besonders die Namen eines Stämpfli, Eduard Marti, Welti 
und neuerdings eines Zemp werden dauernd mit dem Gedanken 
schweizerischer Bundesstaatsbahnen verknüpft sein. 

Bei?eitfl am 16. April 1.857 beantragte das Post- und Baudeparte- 
ment in einem umfassenden Bericht über das schweizerische Eisen^ 
bafanw^sen. an den Bundesrat, da ein Eückkauf der schweizerischen 
Bahnen^ dur^h den Bund grundsätzlich zu wünschen sei, den frei- 
händigen. Bückkauf bei Anlass der damals obschwebenden Fusions- 
veriiandlangen;zu vemuohen, eventuell einen Bückkaufsfonds zum Ankauf 
soUweizerisohei* Bahnaktien zu bilden. ^) Daraufbin brachte der Bundes- 
rat, folgenden Antasag seines Pinanzdepartements als Gesetzesvorschlag 
vor die Bundesversammlung :^) 

„Verfugbare Gelder der Eidgenossenschaft, welche nicht besonderen 
Zwecken oder Stiftungen angehöreo, können auch auf den Ankauf 
sohswelsserischer Bisenbahnafctien verwendet werden. Ein Wiederver- 
kauf vx)n AkMeUi darf ohne Ermächtigung der Bundesversammlung 
nicht stattfinden/ 

©och' konnten sich die Kammem über diesen Gesetzesvorschlag 
nicht v^rstSuidigen, und es blieb beim Alten. 

Im Jahr 1862 w-arf der damalige Bundespräsident Stämpfli in 
einer Schrift den. Gedanken der Eisenbahnverstaatlichung durch den 
Bund in die Wogen der öffentlichen Meinung hinaus.*) 

1) Siehe u. a. Volkswirtschaftslexikon der Schweiz, Supplement, S. 131. 
»Basler JSachrichlen« vom 9. Dezember 1891. 

2j S. Bundesblatt 35, 1, S. 310 ff., Volkswirtschaftslexikon, Supplement, S. 126. 

>) Botsehaa sieho Bundesblatt 1857, 1, S. 693. 

*) Stämpfli, Rückkauf, der scliweizerischen Eisenbahnen, Bern, 1862. 

13 
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Seinem Beispiele, das Schweizervolk und seine Behörden auf 
Staatsbahnen aufmerksam zu machen, folgten Bartholony,^) Bonna,^) 
Kaiser,*) Von da an wurde die staatsbahnfreundliche Litteratur 
immer zahlreicher. Aber auch das Parlament musste sich bald wieder 
mit der Systemsfrage beschäftigen. 

In der nationalrätlichen Junisitzung des Jahres 1877 vertrat 
Stämpfli Namens einer Minderheit der Kommission zur Prüfung des 
bundesrätlichen Geschäftsberichts den Antrag auf eine parlamentarische 
Untersuchung der Eisenbahnverhältnisse, welche bei der damaligen 
stark bedrängten Finanzlage der Bahngesellschaften den Rückkauf 
einzelner Teile des schweizerischen Netzes als vorteilhaft erscheinen 
Hessen.*) Der Antrag wurde indessen mit 80 gegen 42 Stimmen 
abgewiesen. 

Im Jahr 1883 wurden konzessionsgemäss 1598 km Bahnen zum 
Rückkauf auf das Jahr 1888 kündbar. Der Bundesrat empfahl den 
eidgenössischen Räten, auf den konzessionsgemässen Rückkauf zur Zeit 
nicht einzutreten, da der Bund damit grossen finanziellen Gefahren 
preisgegeben würde ; zur Sicherung der allgemein volkswirtschaftlichen 
Interessen beantragte er, ein Rechnungsgesetz zu erlassen.*) Dagegen 
schlug die Mehrheit der nationalrätlichen Kommission den konzessions- 
gemässen Rückkauf der Centralbahn mit Inbegriff der Gäubahn, der 
Linie Aarau-Suhr-Zofingen, der Bötzbergbahn, der Basler Verbindungs- 
bahn und der Südbahn vor. Der Nationalrat lehnte diesen Antrag 
jedoch mit 67 gegen 59 Stimmen ab, nachdem der Ständerat schon 
vorher dem Bundesrate zugestimmt hatte. 

In den Jahren 1886—1888 führte der Bundesrat Verhandlungen 
zum Zwecke des Erwerbs der Nordostbahn auf dem Vertragswege, 
aber ohne Resultat.^) 

Ein wichtiger Schritt zum Erwerb der schweizerischen Eisenbahnen 
durch den Bund erfolgte durch den Bundesbeschluss betreffend An- 

Bartholony, Note adress^e au conseil föderal, Genfeve 1863. 

*) Bonnch Projet pour la ceiitraiisation du Service et le rachat des chemins 
de fer suisses, Genöve 1867. 

») Dr. Ä Kaiser, der Bund und die Eisenbahnen, ein Beitrag zur Lösung der 
Schweiz. Eisenbahnfrage. Solothurn 1869. 

*) Vgl. dazu: Stämpfli: die schweizer. Eisenbahnen, Bern 1878, sowie Mem- 
minger: Herr alt Bundespräsident Stämpfli und die Schweiz. Eisenbahnen, 
Zürich 1878. 

ß) S. Bundesblatt 35, 1, S. 267 ff. Vgl. ibidem 35, % S. 558, 913, 921. 

6) Siehe van ScUis, Schweiz. Bundesrecht, 1, S. 53 ff. 
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kauf von Prioritätsaktien der Jura-Simplonbahn, vom 27. Juni 1890.*) 
Dieser erteilte dem vom Bundesrat mit der Regierung des Kantons 
Bern unterm 19. Mai 1890 abgeschlossenen Vertrag betreflFend den 
Ankauf von 30,000 Prioritätsaktien der Jura-Simplonbahn die Ge- 
nehmigung und ermächtigte den Bundesrat zu weitem Ankäufen von 
Prioritätsaktien der Jura - Simplonbahn, wobei aber der im obigen 
Vertrag festgesetzte Preis nicht überstiegen werden darf. Das Eefe- 
rendumsbegehren über diesen Ankauf wurde nicht gestellt imd damit 
der Beschluss vom Schweizervolk stillschweigend gutgeheissen. 

Der Bundesrat nahm daher keinen Anstand, auf dem Wege frei- 
händigen Erwerbs in der Verstaatlichung weiter zu gehen. Er ersuchte 
am 21. März 1891. die Bundesversammlung um Genehmigung des von 
ihm mit einem Konsortium schweizerischer und deutscher Banken 
unterm 5. März 1891 abgeschlossenen Vertrags betreffend Ankauf von 
50,000 Aktien der schweizerischen Centralbahn, unter dem Vorbehalt 
einer Abänderung des Rechnungsgesetzes. Überdies verlangte der 
Bundesrat die Ermächtigung, die Centralbahn in ihrem gesamten 
beweglichen und unbeweglichen Vermögen um den Preis zu erwerben, 
welcher der Übernahme der sämtlichen Aktien zu den Bedingungen 
des genannten Vertrags vom 5. März 1891 gleichkäme. Die Räte 
einigten sich schliesslich auf den Bundesbeschluss betreffend den 
Ankauf der Centralbahn, vom 25. Juni 1891,^) in welchem der Bundes- 
rat ermächtigt wurde, die ganze Centralbahnunternehmung mit ihrem 
ganzen beweglichen und unbeweglichen Vermögen unter den im Ver- 
trag vom 3. April 1891 zwischen Bundesrat und Direktorium der 
Centralbahn vereinbarten Bedingungen anzukaufen. Dieser Bundes- 
beschluss wurde jedoch auf gestelltes Referendumsbegehren in der 
Volksabstimmung vom 6. Dezember 1891 verworfen. 

Durch die am 29. Januar 1892 erheblich erklärten Motionen der 
Herren Nationalrat Curti und Ständerat Cornaz wurde darauf der 
Bundesrat eingeladen, eine umfassende Prüfung der Eisenbahnfrage 
zu veranstalten. Seither befasste sich das Eisenbahndepartement in 
eingehender Weise mit der Untersuchung des konzessionsgemässen 

1) Bundesblatt 41, 4, S. 1197 ff.; 42, 1, S. 83, 171, 939; ibidem 42, 3, S.85 ff.5 
ibidem 42, 4, S. 313, 604, 633. Amtliche Sammlung der Bundesgesetze und 
Verordnungen der Schweiz. Eidg., neue Folge, XI, S. 711, vgl. auch S. 742. 

3) Bundesblalt 43, 3, S. 734. Vgl. damit 43, 1, S. 462, 693 ff.- 43, 2, S. 841 ff. 
Amtliches stenographisches Bulletin der schweizerischen Bundesversamm- 
lung, I, S. 1 ff. Amtliclie Saniiulung der Buudesgesetze x, neue Folge, XU, 
S. 1086 und 1087, No. 151. 
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Bäckkaufs, insbes^ondere mit der Ermittlung der ButschädigUDg»- 
summen, welche bei Erwerbung der schweizerischen Hauptbahnen ^ouf 
den nächsten Bückkaufstermin vom Bund 'au bezahlen «ein «werden. 
Zur Klärung der Sachlage wurde vorerst ein neues Beöhnungsgesete*) 
gemacht, in allerneuester Zeit, am 25. März 1897, folgte diesem idie 
Botschaft des Bundesrates an die Bundesversammlung betreffend «den 
Bückkauf der schweizerischen Hauptbahnen,') d. h. der Jura-Simplon- 
Bahn, der Nordostbahn, der Centralbahn, der ^Vereinigten -Sdbweizer- 
bahnen und der Ootthardbahn. Der Botschaft wurde der ^Entwurf ^au 
einem , Bundesgesetz betreffend den Erwerb und .Betrieb won Eisen- 
bahnen für Rechnung des Bundes und die Organisation der Verwal- 
tung der schweizerischen Bundesbahnen^ beigelegt. 

Spanien.^) Alle Schienenwege Spaniens verdanken ihre Entdtebong 
vom Staat erheblich unterstützten Privatuutemehmungen ^und befinden 
sich auch heute noch im ausschliesslichen Privateigentum, obgleich 
die Regierung 1850 vorübergehend eine Strecke (Madrid -Aranjuez) 
angekauft und zur Erstellung weiterer Linien 'Bauverträge abge- 
schlossen hatte. In den Qrossteil (ca. Vs) der heutigen Bisenbahnen 
Spaniens haben sich nach lebhaftem Wettkampf vier grosse Gesell- 
schaften geteilt. Das Netz der Eisenbahnen ist dermalen aber moch 
sehr lückenhaft. Die Provinzialhauptstädte besitzen noch keine Ver- 
bindung mit dem Hauptnetz, nur eine Minderheit der gr&ssemiBeziriis- 
städte ist in das Eisenbahnnetz einbezogen. Davor ist »man sicher, 
dass sich kaum ein Verteidiger des Privatbahnsystems auf dessen 
Leistungen in Spanien berufen wird. Von Seiten des Staates liess^man 
es an einer festen zielbewussten Eisenbahnpolitik fehlen. 'Einciunstdte 
und ziellose Eisenbahugesetzgebung, in der nur die Schwäche iund 
Freigebigkeit der Regierung beständig gewesen ist, hat im «Gesetz 
vom 23. November 1877 einen vorläufigen Ruhepunkl gefunden. 

1) Siehe oben S. 196. 

2) S. Bundesblalt 1897, Nr. 18, S. 230. Die grosse Arbeit verbreitet sich auf 
174 Seiten über folgende Punkte: Bisherige Entwicklung des schweizerischen 
Eisenbahnwesens; grundsätzliche Begründung der Notwendigkeit der Ver- 
staatlichung der schweizerischen Hauptbahnen; Verstaatlichung auf dem 
Wege des konzessionsgeniässen Rückkaufs; Berechnung der zu bezahlenden 
Entschädigungen; Organisation der Slaatsbahn Verwaltung; die Alpenbahnen 
nach der Verstaatlichung; Antrag auf Ankündigung des konzessionsgemässcn 
Rückkaufs gegenüber den fünf Hauptbahnen. 

3) Archiv ISSQ: S.486; 1883: 293; 1885: 822, 335; 1890: 1 11; 1892: 1848 ff ; 
1894: 845; i895: 446 u. a.; 1896: Die Eisenbahnen der pyrenäisöhen Halb- 
insel, von Kupka, S. 448 ff. Roll, 6, S. 8037. 
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'Das ^beginnt man in Spanien in neuerer Zeit allerdings auch ein- 
zusehen, dass der Einfluss der Regierung auf die Eisenbahngesell- 
schäfken erhöht werden muss. Als 'zu Ende der 1870er und im Anfang 
der 1880er Jahre über die Tarife und die Geschäftsführung der Eisen- 
bahngesellschaften allzuviele Klagen laut wurden, bestellte ein kgl. 
.Erlass .vom .26. Juni 1882 eine Kommission aus drei Senatoren, drei 
Cortesmitgliedevn, fünf Hitgliedern von Privateisenbahnverwaltungen 
und verschiedenen Staatsbeamten. Diese Kommission hat im Sommer 
1884 einen ausführlichen Bericht über ihre Untersuchungen erstattet, 
ihre Vorschläge gingen im wesentlichen darauf hinaus, dass die Er- 
höhung des Einilusses der Regierung auf die Geschäftsführung der 
Eisenbahngesellschaften zu erstreben sei. 



Vortogril.*) 'Die portugiesischen Eisenbahnen zerfallen in drei 
•Hauptgruppen: in den nördlichen Gebieten befinden sich die Minho- 
Duero Bdhnen; die Landeöteile südlich von der »Hauptstadt werden 
von den Süd- und Südostbahnen durchschnitten. Diese beiden Netze 
sind 'Staatsbahnen, ^um grössern Teile vom Staate gebaut, zum 
^kleinem angekauft, (so 1869 die Süd- und Südostbähnen), heute durch- 
wegs in Staatsverwaltung. Zwischen diesen beiden Staatsbahnnetzeu 
befinden sich die Xinien der „Königl. Gesellschaft der port. Eisen- 
bahnen^, der bedeutendsten Privatbahn. Eine zweite grössere Privat- 
'bähn ist dieBeira älta Bfthn; im übrigen besitzt Portugal noch einige 
kleinere schmalspurige IPrivatbahnen. Die vom Staat betriebenen 
Linien besitzen den geringsten Wert, haben für den durchgehenden 
Weftöhrnur untergeordnete -Bedeutung und dienten zur Erschliessung 
armer, dem Verkehr fern geleg&tier Landesteile; die reichsten Ge- 
^biete Portugals werden von der 'Königl. port. Eisenbahngesellschaft 
-beherrscht. 'Von einer -Konkurrenz der Privatbahnen mit den Staats- 
bahnen ist durchaus keine Bede. Jedes Netz hat sein abgeschlossenes 
•Gebiet für sich. Die 'Privatbahnen sind in der Lage, auf ihrem Gebiet 
•einen durchwegs 'monopolistischen Betrieb zu führen. Die meisten 
von ihnen erhielten übrigens erhebliche Staatsunterstützungen, meist 
in der *Form von Zinsgewähr. 

») Roll 6, S. 2676. Archiv 1883: S. 280, 372; 1881: 31, 237; 1885: 458, 61'{; 
1896: 685 ff»: Die Eisenbahnen der pyren. Halbinsel, von Kupka; endlich 
:ibüdsin Seite 1162. 
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Folgende ZiflFera veranschaulichen uns die Entwicklung des portu- 
giesischen Eisenbahnnetzes : 

1877 1885 1888 1892 

Breitspurbahnen in Privatbetrieb 502 832 1040 1276 

» Staatsbetrieb 421 606 697 828 

Schmalspurbahnen 28 91 146 236 

Sehr lehrreich ist die Geschichte der «Kgl. Gesellschaft der port. 
Eisenbahnen/ Eine Reihe von schweren Missbräuchen und Schwin- 
deleien bildeten namentlich anfangs der 1880er Jahre den Gegenstand 
zahlreicher, zum Teil sehr erregter Erörterungen in der portugiesischen, 
spanischen, französischen, englischen und zum Teil auch deutschen 
und österreichischen Presse. Die Beschwerden hatten den Erlass einer 
kgl. Verordnung vom 15. Oktober 1884 zur Folge, welche eine Unter- 
suchungskommission zur Prüfung des Geschäftsganges der kgl. Gesell- 
schaft vom Jahr 1866 an einsetzte. Die Kommission sollte überdies 
untersuchen, ob eine Verstaatlichung der portugiesisdien Bahnen 
in Aussicht zu nehmen sei, eventuell durch welche Mittel und Wege. 
Doch sagte die Kommission nichts über die Zweckmässigkeit der Ver- 
staatlichung, und Korr v. d. Leyen bemerkt dazu, dass es schon aus 
ünacziellen Gründen für Portugal mit seinem schwachen und schwan- 
kenden Kredit keine leichte Aufgabe gewesen sein würde, ein reines 
Staatsbahnsystem an Stelle des gemischten durch Ankauf zur Ein- 
führung zu bringen. Doch hat die Verwaltung der kgl. Gesellschaft 
der Welt in einem geradezu abschreckenden Beispiele gezeigt, welche 
ungeheuerlichen Missbräucbe mit der Handhabung des Eisenbahn- 
monopols durch eine Aktiengesellschaft möglich sind. 

Norwegen»^) Die erste in Norwegen zum Betrieb gekommene 
Eisenbahnstrecke war die am 1. September 1854 eröffnete 68 km lange 
Strecke von Christiania nach Eidsvold, die sog. „norwegische Haupt- 
bahn^. Diese Bahn wurde vom Staat in Verbindung mit einer Gesell- 
schaft englischer Kapitalisten hergestellt. Der Staat beschaffte nach 
einem Vertrag vom 17. Dezember 1850 den Grund und Boden für 
die Bahnanlage und hatte für das zu diesem Zwecke aufgewendete 
Kapital 4 Vo Zinsen, jedoch nicht über 1200 L. jährlich, aus den Ein- 
nahmen der Bahn vorweg zu beziehen. Der Staat übernahm ferner 
in Verbindung mit Gemeinden und Privatpersoüen, welche bei dem 

13 Archiv 1896: S. 688 ff. 

8) Archiv 1881: S. 500; 1885; 674; 1887: 112 ff.; 1888: 79; 1889: 123, 370, 
570; 1892: 972; 1895: 446, 811 ff.; 1896: 897 ff. Böll 5, S. 2488. 
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Bahnbau interessiert waren, die Hälfte des auf 450,000 L. festgesetzten 
Aktienkapitals, die andere Hälfte desselben wurde von den Bauunter- 
nehniera aufgebracht. Den von diesen ausgegebeneu Aktien wurde 
ein Vorzugsrecht gewährt, indem sie aus der Betriebseinnahme, nach 
Abzug der an den Staat für den Grunderwerb zu zahlenden Rente, 
zunächst 5Vo Zinsen zugesichert erhielten. Dem Staat sollten hier- 
nach 4 Vo für das von ihm aufgebrachte Kapital zufallen, der Rest 
unter beide Aktienarten gleichmässig verteilt werden. 

Die bei der ersten Eisenbahn mit der Heranziehung der Privat- 
untemehmung gemachten Erfahrungen waren nicht besonders gunstig. 
Es sind deshalb die übrigen Bahnen vom Staate selbst unmittelbar 
gebaut und in Betrieb genom^tnen tvorden. Zu den Kosten des Bahn- 
baues hat der Staat dabei die örtlichen Interessenten, Gemeinden und 
Private, Beiträge leisten lassen und im Verein mit ihnen für die 
einzelnen Bahnen „Staatsbahninteressenten -Gesellschaften'* gebildet. 
Jede derselben bildet in wirtschaftlicher Beziehung für sich eine Ein- 
heit, wobei die Aktien der einzelnen Mitglieder gleichberechtigt sind. 
Die Verwaltung der Eisenbahnen erfolgt indessen ausschliesslich durch 
königliche Beamte, nur in der Direktion der „norwegischen Hauptbahn** 
befinden sich neben 3 Staatsbeamten auch drei von der Privatgesell- 
schaft gewählte Direktoren. 

An Privatbahnen waren 1895 in Norwegen nur 94 km vorhanden. 

Dänemark.') Die geographischen und wirtschaftlichen Verhält- 
nisse des Landes Hessen erst spät die Anlage von Eisenbahnen als 
ein Bedürfnis erscheinen. So wurde denn die erste Eisenbahn des 
Landes, die einer Privatgesellschaft konzessionierte 31,6 km lange 
Eisenbahn von Kopenhagen nach Roskilde, erst im Jahre 1847 eröffnet. 

Die politischen Ereignisse der nächsten Jahre, in welche Däne- 
mark verwickelt wurde, Hessen die Notwendigkeit besserer Verbind- 
ungen im Innern des Landes und mit den Herzogtümern Schleswig 
und Holstein erkennen. Durch Gesetz vom 27. Februar 1852 wurde 
deshalb der Gesellschaft, welche Eigentümerin der Eisenbahn Kopen- 
hagen-Roskilde war. und demnächst den Namen „Seeländische Eisen- 
bahngesellschaft** annahm, Bau und Betrieb der 79 km langen Fort- 
setzung dieser Bahn bis nach Korsör und die Einrichtung einer 
regelmässigen Dampfverbindung auf der 135 km langen Linie Korsör- 

») Archiv 1880: S. 185; 1893: 155, 284; 1894: 123, 370, 548; 1895: 44G, 811, 
1022 fif.; 1896: 762, 897 ff. Eöll, 2, S. 832 ff. 
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Kiel übertragen, wobei der Staat die Bürgschaft für 47o. Zinsen, vom. 
gesamten Anlagekapital der Gesellschafk übernahm. 

Hiemach trat indessen wieder eine längere Pause in, der Baur 
thätigkeit ein ; erst am 9. Februar 1861 kam ein. Gesetz zu. Stande, 
duix^h das der Seeländischen Eisenbahngesellschaft der Bau undiBetneb 
einer Eisenbahn von Kopenhagen nach Klampenborg und von der an, 
dieser Linie anzulegenden Station Hellerup nach der Stadt Helsingör 
übertragen wurde, und zwar ebenfalls unter Übernahme einer 4 Voig^ 
Zinsbürgschaft seitens des Staates für das verwendete Anlagekapital. 

Die Seeländische Eisenbahngesellschaft übernahm, ferner in Qe- 
mässheit eines Gesetzes vom 26. Februar 1869 den Baa und. Betrieb- 
der nach dem Süden der Insel führenden Linie Boskilde-Kjpge-Mae- 
nedsund und der nach Westen fuhrenden Linie Boskilde-Kallimdborg, 
Für diese Bahnen wurden ebenso, wie für die übrigen, betoächtliche^ 
staatliche Unterstützungen, insbesondero Zinsbürgschaften, gewährt. 

Waren schon für das unter den verschiedenen Landesteilen des 
Königreichs am dichtesten bevölkerte und wirtschaftlich am meisten, 
entwickelte Seeland Eisenbahnen ohne staatliche ünterBtützung nicht 
zu erhalten, so war dies natürlich noch weniger für die übrigßn 
Landesteile möglich. Wegen des Baues von. Eisenbahnen: in Jütland 
und auf Fünen wurden Verhandlungen mit verschiedaneuj Privatunter- 
nehmern geführt, auf Grund deren dann, durch ein Gesetz vom 4 März 
1857 einer englischen Unternehmergesellschafb Bahnbauten in Jütland 
übertragen wurden. Der Bau stockte aber bald.. Durch Gesetz vom 
lOi Mäi'z 1861 wurde deshalb bestimmt,, die sowohl für Jütland als 
für Fünen zunächst als erforderlich erkannten Eisenbahnen atif Staats- 
kosten zu bauen, den Betrieb der fertig gestellten Bahnea aber an 
Privat-Ünternehmer zu verpachten. In Gemässheit dieses Gesetzes 
kamen zur Ausführung auf der Insel Fünen. die diese Insel in west- 
östlicher Richtung durchquerende Linie von Nyborg über Odense und 
Middelfart nach Strib und in Jütlsmd die von Fredericia nach Süden 
und Norden führende Linie, die erstere über KoLding und Wamdrup 
bis zum Anschluss an die schleswigßchen. Bahnen, die andere über 
Veile, Aarhus und Randers bis Aalborg. 

Für die Überlassung des Betriebes an. Privatimternehmer kam 
trotz vielfacher Verhandlungen ein befriedigendes Abkommen nicht 
7A\ Stande, und deshalb ei^ing am 14 März 1867 ein Gesetz, in Ge- 
mässheit dessen die in Jütland und auf Fünen auf Staatskosten er- 
bauten EisenBahnen, zusammen 301 km, am 1. September in Staats- 
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betrieb übernomnieB wurden. Dieses Gesetz bestimmte zwar, dass 
der staatliche Betrieb nur eine vorübergehende Massnahme bis zu 
anderweitiger Regelung der £isenbahnfrage sein solle, durch weitere 
Gesetze vom 26, November 1868, vom 9, Dezember 1871 und vom 
30. März 1876 wurde aber die weitere Fortführung des Staatsbetriebes 
genehmigt. 

Bis zum Jahre 1879 waren nur Eisenbahnen, die auf Staatskosten 
gebaut waren, in Staatsbetrieb genommen worden. Die erste Ver- 
staatlichung einer Privaihahn erfolgte durch das Gesetz vom 16. Juni 
1879, njch welchem die von einer Privatgesellschafc gehaute, aber 
seit ihrer Eröffnung am 28. Aug. 1877 vom Staate betriebene 41 km 
lange Eisenbahn Silkeborg-Heming (Jütlaud) in den Besitz des Staates 
übernommen wurde. 

Bestand so bis jetzt in Dänemark ein gemischtes System — und 
zwar in der charakteristischen Form, dass die Privatbahnen sich die 
fruchtbarsten und bevölkettsten Gegenden ausgesucht und dem Staat 
die ärmern überlassen hatten — so wurde vom Jahr 1880 an das 
Staatsbahnsystem herrschend. 

Auf Grund des Gesetzes vom 2 Juli 1880 ging nämlich das 
grösste dänische Privateisenbabnuuternehmen, die seeländischen Eisen- 
bahnen, tebst allem Zubehör in das Eigentum und den Betrieb des 
Staates über *) Den Schluss der Verstaatlichung des Eisenbahnwesens 
bildete dann das Gesetz vom 18. Februar 1881, durch das die Er- 
werbung der von einer Privaigesellscbaft gebauten, in den Jahren 
1876 und J877 eröffneten „ostjütischen Eisenbahnen'* — der Linien 
Kander«-ßyomgaard-Grfnaa und Aarhus-Ryomgaard — für den Staat 
und deren Übernahme in Staatsbetrieb ausgesprochen wurde. 

Am 1. April 1894 wurden in Dftnemark im Ganztn 2104 km 
Eisenbahnen betrieben. Von diesea waren 1721 km, dahinter alle 
wichtigem Linien, Staatsbahnen; die übrigen 474 km gehörten 12 ver- 
schied^'nen Privatgesellschaften, deren Unternehmungen zerstreut 
zwischen den Staatsbahnlinien liegt^nd überall nur örtlichen Zwecken 
dienten. Eine 29,37 km lange Linie (Binge-Faaborg) ist Eigentum 
des Staates, aber, weil ausser Verbindung mit den andern Staats- 
bahnen stehend, der südfünenschen Eisenbahngesellschaft, an deren 
Linien sie anstösst, verpachtet 

») Vgl. hierüber auch Archiv, 1880, S. 185 ff. 

I 
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Schweden J) In Schweden reichte, da das Privatkapital für Eisen- 
bahnunternehmungen nicht zu gewinnen war, Graf von Rosen im Jahr 
1848 bei der Regierung ein Gesuch ein, dass diese den Beichstag 
auffordern möge, eine Subvention für die Anlage einer Verbindungs- 
bahn zwischen den grossen Binnenseen Mälar und Veiiern zu gewähren. 
Nachdem der Beichstag der zu errichtenden Eisenbahngesellschaft 
die Garantie einer 4%igen Verzinsung des Anlagekapitals bewilligt 
hatte, wurde die für den Bau der Bahn gebildete Gesellschaft im 
Jahre 1852 bestätigt. Es kam indessen nur die Strecke Köping-Örebro 
zur Ausführung. Gleichzeitig mit dieser, 1856, wurdo auf die Initiative 
der Bevölkerung die Eisenbahn zwischen Nora und Ervalla zu Stande 
gebracht. 

Schon in der Session des Beichstages 1853/54 war indessen auf 
Antrag der Begierung beschlossen worden, dass Stammbahnen (Haupt- 
bahnen), und zwar anfänglich eine südliche und eine westliche, vom 
Staate seihst gebaut werden sollten. Da der Staat nicht die Mittel 
fand, um alle Bahnen, welche das Land nötig hatte, auf einmal in 
Angriff zu nehmen, wurde ausdrücklich festgestellt, dass Zweigbahnen 
von untergeordneter Bedeutung durch die Privatthätigkeit hergestellt 
Forden dürften. Die Anlage von Privatbahnen wurde denn auch 
gleichzeitig mit dem Eisenbahnbau des Staates begonnen. Die heutigen 
Privatbahnen verteilen sich auf über 100 Gesellschaften. Nachstehend 
folgt eine Zusammenstellung der Entwicklung des schwedischen Eisen- 
bahnnetzes : 

Im Jahr 1856 1865 1870 1875 1885 1894 
Staatsbahneu km 32 869 1118 1513 2385 3058<) 

Privatbahnen km 34 416 590 2168 4805 6176 

Man scheint sich in Schweden mit diesem gemischten Systeme 
lange Zeit zufrieden gegeben zu haben, wenigstens ist bis jetzt eine 
dllgemeine Verstaatlichung der Privat bahnen noch nicht praktisch 
geworden. Doch sind auch in Schweden schon verschiedene Ver- 
staatlichungsaktionen vorgenommen worden. Der erste Ankauf von 
Privatbahnen fand 1879 statt, weil der Staat die Gesellschaft, welche 
die Bahn Hallsberg-Motala-Mjölby erbaut hatte, aus ihrer finanziellen 
Bedrängnis befreien wollte. Teils aus finanziellen, teils aus politischen 
Gründen ist 1891 der Ankauf der Lulea-Gellivarabahn erfolgt. Der 

1) Archiv 1881: S. 408; 1885: 671 ff.; 1887: 347 ff. (H, Claus); 1888: 336; 
1890: 868; 1893: 774; 1894: 123 ff., 569; 1895: 811, 848; 1896: 897 ff.; 
Böll, 6, S. 2960 ff.; Handwörterbuch der Staatswisscnsch. I. c. 

s) Ohne die 211 km Jange Gellivarabahn. 
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Ankauf der übrigen vom Staat übernommenen schmalspurigen Privat- 
bahnen Sundsvall-Torpshammar, Hudiksvall-Näsviken und Söderhamm- 
Bergviken ist darauf zurückzuführen, dass der Staat genötigt war, 
sich durch Ausfuhrbahnen von der nördlichen Stammbahn nach der 
Küste die Rentabilität dieser seiner Bahn zu sichern. 

Doch blieb in Schweden auch der Gedanke allgemeiner und 
prinzipieller Verstaatlichung keineswegs schlummern. 

Infolge vielfacher Klagen der Handels- und Gewerbetreibenden 
über die Höhe der Frachtsätze wurde durch königl. Erlass vom Dez. 
1885 die Direktion der schwedischen Staatseisenbahnen aufgefordert, 
sich darüber zu äussern, ob mit Eücksicht auf die schwierige Lage 
der Landwirtschaft und anderer Gewerbe eine Ermässigung der Fracht- 
sätze für Getreide und andere wichtigere BefÖrderungsgegenstände 
angemessen und angängig erscheine. Allein nach den ablehnenden 
Antworten aller Privatbahnverwaltungen war eine Mitbeteiligung der 
Privatbahnen bei der gewünschten allgemeinen Frachtermässigung und 
bessern Regelung des Verkehrs durchaus ausgeschlossen. Ein durch 
königlichen Erlass vom März -1886 niedergesetzter Ausschuss von elf 
sachkundigen Männern, mit Erörterung der Frage beauftragt, welche 
Massnahmen seitens der Regierung zur Besserung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse dos Landes zu treffen seien, sprach in seinem Bericht 
den bemerkenswerten Gedanken aus, dass nur durch die Eisenbahnen, 
insbesondere durch Ermässigung der Frachtsätze und die dadurch 
ermöglichte Erweiterung der Absatzgebiete, in kurzer Frist eine Besse- 
rung der allgemeinen wirtschaftlichen Lage herbeigeführt werden könne. 
Da die Privatbahnen keine Zugeständnisse machten, die Regierung 
aber gewillt schien, die Tarifsätze der Staatsbahnen, welche ohnedies 
schon niedriger waren, als die der Privatbahnen, noch weiter herab- 
zumindern, so drängte sich dem Ausschusse die Frage auf, woher es 
komme, dass die Staatshahnen hesser als die Privathahnen öffent- 
lichen Bedürfnissen entgegenkommen können. Die Antwort auf 
diese Frage wurde darin gefunden, dass für die Verwaltung der Staats- 
bahnen überhaupt nur die Rücksicht auf das Beste des Landes mass- 
gebend sei und für sie keine Veranlassung vorliege, einen hohem 
Gewinn, als zur Deckung der Betriebskosten und der landesüblichen 
Verzinsung und Tilgung des Baukapitals erforderlich ist, aus dem 
Betriebe herauszuschlagen, während bei den Privatbahnen die Erzielung 
einer möglichst hohen Verzinsung des aufgewendeten Kapitals der 
Hauptzweck sei. Bei aller Anerkennung der guten Dienste, welche 
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die Privatbahnen auf allen Ton den Eiseobahoen beeinflussten Gebieten 
geleistet haben, müsse doch nach der Lage der gegenwärtigen Ver- 
hältnisse für Schweden dem Staatsbahnsystem vor dein Privaibcihn- 
System unbedingt der Vorzug gegeben werden. So lange das Eisen- 
bahnwesen eines Landes noch wenig entwickelt sei, die einzelnen 
Eisenbahnlinien noch vielfach von einander getrennt und ohne Ver- 
bindung sich befindeo, so lange sei auch die Frage, «Staats^ oder 
Privatbahnen?* von geringerem Interesse, da der Verkehr alsdann 
mehr einen nur (Ertlichen Charakter trage und die Regelang dieses 
Verkehrs auch den örtlichen Verwaltungen überlassen bleiben könne. 
Sobald aber das Eisenbahnnetz eines Landes ein ausgedehnteres^ mehr 
geschlossenes werde und dadurch den Verkehr zwischen allen Teilen 
des Landes ermögliche, so treten an die Eisenbahnen auch immer 
mehr Fragen heran, deren Lösung vom Standpunkte der allgemeinen 
Staatsinteressen aus erfolgen müsse und nicht dem Ermessen der 
einzelnen Eisenbahnverwaltnngen, welche naturgemäss nur ihre Partei- 
interessen im Auge haben, überlassen bleiben könne. Diese Erwägungen 
führen aber mit Notwendigkeit zu dem Schlüsse, dass Privatbahnen, 
welche eine mehr als lediglich örtliche Bedeutung haben, vom Staate 
erworben werden müssen, wenn dies zu einem annehmbaren Preis 
geschehen könne und der Erwerb auch im übrigen fßr das Gemein- 
wesen vorteilhaft sei, sowie dass Massnahmen zu diesem Behufe so 
bald als möglich getroffen werden müssen. Abgesehen von diesen 
allgemeinen Vorteilen, welche der Erwerb sämtlicher wichtiger Privat- 
bahnen seitens des Staates und welche die danach mögliche Verwal- 
tung des gesamten Eisenbahnnetzes des Landes nach einheitlichen, 
das Beste der Allgemeinheit bezweckenden staatswirischaftlichen Ge- 
sichtspunkten für das Land mit sich bringen werde, bezeichnete der 
Ausschuss als besondere Vorteile der Verstaatlichung fßr Schweden: 
Beständigkeit, Ordnung, Übersichtlichkeit und vollkommene Öffent- 
lichkeit des ganzen Tarifwesens, sowie Beseitigung des Befaktienwesens. 
Eine Ermässignng der Frachtsätze werde sich alsbald nach erfolgter 
Verstaatlichung dadurch ergeben, dass auf den Privatbahnen die 
niedrigem Sätze der Staatsbahnen zur Einführung gelangen; eine 
weitere Ermässigung werde dann noch ohne Schädigung der Staats- 
kasse stattfinden können, da der Staat die Verwaltung der jetzt von 
einer grossen Zahl verschiedener Gesellschaften betriebenen Bahnen 
vereinfachen, also die Verwaltung billiger führen und ausserdem das 
Geld zu geringerem Zinsfusse beschaffen könne als die Gesellschaften. 
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Ferner werde der Erwerb der Privatbahnen auch eine Erleichterung 
des Geldmarktes herbeiführen und eine mehr oder weniger vollständige 
Freimachung der seitens der Gemeinden in den Privateisenbahnen 
angelegten Kapitalien, welche meist durch Anleihen gegen höhere 
Zinsen beschafft wurden, möglich machen und so eine Entlastung der 
Gemeinden bewirken. 

Das schwedische Staatsbahnnetz hat in neuester Zeit wieder 
starken Zuwachs durch Verstaatlichung von Privatbahnen erhalten. 
In gemeinsamer Sitzung beider Kammern hat nämlich der schwedische 
Keichstag den von der Regierung im Jahre 1894 vorgeschlagenen 
Ankauf folgender Bahnen genehmigt: Schonen - Halland (120 km); 
Mittlere Halland (74 km); Gothenburg - Halland (77 km); Malmö- 
Billesholm (59 kin) ; Landskrona-Engelholm (49 km) ; zusammen 379 km. 

An Staatsuuterstützungen wurden den Privatbahnen bis Ende 1894 
für 3323 km im ganzen rund 63,384,000 Kronen gewährt, davon rund 
59,432,00) Kronen als Darlehen. 

BamäiiieiiJ) Die erst nach vielen Anstrengungen zu Stande 
gekommene erste Eisenbahnstrecke Rumäniens ist die Privatbahn 
Bukarest - Giurgiu, die am 1. November 1869 eröffnet wurde. Der 
Weiterausbau des Netzes war 1868 zwei Konsortien (Ofenheim und 
Stroussberg) konzessioniert worden. 

Doch hatte die Regierung, um die Anschlüsse an das Ausland 
zu vermehren, im Jahr 1872 die Linie Jassy-Üngheni und im Jahr 
1875 die Linie Ploesti-Pred» al auf Staatskosten in Angriff genommen. 
Damit war der Anfang zur Staatsbahnpolitik gemacht, und die 
rumänische Regierung arbeitete fortan mit aller Kraft daraufhin, ein 
80 wichtiges Verkehrsmittel, wie es die Eisenbahnen darstellen, in 
eigener Hand zu haben. Zunächst brachte sie im Jahr 1879 ein Gesetz 
ein, betreffend Herstellu'ig einer Staatsbahn von Buzeu über Foesani 
nach Marasesti. Dann kaufte sie, mit Ausnahme der dem Konsortium 
Ofenheim konzessionierten Linien, die Privatbahnen zusammen und 
vereinigte die Verwaltung aller ihrer Bahnen unter einer General- 
direktion. 

Besonders wichtig für das rumänische Eisenbahnwesen ist das 
Jahr 1882, in welchem zwei bedeutungsvolle Gesetze zu Stande ge- 
bracht wurden. Das eine, vom 15. Mai 1882, genehmigte die Her- 

1) Böll, 6, S. 2808 ff. Archiv 1881: S. 295; 1895: 44G; u. a. 
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Stellung von ruod 700 km Nebenbahnen, das zweite den Staatsbau 
einer stattlichen Reihe von Hauptbahnen. 

Ueber die dem Konsortium Ofenheim konzessionierten Linien, 
welche von der Lemberg-Czernowitz-Jassy-Kisenbahngesellschaft be- 
trieben wurden, verfügte die Regierung im Jahre 1888 die Sequestration ; 
im Februar 1889 wurd.^ diese aufgehoben, und die Regierung über- 
nahm vertragsmässig den Betrieb dieser Linien für die ganze Kon- 
zessionsdauer. 

Nunmehr werden sämtliche in Rumänien gelegenen Eisenbahnen 
vom Staate verwaltet. 

Türkei. Die türkischen Eisenbahnen stehen im Eigentum von 
Privatgesellschaften und werden von der „orientalischen Eiseubahn- 
gesellschaft** betrieben. Bis jetzt werden in der Türkei die Spuren 
einer selbständigen staatlichen Eisenbahnpolitik vergebens gesucht. 
Die Regierung hat die Erteilung von Eisenbahnkonzessionen als eine 
willkommene Quelle für Schaifung neuer Einnahmen betrachtet. 

Serbien.^) Durch den Berlinervertrag vom Jahr 1878 hatten die 
Balkanstaaten die Verpflichtung übernommen, den Ausbau der Bahnen 
zur Verbindung von Budapest mit Konstantinopel und Salonichi 
durchzuführen. In einer zwischen den beteiligten viei* Staaten im 
Jahr 1883 geschlossenen Konvention verpflichtete sich Serbien zum 
Bau dreier von Nisch ausgehender Eisenbahnlinien. 

Die serbische Regierung hatte bereits im Jahr 1881 mit einem 
belgisch -französischen Konsortium, der Union gönörale, wegen Aus- 
führung von Eisenbahnbauten für Rechnung des Staates einen Ver- 
trag abgeschlossen. Doch geriet die Union schon im Januar 1882 
in Konkurs, so dass eine andere Gesellschaft an ihre Stelle trat. Mit 
der Baugesellschaft wurde zugleich ein Betriebs vertrag für die Dauer 
von 25 Jahren festgt^setzt. 

Vom September 1884 ab konnten nach und nach mehrere Linien 
dem Verkehr übergeben werden; während des serbisch -bulgarischen 
Krieges wurden die Bauarbeiten zur Herstellung eines serbischen 
Eisenbahnnetzes für einige Zeit vollständig unterbrochen; im. Jahr 



1 



) Dimptschoff\ das Eisonbahinvesen auf der Balkauhalbinsel. Böll, 7, S. 3235 ff. 
Archiv 18ö2: S. 187, 261 ; 1*93: J3I, 931 ; 1894: 427, 466; 1896: 332, 789; 
ferner Handwörterbuch der Slaatswisseiiöch. J. c. 

2) Böll 6, S. 3009 ff. Archiv 1881: S. 172, 407; 1884: 244; 1885: 385; 1886: 
427; 1887: 517; 1889: 338; 1895: 446. 
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1886 dann aber wieder aufgenommen, durchwegs auf Kechnung des 
Staats. 

Am 2. Juni 1889 tibernahm die Regierung den der Gesellschaft 
für den Bau und Betrieb der serbischen Staatsbahnen vertragsmässig 
obliegenden Betrieb der serbischen Eisenbahnen selbst Zahlreiche 
kommiösionell festgestellte Vertragsbrüche der Betriebsgesellschaft, 
Nichtböachtung und Umgehung der Landesgesetze und der bahnpolizei- 
lichen Verordnungen, Nichtberücksichtigung der Interessen des Publi- 
kums, sowie viele die öffentliche Sicherheit gefährdende Unregelmässig- 
keiten und Missbräuche wurden als Ursache dieser Massregel ange- 
führt. Nach langen Unterhandlungen, wobei die Leistung einer Ent- 
schädigung schlechthin abgelehnt wurde, löste die Regierung das 
rollende Material und die Ausrüstungsgegenstände ab. Für die Be- 
triebführung wurde eine Generaldirektion der serbischen Staatsbahnen 
errichtet. 

Bulgarien.^) Als im Berliner Frieden vom 13. Juli 1878 das 
Fürstentum Bulgarien von der Türkei losgetrennt wurde, traf man 
im Artikel 10 die Bestimmung, dass Bulgarien an Stelle der kais. 
ottomanischen Regierung deren Lasten und Verpflichtungen (d. i. die 
Subventionspflicht) gegenüber der Rusischuk-Varnaer-Eisenbahngi Seil- 
schaft zu übernehmen habe. 

Die infolge dieser Bestimmung zwischen dem Fürstentum und 
der Eiseubahngesellschaft eingeleiteten Verhandlungen haben darin 
ihren Abschluss gefunden, dass die Generalversammlung der Aktionäre 
im Oktober 1885 den Ankauf der Rustschuk - Varnaer - Bahn durch 
den bulgarischen Staat genehmigte. Dieser zog es vor, statt die 
Verpflichtungen der türkischen Regierung seinerseits zu übernehmen, 
die Bahn, wenn auch um enormen Preis, zu verstaatlichen. 

Für Bulgarien bot natürlich die Wahl des S^aatsbahnsystems 
in der Mitte der 1880er Jahre keine grossen Schwierigkeiten mehr, 
aber es ist doch höchst bemerkenswert, dass man sich durch den 
teuern Kaufpreis und die Voraussicht geringer Rendite nicht abschrecken 
liess. In der Begründung zweier Eisenbahn-Gesetzesentwürfe, welche 
der Nationalversammlung im Dezember 1884 vorgelegt wurden, finden 
wir folgenden Gedanken Ausdruck gegeben: „Bei den im vorliegenden 
Projekt niedergelegten Gesichtspunkten ist davon ausgegangen, dass 

1) Vgl. Roll, 2, S. 790 ff. Handwörterhuch der Staats wisse lisch. I. c. Archiv 
J883: S. 30G; 18Ö5: 355, öiO, 090; 188ü: 695; 1894: 427. 
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die Eisenbahnen im Fürstentum Staatseigentum zu bilden haben und 
dass Privatgesellschaften in Bulgarien weder der Bau auf eigene 
Rechnung, noch der Betrieb von Eisenbahnen im Konzessionswege zu 
überlassen ist. Zur Annahme dieser Grundsätze wurde die Begierung 
angesichts der vielen Beispiele im Ausland und infolge im Lande 
selbst gemachter Erfahrungen veranlasst. Der Ausbau von Eisenbahnen 
durch Privatgesellschaften ist stets ein spekulatives Unternehmen, 
wobei es den Unternehmern einzig und allein darum zu thun ist, ein 
gewisses Kapital unter vorteilhaften Bedingungen anzulegen. Dabei 
spielt selbstverständlich der eigene Gewinn der Unternehmer die 
Hauptrolle, ein Umstand, welcher in den meisten Fällen dem betreffen- 
den Staate Schaden zufügt, ohne dass auch die Gegenden, welche von 
solchen Eisenbahnen berührt werden, sonderliche Vorteile hätten. 
Ganz anders ist es aber, wenn Eisenbahnen auf eigene Kosten des 
Landes gebaut und von ihm selbst verwaltet werden. In letzterem 
Falle spielt der Privatgewinn eine untergeordnete Rolle; der Staat 
wird schon dadurch einigem lassen zufriedengestellt, dass ihm die 
Linie keinen unmittelbaren Schaden verursacht und versöhnt sich 
leicht mit etwaigen geringeren Verlusten durch die Erwägung, dass 
die Bahn zu der Entwicklung der Landesverhältnisse beiträgt und der 
Bevölkerung Bequemlichkeiten verschafft, deren ein zivilisierter Staat 
bedarf. Diese Anschauung ist so einfach, dass sie weiterer Beweise 
kaum bedarf.'* 

Neben der Varnabahn im Osten wird in Bulgarien seit 1888 noch 
die Strecke Zaribrod-Sofia-Vakarel im Westen betrieben, das Binde- 
glied zwischen den seibischen und ottomanischen Bahnen, das aber 
nur einen sehr kleinen Teil des bulgarischen Landes, und zwar den 
südwestlichen, südlich vom Balkan belegenen Zipfel, berührt. Bis 

1888 waren 379 km Eisenbahnen zur Ausführung gelangt, im Jahre 

1889 wurde der Bau der 108 km langen Strecke Zamboli-Burgas auf 
Staatskosten in Angriff genommen, und neuestens wurde diese Linie 
auch dem Verkehr übergeben. Am Ausbau des bulgarischen Eisen- 
bahnnetzes wird gegenwärtig des eifrigsten gearbeitet. 

Grriechenland.*) Griechenland war der letzte der europäischen 
Staaten, welcher Eisenbahnen zu bauen begann. Die Ursache davon 
liegt teils in der geographischen Gestaltung der Halbinsel, welche 
naturgemäss den Verkehr zur See beförderte, teils in der traurigen 

1) Roll, 4, S. lcS53 ff. Archiv 1881: S. 4W>, 503; 1882. 187; 1889: 338, 703; 
189Ö: 44G; besonders 18%: 1 ff., 197 ff.,' 424 ff. 
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wirtschaftlichen Lage des Landes. Die erste in Griechenland gebaute 
Eisenbahn ist die mit Hilfe englischen Kapitals zu Stande gekommene, 
10 km lange, eingleisige Linie von Athen nach Piräus, welche 1869 
dem Betrieb übergeben wurde. Eine eigentliche Entwicklung begann 
das Eisenbahnwesen erst zu nehmen, als 1881 seitens der Pforte fast 
ganz Thessalien und Albanien an Griechenland abgetreten wurde und 
der Friede auf der Balkanhalbinsel hergestellt war. 

Mit Ausnahme einer volkswirtschaftlich wichtigen Linie Piräus- 
Athbn-Larissa, welche die Regierung schon 1881 unter Zusicherung 
von Staatsgarantien und andern Begünstigungen vergeblich zur Be- 
werbung um Bau und Konzession ausgeschrieben und 1890 endlich 
auf eigene Rechnung durch einen Unternehmer hatte ausführen lassen, 
sind sämtliche Bahnen Griechenlands durch die Privatindustrie her- 
gestellt worden. Während 1883 nur 22 km betrieben wurden, wuchs 
das Netz bis 1887 auf 613 und bis 1894 auf 915 km an. 

In neuester Zeit ist die Regierung zu dem Verfahren gelangt, 
wie 1890 die Piräus-Larissabahn, von jetzt an alle Bahnbauten durch 
einen Unternehmer auf Rechnung des Staates durchzuführen. 

Amerika.*) Das Eisenbahnsystem der Vereinigten Staaten von 
Nordamerika'^) ist das reine Privatbahnsystem. Die Eisenbahnen 
stehen im Eigentum und Betrieb von jetzt über 1900 Aktiengesell- 
schaften. Das Aktienrecht ist in den Vereinigten Staaten nicht Bundes- 
recht, senden. Recht der Einzelstaaten, indessen stimmen die Rechte 
der verschiedenen Staaten in der Hauptsache untereinander überein. 
IJach diesem Recht bedarf es für eine Eisenbahngesellschaft keiner 

*) Wir können uns auf den andern Weltteilen nicht so lange aufhallen wie 
in Europa. Uebrigons gibt es noch überseeische Staaten ohne jegliche 
Eisenbabnpolitik, in andern befindet sich diese in den ersten Anfängen der 
Kindheit und ist noch weit davon entfernt, in die ruhigen Bahnen zielbe- 
wusslen Handelns einzulenken: meist entsprechend der Entwicklung des 
Eisenbahnnelzos. 

Auch sind die wissenschaftlichen Untersuchungen über die Eisenbahn- 
politik vieler aussereuropäischen Länder leider noch nicht sehr weit gediehen, 
und manchmal fehlt jede brauchbare Lilteratur oder stand mir doch nicht 
zur Vorfügung. 

'-*) Roll, 1, S» 108 ff. Handwörterbuch der Staatswissenschaften, K c. Archiv 
1881: S. 113, 178, 237, 407, 506; 1882: 312,475, 503; 1883: 254; 1884: 273, 
401 ff; 1885: Iff.; 1886: 458; 1.^87:333; 1889: 755 ff.; 1893: 187 ff.; 1894: 
1 ff., 1194; 1895: 632 ff.; 1896: 743 ff. Di-r deutsche Eisenbahnschrittsleller 
von iNordamerika hi Ä. v. d. Leyen. Vgl. von Ihm: Die nordamerikanischen 
Eisenbahnen in ihren wirtschaftlichen und politischen Beziehungen; ferner: 
Die Finanz- und Verkehrspolitik der nordamorikanischen Eisenbahnen, 
2. Aufl.; sowie Zeltung des Vereins deutscher Eisenbahnvcrwaltiingen, 1896, 
Nr. 10, S. 89 ff. 

14 
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staatlichen Konzession für die ausschliesslich innerhalb des Gebiets 
eines Einzelstaats gelegenen Eisenbahnstrecken. Man befürchtete, als 
es sich beispielsweise im Staate New-Tork um Erlass eines Eisen- 
bahngesetzes handelte, dass ein Eingreifen der Staatsgewalt, d. h. die 
Verschacherung der Eisenbahnkonzessionen durch die jedesmalige 
Begierung, bedenklicher sei als eine völlige Eisenbahnfreiheit, von 
welcher man damals noch annahm, dass sie in dem Wettbewerb der 
Eisenbahnen ihre natürlichen Schranken finden werde. Es wurde also 
der Eisenbahnbau innerhalb der Staatsgrenze freigegeben. Ähnlich 
verfuhr man in den meisten andern Staaten. Ein eigentlicher Freibrief, 
eine Konzession (Charter), ist daher nur erforderlich für diejenigen 
Bahnen, welche von Anfang an bestimmt sind, die Gebiete mehrerer 
Staaten zu durchziehen, und dieser Freibrief wird von der Bundes- 
regierung im Wege des Gesetzes erteilt. Die Bundesregierung gewährt 
dann auch das Strassenrecht (Right of way) durch die Gebiete der 
Einzelstaaten. Im übrigen ist es Sache der Eisenbahnen, durch welche 
Mittel sie sich in den Besitz des Grund und Bodens setzen wollen. 
Ein Enteignungsrecht wird ihnen nicht verliehen. 

Als aber die ersten ertragsreichen Linien gebaut waren, zeigte 
es sich, dass der Privatunternehmungsgeist allein nicht im Stande 
war, das Land mit den im öffentlichen Verkehrsinteresse notwendi- 
gen Verkehrswegen auszustatten. Der Staat sah sich also genötigt, 
die Privatunternehmungen durch Beteiligung an der Aktienzeichnung, 
Gewähr von Zinsbürgschaften für die Aktien oder Prioritäten, bare 
Zuschüsse zum Bau und die (in den Vereinigten Staaten besonders 
ausgebildeten) Schenkungen öffentlicher Ländereien zu fördern. 

Aber die völlige Freiheit des Eisenbahnbaues und -Betriebes hatte 
denn doch allmählich manche ünzuträglichkeiten gezeitigt. Zunächst 
im Tarifwesen. Die üngleichmässigkeit der Tarife, unverhältnismässig 
hohe Lokaltarife gegenüber sehr niedrigen durchgehenden Tarifen, 
persönliche Begünstigungen aller Art riefen in den Mittel- und West- 
staaten in den Jahren 1871—1873 die Granger Bewegung hervor. 
Vornehmlich die landwirtschaftliche Bevölkerung verlangte Staatsauf- 
sicht über die Eisenbahnen, insbesondere Festsetzung der Tarife 
durch staatliche Behörden. Solche Behörden gab es bisher nur in 
einigen der kleinern Neueuglandstaaten. Sie wurden nunmehr einge- 
setzt auch in Ohio, Illinois, Michigan, Wiskonsia, Minnesota, Missouri. 
Ihre Befugnisse gingen zum Teil unter dem Einfluss jener Bewegung 
so weit, dass sie selbständig und ohne Mitwirkung der Bahnen deren 
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Tarife bestimmten. Diese Befugnis wurde später wieder eingeschränkt. 
Weitere Übelstände waren der ins üngemessene fortschreitende Bau 
der Eisenbahnen, eine in andern Ländern nicht dagewesene Konkurrenz 
der Bahnen untereinander und die finanzielle Vernichtung der schwäch ern 
durch die stärkern Bahnen, Eisenbahnbankerotte, allgemeine Pinanz- 
krisen, wesentlich beeinflusst durch Spekulation in Eisenbahnwerten, 
Verschmelzungen der Bahnen zu mächtigen, vielfach von einzelnen 
unverantwortlichen Personen unumschränkt geleiteten Unternehmungen. 
Verbreitete sich auch in den Vereinigten Staaten mehr und mehr die 
Einsicht, dass alle diese Missstände, welche nach der Meinung Vieler 
die Eisenbahnen statt zu einem Segen zu einem Fluche für das Land 
umwandelten, auf die nicht mehr zeitgemässe Eisenbahnpolitik zurück- 
zuführen seien, so gingen die Meinungen darüber auseinander, welche 
neuen Wege «inzuschlagen seien. 

Auch in den Vereinigten Staaten tauchte der Staatsbahngedanke 
hie und da auf. Seine Durchführung begegnete aber in dem ganzen 
politischen System des Landes, dem Mangel geregelter Staatsver- 
waltung, dem Fehlen eines geschulten, ehrenhaften Beamtenpersonals 
unüberwindlichen Schwierigkeiten. Dass die Konkurrenz im Eisen- 
bahnwesen völlig abgewirtschaftet hat, darüber besteht kaum noch 
Meinungsverschiedenheit Man glaubte indes vielfach, dass sich durch 
Verbandsbildungen in grossem Umfang die Schäden im Tarifwesen, 
wenn nicht beseitigen, doch mildern Hessen. Gerade dieses Mittel 
begegnete auf der andern Seite bei den Parteien einem heftigen Wider- 
stände, welche mit Schrecken das Anwachsen der Monopole, den 
steigenden Einfluss des Eisenbahnkönigtums mit all' seinen verderb- 
lichen wirtschaftlichen und politischen Folgen vor Augen sahen und 
in den grossen Verbänden nur eine andere Form der Monopole er- 
blickten. So blieb denn nur übrig eine Erweiterung und Kräftigung 
der staatlichen Aufsichtsbehörden und die Schaifung einer Bundes- 
aufsicht über die Eisenbahnen, welche die Gebiete mehrerer Staaten 
durchzogen. So entstanden in dieser Zeit zahlreiche neue Staatsauf- 
sichtsbehörden, und nach langen schweren Kämpfen kam am 4. Februar 
1887 das Bundesverkehrsgesetz zu Stande, durch welches ein Bundes- 
Verkehrsamt zur Aufsicht über den gesamten zwischenstaatlichen 
Eisenbahnverkehr eingesetzt wurde. Aber schon der vierte Bericht 
dieser Behörde lautete verzagt. Die Behörde wird erdrückt von der 
Last der Arbeit und sieht wenig Erfolge.*) Die Gesetze werden mit 

*) Ueber die voraussiclitliche Wirkung des ßiindeseiseiibahngesetzes schrieb 
die Redaktion des Archivs für Eisenbahnwesen im Jahr 1887: »Sollte es 
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grösserm Geschick als früher umgangen. Bei den ordentlichen Ge- 
richten des Landes findet das Amt wenig Unterstützung. Die unver- 
mittelt nebeneinander bestehende Bundes- und Einzelstaatsaufsicht hat 
vielen ünzuträglichkeiten gerufen. Eine sehr bedenkliche Folge des 
Verbots der Tarifverbände (Antipooling Clause) ist die dadurch mittel- 
bar herbeigeführte Förderung der völligen Verschmelzung der Eisen- 
bahnen, welche seit 1887 unzweifelhaft grosse Fortschritte gemacht 
hat, so dass (wie Herr von der Leyen anno 1892 voraussah) der 
Zeitpunkt nicht mehr ferne zu liegen scheint, in welchen in den Ver- 
einigten Staaten 4 — 5 Kiesenei-enbahngesellschaften sich in den Besitz 
und die Verwaltung eines Eisenbahnnetzes von gegen 300,000 km 
teilen werden. 

Wie schon gesagt, zeigten sich Verstaatlichungsbestrebungen 
schon vor dem Gesetz von 1887. Der Anti-Monopolverein in Nebraska 
fasste 1884 z. B. einen Beschluss, dass der Übergang des Eigentums 
an allen Privatbahnen an den Staat zweckmässig und erwünscht sei.^) 
Die Lehren Henry Oeorge's, welcher in seinen „sozialen Problemen** 
für die Verstaatlichung des monopolistischen Eisenbahnwesens eintritt, 
gewinnen immer mehr an Boden. „Die Überzahl von Konkurrenzbahnen, 
Mangel an Aufsicht über die Aktiengesellschaften, die vielen 100 
Millionen Dollars erdichteter Werte, die Umgehung der Gesetze des 
Staats, Geschäftemachen um jeden Preis im freien Wettbewerb, wilde 
Spekulationen in Eisenbahnwerten, grossartige Eisenbahnmonopole in 
den Händen von Verbänden und einzelnen Personen, Tarif kriege, Ver- 
pachtung und verschleierte Verschmelzung von Bahnen, that- und 
ratlose Aufsichtsbehörden, misslungene Versuche zur Regelung des 
zwischenstaatlichen Verkehrs und endlich das Eisenbahnkönigtum 
(Railway Kingdom) : solche Zustände, deren Verwilderung ihre Spitze 
in der rohen geldgeschäftlichen Vergewaltigung der schwächern Bahnen 
erreicht zu haben scheint, treiben notwendig dem einzigen Rettungs- 
mittel, der Verstaatlichung, zu.*" So schrieb im Jahr 1886,^) also vor 
dem übrigens wirkungslosen Gesetz vom 4. Februar 1887, der öster- 
reichische Centraleisenbahninspektor Schreiber. 

einem einzigen, aus 5 Mitgliedern bestehenden Amte wirklich, auch bei 
Aufwendung ungewöhnlichen Geschickes und übermenschlicher Arbeitskraft, 
möglich sein, eine einigermassen wirksame Aufsicfil über ein Kiserit>ahMnetz 
von jetzt rund 222,000 km, über 1500 bis 1600 verschiedene Eisenbahn- 
aktiengesellschal'ten auszuüben? INach den in den europäischen Ländern 
mit der Staatsaufsicht über die Eisenbuhnen gemachten Erfahrungen wird 
man diese Frage nur verneinen können. . . .t 

1) Ztg. d. Ver. L). E. B. V. 1884, Nr. 84. 

«) Archiv 1886, 1. c. 
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Trotzdem die Eisenbahn Verstaatlichung in Amerika von Vertretern 
der Wissenschaft, von der Presse, von Handelskammern und ähnlichen 
Körperschaften als einziges Heilmittel für die bestehenden Schäden 
empfohlen wird, hält Herr von der Leyen^) einen Übergang zum 
Staatsbahnsystem in Amerika zur Zeit für nicht ratsam. „Ein Staats- 
bahnsystem verträgt sich nicht mit der dortigen Beamtenwirtschaft. 
So lange ^ie Eeform des Civildienstes nicht durchgeführt, so lange 
der alte Grundsatz in der Stellenbesetzung: dem Sieger gehört die 
Beute, nicht in That und Wahrh.dt aufgegeben ist, so lange würde 
die Einführung des Staatsbahnsystems in den Vereinigten Staaten nichts 
anderes bedeuten, als vom Regen unter die Traufe kommen/ 

Von einer Änderung der bundes- und einzelstaatlichen Eisenbahnauf- 
sichtsgesetze, vorausgesetzt, dass sie durchgeführt werden könnte, 
verspricht sich derselbe Schriftsteller durchaus keinen Erfolg: „Der 
mit dem Bundesverkehrsamt gemachte Versuch ist gescheitert, darüber 
kann man kaum noch im Zweifel sein. Das Bundesverkehrsamt ist 
herabgedrückt zu einer Sammelstelle für Tarife und statistische Mit- 
teilungen. Der passive Widerstand der Eisenbahnen, die feindliche 
Stellung der Gerichte hat seine eigentliche Thätigkeit lahm gelegt." 

Ausser dem Bundesverkehrsamt, dessen Aufsicht sich nur auf 
den Verkehr zwischen den Staaten erstreckt, bestanden Ende 1891 
nur in 30 Staaten von den z. Z. 49 Staaten und Territorien der Union 
eigentliche Eisenbahnaufsichtsämter (ßailroad Commissions). Ausser- 
dem besassen vier Staaten, Arkansas, Pennsylvania, New-Jersey und 
Indiana, Eisenbahnbehörden, die jedoch lediglich mit der Eisenbahn- 
besteuerung und Statistik zu thun haben, in 13 Staaten und den 
beiden noch vorhandenen Territorien waren weder Eisenbahnbehörden 
noch Eisenbahngesetze, so dass dort die Eisenbahnen nicht nur frei 
von jedem staatlichen Einfluss entstanden, sondern auch in ihrer 
finanziellen Gründung und Verwaltung und in ihrem wirtschaftlichen 
Betriebe gänzlich unabhängig von staatlicher Aufsicht sind. Die 
Eisenbahnaufsichtsämter der 30 Staaten lassen sich in zwei Gruppen 
trennen. Die erste Gruppe umfasst 13 Staaten, in denen die Eisen- 
bahnaufsichtsbehörden nach dem Muster der von Massachusetts ge- 
bildet sind, die nur Aufsicht auszuüben, Ratschläge zu erteilen und 
zu vermitteln hat. Die Eailroad Commissions der zweiten Gruppe 
von 17 Staaten haben ausserdem das Recht, Anordnungen zu treffen, 
insbesondere in Eisenbahntariffragen, sie haben bei Festsetzung der 

1) Archiv 1894, 1. c. 
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Höhe, des Systems, bei VeröflFentlichung u. s. w. der Tarife mitzu- 
wirken. Als Vorbild hat diesen Staaten die Eisenbahngesetzgebung 
des Staates Illinois gedient. 

In den übrigen amerikanischen Staaten^) befindet sich das Eisen- 
bahnwesen teils in den ersten Anfängen, teils ist seine Entwicklung 
bis jetzt eine völlig systemlose, durch die Bedürfoisse des Augen- 
blicks, die jedesmaligen Zeitverhältnisse, die Anschauungen der gerade 
am Kuder befindlichen Regierung bestimmte gewesen. Gemeinsam 
ist nur der Mangel staatlichen Einfiusses, sowie gewaltige Beiträge 
und Unterstützungen der gemeinwirtschaftlichen Organe an die Her- 
stellung von Privatbahnen. 

So sind in Britisch- Nordamerika (Dominion of Canada^)) bis 
zum Jahr 1894 166,716,638 Dollars (etwa 658 Mill. Mark) an staat- 
lichen Beihilfen geleistet worden, daneben haben sich auch die Pro- 
vinzen und Gemeinden namhaft beteiligt. In Mexiko^) belief sich der 
Staat szuschuss bis zum gleichen Zeitpunkt auf 109,522,240 Dollars. 

Britisch' Nordamerika hatte im Jahr 1894 im ganzen 15,768 Meilen 
Eisenbahnen im Betrieb, davon waren 1397 Va Meilen Staatsbahnen. 
Von einem staatlichen Einfluss auf die Privatbahnen ist auch heute 
noch keine Rede, wiewohl man am 22. Mai 1888 mit einem Eisen- 
bahngesetz einen untauglichen Versuch gemacht hatte. 

Chile*) besass 1889 neben 1872" km Privatbahnen 1158 km 
Staatsbahnen 

In Peru') gehörten 1886 von 1309 betriebenen km 1271 dem 
Staate, doch trat der Staat in äusserst ungünstiger Finanzlage der 
„Peru vischen Korporation**, die des Staates äussere Schuld übernommen 
hatte, dafür u. a. seine Eisenbahnen ab. 

In Brasilien^) war Ende 1893 der Stand des Eisenbahnnetzes 
folgender : 

Ende 1893: km im Betrieb Bau Projekte Zahl 

Staafsbahnen 2638 452 184 9 

Privatbahnen mit Staatssubvention 3099 4000 9715 42 

ohne « 1912 1921 3662 24 

1) üeber Südamerika vgl. Arcl.iv 1890: 487; 1891: 339; 189Ö: 40 ff., 809 ff., 
498 ff» und 730 ff. 

2) Archiv 1890: 207; 1895: 292 ff.; 1896: 792. 

8) Archiv 1881: 170, 396; 18S2: 244, 318; 1884: 556; 1886: 804; 1889: 584; 

1894: 1153; 1896: 611 ff. 
4) Archiv 1895: 732. 

B) Archiv 1895: 743. ^ ^ 

6) Archiv 1881: 170; 1887: 117; 1888: 571 ff.; 1890; 654; 1893: 157, 775 ff., 

902 ff.; 1894: 571 ff.; 1895: 323 ff. 



— 219 — 

Für das Anlagekapital des grössten Teils der Privatbahnen ha 
der brasilianische Staat Zinsbürgschaft übernommen, und zwar Ende 
1888 in der Höhe von 7 o/o bei einem Betrag von 294,108,644 Mark, 
von 6 Vo bei 31,300,000 und von 5 o/o bei 8,733,955 Mark. Daneben 
waren gewaltige Unterstützungen durch Landschenkungen, Zuschüsse 
ä fonds perdu u. s. w. in Gebrauch. 

In Argentinien^) ist das Eisenbahnnetz teils durch den Staat, 
teils durch Privatkapital gebaut ; Privatbähnen sind an den Staat und 
Staatsbahnen an Private mehrfach veräussert worden. Arge Konkurrenz- 
wirtschaft und andere Sünden der Vergangenheit lasten schwer auf 
der Gegenwart. Die Erkenntnis, dass es nicht mehr so weiter gehen 
könne, hat einer Einkehr Platz gemacht, die sich vorläufig in staat- 
licher Überwachung der Bahnen zu äussern beginnt. Ein neues 
Eisenbahngesetz von 1891 hat die Position der Regierung im Kampfe 
gegen die argentinischen Raubritter und Wegelagerer, das waren bis- 
her thatsäcblich die Privatgesellschaften, wesentlich gestärkt. In einer 
am 1. Mai 1892 an den Kongress gerichteten einlässlichen Denkschrift 
schilderte der argentinische Minister des Innern, Dr. Zapata, wie 
planlos und unordentlich es bis jetzt in der Konzessionierung und 
Verwaltung des argentinischen Eisenbahnnetzes zugegangen sei und 
zu welch' erschrecklichen Missständen das geführt habe. Mit Zahlen 
und Beispielen wies der Minister nach, wie die Privatbahngesellschaften, 
die einerseits grosse Massen Feldfrüchte aus Mangel an Transport- 
mitteln einfach zu Grunde gehen Hessen, andererseits der Regierung 
die ungeheuerlichen Garantierechnungen mit der Pünktlichkeit eines 
föUigen Wechsels präsentierten, überhaupt sich überboten, das Volk 
und die Regierung, welche sich aber auch alles bieten liess, auf jede 
nur denkbare Art zu hintergehen und zu betrügen, wie insbesondere 
die garantierten Privatbahnen auf Kosten der Gesamtheit in unver- 
antwortlicher Weise faullenzten und sich mästeten. 

In Veneeiuela^) wurde der Bau und Betrieb der ersten Eisenbahn 
nach einer ganz allgemein gehaltenen Erlaubnis der Regierung, im 
übrigen nach dem Ermessen und Gutdünken des Unternehmers bewirkt. 
Die Bundesregierung gewann aber auf Grund der unterdes gemachten 
Erfahrungen sehr bald die Überzeugung, dass eine gesetzliche Regelung 
des Eisenbahnwesens mit Zusicherung von staatlicher Unterstützung 

1) Archiv 1887: 293; 1893: 901; 1894: 1179. 

2) Archiv 1890: 758 ff»; 1895: 756 ff. Roll 108 ff. 
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erforderlich sei, wenn die weitere Ausdehnung des Eisenbahnnetzes in 
einer den Landesinteressen entsprechenden Weise gefördert werden 
sollte. Es wurde zu diesem Zwecke beschlossen, für die in den 
Bundesstaaten zu erteilenden Eisenbahnkonzessionen einheitliche Be- 
dingungen vorzuschreiben, von deren Inhalt uns wesentlich folgendes 
interessiert : 

Die Erlaubnis zum Bau und Betrieb einer Eisenbahn wird von 
der Hundesregierung erteilt. Dem Bauunternehmer werden, so v^eit 
die Bahn fiskalisches Eigentum berührt, die erforderlichen Bodenflächen 
unentgeltlich überwiesen und zum Erwerb von Privatgrundstücken 
das gesetzliche Enteignungsrecht verliehen; ausserdem überweist die 
Kegierung dem Unternehmer zu beiden Seiten der Bahn einen Land- 
streifen von je 500 Meter Breite als freies Eigentum oder eine gleich 
grosse Fläche in einem andern Teile des Landes, wenn die Bahn 
nicht Staatsländereien, sondern Privatgrundstücke durchschneidet. Der 
Bauunternehmer ist ferner berechtigt, alles für den Bahnbau erforder- 
liche Holz aus den Staatswaldungen unentgeltlich zu entnehmen und 
alle sonstigen zum Bahnbau erforderlichen Baustoffe, Maschinen, Ge- 
räte etc. zollfrei einzuführen. Endlich sichert die Regierung jedem 
Eisenbahn Unternehmer vollkommene Steuerfreiheit und eine Verzinsung 
von 7 Vo für das aufzuwendende oder veranschlagte Anlagekapital zu. 

Asien.^) In Asien befanden sich Ende 1894 41,970 km Eisenbahnen 
in Betrieb, wovon mehr als die Hälfte auf Staatsbahnen entfielen. 

Britisch' Indien.^) Die ersten und besten Linien in Bvitisch-Indien 
wurden von Privatgesellschaften mit staatlicher Zinsengarantie und 
Länderabtretung gebaut von 1852—1873. Als c-s dann aber an. den 
Ausbau des Netzes gehen sollte, war das Privatkapital nicht mehr zu 
haben, wodurch der Staat in eine eigentümliche, auch in Europa be- 
kannte Abhängigkeit kam. Denn er konnte unmöglich den Ausbau 
des Eisenbahnnetzes ausschliesslich auf seine eigenen Schultern laden, 
nachdem der Ertrag der guten Linien einmal in die Taschen von 
Aktionären geleitet war. Doch versuchte er es immerhin mit dem 
Staatsbahnsystem, wiewohl damit offenbar zu spät gekommen, ohne 
indessen anderseits das Privatkapital gänzlich auszuschliessen, das er 
vielmehr durch immer grössere Unterstützungen und Zugeständnisse 
für Eisenbahnunternehmuugen zu gewinnen suchen musste. 

1) Virl Archiv 1895: S. 44^. Roll, l. S. 157 tT. 

2) Archiv 1^81: 180; 1883: 354; 1884: 548; 1885: 477, 570; 1886: 1 ff., 602; 
lc87: 419; 1888: 259; 1889: 259; 1893: 325; 189i: 744; d89o: 827; 
1896: 772 ff. 
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Am 31. März 1895 wurden in Britisch - Ostindien 18,855 Meilen 
Eisenbahnen betrieben, wovon 14,145 Meilen (22,759 km) auf Staats- 
bahnen entfielen. Von diesen waren 5378 Meilen auch in Staatsbe- 
trieb. Auf garantierte Linien kanten im gleichen Zeitpuskt 2587 und 
auf anderweitig unterstützte Bahnen 407 Meilen. Von 58 fremden 
Bahnen abgesehen entfiel der Best auf einheimische Bahnen, von denen 
mehr als die Hälfte in staatlichem Besitze und Betriebe sieh befanden. 

Namentlich eine in den Jahren 1877 und 1878 herrschende Hungers- 
not hatte es der Kegierung nahe gelegt, einem ßiöglichst schnellen 
und vollständigen Ausbau eines ganz Indien umfassenden Eisenbahn- 
netzes entgegenzuarbeiten. Hervorragende Mitglieder einer königlichen 
üntersuchungskommission — Männer wie Strachey, Caird, Campbeü, 
Cron — sprachen sich damals mit Bitterkeit gegen die garantierten 
Bahnen und mit Überzeugung für ein reines Staatsbahnsystem aus. 
Strachey bemerkte, es sei kein wesentlicher Unterschied in der Art 
der Verwaltung von Aktiengesellschaften und Staatsi^aternehmungen, 
in beiden Fällen handle man durch bezahlte Angestellte. Campbell 
sagte, dass die Eisenbahngesellschaften in keiner Weise um das Wohl- 
ergehen des Volkes sich bekümmerten und von der Regierung mit 
Erfolg Entschädigung verlangten, so bald sie irgend einen Schaden 
zu machen befürchteten. Caird wies darauf hin, dass bei eigenem 
Anleihen die ostindische Regierung das Kapital wohlfeiler erhalten 
werde als irgend eine Aktiengesellschaft; weil sie nun aber d^n Ge- 
sellschaften doch Garantie gewähren müsst^, so wäre es besser, gleich 
für Staatsrechnung zu bauen. 

Niederländiseh-Indien. Java.^) Die erste Konzession auf Java 
wurde im Jahr 1862 an eine Privatgesellschaft ausgegeben, welcher 
der Staat dabei eine Zinsbürgschaft von 4»/, o/o für das Baukapital 
gewährte. 

Doch musste der Staat bald zur Einsicht kommen, dass die Ent- 
wicklung des Eisenbahnwesens in Java nicht gut dem Privatunter- 
nehmungsgeist überlassen werden könne, ohne dass der Staat eine 
enorme finanzielle Belastung zu tragen hätte. Man ging deshalb zum 
Staatsbahnsystem über. Der Gesetzentwurf zum Bau der ersten 
Staatsbahn wurde 1875 von den Kammern nach einigem Zögern ge- 
nehmigt. Nachdem aber dieser erste schwierige Schritt gethan war, 

n Vgl. Handwörterbuch für Staatswissensch. III. S. 193. Roll, Encyclop. 1. 
Archiv 1886: S. 695 ff.; 1887: 742; 1892: 277 ff. und 550 ff.; 1895: 657. 
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wurde ruhig und stetig in dieser Richtung fortgegangen. Der Versuch 
einer Partei in den Niederlanden, dem weitern Staatsbau in Java ent- 
gegenzutreten, aus Besorgnis für den angeblich durch den Betrieb 
von Staatsbahnen gestärkten Einfluss der Regierung, schlug fehl. 

Am Ende des Jahres 1885 befanden sich 926 km Eisenbahnen 
in Betrieb, davon 605 km Staatsbahnen. Ende 1893 stellte sich bei 
einem Gesamtnetz von 1863 km das Staatsbahnnetz auf 1520 km. 

Herrn R. A. J. Snethlage, Generalkonsul in Amsterdam, verdanken 
wir einige interessante Bemerkungen über die Eisenbahnpolitik in Java.') 

Herr Snethlage konstatiert zunächst, dass mit Ausnahme von drei 
kleinern Linien durch selbständige Privatinitiative auf dem Eisenbahn- 
gebiete in Java nichts zu Stande gebracht worden sei. Dass beim 
Bau der ersten Eisenbahn Zinsbürgsehaft verlangt und gegeben wurde, 
erklärt er mit dem Mangel an Zielen und Erfahrungen der Regierung 
mit der Gebräuchlichkeit dieses Mittels in den Kolonien, insbesondere 
in Britisch-Ostindien, sowie mit dem damals noch herrschenden Glauben 
an die staatliche Impotenz, welchen Glauben seither nicht nur die 
Erfahrungen Javas, sondern auch die Beispiele Belgiens, Preussens, 
Österreichs und Ungarns als ein Hirngespinst erwiesen. Sodann weist 
Herr Snethlage die Schäden des Systems der Zinsbürgschaften über- 
zeugend nach und stellt fest, dass die allgemeine Regel, dass sowohl 
Staatsaufsicht als gesetzliche Vorschriften ungenügende Mittel sind 
zur Regelung des Tarifwesens der Privateisenbahngesellschaften, auch 
auf Java ihre Bestätigung gefunden.^) Nur der Staat habe eben die 
Macht (und dazu die Pflicht)^ die Prachtsätze bis auf den erstrebens- 
werten Punkt, die Höhe der Betriebskosten, zu ermässigen und dadurch 
den gemeinwirtschaftlichen Nutzen der Eisenbahnen bis auf seinen 
Höchstbetrag zu steigern. 3) Die niederländisch-indische Regierung habe 
durch wiederholte Aufträge uad Vorschläge sowohl auf Ermässigung 
der Frachtpreise als auf Einführung der für die Entwicklung des 
Verkehrs so wichtigen Diiferentialtarife den Beweis geliefert, dass sie 
sich ihrer Verpflichtung sehr wohl bewasst sei. Wenn aber auch der 
Staat die Tarife höher stellen sollte, so dass aus dem Rohertrag nach 

1) Archiv 1892: S. 550 ff. 

2) Auch in Britisch- Ostindien hat die Erfahrung den geringen Wert der 
Maxtm€dtarife gezeigt. »Maximum rates do not affect anybody.« Vgl. Archiv 

1886 : S* 6. 

^) Vgl. Schreiber: »Staatsbahnen oder Privatbahnen« in Archiv 1886: S. 476; 
sowie Lau/nhardt: »Theorie der Tarif bildung der Eisenbahnen«, Archiv 1890: 
S. 1 ff., 161 ff.; endlich Franz Ulrich: Das Eisen bahntarifwesen im allge- 
meinen und nach seiner besondern Entwicklung. 
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Abzug der Amortisation, Zinsen und eigentlichen Betriebskosten noch 
ein Gewinn übrig bliebe, so würde dieser der Staatskasse, d. h. dem 
allgemeinen Interesse, zu Gute kommen, weshalb selbst bei Gleichheit 
der Tarifpolitik das Staatsbahnsystem den Vorzug verdiene. 

Auch anderswo noch in Asien begegnen wir dem Staatsbahn- 
gedanken. 

Das Eisenbahnnetz von Ceylon^) z. B. umfasste zu Anfang des 
Jahres 1896 425 km Staatsbahnen. 

Im russisch - transkaspischen Oebiet^) befanden sich im Jahre 
1896 1433 km Staatsbahnen im Betrieb, in Sibirien^) im Jahr 1894 
über 3000 km im Bau. 

In Japan*) war die erste und wichtigste Eisenbahn die am 
14. Oktober 1872 eröffnete Staatsbahn von Tokio nach Jokohama. 
Zu Anfang 1885 betrug das Netz der japanischen Eisenbahnen 426 km, 
wovon 295 auf Staatsbahnen entfielen; im Jahr 1888 war der Stand 
der Staatsbahnen 500 km bei einem Gesamtnetz von 935 km; am 
31. März 1892 waren von 1707 betriebenen englischen Meilen 551 
Staatslinien. 

Die Koreanische Regierung beabsichtigt, die Eisenbahn von Söul 
nach Chemulpo, zu deren Bau sie früher dem japanischen Gesandten 
in Korea die Genehmigung erteilt hatte, nunmehr selbst zu bauen. 

China, das sich bis in die neueste Zeit dem Eisenbahnwesen 
hartnäckig verschloss, besass 1894 200 km Privatbahnen. Durch Edikt 
vom 6. Dezember 1895 hat der Kaiser von China im Prinzip den 
Ausbau eines Privatbahnsystems genehmigt, zudem den Bau der 115 km 
langen Strecke Tientsin-Lukouchiao gestattet, deren Kosten teils vom 
Pinanzminister, teils vom Handelssuperintendanten der nördlichen Häfen 
aufzubringen sind.^) 

Die 140 km Eisenbahnen, die 1894 in den Malayischen Staaten 
betrieben wurden, waren zum Teil Staatsbahnen der englischen Regie- 
rung.^) 

■ 

1) Roll, 1, S. 159. Archiv 1S87: 422; 18i)4: 148; 1895: 448; 1896: 628. 

8) Archiv 1885: 485; 1886: 695; 1888: 545; L-94: B72; 1895: 448; 1896: 791. 

3) Archiv 1888: S. 232, 908; 1895: 448; 1896: 496. Roll, 6, S. 3012. 

4) Archiv 1883: 273; 1885: 491; 1888: 122; 1890:881; 1892: 411; 1893: 131, 
158, 584, 930; lb94: 747. Roll, 1, S. 160. 

6) Archiv 1895: S* 141; 1896: 628. 

6) Roll, 1, S. 159. Archiv 1888: 910; 1889: 121; 1893: 371; 1896: 625. 

7) Roll, 1, S. 160. Archiv 1890: 125; 1892: 410. 
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ifrlka,*) Die Eigenbahnen Egyptens sind, von zwei kleinen 
Zweigbahnen abgesehen, vom Staate gebaut und betrieben. Doch hat 
in allerneuester Zeit, am 7. März 1895, die Regierung mit einem 
Konsortium deutscher und egyptischer Bankhäuser einen Vertrag über 
den Bau einer Bahn von Kenneh nach Assuan geschlossen, mit einem 
Heimfallsrecht nach 80 und einem Bückkaufsrecht schon nach 20 
Jahren. Den Betrieb behält sich immerhin die Staatseisenbahnver- 
waltung vor. 

In Algier und Tunie herrscht dasselbe Eisenbahnsystem wie im 
Mutterland, nur dass die staatlichen Unterstützungen noch weit höhere 
Beträge erreicht haben und an ihre Rückzahlung ernstlich niemand 
denkt. 

Die Eisenbahnen der Kapkolonie werden, mit Ausnahme einer 
der Cape-Copper-Mining-Gesellschaft zugehörigen 150 km langen Linie, 
als Staatsbahnen von der Eolouialregierung verwaltet und betrieben. 

Die 643 km Eisenbahnen Natals sind ebenfalls im Eigentum 
und Betriebe des Staats. 

Australien.^) Die Eisenbahnen der australischen Kolonien sind, 
mit Ausnahme weniger Linien in einzelnen Gegenden, Staatsbahnen, 
sie sind zum Teil auf Kosten des Staats gebaut und werden sämtlich 
auch von ihm betrieben. Das im Mutterland bestehende Vorurteil 
gegen Staatseisenbahnbau hat sich nicht auf die Kolonien ausgedehnt. 
In Neuseeland waren ursprünglich einzelne nicht ganz unbedeut.nde 
Privatbahnen vorhanden, diese sind von der Regierung aber nach und 
nach meistens erworben worden. 

Die Eisenbahnpolitik der australischen Kolonien im allgemeinen 
bietet viel interessante Seiten. Nach allen Richtungen hin ist die 
Eisenbahnfrage auf diesen weltentlegenen Gebieten schon in den 1850er 
und 1860er Jahren erörtert und in einer Weise gelöst worden, an die 
in den grössern europäischen Ländern erst im Beginn der 1870er Jahre 
ernstlich gedacht wurde. In der Kolonie Viktoria war schon 1868 
die Frage entschieden, dass allein das Staatsbahnsystem das Richtige 
sei, und diese Entscheidung war nach reiflicher Prüfung erfolgt. 

1) Roll, 1. S.82ff. Archiv 1883: S. 376; 1884: 143, 46J, 463; 1885: 220, 337; 
im: 847; 1888: 751, 756, 757, 911, 925; 1889: 125, 127, 271, 699; 1890: 
458, 483, 746, 878; 1892: 992, 1229; 1893: 782; 1894: 571, 746, 956; 
1895: 656; 1896: 973. 

«) Archiv 1881: 187 ff., 409 ff.; 18S2: 402 ff., 44 ff.; 1883: 64 ff., 164, 876 ff,; 
1884: 238 ff.; 1885: 207,211; 1886: 239ff., 699; I887: 120,296; 1888: 37..; 
1890: 118; 1891: 115; 1892: 115; 1893: 343; 1894: 721, 1203; 1895: 974 ff. 
Kandt, Br, Moritz: lieber die Entwicklung der austrat. Eisenbahnpolitik. 
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Es ist interessant, dass der Stcmtsbahngedanke sich die Herr- 
schaft hat erobern können in den fast ausschliesslich von Ausländern 
besiedelten Kolonien Australiens, vop denjenigen Ausländern sogar 
zumeist, die in ihrem Matterlande das Priratbahnsystem in seltener 
Eeinheit und Folgerichtigkeit durchgeführt haben^ Allerdings war 
zunächst in Australien dieselbe Eiseitbahnpolitik eingeschlagen worden 
wie im Mutterlande, man hatte versucht, den Privatuntemehmungs- 
geist und das Privatkapital, sogar mit finanziellen Unterstützungen 
seitens des Staats in Form von Zinsbürgschaften, zum Bau der Eisen- 
bahnen heranzuziehen. Dieser Versuch aber missglückte kläglich. 
Nach schweren Kämpfen im Parlament und nach allen möglichen 
Bemühungen, wenigstens etwas vom Privatbahnsystem zu retten, kam 
schliesslich der Staatsbahngedanke allmählich zum vollen Durchbruche. 

Ein besonders interessantes Beispiel ist Viktoria, dessen Eisen- 
bahnpolitik von Moritz Kandt, einem Schüler Oustav Cohns, des 
Geschichtschreibers der englischen Eisenbahnpolitik, eingehend unter- 
sucht worden ist. 

In der Kolonie Viktoria musste, da trotz mehrfacher namhafter 
Unterstützungen der Bau von Eisenbahnen durch Privatgesellschaften 
nicht gelingen wollte, die Regierung sich dazu entscliliessen, die Bahn 
von Melbourne nach Mount Alexander am 18. März 1856 anzukaufen, 
welche Bahn so die erste Staatsbahn Viktorias geworden ist. Die 
Entwicklungsgeschichte der übrigen Bahnen Viktorias ist eine ähnliche. 
Sich selbst überlassen und auf eigene Kraft angewiesen konnten in 
Viktoria keine Privatbahnen gedeihen. Doch selbst mit einer Unter- 
stützung durch den Staat, innerhalb der durch eine weise Politik 
gezogenen Grenze, welche die Gesamtinteressen im Auge behielt und 
nicht zuliess, dass der Eisenbahnbau nur ein Vorwand für Land- 
spekulationen werde, waren Eisenbahnunternehmungen von grösserem 
Umfange nicht lebensfähig. 

Der Übergang vom Privat- zum Staatsbahnsystem hat sich nun 
in Viktoria ganz allmählich vollzogen. In den ersten Jahren, bis zur 
Einführung der Verfassung vom 23. November 1855, drängte sich der 
Bevölkerung mehr und mehr die Überzeugung auf, duss Eisenbahnen 
für die wirtschaftliche Entwicklung Viktorias unbedingt nötig seiem 
dass aber das Privatkapital der Aufgabe des Bahnbaues nicht ge- 
wachsen sei und die Begierung zu Hilfe kommen müsse. Auf welche 
Weise dies aber zu geschehen habe, darüber war man durchaus nicht 
klar und einig; im Parlament sträubte man sich vor allem gegen 
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Staatsverwaltung, zahlreiche Mitglieder aber auch gegen StaAtseigen- 
tum an den Bahnen. 

Im Jahr 1857, da der Ausbau wenigstens der Hauptlinien eines 
Eisenbahnnetzes nicht länger hinausgeschoben werden konnte, fand 
eine eingehende Untersuchung und Erörterung der Eisenbahnfrage im 
Parlament und in besondern Ausschüssen statt. Aufs neue platzten 
nun die Anhänger des Privatbahnsystems und seine Gegner mit ihren 
Ansichten aufeinander. Namentlich vor dem Gedanken staatlicher 
Eisenbahnverwaltung schreckten noch viele zurück. 

Das Ergebnis der Beratungen war, dass unter den gegebenen Ver- 
hältnissen der Staat notwendig die Haupteisenbahnlinien bauen müsse, 
die Verwaltung und der Betrieb der fertig gestellten Bahnen aber 
nicht in den Händen der Regierung bleiben dürfe. Demgemäss brachte 
die Regierung am 22. September 1857 drei Gesetzentwürfe ein, deren 
einer zum Bau einer Hauptbahn von Melbourne nach dem Murrayfluss 
und von Geelong nach Melbourne ermächtigte, während der zweite 
die Vollmacht zur Beschaffung der nötigen Geldmittel, der dritte die 
Vorschriften über den Bau und die Verwaltung dieser Bahnen enthielt. 
Auch bei Beratung dieser Gesetzentwürfe trat die Opposition gegen 
das Staatsbahnsystem nochmals in die Schranken, vermochte aber 
nicht mehr zu hindern, dass schliesslich das Parlament der Regierung 
doch zustimmte. . 

Die dadurch genehmigten Bahnen wurden bis zum September 
1864 fertig gestellt und während der Bauzeit von der Regierung be- 
trieben. Doch machte man in dieser Zeit mit dem Staatsbetrieb keine 
erfreulichen Erfahrungen. Man befand sich eben ganz neuen Verhält- 
nissen gegenüber, vor allem galt es, ein Verwaltungspersonal erst 
heranzubilden, und da kann es uns heute nicht wundern, dass mancherlei 
Missgriffe vorkamen und ein tüchtiges Lehrgeld zu zahlen war. 

Ein Gesetz vom Jahr 1863, betreffend die bessere Verwaltung der 
Eisenbahnen Viktorias, sollte Abhülfe schaffen; es verfügte nämlich 
die Verpachtung der Staatsbahnen und regelte deren Bedingungen. 
Dieser wichtigste Teil des Gesetzes wurde indes niemals ausgeführt, 
und zu einer Verpachtung der australischen Staatsbahnen ist es nie 
gekommen. Zum voraus hatte sich kein Pächter gemeldet, und bevor 
die Regierung in der Lage war, die Verpachtung auszuschreiben, trat 
unter dem Einfluss einer erheblichen Verbesserung der Staatsverwal- 
tung, insbesondere der fortschreitenden Vermehrung der Einnahmen, 
ein Umschwung in der Stimmung der Bevölkerung ein zu Gunsten 
des reinen Staatsbahnsystems. 
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Dieses ist denn auch bis heute herrschend gebliebeu. Als im 
Jahr 1868 die Erweiterung des Staatsbahnnetzes beraten wurde, war 
von einer Verpachtung nicht mehr die Eede, zumal sich jetzt auch 
durch die Erfahrung herausgestellt hatte, dass der Staat die Aufgabe 
des Eisenbahnbaues und -Betriebes in zufriedenstellender Weise ge- 
löst hatte, jedenfalls viel besser, als es Privatgesellschaften in jenen 
entlegenen, der Kultur erst zu erschliessenden Gebieten hätten thuii 
können. Am 6. März 1896 endlich erschien ein sehr wichtiges Gesetz : 
An Act to further amend the Law relating to the Victorian Railways, 
welches durch Verbesserung in Verwaltung und Rechnungswesen die 
Rentabilität der Bahnen zu erhöhen bezweckt.') 

Am 30. Juni 1895 befanden sich in Australien 20,496 km Staats- 
hahnen im Betrieb,*) die sich folgendermassen auf die einzelnen 
Kolonien verteilten: 

Neusüdwales: 4073km, Viktoria: 5020km, Queensland: 3828km, 
Südaustralien: 2771 km, Westaustralien : 922 km, Tasmanien: 675km, 
Neuseeland: 3207 km. 

1) Siehe Archiv 18%: S. 787 ff. 

2) Archiv 1896: S. 944 ff. 
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Rückblick. 



Gleich wie in England und den Vereinigten Staaten von Amerika 
sehen wir in der weit überwiegenden Mehrzahl der Länder die Anlage 
und den Betrieb der Eisenbahnen zunächst dem PriTatunternehmungs- 
geist und mehr oder weniger der Freiheit überlassen, jedenfalls nicht 
nur gemäss der beim Beginne der Eisenbahnperiode herrschenden 
liberalen Wirtschaftstheorie, sondern vorher noch in Übereinstimmung 
mit den praktischen Bedürfhissen und Überlieferungen, mit den wirt- 
schaftlichen Verhältnissen jener Zeit, insbesondere einerseits mit der 
mehr lokalen und partiellen, noch nicht die ganze Volkswirtschaft 
eines Landes beeinflussenden und sogar beb en*sch enden Bedeutung 
der ersten Eisenbahnen, anderseits mit der vorsichtig zweifelnden 
Haltung, welche man in weiten Kreisen der neuen Erfindung der 
Eisenbahnen gegenüber einnahm. Allerdings gibt es ausnahmsweise 
Länder, in welchen der Staat von Anfang an den Eisenbahnbau und 
das Eisenbahnwesen überhaupt in seine Hand nahm, teils weil man 
den Beruf der Eisenbahn da und dort besser vorausgesehen, teils 
weil man, nachdem die Schienenstrassen einmal eine Notwendigkeit 
geworden, von Anfang an das Privatkapital nicht oder doch nicht 
reichlich und nachhaltig genug in Eisenbahnunternehmungen hinein- 
zuleiten vermochte, teils weil man erst verhältnismässig spät von dem 
neuen Verkehrsmittel Gebrauch machend mit ausländischen Eifahrungen 
zu rechnen in der glücklichen Lage war. 

Wenn man auch fast allenthalben im Beginne der Entwickelung 
die technische Natur der Eisenbahn in ihrer ganzen Tragweite bei 
weitem nicht einzusehen vermochte, wenn man vielmehr grundsätzlich 
das freie Spiel der Kräfte, die Konkurrenz, auch auf diesem Gebiet 
als im grossen Ganzen völlig genügende Hüterin des allgemeinen 
Wohles betrachtete und die Interessen der Aktiengesellschaften mit 
denen des Verkehrs für identisch hielt, so konnte doch die Eigenartig- 
keit und volkswirtschaftliche Bedeutung der Schienenstrasse nicht 
gänzlich verborgen und verkannt werden. Dies brachte in Verbindung 
mit dem Umstand, dass der Bau und Betrieb von Eisenbahnen ohne 
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erhebliche Eingriffe in öffentliche und private Interessen mannigfacher 
Art nicht möglich ist, den Staat meist schon von Anfang an in ein 
eigentümliches Verhältnis zu den Eisenbahnunternehmungen. Nahezu 
in allen Staaten wurde nämlich das Eisenbahnunternehmungsrecht von 
öffentlich-rechtlicher Konstituiruug, Konzession,^) abhängig gemacht. 

Wohl gab es nun in der ersten Eisenbahnzeit da und dort immer- 
währende Konzessionen mit fast unbeschränkter Freiheit far die Kon- 
zessionäre, sehr früh aber sah sich der Staat fast überall gezwungen, 
von den Spuren hergebrachten Verwaltungsrechts immer weiter abzu- 
weichen und den Eisenbahngesellschaften mehr Beschränkungen und 
Verpflichtungen im Sinne gemeinwirtschaftlicher Handlungsweise zu 
auferlegen. 

Die Konzession wird auf bestimmte Zeit beschränkt, indem sich 
der Staat entweder ein Kückkaufsrecht oder das Heimfallsrecht, 
späterhin auch beides vorbehält — wie eine allgemeine Ahnung des 
kommenden Staatsbahnsystems ; von der privaten Unternehmung wird 
sodann die Betriebspflicht nach Vollendung der Anlage binnen be- 
stimmter Frist verlangt, sie muss der Auflage öffentlicher Transport- 
leistungspflicht an jedermann zu gleichen Bedingungen sich unter- 
werfen; man bedingt sich gewisse Leistungen für diverse staatliche 
Administrationszwecke (hinsichtlich Beförderung der Militärs, der 
Post etc.), anderseits eine gewisse Gewalt über die Tarifpolitik der 
Gesellschaften aus; einen beträchtlichen Teil der Konzessionsbeding- 
ungen beginnen auch die auf die Normalisirung der Anlage und aut 
die Bau- und Betriebspolizei gerichteten Vorschriften auszumachen, 
zu deren Handhabung den Gesellschaften eine eigene staatliche Auf- 
sichtsbehörde gegenübertritt; daneben entwickelt sich eine spezielle 
Eisenbahngesetzgebung. 

1) Der juristische Charakter der Eisenbahnkonzession ist ein sehr bestrittener. 
Es sind insbesondere drei Ansichten darüber hervorzuheben. Die Einen 
sehen in der Eisenbahnkonzession einen Vortrag, welcher für die beteiligten 
Gesellschaften wohlerworbene Privatrechfe begründet; für Andere ist sie 
ein HoheitsakJ, der immer der Revokation unterliegt; Vermittler erklären 
die Eisenbahnkonzession zwar für einen Hoheitsakt, welcher jedoch mit der 
Gewährung von Privatrechten derart verbunden sei, dass seine Abänderung 
nicht einseitig von der Staatsverwaltung, sondern nur in: Wege der Ver- 
einbarung mit dem Konzessionär erfolgen dürfe. Vgl. darüber Otto Mayer^ 
Deutsches Verwaltungsrecht, 2. Bd., § 49, S» 294 ff. und die dort reichlich 
angegebene Litteratur. Ausserdem siehe noch Behm, Die rechtl. Watur der 
(^ewerbskonzession. Huher, Die Concessionserleilung für Eisenbahn- und 
Tramway-Unternehniungen etc. Fischer^ Staat und Eisenbahnen. Schweiz, 
Bundesblau u. a. 23, 2, S. 655 ; 46, 4, S. 1070 ff* Endlich amtl stenogr. 
Bulletin der Schweiz. Bundesversammlung, 6. Jahrgang, besonders S. 71 ff. 

15 
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Diese Bestrebungen des Staates, die vorhandene mehr oder niinder 
grosse Freiheit der Eisenbahngesellschaften inoi allgemein volkswirt- 
schaftlichen Interesse zu beschränken, war durch die bisherige Ent- 
wicklung des Eisenbahnwesens aber auch sehr notwendig geworden. 
Denn die Konkurrenz als Hüterin der allgemeinen Interessen auch 
im Eisenbahnwesen hatte sich in der Praxis alsbald als ein kurzer 
Wahn erwiesen, und man begann den eigentümlichen Monopolcharaldet' 
der Eisenbahnen zu erkennen. Die technische Natur der Eisenbahnen 
duldete keine Konkurrenz auf der Schiene ; zudem erfordert die Anlage 
einer Eisenbahn so erhebliche Geldmittel, dass nach Erstellung einer 
Eisenbahn zwischen zwei Endpunkten die Konkurrenz durch eine oder 
mehrere Schienenstrassen in derselben Richtung und zwischen den- 
selben Endpunkten thatsächlich ausgeschlossen war;') endlich bedingt 
die Eisenbahn vermöge ihrer technischen Überlegenheit, welche eine 
bisher nicht dagewesene Schnelligkeit, Regelmässigkeit und Pünkt- 
lichkeit, Massenhaftigkeit, Sicherheit und Qualität des Transports 
ermöglichte, ein Monopol auch gegen alle übrigen Verkehrsmittel einer 
gewissen Gegend. 2) 

1) Aus diese :i Gründen heraus kommt B. van der Borght (Hand- und Lehr- 
buch der Staatswissenschaften, von Kuiio Frankensteih: Das Verkehrswesen, 
S. 297) zu der Ansicht: 

• Der Monopolcharakter der Eisenbahnen ist hiernach sehr scharf ausge- 
prägt, und gerade deshalb wird die Uebernahme der Eisenbahnen auf die 
öffentliche Gewalt sehr nahe gelegt Wenn nicht in der Art des. ßeamlen- 
standes, in der geschichtlich überlieferten Auffassung über die Aufgaben 
der öffentlichen Gewalt, in dem Mangel genügender parlamentarischer 
Kontrolle, in den Kredit- und Finanzverhältnissen der öffentlichen Gewalt 
u. dgl. mehr Hindernisse gegeben sind, muss man es als das Rationellste 
ansehen, dass das »Monopol« der Eisenbahnen von der öffentlichen Gewalt 
gehandhabt wird.« 

Adolph Wagner, Finanzwissenschaft, (3. Aufl.), I, S* 645: »Endlich 
geniesst der fertige kostspielige Weg (Eisenbahn, Kanal), rein durch sein 
Bestehen oft, wenn auch kein rechtliches, doch bis zu einer gewissen Grenze 
ein faktisches Monopol, weil das Zusammenbringen eines grossen Kapitals 
zur Herstellung eines Konkurrenzwegs schwierig ist und daher gar nicht 
oder erst nach längerer Zeit erfolgt. Kommt aber trotzdem ein Konkurrenz- 
weg zu Stande, so führt dies, je grösser die darin angelegton Kapitalien 
sind um so leichter, oft nur zu einer Verständigung der beiden Interessenten 
über das Verbleiben und die Teilung des Monopols, zumal in dem Falle, 
dass Weg und Verkehrsanstalt, wie bei den Eisenbahnen, in einer Hand 
sind.« Am gleichen Orte S. 651: »Die Wei^^c, welche keine gleichzeitige Be- 
nutzung zu verschiedenen Transportdiensten gestalten, also namentlich 
Eisenhahnen und Telegraphen, führen leicht zu einem faktischen Monopol.« 

2) Vgl. Eniil Sax im »Haiidbuch der Politischen Oekonomie« von Dr. Gustav 
Schönbera, 3. Aufl., 1« Bd*, S, 517 (§22): »Von enlschoidendster Bedeutung 
ist der Umstand, dass dm Verkehrsmitteln in sehr weitem Umfange als 
Postulat der Wirtschaftlichkeit die Monopoleigenschaft anklebt, was, inso- 
weit dies der Fall, die Unzulänglichkeit der Privatwirtschaft mit sich bringt. 
Das vollkommenere Verkehrsmittel zieht den V^erkehr an sich und geniesst 
sohin zwischen denselben Endpunkten gegen ein nicht auf gleicher Stufe 
stehendes ein natürliches oder faktisches Monopol, welclies sich überdies 
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Derart trat allenthalben bald an Stelle erwarteter Konkurrenz im 
Eisenbahnwesen Koalition und Zentralisation, ein unaufhaltsamer 
Einheitsdrang. Ob nun diese Bewegung hervorgegangen nur aus dem 
Monopolcharakter der Eisenbahnen (wie Sax meint) oder ob sie über- 
dies die Teilerscheinung einer auch ausserhalb der Verkehrsanstalten 
herrschenden Tendenz nach Zentralisation und Koalition sei (wie 
Gustav Cohn^) meint — genug; die Thatsächlichkeit des Eisenbahn- 
monopols und die ünwiderstehlichkeit seines Wachstums zu immer 
umfassenderer Grösse Hess sich nicht verkennen. 

Eine weitere Folge der technischen Natur der Eisenbahn war, 
dass sie bald aufhörte, von mehr oder weniger lokalwirtschafllicher 
Bedeutung oder gar ein Luxusartikel zu scheinen, dass sie vielmehr 
mit unwiderstehlicher Macht in alle Poren eines gesellschaftlichen 
Körpers hineindrang und bald die Herrin des Verkehres war. 

Zugleich mit dieser Entwicklung zeigte sich ein Wechsel in der 
Würdigung des neuen Verkehrsmittels. Statt die Eisenbahnen weiter 
als Spekulationsmittel einzelner Kapitalisten aufzufassen, begann man, 
sie und ihre Aufgaben von der unendlich höhern Warte allgemein 
volkswirtschaftlicher Nützlichkeit aus zu beurteilen. 

Und da musste man denn bald ein üngenügen der Privatunter- 
nehmung, einen Gegensatz zwischen dem Zwecke der Privatbahngesell- 
schafteu und dem allgemein volkswirtschaftlichen Interesse von Tag 
zu Tag deutlicher erkennen. Dies führte zu immer energischerer 
Vindizierung des Eisenbahnwesens durch die Gemeinwirtschaft. 

Emil Sax kommt auf deduktivem Wege zu dem gleichen Resultate, 
wenn er schreibt:^) 

„Ein wichtiger Gesichtspunkt für die Verweisung des Verkehrs- 
wesens in das Gebiet der Staatswirtschaft fusst (ausser der Monopol- 
eigenschaft) auf der vorangestellten^) Bedeutung desselben für das 
gesamte wirtschaftliche und gesellschaftliche Lehen , welche eine 

bis zu einer gewissen Grenzlinie auch seitlich geltend macht, so weit näm- 
lich, als es daselbst vorteilhaft ist, anstatt einen bestimmten Kndpunkt in 
gerader Richtung auf dem Wege des minder vollkommenen Verkehrsmittels 
aufzusuchen, sich zunächst zu einem dahin führenden vollkommenem zu 
wenden und den Endpunkt auf diese Weise in einem (rechten) Winkel zu 
erreichen. Heissen wir die von der so bestimmten Grenzlinie umschlossene 
Fläche den (natürlichen) Verkehrsrayon eines Verkehrsmittels, so können 
wir sagen : Jedes Verkehrsmittel hat einem minder vollkommenen gegen- 
über in seinem Verkehrsrayon ein thalsächliches Monopol.« 

Gustaü Colin, Volkswirtschaftliche Aufsätze (Stuttgart 1882), II: Der Staat 
und die Eisenbahnen, S. 86. 

*) Handbuch der Polit. Oekonomie von Schönberg, I. c. S. 519 ff. 

«) Handbuch der Polit. Oekonomie von Schönberg, 1. c. S. 497 — ö07. 
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allseitige Entfaltung der Verkehrsmittel als Bedingung der Gesanoit- 
entwicklung erkennen lilsst und sonach nicht gestattet, dieselbe von 
der Aktion der Einzelkräfte abhängig zu machen und begrenzen zu 
lassen. Ganz abgesehen von den Zufällen, welchen die Entwicklung 
ausgesetzt wäre, zeigt sich hier ein offenbares Ungenügen der Privat- 
Unternehmung in weitem Umfange, so dass ganz von selbst die Auf- 
gabe für die Oemeinwirtschaft sich stellt. 

,,Ein Privatunternehmer wirtschaftet nach dem Grundsatz des An- 
strebens der erreichbar höchsten Rente. Er findet sich nicht ein, 
wem die erzielbaren Preise einen angemessenen Gewinn nicht absehen 
lassen, und er nimmt bei der Preisstellung nicht die mindeste Bück- 
sicht auf den Einfluss, welchen diese auf die ökonomischen Verhält- 
nisse derjenigen, welche die Preise zahlen, übt; er begehrt die erreichbar 
höchsten Preise, was freilich im vorliegenden Falle nicht extrem auf- 
zufassen ist, sondern dadurch eine gewisse Einschränkung erfahrt, 
dass das Vorwiegen stehenden Kapitals in den Verkehrsmitteln mit 
der demselben innewohnenden Ausnutzungstendenz das Motiv abgibt, 
durch Preiserniedrigungen eine grössere Zahl von Nutzungsakten, also 
die höchstmögliche lohnende Frequenz zu erreichen. Nun fordert es 
aber der oben bezeichnete Gesichtspunkt, dass Verkehrsmittel auch 
da angelegt werden, wo sich mangels einer privatwirtschaftlichen 
Rentabilität die Privatunternehmung hiezu nicht bereit findet, sowie 
ferner, dass unter gewissen Umständen die Transportpreise tiefer ge- 
stellt werden, als ein Privatunternehmer — selbst unter der Einwirkung 
des gedachten Motivs — thun würde, zuweilen sogar unter die privat- 
wirtschaftlichen Selbstkosten, dann nämlich, wenn dem ökonomischen 
Gedeihen der Staatsangehörigen und den davon abhängigen höhern 
Interessen der Gesamtheit die Nutzungen der betreffenden Verkehrs- 
mittel nur unter dieser Bedingung im vollen erwünschten Masse 
dienstbar gemacht werden können. Der in beiden Fällen auftretende 
Ausfall gegenüber der privat wirtschaftlichen Rente der aufgewendeten 
Kapitalien kann der Natur der Sache gemäss nur von der Gesamtheit, 
vermöge der räumlichen und zeitlichen Einheit, v\ eiche der Staats- 
verband darstellt, getragen werden, und die Übernahme der betreffen- 
den Kapitalanlagen auf die Gemeinwirtschaft wird folglich zur 
Notwendigkeit " 

„Alle diese Momente zusammengenommen führen zu der Erkennt- 
nis, dass die Privatunternehmung nicht im Stande ist, diejenige 
Oleichmässigkeit und Vollständigkeit der Entwicklung der Verkehrs- 
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mittel in einem Lande, sowie insbesondere diejenige Gleichmässigkeü 
und Angemessenheit der Preisstellung bei denselben zu prästieren, 
welche die Wichtigkeit des Verkehrswesens für die Gesellschaft und 
alle ihre wirtschaftenden Glieder erfordert, sondern dass diese Aufgabe 

irtir seitens der Gemein Wirtschaft lösbar erscheint ** 

Ursprünglich hatte sich das gemeinwirtschaftliche Interesse wie 
gesagt lediglich in immer häufigem Versuchen geltend gemacht, durch 
Korrekturen das private Eisenbahnmonopol sich dienstbar zu machen. 
Aber die Erfahrung lehrte, dass eine derartige Regulierung der Privat- 
bahnen im Sinne einer Befriedigung gemeinwirtschaftlicher Bedürfnisse 
absolut unmöglich sei. Und das war ganz natürlich! Wie sollten 
private Erwerbsgesellschaften im Besitze eines Monopols den allge- 
meinen Interessen auch nur einigermassen Genüge leisten können? 
Denn die Eisenbahngesellschaften, wenn auch meistens vom Staate 
konzessioniert und in ihrer Handlungsfreiheit mehr oder weniger be- 
schränkt, bleiben eben doch innerhalb dieser Grenzen spekulative 
Unternehmungen mit dem ausschliesslichen Streben nach höchstmög- 
lichem Gewinn!') So war denn auch die versuchte staatliche Korrektur 

^) Lorenz von Stein (Zentralblalt für Eisenbahnen und Dampfschiffahrt der 
österreichisch-ungarischen Monarchie, Jahrg. 1874, Nr. 74—92) sieht in der 
Aktienunternehmung für die Eisenbahnen eine Form der Selbstverwaltung, 
beklagt sich dann allerdings über die allgemeine Erscheinung, es gehe bei 
diesen »Verwaltungsgesellschaften«, die eine öffentliche Aufgabe übernommen, 
um aus ihrer Vollziehung einen Erfrag zu gewinnen, das Bewusstsein immer 
mehr verloren, dass in der Aktie neben Kurs und Coupon noch eine Mit- 
gliedschaft eines öffentlichen Körpers und mit ihr eine öffentliche Veranl- 
wortlichktit und Pflicht lebendig sein soll. Aehnlich erblickt Emil Sax 
(die Verkehrsmittel in Volks- und Slaalswirtschaft, 1878/79, besonders 
2. Band, ferner in Schönbergs Handbuch I. c. S. 497 ff.) in den Eisenbahn- 
gesellschaften die privatwirlschafllichen Organe eim^r nicht unmittelbar 
durch eigene Glieder des Staafswirlschaftskörpers ausgeführten, vielmehr 
eben delegierten, übertragenen Gemein wirtschaiWunktion, Vgl. gegen diese 
den Tkatsachen durchaus nicht entsprechende Auflassung die trefflichen 
Bemerkungen von Gustav Cohn, Volkswirtschaftliche Aufsälze I. c. S. 74 ff. 
Siehe endlich auch Adolph Wagner, l c. S. 663: »So gern ich nun 
anerkenne, dass in der Praxis öfters nichts übrig bleibt, als nach diesem 
System der »delegierten Verwaltung« vorzugehen, und dass mit demselben 
gegenüber dem »Privatbahnprinzipt in der altern Auffassung ein grosser 
J'orti^chritt auch in dtr Theorie erreicht ist, so gern ich also auch in dieser 
Sax'schen Lehre das »Gesetz der Relativität« in solchen praktischen Fragen 
richtig hervorgehoben finde, so kann ich ihr in Uebereinstimmung mit G. 
Cohn doch zwei Einwürfe nicht ersparen, von denen der eine auch Boscher' s 
ähnliche Relativitätsentächeidung der Systemfrai^e betrifft ([II, § 85): 1) Wo 
ist es denn irgend thatsächlich gelungen^ die „delegierte Verwaltung" 
halbwegs befriedigend einzurichten ur.d das m. E. unlösbare Problem zu 
lösen, ein richtiges „Pflichtenheft" für eine solche Verwaltung zu kunstruiren? 
(Auch Roscher's Auj-führungen, § 85, sind in dieser Beziehung mit den 
Thatsachen in völligem Widerspruch und seine Auflassung viel zu optimistisch.) 
Und 2) klingt nicht in allen Beweisführungen von Sax^ so sachverständig 
sie sin i und so unparteiisch sie zu sein suchen, dennoch immer die Tendenz 
durch, ein System wie das bestehende des Eisen bahn- Aktiengesellschafts- 
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und EinenguDg des Privatbahnsystems weit davon entfernt, ihren 
Zweck zu erreichen, begann vielmehr bei einer gewissen Intensität 
eingelangt dem allgemeinen Interesse zum Schaden zu gereichen. 

Nehmen wir einmal mit Sax an, durch „planmässige, wohlgeleitete 
Konzessionierung, welche je nach Umständen anregt oder zurückhäFt 
und sich Privatinteressen nicht zugänglich erweist*, könne die sprung- 
weise Entwicklung des Privatbahnnetzes verhindert werden,^) glauben 
wir dem gleichen Schriftsteller, dass gehörige polizeiliche Regelung 
und gewissenhafte Pflichterfüllung staatlicher Aufsichtsorgane die 
Kosten und Beschaffenheit der Anlage und des Betriebes bei Privat- 
bahnen den entsprechenden Leistungen einer guten Staatsverwaltung 
gleichwertig zu macheu im Stande sind,*) setzen wir endlich voraus, 
dass einerseits der Staat durch Akti« ngesetze und Aufsicht die Quelle 
der Agiotage und unlauterer Börsenmanöver zu verstopfen vermöge, 
dass anderseits die Kapitalbeschaffung durch gutgeregelte Privatgesell- 
schaften ebenso günstig sich machen könne wie durch einen wohl- 
geordneten Staat*) — Voraussetzungen, die sich bisher in keinem 

Wesens eben einmal auch prinzipiell zu rechtfertigen, es theoretisch zu 
salviren, weil es existier ty nicht weil es befriedigend fungirt? Das scheint 
mir die »petitio principii« in Sax' Lehre von der »delegierten Verwaltung« 
zu sein.« 

*) Vgl. Schäffle, System II, S. 271: »So lange prinzipiell am Aktienbetrieb 
des Eisenbahntransportes festgehalten wird, darf man den Bahnen nicht 
Tarife ansinnen, welche Gewinn unmöglich machen; nur bei Gewinn-Aus- 
sicht kann der spekulative Betrieb auch als guter Versorger volkswirtschaft- 
licher Interessen sich erweisen. Gibt man das Prinzip zu, so verpflichtet 
man sich auch zu den Konsequenzen dem spekulativen Bahukapital gegen- 
über.« 

*) Dagegen Wagner, 1. c. S. 673 ff.: »Der Priüafbahnbau hängt viel mehr 
als aer Staatsbahnhau von der jeweiligen Lage des Geldmarkts ab und 
kommt im grösseren Umfange vornehmlich nur periodisch in Spekulations- 
zeiten in Gfangj weil hier die Agiota<;e mit den Aktien lebhafter anlockt. 
Daher entwickelt sich das Privatbahn netz nur sprungweise, bald stockt die 
Entwicklung selbst hinsichtlich guter Strecken, bald werden durch den 
Einfluss von Privatinteresseiiten unwichtigere Routen vor der Zeit gebaut, 
bald zeigt sich eine übertriebene Bauwui. Dies entspricht den volkswirt- 
schaftlichen Interessen keineswegs, die Deplacirung der Kapitalien, die je- 
der grössere Bahnbau bewirkt, schon wegen der Umwandlung grosser Massen 
umlaufenden in stehendes Kapital, wird noch störender. Der Staat kann 
den Bahnbau viel gleichmässiger in Gang halten, was in jeder Beziehung 

erwünschter ist. Die Abhängigkeit der Konzessionen vom Stande 

des Geldmarkts und der Spekulation wird von Sax und Boscher übersehen. 
Diese isl so gross und die Schwierigkeil, zukünftige Bedürfnisse im Voraus 
zu ermitteln, so bedeutend, dass mir eben dies Problem eines »weisen 
Konzessionsverfahrens« unlösbar erscheint.« 

s) Vjrl. Wagner, a. a. 0,, § 273 und 274. 

4} Wagner, 1. c, § 272, S. 675 ff., S. 679: »So wird den Privatbahnen nur 
selten ein Vorzug vor den S'aatsbahnen in Betreff der Kapitalbeschaffung 
einzuräumen sein. Nur bei ausserordentlicher Zerrüttung der Staalsfinanzen 

kann ein t^olcher erheblicher werden Darin zeigt sich jedoch nur 

eine weitere schlimme Folge der schlechten Finanzlage und keinerlei mass- 
gebender und zur Nachahmung auffordernder Vorgang für die prinzipielle 
Entscheidung der Frage.« 
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konkreten Staate zusammengefunden haben — so wird sich doch auch 
heim denkbar best geregelten Privatbahnsystem niemuls diejenige 
Ingerenz der Staatsregierung auf die Tarifpolitik^) und Netzes- 
bildung^) statuieren lassen, tvelche die volkswirtschaftlichen Gesamt- 
bedürfnisse zu befriedigen vermöchte. Und das sind eben die zwei 
entscheidenden Hauptpunkte, welche das üngenügen des Privatbahn- 
systems und seine absolute Unvereinbarkeit mit den Interessen der 
Gemeinwirtschaft in der Praxis am deutlichsten haben erkennen lassen. 
Neben der versuchten Freiheitsbeschränkung der privaten Eisen- 
bahngesellschaften ist noch ein anderes Mittel in mehr oder weniger 
ausgeprägter Form oft zur Anwendung gekommen, mit dem man das 
gemeinwirtschaftliche Interesse hat zur Geltung bringen wollen: Die 
direkte oder indirekte Übernahme lediglich des l^etzausbaues und der 
TsLTifermässigung in der Hauptsache auf die Schultern des Staats.^) 
Selbst wenn es nun aber auch einen Staat gab?, der diese Last in 
einer die gemeinwirtschaftlichen Bedürfnisse annähernd befriedigenden 

J) Siehe Wagner, I. c , § 275« Wagner dedueirt auf diesem Gebiet einen 
natürlichen Vorzug der Staatsbahn, die wenigstens nicht durch ihr ganzes 
Wesen genötigt sei, den rein gewerblichen Standpunkt einzunehmen» Eine 
Privatbahn werde freiwillig immer nur solche Tarifreduktionen vornehmen, 
bei welchen sie infolge des verhällnismässig stärker steigenden Verkehrs 
doch eine höhere Rente erziele. Sie aber zu zwingen, unter diesen Salz 
herabzugehen, dazu gebe es Hülfsmlttel von nur selir zweifelhaftem Werte. 
Denn mit Ma^imaltarifen weide nur eine Grenze für eine mögliche mono- 
polistische Ausbeutung nach Oben zu gezogen, mehr nicht. Auch die freie 
Konkurrens wirke thatsächlich gerade im Eisenbahnwesen, wie in so vielen 
anderen Fällen, nicht immer so, wie es eine einseitige Theorie annehme. 
Denn soweit und solange neben dem natürlichen faktischen Monopole der 
Eisenbahnen überhaupt von Konkurrenz noch die Hede sein könne, dauere 
diese doch nur so lange, als es deii Konkurrenten nicht passender erscheine, 
sich über gleichmässige höhere Tarife zu verständigen, oder bis etwa die 
Konkurrenzlinien durch Fusion in eine Hand kommen, 

3) Siehe Wagner S. 671 und 673: »Erwerbsgesellschaften wählen regelmässig 
die besten auch wohl die am leichtesten zu ballenden Routen zuerst aus, 
namentlich im Beginn einer Hahnl auperiode in einem Lande. Dagegen ist 
auch nichts einzuwenden, weil solche Routen oft die volkswirtschaftlich 
wichtigsten sein werden. Allein die Folge dieses Vorgehens ist, dass sich 
später für weniger gute Routen keine Privatunternehmer finden, dass grosse 
Lücken im Bahnnetze bleiben und dem letzteren Planmässigkeit und Ein- 
heitlichkeit fehlt Uebernimmt dag»'gen der Staat das ganze Bahn- 
wesen, so kann er ein einheitliches und planmässiges Bahnsystem entwerfen, 
die schlechteren Linien mit den Ueberschüssen der besseren tragen und 
das Land vollständiger und doch auch gleichmässiger mit Bannen versehen,« 

*) Darauf hinaus kommt in der Praxis das von Sax theoretisch so verluhrerisch 
konstruierte System der »regulirten Privatunternehmung«, bez. der »dele- 
gierten Verwaltung«. Sax gelangt denn auch (S. 554 I.e.) in seiner Theorie 
zur iSotwendigkeit der Kapitalbeteilii^ung des Staats an den Privatbahnen, 
namentlich in der Form »vorschussweiser« Zinsengarantie. Die heillosen 
Erfahrungen, welche verschiedene Länder mit dieser gemacht, muss er dann 
folgerichtig, aber aller Wirklichkeit entgegen, nur als thatsächliche, nicht 
als notwendige Schäden erklären (S. 556J. 
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Weise längere Zeit zu tragen vermöchte — wie kann man es denn 
rechtfertigen, dass die Allgemeinheit eine solche Bürde schleppe, nur 
um einer verhältnismässig kleinen Anzahl von Bevorzugten die Ein- 
künfte eines Geschäfts, das in ihren Händen seiner Aufgabe nicht 
mehr gerecht werden kann und eben darum in dieser Form seine 
Existenzberechtigung verloren hat, für alle Zukunft sicher zu stellen ? 
Auf die Dauer hat sich denn auch dieses ,, System'* bis jetzt nirgends 
halten können, ohne die seiner Natur innewohnenden schweren Schäden 
auch thatsächlich zu erzeugen, in der Praxis ist es daher, wo immer 
es aufgetaucht ist, entweder bald beseitigt oder doch nur durch die 
kaum überwindliche Macht der Privilegierten etwas länger aufrecht 
erhalten worden. 

So ist es denn nicht etwa ein abstrakt theoretisches System, 
sondeiTi vielmehr die ureigenste Natur des neuen Verkehrsmittels, 
welche de-sen Eintritt in die Sphäre der Gemeinwirtschaft und als 
Folge das Staatsbahnsystem^) zu einer absolut notwendigen und 
unvermeidlichen Entwicklungsstufe in der Geschichte des Eisenbahn- 
wesens hat werden lassen. Und zwar das reine Staatsbahnsystem, 
das alle Eierschalen spekulativer Herkunft abgestreift hat. 

Wenn man hie und da geglaubt hat, im „ Verpachtungssystem *^) 
oder im „gemischten System ''^) die endgültige und zweckmässigste 
Lösung der Eisenbahnsystemsfrage gefunden zu haben, so zeigt uns 
die Geschichte, besonders die Beispiele einerseits von Holland und 
Italien, anderseits u. a. von Belgien, Bayern, Preussen, Sachsen und 
Dänemark, dass beide Formen höchstens als Ubergangsmassregel von 
praktischem Werte gewesen sind. 

Die Entwicklung des Privatbahnsystems von mehr Ofier weniger 
Freiheit aus durch versuchte Kegelung hindurch zum Staatsbahnsystem, 
wie sie nicht überall eine vom gleichen Anfangspunkt ausgehende, 
gleich schnelle und cootinuirliche war, zeigt sich uns auch nicht als 
eine immer durch dieselben Formen und Erscheinungen hindurch- 
gehende, natürlich: die geographischen Bedingungen, die wirtschaft- 

1) Siehe auch Wagner a. a. 0., wo or S. 667 schreibt, dass den Ausschlag 
für Staatsbahnen \ort\eh\)\\'\c\i die Kr\väy;ungen »vom Standpunkt des allge- 
mein volltswirlschafi liehen, des Verteilungs- und des sozialpolitischen 
Interesses« geben. »Es lässt sich nachweisen, dass de Summe der materiellen 
Interessen und daher der ölvonotnischen und sozialen Macht, welche das 
Eisenbahnwesen in sich vereinigt, zu gross ist, als dass die bürgerliche 
Gesellschart diese Institution den Privalwirlscliaften überlagsen kann. Das 
gilt auch gegenüber dem /S!ow?'scheri Plan der an Aktiengesellschaften über- 
tragenen (»delegirten«) geraeinwirlschaftlichen Verwaltung der Eisenbahnen.« 

2) V^gl. Sax in Schönbergs Handbuch, 1. c. S. 556 und 557. 



— 237 — 

liehen und politischen Verhältnisse und Anschauungen wechseln von 
Erdteil zu Erdteil und Land zu Land. Aber die Bewegung im allge- 
meinen ist nicht zu leugnen, sie lässt sich überall, hüben und drüben, 
in Monarchieen und Republiken, verfolgen und allenthalben ist sie doch 
in der .Hauptsache von dem einen volkswirtschaftlichen Gedanken 
beherrscht, das aus der technischen Natur der Eisenbahn sich unver- 
meidlich ergebende und ökonomisch auch allein als zweckmässig 
erkannte immer mehr auswachsende Eisenbahnmonopol für die Gemein- 
wirtschaft zu vindizieren.') Und die Bewegung hat schon in einer 
derart grossen Zahl von Staaten den Sieg des Staatsbahnsystems zur 
Folge gehabt, dass man wohl sagen kann : Das in seinem Können und 
Wollen natürlicherweise beschränkte Privatbahnsystem, das so oft 
ohne Beihülfe des Staats ein Land nicht einmal mit den ersten und 
hauptsächlichsten Linien zu versehen vermocht, das sich um so unge- 
nügender und unfähiger erwiesen hat, je mehr die Anforderungen 
zunahmen, welche die Gemeinwirtschaft an die Schienenstrassen 
zu stellen gezwungen war, ist heutzutage als allgemein und dauernd 
mögliches System von der Erfahrung gerichtet. 

Wenn auch in der Mehrzahl der verschiedenen Länder und Erd- 
teile herrschend, ist nun allerdings das Staatsbahnsystem noch nicht 
überall eingeführt. Denn zum ersten ist die Entwicklung des Eisen- 
bahnnetzes noch lange nicht allenthalben zu einer alle wirtschaftlichen 
Verhältnisse eines Staates monopolistisch beherrschenden Bedeutung 
vorgeschritten. Sodann darf man nicht vergessen, dass die Eisenbahn- 
gesellschaften, mit dem Wachsen ihrer wirtschaftlichen Rolle auch 
in sozialer und politischer Beziehung immer mächtiger geworden, 
dem Vordringen des gemeinwirtschaftlichen Interesses jedesmal ver- 
zweifelten Widerstand entgegensetzten, so dass da und dort die fast 
uneinnehmbare politische Machtstellung derer, welche das Eisenbahn- 
monopol auf Kosten der Allgemeinheit auszunutzen in der Lage waren, 
den, wenn nicht ausschliesslichen, so doch entscheidenden Grund davon 
bildete, dass die Privatbahnverstaatlichung für einige Zeit noch hat 
hinausgeschoben werden können. Endlich haben wohl auch besondere 

1) Wir betonen dies besonders gegenüber Wagner, 1. c. S. 667, 695, 698, wo 
er eine im Ganzen prinziplose geschichtliche Entwicklung des Eisenbahn- 
wesens behauptet, u. E. enischieden mit unrecht. Doch zeigt ein Ueberblick 
über die Entwicklung des Eisenbahnwesens und der Systemsfrage auch 
nach Wagner, dass das Sixiotshau- und Staatsbetriebsprinzip, wenn es 
bis jetzt auch noch nicht zu seinem völligen Sieg in d^r europ.-amerik. 
Culturwelt gekommen sei, doch immer mehr an Boden in Theorie und 
Praxis gewonnen habe. (S. 720 a. a. 0.) 
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und manchmal abnorme — namentlich finanzielle und politische')*) — 
Verhältnisse des konkreten Staats einen retardirenden Einfliiss gehabt. 
Aber gerade in denjenigen zwei Punkten, an denen das Privat- 
bahnsystem hauptsächlich gescheitert ist — wir meinen die Frage 

*) Vgl. Cohn, Volkswirtsch. Aufe., I.e., S. 72 und 87: »Es war eine politische 
Nut und nicht eine ökonomische Tuii:end und uoch viel weniger eine poli- 
tische Tugend, wenn je nach dein Zwange der eigentümlichen Vorfassnngs- 
und Verwalturigszustande der englische Staat, die Schweiz, Frankreich und 
vollends die SUatcn des Ostens das erste Menscheoalter der Eisenbahnen 
in den Händen von Aktiengesellschaften hingehen Hessen. Und es ist durch- 
aus eine positive Frage der besondern Staatszustande, wenn heute oder 
fernerhin, hier oder dorl, die Entscheidung zu treffen ist, ob die Zeit für 
die Staalsverwallung der Eisenbahnen gekommen ist oder nicht. Der Not- 
k'hetf von Aktien Unternehmungen für das Eisenbahnwesen ist aas den 
verschiedensten politischen Gründen je nach den bes«Mideren Zuständen des 
besondorii Staates gerechtfertigt, so oft politische Gründe dieser oder jener 
Art da sind, welche einem Slaatsbahnsystem zur Zeit im Wege stehen. In 
England war es die Verfassung des Seifgovernment mit dürftig entwickelter 
Zentralverwaltung, welcher alle Traditionen für eine solche neue Aufgabe 
wie das Eisenbahnwesen fehlten. In der Schweiz war es das zur kantonalen 
Autonomie gesteigerte Seifgovernment (oder historisch richtiger die zum 
Seifgovernment noch nicht herabgedrückte kantonale Autonomie) der Stücke 
des Ganzen und der Mangel einer ausreichenden Zentralisation selbst für 
dieses kleine Ganze. In andern Ländern waren andre Gründe massgebend.« 

•) Politische Gründe, teilweise und relativ wohl oft gerechtfertigt, teilweise 
aber auch Vorurteile, haben fast überall in der Eisen bahngeschichte einen 
gewichtigen Einfluss gegen das reine Staatsbahnsjstem geäussert. Wir er- 
innern an die Beispiele von Holland, Italien und Frankreich. Vgl. Paul 
Leroy-Beaulieu, Trait6 De l^a Science Des Finances: p. 95 et 96: >I1 ne 
faut pas charger l'Etat de trop de responsabilit^ : il ne faut pag non plus 

accrottre d'une mani^e ind^finie le nombre de ses employ^ . 

G'est surtout par ces raisons politiques et sociales que nous repoussons 
Texploitation directe des chemins de fer par TEtat.« Die Anhänger dieser 
Argumente vergessen meist die oft geradezu u/ngeheuerlichen Schäden, 
welche das Prtvatbahnsystem auch in politischer Beziehung notwendig im 
Gefolge gehabt hat! Siehe auch Wagner, l c. S. 692: »Die grossen Eisen- 
bahncompagnieen der Neuzeit, die doch unvermeidlich sind, wenn man die 
endlose Zersplitterung der Verwaltung vermeiden will, erlangen leieht eise 
bedenkliche Macht, bilden förmlich Staaten im Staate.« So kommt derselbe 
Schriftsteller, S. 694, zu dem Schluss. dass auch die politische, socialpolitische 
und ethische Seite der Frage »minaestens nicht gegen Staatsbahnen, eher 
entschieden für sie« spricht. Und was speziell die Staatsangestellten angeht, 
so soll hier nur das eine bemerkt werden, dass beim Staatsbahnsystem die 
Dienstverhältnisse mit den Angestellten entschieden befriedigender geregelt 
werden können als beim System von Aktiengescllschaftsbahnen. Dadurch 
treten, wenn auch nicht Lohnbewegungen, so doch Arbeitseinstellungen 
und die dadurch herbeigeführten Verkehrsstörungen bei Staatsbahnen von 
vornherein weniger leicht in den Kreis der Wahrscheinlichkeit und sind 
in der That bis jetzt nirgends bekannt geworden. Dagegen wird es wohl 
überflössig sein, an den Streik der Angestellten der schweizerischen Nord- 
oslbahn (vom 12. und 13. März 1897, vgl. darüber die schweizerische und 
ausländische Tagespresse dieser Zeit) und an die frühern Eisen bah neraus- 
stände in Amerika (der neueste in der Mitte des Jahres 1894, mit Chicago 
als Gentrum ; ausführliche Litteratur über diese Amerikanervorkommnisse 
ist mir allerdings nicht bekannt) besonders zu erinnern. Die beim Privat- 
bahnsystem unbestreitbar grössere Möglichkeit von Arbeitseinstelltmgen 
und Verkehrsstörungen, wenn sie auch nicht zu den entscheidenden Gründen 
für das Staats bahnsystem gehören mag, ist doch in der Zeit der Arbeiter- 
organisation zu bedeutungsvoll, um einfach übergangen zu werden. Dies 
scheint mir bis jetzt sehr oft geschehen zu sein. 
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systematischer und yoUständiger Netzesbildung und die Tarifpolitik — 
begiDBen die vorgeschrittensten Staatsbahnsysteme der Gegenwart die 
Erwartungen der Gemeinwirtschaft zu rechtfertigen und erfüllen. 

Stockte in Privatbahnländern von einem gewissen Punkte an der 
Eisenbahnbau fast gänzlich, und zwar im Widerspruch mit auf die 
Dauer unabweislichen Bedürfnissen, konnten anderswo die Nebenbahnen 
erst hergestellt werden, als der Staat das Risiko für ihre Erträge 
übernommen und den Bau durch Gewährung von Zuschüssen zu unter- 
stützen beschlossen hatte, sehen wir dem entgegen in den meisten 
Staatsbahnländern den Ausbau des Netzes, wenn nicht wie vor allem 
in Preussen und andern deutschen Staaten schon erfolgreich durchge- 
führt, so doch im besten Gange.*) Auf dem Gebiete der Tarif bildung 
in gemeinwirtschaftlichem Sinne sodann sind bis jetzt vor allem die 
Staatsbahnländer Belgien, Ungarn und Österreich mit bahnbrechenden 
Eeformen erfolgreich vorangegangen. 2) Auch nach andern Eichtungen 
hin^) haben sich gutgeregelte Staatsbahnsysteme der Gegenwart selbst 

^) Siehe auch den Artikel Lokalbahnen bei BöUy 5, S. 2262 ff. und die ibidem 
S. 2^2 angegebene Lilteratur. Vg]. überdies eine Abhandlung von Müller: 
Die Entwicklung der Lokalbahnen in den verschiedenen Ländern, in 
Schmollers Jahrbuch 1891, S. 392—445. 

*) üeber das Tarifwesen vgl. besonders die im Laufe unserer Darstellung 
zitierten W^erke von Franz Ulrich^ Lehr, Laamhardt, Engel Siehe auch 
Schönbergs Ha/ndbuch, 1. c, S. 564 £f. Erwähnt sei hier nur noch, dass 
bereits der Gedanke aufgetaucht isf, die Eisenbahnen derart in den Dienst 
der Massen zu stellen, dass die Taxenermässigung bei den Selbstkosten des 
Staates nicht Halt macht und der so entstehende Ausfall durch Steuern 
gedeckt wird. In England hat sogar ein Herr jß. A, Cooper in einer kleinen 
Broschüre »Free railwav traveU (^London 1891) den Vorschlag gemacht, 
dass der Staat die sämtlichen englischen Bahnen ankaufen und sie dann 
dem Publikum zur freien Benutzung, wie Landstrassen, übergeben möge. 
Cooper berechnet, dass in England gegenwärtig jeder Reisende für 8 leere 
Plätze bezahle. Wenn der Staat aber die Eisenbahnen kaufe und betreibe, 
könnten für weniger Geld als jetzt ein Sitzplatz koste, 9 Sitzplätze den 
Reisenden zur Verfügung gestellt werden, und die Kosten hiefür könnten 
ohne Bedenken dun^h Steuern aufgebracht werden, da sie jetzt ja auch 
bereits vom englischen Volk aufgebracht würden in Form der Eisenbahn- 
fahrgclder. Aus dem freien Reisen würden die grössten sozialen und wirt- 
schaftlichen Vorteile für das ganze Land sich ergeben. 

') Sicherlich haben sich in der Praxis da und dort auch wohl Nachteile des 
Staatsbahnsystems gezeigt. Aber man vergesse nicht, dass diese Nachteile 
nicht notwendige und aller Korrektur spottende sind, im Gegensatz zu 
denen des Privatbahnsystems! Dann kann auch mit der Thatsache vorge- 
kommener Veräiisserung von Staatsbahnen nicht erfolgreich gegen uns 
argumentiert werden. Wir wiederholen da nur, was Wagner (a. a. 0. S. 696) 
schreibt, dass es meistens nur fremdartige Grimde waren, namentlich die 
aiis ganz anderen Ursachen cUs etwa aus der Eisenbahnpolitik entstandene 
Finanznot des Staats, welche zur Veräusserung bereits vorhandener Staats- 
bahnen hie und da geführt haben. »Der principielle Grund, welcher auch 
in Staaten mit wohlgeordnetem Haushalt in neuerer Zeit so oft zur Ver- 
äusserung von Feldgütern, Berg- und Hüttenwerken, Fabriken u. s. w. 
geführt hat: dass der Uebergang dieses werbenden Vermögens aus dem 
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den relativ besten Privatbahnsystemen überlegen gezeigt, namentlich 
durch die Vorteile für Betriebskosten, sowie Schnelligkeit, Pünktlich- 
keit und Einfachheit des Verkehrs, welche die einheitliche Verwaltung 
aller Bahnen eiies Landes ermöglicht.*) 



Staats- in das Privateigentum und aus der Staatsverwaltung in die Privat- 
verwaitung wünschenswert oder selbst notwendig im volks- und Staats- 
wirtschaftlichen Interesse sei, dieser Grund hat notorisch bei den vorge- 
kommenen Yeräusserungen von Staatsbahnen nicht mitgewirkt.« 

1) Vgl. Wcufner, 1. c, S. 687: »Gerade hier sind mit der Verstaatlichung von 
Privatbahnen in Preussen bereits manche Reformen möglich geworden.« 
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